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Der 3. Oktober 1990 vollendete – nicht nur, aber insbesondere aus deutscher 
Sicht – die Jahrhundertzäsur 1989/90. Was binnen eines Jahres geschah, war 
Weltpolitik im Zeitraffer: Ausgelöst vom Reformkurs Michail Gorbatschows 
in Moskau (Glasnost und Perestroika) und dem dadurch forcierten politischen 
„Tauwetter“ in Polen und Ungarn erreichte der „Wind of Change“ (der viel-
mehr ein Orkan war) im Sommer 1989 die DDR.1 Das Zusammenspiel von 
Ausreisebewegung und Massenprotesten („Exit und Voice“2) fegte zunächst 
den Glauben in die Unveränderbarkeit der kommunistischen Diktaturen, dann 
die SED-Führung im Politbüro und im Zentralkomitee und schließlich am 9. 
November die Berliner Mauer – die Frontlinie des Kalten Krieges und das 
Symbol der deutschen Teilung – hinweg. Aus dem kommunistischen Vasal-
lenstaat DDR entstand (für kurze Zeit) eine lebendige Demokratie, anstelle 
der SED-Herrschaft trat gesellschaftlicher Pluralismus; Rechtssicherheit und 
Marktwirtschaft ersetzten staatliche Willkür und das sozialistische Plan-
modell. 
 Seit 25 Jahren ist Deutschland nun vereint. Damals wie heute steht das 
Land vor gewaltigen Bewährungsproben – die Integration von 16 Millionen 
Menschen eines politisch geschundenen und wirtschaftlich maroden Systems 
in die freiheitlich-demokratischen Strukturen der Bundesrepublik stellte eine 
ähnliche Herkulesaufgabe dar, wie sie heute aus dem anhaltenden Ansturm 
hunderttausender Flüchtlinge resultiert. Doch nicht nur Deutschland an sich 
ist seit dem Beginn des 21. Jahrhunderts innen- und außenpolitisch vielfältig 
herausgefordert, sondern auch die wissenschaftliche Befassung mit Fragen 
des nationalen Selbstverständnisses. Das betrifft aus Sicht der Deutschland-
forschung speziell das Zusammenwachsen des östlichen und des westlichen 
Landesteils. Hier existiert nach wie vor großer Dissens bei der Bewertung der 
Entwicklung. Einerseits werden manche Unterschiede zwar kleiner, jedoch 
heißt andererseits geeint längst nicht überall einheitlich. So verweist ein Teil 
der Scientific Community auf die nach wie vor markanten Unterschiede zwi-
schen beiden Regionen, so z. B. bei Löhnen, Arbeitsplätzen, bei den Partei-
bindungen und im Wahlverhalten sowie bei Fragen der politischen Kultur, 
                                           
1  Vgl. ausführlich Tom Thieme, Eliten und Systemwechsel. Die Rolle der sozialistischen 
Parteiführungen im Demokratisierungsprozess, Baden-Baden 2015. 
2  Albert O. Hirschmann, Exit, Voice and Loyalty. Responses to Decline in Firms, Organiza-
tions and States, London u. a. 1970. 
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also den Werten und Einstellungen der Bürger zum politischen System der 
Bundesrepublik.3 Andere betonen hingegen, dass ein Mindestmaß an Über-
einstimmung längst erreicht sei und regionale Unterschiede – z. B. zwischen 
Nord und Süd oder zwischen Stadt und Land – den Ost-West-Gegensatz 
überlagern würden.4  
 Keine der beiden Perspektiven ist richtig oder falsch – das Urteil hängt 
vom Maßstab der Bewertung ab: Wer die Messlatte zu hoch ansetzt und auf 
Unterschiede abzielt, wird immer Differenzen feststellen können. Gleichwohl 
gibt es diese nicht nur zwischen Ost- und Westdeutschland: Auch Hamburger 
und Münchener oder – geographisch noch viel näherliegender – Bayern und 
Franken oder Schwaben und Badener trennen manchmal Welten. Wer umge-
kehrt auf Gemeinsamkeiten abstellt, dem entgehen möglicherweise die nach 
wie vor markanten Gegensätze, die einer „vollendeten“ (was immer das hei-
ßen mag) inneren Einheit entgegenstehen. Klar ist auch: Deutschland hat sich 
in den vergangenen 25 Jahren tiefgreifend und vielfältig gewandelt. Doch 
nicht jeder Wandel ist zugleich wiedervereinigungsbedingt – man denke ne-
ben den längerfristigen gesellschaftlichen und kulturellen Veränderungen 
(Stichwort Wertewandel) an die gewaltigen Verwerfungen durch neue Infor-
mations- und Kommunikationsprozesse („Digitale Revolution“). Trotz der 
auch 25 Jahre nach der deutschen Einheit anhaltenden Kontroversen um eine 
„neue“ oder „erweiterte Bundesrepublik“, um eine „Bonner“, „Berliner“ oder 
gar „Dritte Republik“, um ein oder zwei Deutschlands, hat sich die Diskussi-
on um das Zusammenwachsen der Bundesrepublik zu einem der produktivs-
ten Felder der gegenwärtigen Deutschlandforschung entwickelt.5 Die Ent-
wicklungen Deutschlands in den vergangenen 25 Jahren auf ausgewählten 
Politikfeldern nachzuzeichnen und den Stand der inneren Einheit vor dem 
                                           
3  Vgl. statt vieler Jürgen W. Falter u. a. (Hrsg.), Sind wir ein Volk? Ost- und Westdeutschland 
im Vergleich, München 2006; Rainer Geißler, Die Sozialstruktur Deutschlands, 7. Aufl., 
Wiesbaden 2014. 
4  Vgl. Tom Thieme, Sind wir ein Volk? Zur demografischen Entwicklung in Deutschland seit 
der Wiedervereinigung, in: Deutschlandarchiv Jahresband 2015, Bonn 2016, S. 72-81; Tom 
Mannewitz, Politische Kultur und demokratischer Verfassungsstaat. Ein subnationaler Ver-
gleich zwei Jahrzehnte nach der deutschen Wiedervereinigung, Baden-Baden 2015. 
5  Vgl. aus unterschiedlicher Perspektive Hans-Jörg Hennecke, Die dritte Republik. Aufbruch 
und Ernüchterung, München 2003; Manfred Görtemaker, Die Berliner Republik. Wieder-
vereinigung und Neuorientierung, Berlin 2008; Eckhard Jesse/Eberhard Sandschneider 
(Hrsg.), Neues Deutschland. Eine Bilanz der deutschen Wiedervereinigung, Baden-Baden 
2008; Jens Hacke/Herfried Münkler (Hrsg.), Wege in die neue Bundesrepublik. Politische 
Mythen und kollektive Selbstbilder nach 1989, Frankfurt a. M./New York 2009; Heike 
Tuchscheerer, 20 Jahre vereinigtes Deutschland: eine „neue“ oder „erweiterte“ Bundesre-
publik, Baden-Baden 2010.  
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Spannungsverhältnis von anhaltenden Ost-West-Unterschieden und quasi 
„natürlichen“ regionalen Unterschieden zu analysieren, ist Gegenstand dieser 
Studie. 
 Die Beiträge entstanden im Rahmen des Kompaktseminars „25 Jahre 
deutsche Einheit“ im Masterstudiengang „Politik in Europa“, das am 19./20. 
Juni 2015 an der Technischen Universität Chemnitz stattfand. Der Band stellt 
den zweiten Teil einer „Bilanz-Reihe“ dar: Bereits im Wintersemester 2014/ 
2015 gingen die Studierenden im Seminar „25 Jahre Systemtransformation in 
Osteuropa“ den Auswirkungen des Epochenbruchs 1989/90 nach.6 Das Vor-
gehen hat sich grundsätzlich bewährt: Das Seminar in Form einer wissen-
schaftlichen Konferenz durchzuführen, sollte einerseits auf die Ausbildung 
berufsspezifischer Kompetenzen abzielen: die Organisation und Durchfüh-
rung einer Tagung, die Beteiligung daran als Referenten und Moderatoren, 
die offene (und zum Teil scharfe) kritische Auseinandersetzung mit den Kon-
zeptionen, Ergebnissen und Interpretationen der Beiträge sowie schließlich 
die Abfassung von wissenschaftlichen Aufsätzen nach kleineren inhaltlichen 
(„roter Faden“) und größeren formalen (Umfang, Zitierregeln) Vorgaben. 
Andererseits erwies sich gerade das Angebot, selbstgewählte Problemstellun-
gen anstelle vorgegebener Themen zu „beackern“ und somit ein intrinsisches 
Interesse zu wecken, erfolgversprechend. Wie im Vorjahr dominierten nicht 
Standardfragen, z. B. Bilanzen klassischer Politikfelder wie Innen-, Außen- 
und Wirtschaftspolitik, sondern vielmehr aktuelle Problembereiche und Ni-
schenthemen, deren tiefergehende Bearbeitung aufgrund ihres engen Fokus 
im Rahmen wissenschaftlicher Vorträge besser geeignet zu sein schien als die 
Konzentration auf breite Themen: Politische Kultur und regionale Befind-
lichkeiten, Migrationspolitik und deren Kehrseite in Form von rechtspopulis-
tischen Aufwallungen, Bildungspolitik, Demographie und Kinderarmut in 
Ost wie West. 
Zugleich lässt sich bekanntermaßen aus Erfahrungen am besten lernen. 
In der abschließenden Seminarkritik zum ersten Kompaktseminar im Januar 
2015 wurde vor allem die Heterogenität der Vortragsthemen beanstandet –
inhaltlich (neben Politikfeldanalysen auch die Behandlung von spezifischen 
Polities und Politics) wie räumlich (die gesamte postkommunistische Hemi-
sphäre). Beide Monita ließen sich minimalinvasiv (durch den Fokus auf den 
Policy-Bereich) bzw. zwangsläufig (durch die Konzentration auf Deutsch-
land) wenden. Entsprechend enger war das Augenmerk der Vorträge und der 
                                           
6  Tom Thieme (Hrsg.), 25 Jahre Systemtransformation in Osteuropa, Bilanz und Perspekti-
ven, Chemnitz 2015.  
Tom Thieme 
10 
eingereichten Aufsätze. Zwei Referenten befassten sich mit der Entwicklung 
von Demokratie und Rechtsextremismus, den Veränderungen in Umgang und 
Wahrnehmung sowie mit ostdeutschen Besonderheiten. Es folgten – quasi 
spiegelbildlich – drei Beiträge zur hiesigen politischen Kultur: ein Vergleich 
der politischen Partizipation in Ost und West, eine Analyse der Unterschiede 
und Gemeinsamkeiten mit Blick auf die deutsch-deutsche Vergangenheit und 
eine Studie zu den soziostrukturellen Spezifika der Ostdeutschen im geeinten 
Deutschland. Am zweiten Tag dominierten Politikfeldanalysen, strukturiert 
in vier Zweier-Panels: 1) Minderheitenpolitik: zum einen die Entwicklung 
der Minderheitenpolitik seit 1990, zum anderen der Wandel der politischen 
und rechtlichen Situation von Homosexuellen; 2) Kinder- und Jugendpolitik 
mit Studien zur Entwicklung der Kinderarmut und der Bildungspolitik seit 
1990; 3) Finanz- bzw. Sozialpolitik: hier ein Vergleich der Haushaltpolitiken 
der Bundesländer, da eine Untersuchung der differenzierten innerdeutschen 
Bevölkerungsentwicklungen und 4) der Blick auf die außen- und sicherheits-
politischen Verschiebungen Deutschlands in den vergangenen 25 Jahren. Die 
acht besten verschriftlichten Arbeiten – allesamt mit dem Prädikat sehr gut 
oder gut benotet – finden sich in diesem Band wieder. 
 Zu den Beiträgen: Ausgangspunkt der theoretischen Überlegungen von 
Patrick Keller ist die deutsche Wiedervereinigung – dem Symbol für das En-
de der Blockkonfrontation zwischen Ost und West, des Triumphs liberaler 
Marktwirtschaft und demokratischer Freiheitsrechte. Zugleich habe der Fall 
des Kommunismus den globalen Kapitalströmen radikale Möglichkeiten zur 
Expansion ihrer Macht eröffnet: Politik richte sich nach den Bedürfnissen des 
Marktes, was zum Leitmotiv von Politik und Gesellschaft geworden sei. Da 
Marktbedürfnisse in einem Spannungsverhältnis zu Demokratieprinzipien 
stünden, betreibe die Politik ihre eigene Ent-Demokratisierung. Die deutsche 
Einheit markiere entsprechend den Beginn einer neuen Phase des Kampfes 
um Demokratie, die vom Markt bedroht ist. Der Beitrag verfolgt die These, 
dass im Rahmen der Euro-Finanzkrise die subversiven Mechanismen und 
Kräfteverhältnisse zu Tage traten, die Demokratie sowohl in institutioneller 
wie in widerständiger Form neutralisieren und fragt nach den Möglichkeiten 
einer alternativen Form von Demokratie. 
 Oliver Ulke untersucht die inhaltlichen Dynamiken der Diskurse zur 
deutschen Einheit. Er geht der Frage nach, inwieweit sich die inhaltlichen 
Schwerpunkte der Reden zum Jahresbericht der Bundesregierung zum Stand 
der Deutschen Einheit von 1997 bis 2014 verändert haben. Dazu analysiert er 
die Bundestagsreden der Bundestagsparteien in drei Bereichen: institutionell-
staatlich, kulturell-mental und wirtschaftlich-sozial. Seine Hypothese lautet: 
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Bundestagsreden sind eher von Tagespolitik und weniger von langfristigen 
Positionen oder Einstellungsmustern gekennzeichnet. Im Ergebnis bestätigt 
sich die These jedoch nur teilweise. Bei den Redebeiträgen zeigte sich eine 
tendenzielle Homogenität bei den thematischen Schwerpunkten. Von zentra-
ler Bedeutung für die jeweiligen Parteien sind ferner die Stellung als Regie-
rungs- oder als Oppositionspartei sowie das ideologische Selbstbild der Par-
teien. Seit 2010 wurden stärker Grauzonen bei der Fokussetzung erkennbar. 
 René Seidel untersucht die politische Partizipation vergleichend in Ost- 
und Westdeutschland im Zeitraum von 1990 bis 2014. Ausgehend von der 
Überlegung eines Aufeinanderprallens von zwei politischen Kulturen mit je-
weils spezifischen Merkmalen hinsichtlich der politischen Beteiligung wird 
überprüft, welche Veränderungen sich in den vergangenen 25 Jahren mit 
Blick auf die partizipativen Elemente der politische Kultur(en) ergaben. Ent-
lang der verschiedenen politischen Handlungsformen analysiert Seidel, wel-
che Beteiligungsmöglichkeiten in beiden Landesteilen präferiert werden und 
welches Ausmaß die politische Partizipation jeweils annimmt. Im Ergebnis 
stellte sich die Situation in Ostdeutschland nur wenige Jahre nach der Wie-
dervereinigung anders dar als hypothetisch angenommen. So konnte bereits 
in den 1990er Jahren ein Partizipationsverhalten festgestellt werden, das die 
Ostdeutschen als den politisch aktiveren Bevölkerungsteil kennzeichnet. 
 Nico Rudolf geht in seinem Beitrag noch immer bestehenden zentralen 
soziostrukturellen Unterschieden zwischen Ost- und Westdeutschland nach. 
Die Differenzen bestehen auf der materiellen Ebene (niedrigeres Vermögens 
und Einkommensniveau) und auf der ideellen Ebene (egalitäres politisches 
Denken, hoher Grad an Religionsferne). In der Elitenrepräsentation existieren 
ebenfalls große Unterschiede zwischen beiden Landesteilen. Im Gegensatz zu 
anderen Studien werden die „den Ostdeutschen konstituierenden Merkmale“ 
nicht nur aufgezeigt, sondern in den Bezug zu politischen Entscheidungen 
gesetzt. Rudolf weist nach, dass die besondere Lage der Ostdeutschen nicht 
nur eine Frage der regionalen und historischen Herkunft ist, sondern noch 
immer seien Ostdeutsche soziostrukturellen Benachteiligungen durch die Po-
litik ausgesetzt. Diese Erkenntnis gelte es zu beachten, wenn es um die ost-
deutsche Politik-Skepsis gehe. 
 Selten betrachtete Felder bei der Bilanzierung der deutschen Einheit 
stellen die Zuwanderung bzw. die Zuwanderungspolitik dar, die in der DDR 
kaum und in der BRD vor 1990 eine gewichtige Rolle gespielt haben. Der 
Beitrag von Sebastian Lori analysiert die Entwicklungen und Konsequenzen 
für Ostdeutschland seit 1990. Unter Verwendung migrationssoziologischer 
Erkenntnisse zeigt er die strukturellen Herausforderungen, ökonomischen 
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Vorbedingungen und sozialen Vorbehalte gegenüber Migration im Osten auf. 
Nach Lori stünde der auf den Westen ausgerichteten Zuwanderungspolitik 
der Bundesregierung ein breiter Zuwanderungsskeptizismus in den östlichen 
Bundesländern gegenüber. Vor dem Hintergrund der aktuellen Verschärfung 
sei mehr denn je eine gesamtdeutsche Lösung gefordert, die einem möglichen 
ostdeutschen Sonderweg entgegenstehe. 
 Tina Kilian geht der Frage nach, wie die Bundesrepublik und die DDR 
vor 1990 mit dem Thema Homosexualität umgingen. Gleichgeschlechtliches 
sexuelles Verhalten in Deutschland war für lange Zeit durch Verfolgung und 
Diskriminierung gekennzeichnet. Erst seit wenigen Jahrzehnten öffnet sich 
das Verhältnis relativer Gleichstellung, Emanzipation und gesellschaftlicher 
Akzeptanz. Nach einer Erklärung der Herkunft und Bedeutung des Begriffs 
werden die rechtlichen Rahmenbedingungen und Emanzipationsbestrebungen 
beider Staaten vergleichend untersucht. Auch werden Einstellungsmuster von 
und gegenüber Homosexuellen analysiert. Abschließend untersucht und be-
wertet die Autorin die rechtlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen nach 
1990. 
 Als einzige Autorin war Liza Ruschin bereits am ersten Band beteiligt 
– sie vergleicht in ihrem Beitrag die Haushaltspolitiken der deutschen Länder 
in Form einer Längsschnittstudie. Das ermögliche Rückschlüsse zur Wirkung 
vergangener Politiken auf die gegenwärtigen Landespolitiken. Explizit geht 
es um die Frage, ob die östlichen Bundesländer 25 Jahre nach der deutschen 
Einheit aufgrund ihrer historischen Erfahrungen eine eher materialistischere 
Haushaltspolitik betreiben als die westlichen. Die Hypothese gründet auf der 
Annahme, dass der Haushalt stets zwischen begrenzten finanziellen Mitteln 
und einer Vielzahl heterogener Interessen ausgleichend wirken muss. Damit 
stellt die Haushaltspolitik ein Spiegelbild vergangener, aber auch aktueller 
gesellschaftlicher Konflikte dar und kann Aufschluss über deren Beschaffen-
heit geben. 
 Besonders erfreulich ist, dass wie im vergangenen Jahr ein Beitrag aus 
der Feder eines Bachelor-Studenten die Aufnahme in den Band geschafft hat. 
Martin Weigold beschäftigt sich mit einem Vergleich der Bildungspolitik und 
der Bildungseinrichtungen in der DDR, der Bundesrepublik vor 1990 sowie 
im vereinten Deutschland. Seine Forschungsfrage lautet: Inwiefern wurde das 
Bildungssystem und die Bildungspolitik des heutigen Deutschlands von den 
bildungspolitischen Grundsätzen der DDR und der Bundesrepublik vor 1990 
beeinflusst? Den Kern seiner Untersuchung bildet eine Strukturanalyse des 
Elementarbereichs, der Sekundarstufen I und II und des tertiären Bereichs, 
um aufzuzeigen, welche Einrichtungen hinzukamen und welche abgeschafft 
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wurden. Ferner findet eine Betrachtung der jeweiligen Bildungsinvestitionen 
statt. Das Ergebnis fällt nicht eindeutig aus – sowohl Prinzipien aus der DDR 
seien übernommen als auch bereits bestehende Einrichtungen und Vorgaben 
der „alten“ Bundesrepublik beibehalten worden. 
 Eingerahmt werden die Aufsätze der Studierenden durch zwei Beiträge 
von Chemnitzer Hochschullehrern: Eckhard Jesse, emeritierter Professor für 
Politische Systeme und Tom Mannewitz, Juniorprofessor für politikwissen-
schaftliche Forschungsmethoden. Jesse gibt in seinem Text zunächst einen 
knappen Überblick über die Teilung des Landes, anschließend erörtert er am 
Beispiel seiner alten und neuen Heimat Sachsen die seitherige Entwicklung. 
Drittens geht es um die gegenwärtige Flüchtlingskrise, deren Bewältigung 
Jesse als eine größere Herausforderung für Deutschland einschätzt als die 
deutsche Einheit. Trotz mancher Härten sei die Wiedervereinigung insgesamt 
als eine Erfolgsgeschichte zu bewerten – politisch, wirtschaftlich und mental.  
 Tom Mannewitz geht der Frage nach, ob sich Ost- und Westdeutsche 
in ihrem Wahlverhalten nach wie vor elementar unterscheiden oder zentrale 
regionale Unterschiede nicht vielmehr anderswo verlaufen (z. B. zwischen 
Nord- und Süddeutschland). Mit Cluster-Analysen zur Wahlbeteiligung so-
wie zu den Ergebnissen der großen Parteien bei der Bundestagswahl 2013 
(CDU/ CSU, SPD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, DieLinke) auf der Landes-
ebene weist Mannewitz nach, dass von zwei verschiedenen Wählerschaften 
in Ost und West keine Rede (mehr) sein kann. Mehrere nachfolgende QCAs 
lassen vermuten, dass die tieferen Gründe der regionalen Heterogenität in der 
sozio-strukturellen Zersplitterung der deutschen Gesellschaft liegen. 
 Abschließend möchte der Herausgeber vielfältigen Dank aussprechen. 
Sowohl die Tagung in Chemnitz als auch dieser Band wären ohne vielfältige 
Unterstützung nicht möglich gewesen. Die Technische Universität Chemnitz 
im Allgemeinen und das Institut für Politikwissenschaft (IfP) im Besonderen 
unterstützten die Organisation und Durchführung der Tagung vielfältig. Den 
Mitarbeitern am Lehrstuhl für Politische Systeme – Angelica Dreger, Felix 
Dümcke, Daniel Rennert und Joseph Walthelm – gebührt großer Dank für ihr 
Engagement bei der Erstellung des Manuskriptes. Wie beim ersten Band gilt 
ein besonderer Dank Frau Cornelia Oertel vom Chemnitz Universitätsverlag: 
für die ausgezeichnete fachliche Betreuung ebenso wie für die stets freund-
liche persönliche Zusammenarbeit. Last but not least möchte der Herausgeber 
allen Teilnehmern der Tagung bzw. den Beiträgern dieses Bandes danken. 
Die vergleichende Konzeption des Bandes und die übergeordnete Fragestell-
ung nach Kontinuität und Wandel in Ost- und in Westdeutschland seit der 
deutschen Einheit verlangten in manchen Fällen nach Konzessionen, deren 
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Umsetzung sich jedoch meist konstruktiv umsetzen ließ. Dass dieser Band 
nun vorliegt, geht vor allem auf die Kompromissbereitschaft und Geduld der 
Beiträger zurück. Dafür Ihnen allen herzlichen Dank. 
 
 Ost und West 25 Jahre nach der Wiedervereinigung 
 




Dieser Beitrag gibt, 25 Jahre nach der deutschen Einheit, die sich so überra-
schend wie schnell vollzog, zunächst einen knappen Überblick über die Tei-
lung des Landes.1 War diese unvermeidlich? Musste sie so lange anhalten? 
Was unterminierte den Warschauer Pakt? Danach wird am Beispiel von 
Sachsen die seitherige Entwicklung beleuchtet. Ist Sachsen in vielerlei Hin-
sicht ein Vorreiter gewesen? Wie lässt sich die Dominanz der Sächsischen 
Union erklären? Schließlich geht es um die gegenwärtige Flüchtlingskrise, 
die eine größere Herausforderung für Deutschland sein dürfte als die „Bewäl-
tigung“ der deutschen Einheit. Wie ist das Verhalten der protestierenden 
Bürger zu beurteilen? Was muss der demokratische Verfassungsstaat tun, um 
die Probleme in den Griff zu bekommen? Der letzte Teil zieht eine Bilanz 
zum letzten Vierteljahrhundert. Wo haben sich Angleichungen vollzogen, wo 
nicht? Das Fazit hebt anhand einiger Bilanzen und Reden zum 25-jährigen 
Jubiläum noch einmal den Erfolg der deutschen Einheit hervor. 
 
2 Die Teilung Deutschlands: Ursachen und ihre Überwindung 
 
Seit 1990 ist Deutschland vereint. Musste es überhaupt zur Teilung des Lan-
des kommen? Die Historiker sind sich uneins, wobei eine Mehrheit davon 
überzeugt ist, sie sei wohl nicht zu verhindern gewesen. Vor 70 Jahren, im 
Mai 1945, kapitulierte die Wehrmacht, nachdem das Dritte Reich, das den 
Zweiten Weltkrieg entfacht hatte und dessen Hinterlassenschaft verheerend 
war, durch ein Zweckbündnis der Westalliierten mit der Sowjetunion in ei-
nem Zweifrontenkrieg bezwungen wurde. Zunächst übertünchten dilatorische 
Formelkompromisse wie auf der Potsdamer Konferenz im Juli/August 1945 
(Demokratisierung, Denazifizierung, Demilitarisierung, Dezentralisierung, 
Deindustrialisierung) die Gegensätze zwischen den Alliierten, doch bald bra-
chen sie offen aus. Einerseits machtpolitisch bedingt, andererseits ideenpoli-
tisch, ließen sie sich nicht dämpfen. Der Kalte Krieg führte im Herzen Euro-
pa zur Teilung Deutschlands. Aus der SBZ entstand die DDR, aus der ameri-
                                           
1  Der Text ist eine teils gekürzte, teils aktualisierte Fassung des folgenden Beitrages: 25 Jahre 
Deutsche Einheit. Vergangenheit, Gegenwart, Zukunft, in: MUT 51 (2015) 10, S. 63-83. 
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kanisch, der britisch und der französisch besetzten Zone die Bundesrepublik 
Deutschland. Die beiden deutschen Staaten sind damit Produkte des Kalten 
Krieges, allerdings mit einem fundamentalen Unterschied: Während es der 
DDR an demokratischer Legitimation gebrach (demokratische Wahlen gab es 
nicht; die Volkserhebung vom 17. Juni 1953 schlug der „große Bruder“ nie-
der), gedieh der Westen Deutschlands demokratisch, begleitet und unterstützt 
von den Westalliierten. Dieser Prozess verlief zwar nicht reibungslos, aber 
kontinuierlich. Die vielen Väter und die wenigen Mütter des Grundgesetzes 
verstanden es als Provisorium. In den 1970er und 1980er Jahren sahen dage-
gen die meisten Menschen im Osten und im Westen die Spaltung Deutsch-
lands wohl für unabänderlich an. 
 Und musste die Teilung Deutschlands so lange anhalten? Es heißt, 
durch die Akzeptanz der berühmten Stalin-Note vom 10. März 1952 seitens 
des Westens wäre die Einheit Deutschlands erreichbar gewesen. In dieser 
Note hatte Stalin den Westmächten freie Wahlen und die deutsche Einheit 
angeboten – unter dem Vorzeichen einer Neutralisierung. Diese sahen die 
sowjetische Initiative als Störmanöver an, um die Eingliederung der Bundes-
republik in das westliche Verteidigungsbündnis zu verhindern. Auch Bun-
deskanzler Konrad Adenauer betrachtete die Note als puren Trick, ebenso die 
SPD. Ein reger Notenaustausch verlief in der Folge im Sande. Später, als die 
Chance auf die deutsche Einheit weithin schwand, brach sich der Gedanke 
von der „verpassten Chance“ Bahn. Zudem, so eine verbreitete Lesart, wäre 
zumindest die Ernsthaftigkeit des Angebots auszuloten gewesen. Allerdings: 
Wenn ein Rückzug der USA aus dem Herzen Europas gar nicht als wün-
schenswert erschien, konnte eine Prüfung unterbleiben. Nach Öffnung der 
Archive ist der Streit nicht verstummt, wobei die Position überwiegt, Stalin 
habe die Note als taktisches Mittel eingesetzt, um den Westmächten die 
Schuld an der Teilung in die Schuhe zu schieben.2 
 Wer die Teilung Deutschlands in gewisser Weise als zwangsläufig an-
sieht, muss wissen: Historische Determinismen gibt es nicht. Weil etwas so 
gekommen ist, wie es gekommen ist, musste es nicht so kommen. Politik und 
Geschichte gehen verschlungene Wege. 15 Jahre vor der Wiedervereinigung, 
am 1. August 1975, 30 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg, unterzeichneten 
nach längeren Verhandlungen 35 Staaten die Schlussakte der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. Dieses Dokument von Helsinki 
umfasste drei Körbe: In dem ersten geht es um die Anerkennung der Grenzen 
                                           
2  Vgl. zuletzt Gerhard Wettig, Die Stalin-Note. Historische Kontroverse im Spiegel der Quel-
len, Berlin 2015. 
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und die Nichteinmischung in innere Angelegenheiten, in dem zweiten um die 
Zusammenarbeit der Staaten in der Wirtschaft, der Wissenschaft, der Technik 
und der Umwelt, in dem dritten um humanitäre Fragen (menschliche Kontak-
te, Informationsfreiheit, Kooperation im Bereich der Kultur und der Bildung). 
Kritiker sahen das Dokument von Helsinki als Festschreibung der Grenzen in 
Europa an und damit des Status quo. Doch es kam anders: So beriefen sich 
Menschenrechtsgruppen in den Ostblockstaaten auf Korb 3 – sie brachten die 
politischen Eliten in ihren Ländern bald in massive Schwierigkeiten. DDR-
Bürger stellten Ausreiseanträge und vergaßen nicht, die von ihrer Staatsfüh-
rung unterschriebene Schlussakte zu erwähnen. Was zunächst als Signal der 
Schwäche des Westens erschien, entpuppte sich als eine des Ostens. Wer hät-
te das gedacht? 
 Ein anderes Beispiel: Egon Bahr, 93-jährig im August 2015 verstorben, 
hat 1963 in seiner berühmten Tutzinger Rede für „Wandel durch Annähe-
rung“ plädiert, die „Politik der Stärke“ kritisiert und als „rechte Hand“ Willy 
Brandts deutschlandpolitische Entspannung forciert. Vielleicht wollte er 
menschliche Erleichterungen in der DDR um den Preis ihrer Stabilität. Und 
vielleicht hat diese Politik die SED-Diktatur gerade dadurch destabilisiert. 
Intentionen und Wirkungen müssen sich nicht decken. Die Väter der deut-
schen Einheit sind zahlreich. Zu den wichtigsten zählen: Konrad Adenauer, 
Willy Brandt, Helmut Schmidt, Helmut Kohl, George Bush, Michail Gor-
batschow. Viele Fäden liefen zusammen. Ohne die Menschen in der DDR, 
die eine Diktatur stürzten und den schnellen Beitritt zur Bundesrepublik 
Deutschland anstrebten, wäre sie jedoch nicht möglich gewesen.  
 
3 Das Beispiel Sachsen: Friedliche Revolution, deutsche Einheit, Wahlen  
 
Im dichtbesiedelten und von starker Umweltverschmutzung betroffenen 
Sachsen war die Zahl der Ausreisewilligen besonders groß. Nirgendwo in der 
DDR fiel die Unzufriedenheit so dramatisch und so anhaltend aus. Sachsen 
avancierte zum Kernland der friedlichen Revolution, die hiesigen Bürger 
drängten ebenso schnell auf eine deutsche Einheit.3 Am 7. Oktober 1989, 
dem „Tag der Republik“, gingen über 10.000 Personen im vogtländischen 
Plauen protestierend auf die Straße, am 8. Oktober kam es in Dresden nach 
großen Tumulten dank des Kaplans Frank Richter zur Bildung der „Gruppe 
                                           
3  Vgl. Michael Richter, Die Friedliche Revolution. Aufbruch zur Demokratie in Sachsen 
1989/90, 2 Bde., Göttingen 2009; ders., Die Bildung des Freistaates Sachsen. Friedliche Re-
volution, Föderalisierung, deutsche Einheit 1989/90, Göttingen 2004. 
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der 20“. Zum ersten Mal ließ die Obrigkeit einen „Dialog“ mit den aufbegeh-
renden Bürgern zu. Und am 9. Oktober demonstrierten in Leipzig 70.000 auf 
den Straßen. Viele sprechen von einem „Tag der Entscheidung“. Nach dem 9. 
Oktober war die DDR nicht mehr die alte DDR.  
 Die Demonstrationen für Freiheit zogen bald Demonstrationen für 
Einheit nach sich. Die Rede Helmut Kohls vor der Ruine der Frauenkirche 
am 19. Dezember 1989, nicht aufwiegelnd, aber Hoffnung gebend, ein Meis-
terstück, hallt heute noch nach. Rufe nach einem sächsischen Freistaat auf 
den Kundgebungen ergänzten das Bild in der Öffentlichkeit. Die neuen Kräf-
te versuchten die alten zurückzudrängen. Den Vorsitz im „Koordinierungs-
ausschuss zur Bildung des Landes Sachsen“, ins Leben gerufen im Mai 1990, 
übernahm Arnold Vaatz, ein hochengagierter junger Mann aus den Reihen 
der oppositionellen Kräfte, der, soeben in die CDU eingetreten, noch im 
März 1990 bei der Kandidatur gegen Klaus Reichenbach um den Vorsitz der 
sächsischen CDU klar unterlegen war. Ende Juni 1990 entstand unter Erich 
Iltgen das „Sächsische Forum“, das die Öffentlichkeit über die Föderalisie-
rung informierte. 
 Sachsen, stark durch die „neuen Kräfte“ vorangetrieben (ein Alleinstel-
lungsmerkmal im Osten), wurde vor 25 Jahren, am 3. Oktober 1990, auf der 
Meißener Albrechtsburg in einem Festakt aus der Taufe gehoben, nachdem 
das Ländereinführungsgesetz vom 22. Juli 1990 dafür die Voraussetzungen 
geschaffen hatte. Sächsisches Landesbewusstsein war nie verschwunden. Auf 
der konstituierenden Sitzung des Landtages erhielt das Land (wie Thüringen) 
in Anlehnung an Bayern die gewünschte Bezeichnung „Freistaat“. 
 Vorher, bei den ersten und zugleich letzten demokratischen Volks-
kammerwahlen am 18. März 1990, siegte, für viele überraschend, selbst für 
die Meinungsforscher, die Allianz für Deutschland, zu der sich die gewendete 
CDU, der Demokratische Aufbruch (DA), hervorgegangen aus systemkriti-
schen Kräften, sowie die mit der CSU sympathisierende Deutsche Soziale 
Union (DSU) zusammengeschlossen hatten. Sie erreichte in Sachsen 57,7 
Prozent, wobei den Löwenanteil mit 43,6 Prozent die CDU erhielt (DSU: 
13,2 Prozent; DA: 0,9 Prozent). Das Ergebnis in Sachsen fiel für die Allianz 
für Deutschland damit überproportional gut aus. In der Folge trat die CDU 
gesondert an und heimste Wahltriumphe ein: bei den Kommunalwahlen am 
6. Mai, bei den Landtagswahlen am 14. Oktober und bei der ersten gesamt-
deutschen Bundestagswahl.  
 Sachsen ist ein konservatives Land, im Gegensatz zum „roten“ Bran-
denburg. Seit 25 Jahren nimmt die Sächsische Union bei allen sieben Bun-
destags-, fünf Europa-, sechs Landtags- und sämtlichen Kommunalwahlen 
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den ersten Platz ein. 1994 und 1999 erreichte die Partei nicht zuletzt dank des 
„Landesvaters“ Kurt Biedenkopf mit 58,1 und 56,9 Prozent einen Stimmen-
anteil, den sie in der alten Bundesrepublik bei keiner Landtagswahl vorher 
oder nachher jemals erzielt hatte.4 Allerdings stellt sie weder in Chemnitz 
noch in Dresden noch in Leipzig (mehr) den Oberbürgermeister. Der hiesigen 
CDU ist es bestens gelungen, ihre „Sachsennähe“ zu kommunizieren.5 Bei 
allen Wahlkämpfen rückt die CDU Sachsen in den Vordergrund. So schnei-
det sie, nicht überraschend, bei Landtagswahlen stets besser ab als bei Bun-
destagswahlen. Jedoch: Bei der letzten Landtagswahl blieb sie mit 39,4 Pro-
zent das erste Mal unter der Marke von 40 Prozent, sie lag damit aber, wie 
bei allen Wahlen zuvor, klar über dem addierten Anteil der Parteien Die Lin-
ke und die SPD. Die linke Konkurrenz erreichte zusammen niemals mehr als 
ein Drittel der Stimmen, wobei die SPD allerdings dank einer für sie guten 
Konstellation in Sachsen zweimal als Juniorpartner in die Regierung gelangt 
war (2004-2009 und seit 2014). Was nicht für sächsische Bodenhaftung 
spricht und eine verheerende öffentliche Wirkung auslöste: 2004 (9,2 Pro-
zent) und 2009 (5,6 Prozent) zog die rechtsextremistische NPD in den Land-
tag ein – 2014 blieb ihr das mit 4,9 Prozent versagt. 
 
4 Das Beispiel Sachsen: Pegida, Einheimische und Flüchtlinge 
 
Sachsen, das wirtschaftlich blühendste von allen neuen Bundesländern, findet 
in der Presse zurzeit wahrlich kein gutes Echo. Zwei eng zusammenhängende 
Vorgänge sind dafür verantwortlich: zum einen die Pegida-Proteste, zum an-
deren Unruhen um die Aufnahme von Flüchtlingen. Dabei ist manche gesin-
nungsethische Kritik an Kritikern hoffärtig und wohlfeil.  
 Die im Herbst 2014 begonnenen Proteste der „Patriotischen Europäer 
gegen die Islamisierung des Abendlandes“ (Pegida), so der vollmundige Aus-
druck, überraschten alle: die Medien, die Wissenschaft und die Politik. Die 
Zahl der Teilnehmer bei den Dresdner Demonstrationen nahm von Woche zu 
Woche zu, bis auf 25.000 zu Anfang des Jahres 2015. Der Protest zielte ge-
gen die als abgehoben empfundene politische Klasse und griff vorübergehend 
                                           
4  In Bayern erhielt die CSU bei einigen Landtagswahlen noch bessere Ergebnisse: 1946: 58,3 
Prozent; 1974: 62,1 Prozent; 1978: 59,1 Prozent; 1982: 58,3 Prozent; 2003: 60,7 Prozent.  
5  Vgl. Ulrich Brümmer, Parteiensystem und Wahlen in Sachsen. Kontinuität und Wandel von 
1990-2005 unter besonderer Berücksichtigung der Landtagswahlen, Wiesbaden 2006; 
Thomas Schubert, Wahlkampf in Sachen. Eine qualitative Längsschnittanalyse der Land-
tagswahlkämpfe 1990-2004, Wiesbaden 2012; Eckhard Jesse/Thomas Schubert/Tom Thie-
me, Politik in Sachsen, Wiesbaden 2014. 
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auf andere Städte über, mehr im Osten Deutschlands als im Westen. Wie ers-
te Untersuchungen zu den Teilnehmern zeigten, waren Männer im mittleren 
Alter aus der Mittelschicht überrepräsentiert. Angetan von Sachsens Natur 
und Kultur, von der eigenen Mentalität und dem Zusammengehörigkeitsge-
fühl, zeigten die Demonstrationen große Skepsis gegenüber Immigration.6 
Durch primitiv-pauschale Parolen („Lügenpresse“) schwächten sie ihre An-
liegen. Der Dresdener Politikwissenschaftler Werner Patzelt, der in zahlrei-
chen Beiträgen die Motive der Demonstranten verständlich zu machen such-
te7, geriet dadurch als Sympathisant der Bewegung in Verdacht. Diese Kultur 
des Argwohns ist schlimm. Ähnlich erging es Frank Richter, dem Direktor 
der hiesigen Landeszentrale für politische Bildung.  
 Hatte dieser zwischen 2011 und 2013 die schwierige Funktion eines 
Moderators der von der Dresdener Oberbürgermeisterin Helga Orosz ins Le-
ben gerufenen AG 13. Februar wahrgenommen und Kritik wegen seiner Ver-
suche eingesteckt, die radikale linke Szene zu integrieren, trat er in Zusam-
menhang mit dem Aufkommen von Pegida abermals vermittelnd in Erschei-
nung, so bei verschiedenen Talkrunden im Fernsehen. Heftige Kritik musste 
Richter hinnehmen, als er der Pegida-Organisation im Januar 2015 auf deren 
Bitte hin die Räumlichkeiten der Landeszentrale für politische Bildung für 
eine Pressekonferenz zur Verfügung stellte. Der Direktor bekräftigte sein Vo-
tum, zumal keine nicht-staatliche Institution für eine solche Pressekonferenz 
bereit stand. Unter seiner Ägide gab es zahlreiche Dialogforen zwischen An-
hängern und Gegnern von Pegida. Deswegen kam mitunter der Vorwurf ei-
nes „Pegida-Verstehers“ auf. Wer eine Position zu verstehen sucht, unter-
stützt diese deswegen aber noch nicht. Das Ziel der auf Gewaltfreiheit basie-
renden Aktivitäten war es stets, zwischen streitenden Kräften zu vermitteln. 
Hier gibt es Parallelen zwischen Richters Engagement in der Diktatur und in 
der Demokratie. Sein Platz „zwischen den Stühlen“ ist selbst für eine morali-
sche Autorität keineswegs bequem. Aber nur so ist ein Brückenschlag mög-
lich. 
 War die Politik zu Anfang dieses Jahres von allenfalls 300.000 Asyl-
bewerbern ausgegangen, später von 450.000, so korrigierte Innenminister 
Thomas de Maizière im August 2014 die Zahl deutlich nach oben: auf bis zu 
800.000. Mittlerweile gehen wohl alle politisch Verantwortlichen von mehr 
als einer Million Flüchtlingen aus, auch wenn dies nicht laut ausgesprochen 
                                           
6  Vgl. Lars Geiges/Stine Marg/Franz Walter, Pegida. Die schmutzige Seite der Zivilgesell-
schaft?, Bielefeld 2015. 
7  Vgl. Werner Patzelt, „Repräsentationslücken“ im politischen System Deutschlands? Der 
Fall PEGIDA, in: Zeitschrift für Staats- und Europawissenschaften 13 (2015) 1, S. 99-126.  
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wird. Das ist die mit weitem Abstand größte Zahl an Asylsuchenden in einem 
Jahr. Exakte Angaben dürften ohnehin schwer möglich sein. Dieser Befund 
kann nicht ohne Folgen für die Aufnahmebereitschaft und -fähigkeit der Ein-
heimischen bleiben. Auf Sachsen entfallen 2015 etwa 50.000 „Neuankömm-
linge“. Wer das Thema instrumentalisiert (wie nationalistische Kräfte auf der 
einen Seite und Antideutsche auf der anderen), leistet dem Recht des Stärke-
ren Vorschub, nicht der Stärke des Rechts. Es verbietet sich, den Schwarzen 
Peter hin- und herzuschieben: von den Politikern zu den Medien, von den 
Medien zu den Einheimischen, von den Einheimischen zu den Flüchtlingen, 
von den Flüchtlingen zu den Helfern, von den Helfern zu den Politikern.  
 Oft schießt die Kritik an „den Sachsen“ und an der politischen Kultur 
im Freistaat weit übers Ziel hinaus.8 So plädiert der „Zeit“-Journalist Stefan 
Schirmer angesichts von „Hass, Extremismus und Abschattung“ in Sachsen 
„im Ernst“ für einen „Säxit“9, aber ernst gemeint ist der zynische Vorschlag 
glücklicherweise nicht. Auch Michael Kraske attackiert in der Online Ausga-
be der angesehenen Zeitschrift „Cicero“ die sächsischen Verhältnisse 
schrill.10 Die „unerträglichen Zustände“ in der Dresdener Zeltstadt stellten 
einen „Kulturbruch“ dar: „einen beschämenden Verstoß gegen die zivilisato-
rischen Werte einer reichen Demokratie und die Missachtung unseres Grund-
gesetzes.“ Das Zeltlager sei „eine Zäsur der Schande“. Rhetorische Fragen 
folgen. „Warum werden Menschen in Zelten zusammengepfercht, wenn in 
Dresden Tausende Wohnungen leer stehen? Warum werden freiwillige Hel-
fer zum Schweigen verbannt?“ Der Autor geißelt den „trotzigen Sonderweg“ 
Sachsens. „Der Stolz auf die sächsische Heimat und das Ideal einer homoge-
nen Bevölkerung bilden den ideologischen Nährboden, auf dem aggressiver 
Hass auf alles, was fremd erscheint, gedeiht. Nein, es ist kein Zufall, dass 
Freital in Sachsen liegt. Wo eine rassistische, fremdenfeindliche Menschen-
menge über Wochen die dortige Asylunterkunft belagert hat. [...] Die Über-
höhung des Eigenen und die Ablehnung des Fremden werden in Sachsen kul-
tiviert wie sonst nur in Bayern. Sächsische Gemütlichkeit fühlt sich für Zuge-
zogene bisweilen sehr ungemütlich an. Wie überall im Osten gibt es auch in 
Sachsen eine konsensfähige, in etlichen Studien belegte Fremdenfeindlich-
keit. Wer das kritisiert, gilt schnell als Nestbeschmutzer oder Linksextre-
                                           
8  Vgl. Eckhard Jesse, Regionale politische Kultur in Sachsen. Befunde eines sächsischen We-
ges, in: Regionale politische Kultur in Deutschland. Fallbeispiele und vergleichende Aspek-
te, in: Nikolaus Werz/Martin Koschkar (Hrsg), Wiesbaden 2015, S. 189-209. 
9  Stefan Schirmer, Dann geht doch!, in: Die Zeit vom 20. August 2015, S. 1. 
10  Die nachstehenden Zitate sind folgendem Text entnommen: Michael Kraske, Eine demokra-
tische Katastrophe, unter: http://www.cicero.de (Stand: 13.8.2015). 
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mist.“ Kultiviert der Autor damit nicht einen Ost-West-Gegensatz, der so gar 
nicht besteht – und Ressentiments gegen „den Osten“? Wiewohl hier Frem-
denfeindlichkeit weiter verbreitet ist, sei es sozialisationsbedingt (hervorgeru-
fen durch die DDR), sei es situationsbedingt (hervorgerufen durch geringeren 
Wohlstand), so gibt es „im Osten“ keine „konsensfähige Fremdenfeindlich-
keit“.  
 Deutschland ist mittlerweile eine Art „Flüchtlingsrepublik“ – sie tut 
mit ihren offiziellen Stellen und den ehrenamtlichen Helfern viel. Gemein-
sam mit Schweden trägt Deutschland die Hauptlast. Dieses Thema spaltet die 
Bevölkerung, und es muss genügend Leute geben, die für die jeweils andere 
Seite Verständnis aufbringen. Das Schüren von Feindbildern verbietet sich: 
gegen „die Flüchtlinge“, gegen „die Einheimischen“, gegen „die Sachsen“, 
gegen „die Politiker“, gegen „die Medien“. Verallgemeinerungen sind ohne-
hin unangebracht. Bessergestellte wissen oft nichts von den Problemen des 
„kleinen Mannes“. Politiker müssen überzeugen, Führungsbereitschaft an den 
Tag legen und dürfen nicht bloß in dem Milieu verkehren, in dem sie sich auf 
der „sicheren Seite“ wähnen. So funktioniert Demokratie nicht.  
 Wer keine Chance auf Asylanerkennung hat, hat in den (zu wenigen) 
Erstaufnahmeeinrichtungen zu verbleiben. Schnelle Entscheidungen sind im 
Interesse aller geboten, ebenso bessere Kooperationen zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen, die vor Ort anderswo gefasste Beschlüsse ausbaden. 
Wer nicht die Aufnahmekriterien erfüllt, muss das Land unverzüglich verlas-
sen. So ist Akzeptanz bei der Bevölkerung erreichbar, und so ist den oft 
traumatisierten Flüchtlingen, geflohen vor Krieg und politischer Verfolgung, 
angemessen zu helfen. Damit Anreize zum Aufenthalt in Deutschland ab-
nehmen, sollten Sachleistungen Geldleistungen teilweise ablösen, ohne dass 
das menschenwürdige Existenzminimum unterschritten wird. Eine geregelte 
Zuwanderung ist weitaus besser als eine ungeregelte. Vieles liegt im Argen: 
Immerhin hat die Große Koalition im Oktober 2015 ein „Asylverfahrensbe-
schleunigungsgesetz“ verabschiedet, das u. a. schnellere Abschiebungen vor-
sieht (auch ohne Nennung des Termins), bessere Integration der in Deutsch-
land bleibenden Flüchtlinge (u. a. Beschäftigung als Leiharbeiter nach drei 
Monaten) und eine Erweiterung der Zahl der sicheren Herkunftsländer (um 
Albanien, Kosovo und Montenegro).  
Die Zahl der Flüchtlinge muss begrenzt werden. Es hat lange gedauert, 
bis sich die Regierungsparteien Anfang November 2015 zu einem Maßnah-
menpaket entschlossen, zu einem Kompromiss (nicht „Transitzone“ wie von 
der Union gewünscht, nicht „Einreisezentrum“, wie von der SPD ge-
wünscht): Spezielle Aufnahmeeinrichtungen – drei bis fünf – werden für Per-
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sonen ohne Bleibeperspektive geschaffen. Nach dem beschleunigten Asylver-
fahren erfolgt die Abschiebung rechtskräftig Abgelehnter direkt aus der Auf-
nahmeeinrichtung. Für diese Flüchtlinge besteht eine Residenzpflicht. Wer 
dagegen verstößt, erhält keine Sozialleistung.  
 Wenn manche Sachsen sagen, sie wollten nicht die Verhältnisse West-
deutschlands, so klingt das einerseits merkwürdig, im Sinne von seltsam (vor 
1990 strebten sie als Erste solche Verhältnisse an), andererseits aber merk-
würdig, im Sinne von bemerkenswert, weil es in der Tat Missstände zumal in 
den alten Bundesländern gibt. Wir haben ein krasses Vollzugsdefizit. Wer 
nicht asylberechtigt ist, hat hier kein Bleiberecht. Aus der Theorie muss Pra-
xis werden. Ansonsten sinkt die Bereitschaft, sich derer anzunehmen, die aus 
Kriegsgebieten kommen und/oder politische Verfolgung erfahren haben. Die 
Bilder der vielen Flüchtlinge bewegen die Bevölkerung, nicht nur im Osten, 
sondern auch im Westen. Die Aufnahme von Flüchtlingen ist kein „Eliten-
projekt“ wie das vereinigte Europa, das bei diesem Problem leider nicht zu-
sammenhält. Schleusern ist so nicht das Handwerk zu legen. Solidarität, heißt 
es, sei keine Einbahnstraße. Wie wahr! 
Dass bei dieser Thematik, die offenkundig eine größere Herausforde-
rung darstellt als die Integration von Ost und West, Konflikte zutage treten 
und heftiger Streit ausbricht (zwischen den Ländern und den Kommunen, 
zwischen der Regierung und der Opposition, zwischen den Regierungspartei-
en, ja selbst zwischen Politikern der CDU und der CSU), liegt auf der Hand 
und ist von einer demokratischen Streitkultur verkraftbar. Allerdings: Extre-
mistische Exzesse sind nicht hinnehmbar. Nichts, rein gar nichts rechtfertigt 
Brandreden. Böse Worte provozieren schlimme Taten. Und die hat es in 
Sachsen gegeben (hier Freital, da Heidenau). Freilich ist die Öffentlichkeit 
auf Gewalttaten von rechtsextremer Seite fixiert. Von wem aber geht Gewalt 
– zum Beispiel gegen Polizisten – bei Demonstrationen aus? In den Debatten 
sind jedoch linksextremistische Ausschreitungen „weniger präsent, weniger 
empörungsgeeignet“.11 
 
5 Deutsche Einheit: eine Erfolgsgeschichte 
 
Lösen wir uns von Sachsen: Ist die deutsche Einheit eine Erfolgsgeschichte? 
Diese Frage bewegte lange die Gemüter. Haben wir in den neuen Ländern 
„blühende Landschaften“, wie einst von Helmut Kohl prophezeit? Sind die 
                                           




Deutschen zwar staatsrechtlich vereinigt, aber gesellschaftspolitisch geteilt? 
Was ist in den letzten 25 Jahren anders geworden, im Osten, im Westen? 
Worauf geht der Wandel zurück? 
 Im Herbst 1989 brach die SED-Diktatur durch das indirekte Zusam-
menspiel von Flucht- und Demonstrationsbewegung wie ein Kartenhaus zu-
sammen.12 Der „große Bruder“, das „Vaterland aller Vaterländer“ war unter 
Michail Gorbatschow im Gegensatz zu früher keineswegs mehr zur militäri-
schen Intervention bereit. Nach dem Fall der Mauer hieß es auf den Straßen 
bald nicht mehr „Wir sind das Volk“, sondern „Wir sind ein Volk“ – die 
Freiheitsrevolution ging binnen kurzem in eine Einheitsrevolution über.13 Am 
3. Oktober 1990, kein Jahr nach dem von den Granden gefeierten 40. Jahres-
tag des „Arbeiter- und Bauernstaates“, gab es die DDR nicht mehr.  
 Die SED-Diktatur war nicht nur politisch, sondern auch wirtschaftlich 
am Ende. Der marode Zustand wirkte nach. Deutlich mehr Ostdeutsche sind 
in den Westen gegangen als umgekehrt. Heute wohnen auf dem Gebiet der 
DDR zwei Millionen Menschen weniger als vor 25 Jahren. Mittlerweile ist 
der Abwanderungsprozess fast gestoppt, wobei die Überalterung dem Osten 
zu schaffen macht. Es war eine beträchtliche, nicht immer hinreichend ge-
würdigte Lebensleistung Ostdeutscher, sich in den neuen Verhältnissen zu-
recht zu finden. Zwar ist die Arbeitslosigkeit im Oktober 2015 (gesamt: 6,0 
Prozent) in den neuen Bundesländern mit 8,6 Prozent weiterhin deutlich hö-
her als in den alten (5,5 Prozent), aber sie ist damit gegenüber der Zeit vor 
einem Jahrzehnt mehr als halbiert worden (gesamt: 13,0 Prozent; Ost: 20,6 
Prozent; West: 11,0 Prozent). In Bayern fällt sie mit 3,3 Prozent am niedrigs-
ten aus, in Bremen mit 10,7 Prozent am höchsten.14 Die Arbeitsproduktivität 
in den neuen Ländern hat sich verdoppelt, liegt allerdings erst bei zwei Drit-
teln der des Westens. Besser sieht es bei den Einkommen aus, die sich bis auf 
eine Differenz von etwa zehn Prozent angeglichen haben. Hingegen sind die 
Ostdeutschen mit Blick auf Erbschaften klar im Hintertreffen. Doch lähmt 
Selbstzufriedenheit. Es ist an der Zeit, den im Westen wie im Osten entrichte-
ten Solidaritätsbeitrag nach dem Auslaufen der „Ostförderung“ 2019 zu strei-
chen, mindestens stark zu reduzieren. Die Infrastruktur hat sich im Osten 
massiv verbessert. Wer auf den meist dreispurigen Autobahnen fährt, weiß 
                                           
12  Vgl. herausragend Ilko-Sascha Kowalczuk, Endspiel. Die Revolution von 1989 in der DDR, 
München 2009. 
13  Vgl. herausragend Andreas Rödder, Deutschland einig Vaterland. Die Geschichte der Wie-
dervereinigung, München 2009. 
14  Vgl. für die Zahlen: http://www.statistik.arbeitsagentur.de (Stand: 5.11.2015). 
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dies. Um auf Walter Ulbricht anzuspielen: Der Westen wurde nicht eingeholt, 
aber im Osten kann man schon eher überholen.  
 Mit der besseren Lebensqualität in den neuen Ländern hängt die ge-
stiegene Lebenserwartung zusammen. So erhöhte sie sich im Osten bei den 
Männern in den letzten 20 Jahren um durchschnittlich 6,1 Jahre (West: 4,6 
Jahre), bei den Frauen um 4,4 Jahre (West: 2,9 Jahre). Die Lebenserwartung 
in den neuen Bundesländern ist mittlerweile fast so hoch wie in den alten. 
Hingegen starben die Menschen in der DDR im Schnitt knapp drei Jahre frü-
her als im Westen. Was kaum jemand weiß: War die Selbstmordrate in der 
DDR fast doppelt so hoch wie in der Bundesrepublik, besteht mittlerweile 
kaum mehr ein Unterschied. 
 Die Zahl der „Ossi“- und „Wessi“-Witze hat längst nachgelassen, das 
böse Wort von „Dunkeldeutschland“ gehört im Westen – hoffentlich – der 
Vergangenheit an (leider hat unser Bundespräsident kürzlich den ressenti-
mentgeladenen Begriff im Zusammenhang mit Ausschreitungen auf Asylbe-
werberheime gebraucht, wiewohl nicht spezifisch auf den Osten gemünzt), 
im Osten – hoffentlich – das Klischee vom „arroganten Wessi“. Im hiesigen 
Staat gibt es, anders als etwa in Belgien, Großbritannien oder Spanien, kei-
nerlei sezessionistische Anflüge. Selbst der schärfste Kritiker der deutschen 
Einheit strebt keine Abspaltung des Ostens vom Westen an oder des Westens 
vom Osten. Kaum jemand erwähnt – positiv oder negativ – den folgenden 
Sachverhalt: Das oberste und das mächtigste Staatsamt bekleiden mit 
Joachim Gauck und Angela Merkel Politiker aus den neuen Ländern. Es fällt 
kaum auf, ruft keine Emotionen pro oder kontra hervor. Dies ist ebenso ein 
schönes Zeichen der Normalität wie die Zunahme des Patriotismus in 
Deutschland, nicht zuletzt dank der Einheit. Das weniger verkrampfte Ver-
hältnis zu nationalen Symbolen ist deren Folge. Ob die Entscheidung für den 
3. Oktober als Nationalfeiertag richtig war oder nicht (für mich: falsch, weil 
so die öffentliche Erinnerung an den 17. Juni 1953 verblasst, als Ostdeutsche 
gegen die SED-Diktatur auf die Straße gegangen sind): Jede Änderung trüge 
jetzt zur Delegitimation des Staatswesens bei. Die Entscheidung für Berlin 
als Hauptstadt und Sitz des Regierung wie des Parlaments war richtig: Mit 
dem beschaulichen Bonn hätte sich Deutschland kleiner gemacht, als es ist. 
 Gewiss, die Menschen in den neuen Bundesländern schätzen Gleich-
heit höher ein als die im Westen (Gauck hält dagegen), wobei im Westen die 
Zahl der „Freiheitsfreunde“ zurückgegangen ist. Noch in einem anderen we-
sentlichen Punkt gibt es Differenzen. Die ostdeutsche „Konsenskultur“ färbt 
auf den Westen ab, der sich bequem im Besitzstandsdenken eingerichtet hat. 
Häufig ist von „alternativlosen“ Entscheidungen die Rede, weniger von einer 
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offenen Streitkultur, die die Gesellschaft voranbringt. Wer mit mutigen An-
stößen aufwartet, gilt zuweilen als anstoßerregend. Wir brauchen mehr Kon-
kurrenz, um Stillstand zu vermeiden. 
 Der beträchtliche Wandel auf den unterschiedlichsten Feldern in den 
letzten 25 Jahren geht bloß zum Teil auf die deutsche Einheit zurück, wesent-
lich auf die Globalisierung mit der digitalen Revolution. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist keine „Berliner Republik“ geworden, blieb die verfassungs-
politische und wirtschaftliche Struktur doch erhalten. Der Wandel zumal in 
der Außenpolitik ist allerdings mit Händen zu greifen. Zwar besteht die 
Westbindung nach wie vor, aber Deutschland trägt mehr – akzeptierte – Ver-
antwortung, selbst militärische. Die Zeit der „Scheckbuchdiplomatie“ ist vor-
bei. Der politische Extremismus von rechts und links ist durch die Wieder-
vereinigung stärker geworden, nicht das gestiegene Ausmaß des Islamismus. 
Wohl niemand hätte der aus der SED hervorgegangenen PDS 1990 eine ver-
heißungsvolle Zukunft prophezeit. Heute ist sie in Thüringen der Senior-
partner und in Brandenburg der Juniorpartner innerhalb der Regierung. Für 
den Verlust des antiextremistischen Konsensus ist nicht in erster Linie „der“ 
Osten verantwortlich. „Die“ 1968er, die einerseits die Gesellschaft gewandelt 
haben und die andererseits die Gesellschaft gewandelt hat, nehmen in Medien 
eine tonangebende Rolle ein. Sie wollen von Äquidistanz gegenüber rechts- 
und linksaußen wenig wissen. Im Osten stößt ihr Hedonismus weniger auf 
Gegenliebe. 
 Der Wandel beim Parteiensystem und beim Wahlverhalten ist zum Teil 
eine Reaktion auf die deutsche Einheit. Bei den Bundestagswahlen 2002, 
2005 und 2013 hätte es eine schwarz-gelbe Mehrheit im Westen gegeben, 
dasselbe Votum vorausgesetzt. Ost ist allerdings nicht gleich Ost. Branden-
burg stellt im Gegensatz zu Sachsen ein „rotes“ Bundesland dar. Hier pendelt 
der Stimmenanteil für die CDU bei Landtagswahlen um die 20 Prozent. 
Wenn die SPD seit 1990 knapp 500.000 Mitglieder verloren hat (und die 
CDU im gleichen Zeitraum über 300.000), so ist der Osten damit kein Vor-
reiter für den Westen. Zwar fällt die Rekrutierungsfähigkeit der Parteien im 
Osten um über die Hälfte niedriger aus als im Westen, aber die schrumpfende 
Zahl der „Parteibürger“ – eine Reaktion auf gesamtgesellschaftliche Prozesse 
– steht in keinem Zusammenhang mit der deutschen Einheit. In Sachsen hatte 
die CDU Ende des Jahres 2014 noch 11.892 Mitglieder, die Partei Die Linke 
9.205, die SPD 4.416, die FDP 2.112, Bündnis 90/Grüne 1.374.15 Die Veran-
                                           
15  Vgl. für die Zahlen Oskar Niedermayer, Parteimitgliedschaften im Jahre 2014, in: Zeit-
schrift für Parlamentsfragen 46 (2015) 2, S. 376-378. 
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kerung der Parteien ist damit schwach entfaltet, ebenso die „Zivilgesell-
schaft“. 
 „Das“ Ausland, das vielfach bewundernd nach Deutschland blickt, 
kann nicht recht den hiesigen Missmut begreifen, der dann und wann auflebt. 
Betont wird bei uns weniger das Erreichte als das noch Nicht-Erreichte. Und: 
Wir denken nach wie vor in Ost-West-Kategorien. Die politische Kultur 
Deutschlands ist längst nicht mehr in den Osten und in den Westen geschie-
den. Wie subnationale Analysen zeigen, verlaufen regionale Unterschiede 
nicht nach Ost und West16, so aber das Klischee. Die Vereinigung zweier völ-
lig unterschiedlicher Gesellschaftssysteme von heute auf morgen war ein 
präzedenzloser Vorgang. Vor diesem Hintergrund muss das Urteil ungeachtet 
einiger Defizite im politischen und wirtschaftlichen Bereich lauten: Die Ge-




So positiv fiel auch die Bilanz anlässlich des Jahrestages der deutschen Ein-
heit am 3. Oktober aus. Der „Jahresbericht der Bundesregierung zum Stand 
der deutschen Einheit 2015“, den Iris Gleicke, Ostbeauftragte der Bundesre-
gierung und Parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesminister für 
Wirtschaft und Energie, im September 2015 vorgestellt hat, erwähnt die gro-
ßen Fortschritte bei der Angleichung der Lebensverhältnisse. Dies ist auch 
notwendig, da im Jahr 2019 der Solidarpakt ausläuft. Ost wird nicht gegen 
West und West nicht gegen Ost ausgespielt. „Die Herstellung der Einheit war 
ein großes Gemeinschaftswerk der Deutschen in Ost und West. Sie setzte 
nicht zuletzt die Bereitschaft zu tiefgreifenden Veränderungen mit hohen 
Anpassungslasten im Osten wie auch eine umfassende Begleitung und Unter-
stützung der Veränderungen aus dem Westen voraus.“17 Im Bundestag wurde 
dieser Bericht wie üblich erörtert.18 
 Beim Festakt zum „Tag der Deutschen Einheit“, der diesmal in Frank-
furt stattfand, jeweils im Land des amtierenden Bundesratspräsidenten, zog 
Bundespräsident Joachim Gauck zwar ebenso eine positive Bilanz („Deutsch-
                                           
16  Vgl. Tom Mannewitz, Politische Kultur und demokratischer Verfassungsstaat. Ein subnati-
onaler Vergleich zwei Jahrzehnte nach der deutschen Wiedervereinigung, Baden-Baden 
2015. 
17  Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (Hrsg.), Jahresbericht der Bundesregierung 
zum Stand der Deutschen Einheit 2015, Berlin 2015, S. 19. 




land hat in Freiheit zur Einheit gefunden – politisch, gesellschaftlich, lang-
samer auch wirtschaftlich und mit verständlicher Verzögerung auch men-
tal“19), aber er ließ sich nicht den Verweis auf die aktuelle Flüchtlingskrise 
nehmen: „Wie 1990 erwartet uns alle eine Herausforderung, die Generatio-
nen beschäftigen wird. Doch anders als damals soll nun zusammenwachsen, 
was bisher nicht zusammengehörte.“20 Er schlug damit eine Brücke von 1989 
zu 2015.  
 Richard Schröder, der Fraktionsvorsitzende der SPD in der ersten und 
letzten demokratisch gewählten Volkskammer und in den 1990er Jahren par-
teiübergreifend auch für das Amt des Bundespräsidenten im Gespräch, ein 
unabhängiger Kopf, setzt sich in einem großen Artikel in der „Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung“ mit zwei Standardfragen kritisch auseinander: Erstens: 
Wann ist die deutsche Einheit vollendet? Für ihn ist der Begriff „vollendet“ 
wenig sinnvoll, weil er Einheitlichkeit unterstellt. „Wenn überhaupt, kann 
man von einer vollendeten Freundschaft oder Ehe doch nur sprechen, wenn 
sie in ungetrübter Zuneigung – verstorben sind.“21 Zweitens: Was ist falsch 
gelaufen? „Normalerweise fragen wir so im Angesicht eines Desasters, wenn 
etwa Häuslebauer sich mit schweren Baumängeln konfrontiert sehen.“22 
Schröder hält die deutsche Einheit für geglückt und wundert sich daher über 
die Frage: zu Recht. Der Publizist mit Urteilskraft wendet sich gegen verbrei-
tete Positionen, denen aber kaum Plausibilität zukommt.  
 Wir erwähnen zu wenig, dass so vieles gelungen ist, und sprechen zu 
viel davon, dass so weniges misslungen ist. Das gilt zumal für den Prozess 
der deutschen Einheit! Die Integration der neuen Länder in die Bundesrepub-
lik Deutschland löste keine größeren Konflikte aus. Charakteristisch für die 
Feierlichkeiten zum Jahrestag der deutschen Einheit war 2015 die partielle 
Überlagerung durch die Flüchtlingsthematik. Dieses Thema ist weitaus kon-
fliktgeladener.
                                           
19  Joachim Gauck, Festakt zum 25. Jahrestag der Deutschen Einheit, unter: http://www.bun-
despraesident.de (Stand: 3.10.2015). 
20  Ebd. 
21  Richard Schröder, Deutschland, einig Vaterland, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
12. Oktober 2015, S. 8. 
22  Ebd. 
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Die deutsche Wiedervereinigung war Teil globaler Ereignisse, die als finales 
Triumphsymbol von Freiheitsrechten und Demokratie gefeiert wurden. Mit 
dem Zusammenbruch der kommunistischen Regimes war der letzte totalitäre 
Systemkonkurrent der liberalen Demokratie verschwunden. Alle Alternativen 
zur scheinbar ehernen Verbindung zwischen Demokratie und liberaler 
Marktwirtschaft als endgültiger Regierungsform, deren Universalisierung 
nun beschlossen sei, hätten sich erschöpft. Francis Fukuyama sprach daher 
von einem „Ende der Geschichte“.1 Die Wahrheit zeigt sich in Zeiten der 
Herausforderungen. Als sich im Jahr 2008 die globale Finanzkrise zuspitzte, 
offenbarte sich die Symbiose zwischen freiem Markt und Demokratie als 
Gegensatz. Es schien, als gingen Demokratie und Kapitalismus nur unter der 
Bedingung eines gemeinsamen Feindes Hand in Hand, der sie diesbezüglich 
zu Äquivalenten machte.2 Mit dessen Verschwinden löste sich ihre Allianz in 
eine Konfrontation auf. Die Systemkonkurrenz mit dem Kommunismus 
begrenzte den Kapitalismus, zwang diesen zu sozialstaatlichen Zugeständ-
nissen, die ihn mit der Demokratie kompatibel machte. Das änderte sich mit 
Beginn der 1990er Jahre, bis 2008 das schuldenfinanzierte Regieren an seine 
Grenzen stieß.  
Die ökonomische Globalisierung und intensivierte Deregulierung eb-
neten letzte Grenzen zirkulierender Kapitalströme und radikalisierten den 
Steuerwettbewerb, mit der verhängnisvollen Folge struktureller staatlicher 
Einnahmedefizite, deren Ursprung bereits in den 1970er Jahren zu situieren 
ist: Aus dem Defizit an staatlichen Steuereinnahmen bildete sich privates 
Überschusskapital, das auf den Finanzmärkten nach rentablen Anlagemög-
lichkeiten suchte, während umgekehrt der Staat sein Haushaltsdefizit dadurch 
kompensierte, dass er dieses überschüssige Privatkapital in Form von Kredi-
ten wieder abnahm, um den Verpflichtungen gegenüber seinen Bürgern nach-
                                           
1 Vgl. Francis Fukuyama, Das Ende der Geschichte?, in: Europäische Rundschau. Vierteljah-
reszeitschrift für Politik, Wirtschaft und Zeitgeschichte 17 (1989) 4, S. 3-25. 
2 Zur diskursiven Bedeutungsäquivalenz vgl. u. a. Ernesto Laclau/Chantal Mouffe, Hegemo-
nie und radikale Demokratie: Zur Dekonstruktion des Marxismus, Wien 1991.  
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zukommen.3 Mit den Kreditaufnahmen stiegen die Schulden, die durch neue 
Kredite refinanziert werden mussten. Eine virulente Schuldenspirale setzte 
sich in Bewegung, durch die sukzessive staatliche Souveränität an die Kapi-
talmärkte emigrierte. Im Zuge der durch die US-Subprime-Krise losgetre-
tenen Welle – die massenweise Vergabe von Hypothekenkrediten trotz schle-
chter Bonität der Schuldner – gerieten die europäischen Staaten in eine Fis-
kalkrise. In deren Folge erreichte die Verschuldung durch Rettungs- und 
Konjunkturprogramme eine Höhe, die die Länder in ihren Grundfesten be-
drohte.  
Ein Zustand war erreicht, dem die neoliberale „Schocktherapie“4 auf 
dem Fuß folgte. Die Existenz demokratischer Staaten hing unmittelbar vom 
Vertrauen der Finanzmärkte ab. Zur Sicherung ihres Vertrauens richtete sich 
die Politik zunehmend nach den Präferenzen und Prinzipien der Märkte, die 
dadurch umgekehrt zur bestimmenden organisierenden und regulierenden 
Instanz von Politik und Gesellschaft wurden. Jedoch stehen die Prinzipien 
und Bedürfnisse freier Märkte im Gegensatz zu den Prinzipien der Demo-
kratie sowie den sozialen Ansprüchen der Bürger. Die Märkte nutzten daher 
ihre gewonnene Souveränität, um unter dem Dogma ihrer eigenen Rationali-
tät und einer auf Tauschlogik reduzierten Moral eine Immunisierung gegen 
demokratischen Einfluss durchzusetzen und die Expansion weiterer Privati-
sierungen, Deregulierungen sowie die Demontage errungener sozialer Rechte 
voranzutreiben. Freier Markt und Demokratie kollidierten. Krisen offenbaren 
verborgene Kräfteverhältnisse. Das Narrativ der symbiotischen Beziehung 
zwischen freien Märkten und Demokratie hat sich mit der Finanzkrise als 
obsolet erwiesen. Markt und staatliche Macht sind in vielen Bereichen und 
Ebenen ineinander übergegangen. Ihre Indifferenz unterminiert die Demokra-
tie von innen. Überspitzt formuliert: Aus dem demokratischen Staat ist ein 
Unternehmen geworden.  
Die deutsche Wiedervereinigung ist das Symbol für das Ende der glo-
balen Grenzen. Aus einer geteilten ist eine Welt geworden – vor allem eine 
ökonomische. Der Fall der Grenzen eröffnete den Kapitalströmen neue und 
unbeschränkte Möglichkeiten zur Expansion ihrer Macht, kraft derer die 
Demokratie sukzessive an Intensität verliert und neutralisiert wird. Die 
deutsche Wiedervereinigung markiert demnach zugleich den Eintritt in eine 
                                           
3 Vgl. Wolfgang Streeck, Gekaufte Zeit, Berlin 2013, S. 102. 
4 Vgl. Naomi Klein, Die Schock-Strategie. Der Aufstieg des Katastrophen-Kapitalismus, 
Frankfurt a. M. 2014. 
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neue Phase des Kampfes für Demokratie, der keineswegs an ein Ende ge-
kommen ist. Die Demokratie ist nun mit dem entgrenzten Markt konfrontiert. 
Dieser Beitrag befasst sich mit den Möglichkeitsbedingungen für 
Demokratie. Es wird die These verfolgt, dass im Rahmen der Euro-Finanz-
krise exemplarisch Mechanismen und Kräfteverhältnisse zwischen Markt und 
Staat zu Tage traten, die diese Bedingungen zum Verschwinden bringen und 
die Erfindung neuer Formen von Demokratie erfordern. Der erste Schritt 
meiner Argumentation besteht darin, deutlich zu machen, dass Demokratie 
antinomisch in zwei konstitutive Momente gespalten ist: Es gibt eine Demo-
kratie der Verfassung und eine des Aufstandes (Ètienne Balibar).5 Im zwei-
ten Schritt wird gezeigt, wie das finanzökonomische Regieren durch Schul-
den zunächst die Bedingungen institutioneller Demokratie neutralisiert, was 
die Bedingung für das (re-)demokratisierende Aufstandsmoment ist. Der 
dritte Schritt soll zeigen, dass mit der intimen Verflechtung von Staat und 
Markt auch die Bedingung dieses Moments der Demokratie ausgehebelt ist, 
wodurch Demokratie gänzlich unmöglich scheint. Der vierte und letzte 
Argumentationsschritt diskutiert mit Alain Badiou eine Form von Demokra-
tie jenseits der Dialektik zwischen Verfassung und Aufstand, um eine mög-
liche Antwort auf die Frage nach der weiteren Möglichkeit von Demokratie 
zu geben.  
 
2 Die Antinomie des Politischen 
 
„Ich behaupte, daß diejenigen, die die Kämpfe zwischen Adel und Volk verdammen, 
auch die Ursachen verurteilen, die in erster Linie zur Erhaltung der Freiheit Roms führ-
ten. Wer mehr auf den Lärm und das Geschrei solcher Parteikämpfe sieht als auf deren 
Wirkungen, der bedenkt nicht, daß in jedem Gemeinwesen das Sinnen und Trachten des 
Volks und der Großen verschieden ist und daß alle zu Gunsten der Freiheit entstande-
nen Gesetze nur diesen Auseinandersetzungen zu danken sind.“6 
 
Machiavelli hebt an dieser Stelle über die römische Republik die produktive 
antinomische Struktur des Politischen hervor, an die Ètienne Balibar mit dem 
                                           
5 Unter „Aufstand“ wird ziviler Ungehorsam, d. h. ein widerständiges, negatives Verhältnis 
aktiver Staatsbürger gegen die staatliche Ordnung zur Durchsetzung von Rechten im Namen 
des Universellen (Gleichheit) verstanden. Zur Balibarschen Dialektik zwischen Verfassung 
und Aufstand vgl. Ètienne Balibar, „Menschenrechte“ und „Bürgerrechte“. Zur modernen 
Dialektik von Freiheit und Gleichheit, in: Ders., Grenzen der Demokratie, Hamburg 1993, 
S. 99-124. 
6 Niccoló Machivelli, Discorsi. Gedanken über Politik und Staatsführung, Stuttgart 1977, 
S. 19. 
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Theorem der „Idee der Gleichfreiheit“ (Égaliberté)7 anschließt. Die Idee der 
Gleichfreiheit ist in sich dialektisch geteilt in einander exkludierende, dabei 
aber zugleich einander inkludierende Momente: „einer Politik des Aufstands 
und einer Politik der Verfassung (...), einer Politik der permanenten, ununter-
brochenen Revolution und einer Politik des Staates als der institutionellen 
Ordnung.“8 „Égaliberté“ ist das Prinzip radikaler Demokratie, weil sie das 
universelle Recht auf Politik, d. h. das universelle „Recht auf Rechte“9 ist. 
Ihre Aktualisierung stellt jeden Machtanspruch in Frage. Radikale Demokra-
tie ist rebellisch und steht zum institutionellen System in Opposition. Jeder 
politische Aufstand versucht aber die Gleichfreiheit in Form konkreter Rech-
te institutionell zu realisieren und ist somit die konstituierende Kraft institu-
tioneller Ordnungen. Zugleich bleibt jede Institutionalisierung des Universel-
len in ihrer historischen Gestalt partikular und defizitär. Sie schließt Un-
gleichheit in sich und wird deshalb vom aufständischen Moment heimgesucht 
und in Frage gestellt. Das aufständische Moment ist also sowohl Begründer, 
als auch Negation institutioneller Ordnungen.10 Die Dialektik zwischen Auf-
stand und Verfassung ist ein endloser Universalisierungs- und Demokra-
tisierungsprozess.  
Für Balibar wie für Jacques Rancière ist die aufständische Demokratie 
das transversale Einbrechen des Funktionsprinzips jeglicher Ordnung, der 
Gleichheit, durch einen Teil der Gemeinschaft, dem Unrecht geschieht (des-
sen Stimme in der institutionellen Ordnung nicht als Sprache zählt); da die 
Gleichheit allerdings eine universale Eigenschaft ist, die allen zukommt, 
identifiziert sich der Teil der Gemeinschaft, der in ihr als Teil nicht zählt, 
paradoxerweise mit dem Ganzen der Gesellschaft – was in der Folge einen 
Bruch in der Ordnung bewirkt sowie eine Neuverhandlung des Gemeinsamen 
auslöst.11 Beispielhaft für diesen politischen Konflikt zwischen Verfassung 
und Aufstand sind die Demonstrationen am Ende des DDR-Regimes. Die 
                                           
7 Freiheit und Gleichheit sind deshalb identisch, weil beide stets simultan negiert werden. 
Vgl. Ètienne Balibar, Die Proposition der Gleichfreiheit, in: Ders., Gleichfreiheit, Berlin 
2012, S. 72-120, hier S. 96. 
8 È. Balibar (Anm. 5), S. 112. 
9 Vgl. Hannah Arendt, Es gibt nur ein einziges Menschenrecht, in: Christoph Men-
ke/Francesca Raimondi (Hrsg.), Die Revolution der Menschenrechte. Grundlegende Texte 
zu einem neuen Begriff des Politischen, Berlin 2011, S. 394-411, hier S. 401. 
10 Ètienne Balibar, Die Antinomie der Staatsbürgerschaft, in: Ders. (Anm. 5), S. 11-71, hier 
S. 25. 
11 Vgl. Jacques Rancière, Das Unvernehmen. Politik und Philosophie, Frankfurt a. M. 2002, S. 
21. 
Zwischen Paralyse und Neuerfindung 
33 
 
Demonstranten als diskreditierter (Nicht-)Teil des formellen Volkes riefen 
„Wir sind das Volk!“: 
 
„Sie, der ausgeschlossene konterrevolutionäre ‚Abschaum‘ des offiziellen Ganzen des 
Volkes, ohne rechtmäßigen Platz im offiziellen Raum (oder genauer gesagt, von 
offizieller Seite nur als ‚Konterrevolutionäre‘, ‚Hooligans‘ oder bestenfalls als ‚Opfer 
der bourgeoisen Propaganda‘ tituliert), beriefen sich darauf, für das Volk zu stehen, für 
‚alle‘.“12  
 
Demokratie lässt sich nicht auf ihre staatliche, repräsentative Regierungsform 
reduzieren, sondern steht notwendig auch in Gegensatz zum Staat, da jeder 
Staat die oligarchische Tendenz hat, Entscheidungsmacht zu monopolisieren, 
„gegen die periodische Wahlen und eine kritische Öffentlichkeit keine aus-
reichenden Gegengewichte darstellen.“13 Der Staatsbürger „ist seinem Wesen 
nach ein Rebell, der Nein sagt.“14 Politik des Aufstandes bedeutet also die 
vertiefende, intensivierende „Demokratisierung der Demokratie“, „as the 
entire process through which unequal power relations are replaced by 
relations of shared authority“15, während umgekehrt die konservierende 
Politik des Staates die transformierende Dialektik sistieren will und daher 
wesentlich antipolitisch ist.16 Demokratie muss sich, um sich am Leben zu 
erhalten, in ihren institutionellen Formen immer wieder selbst transzen-
dieren.17 Die Euro-Finanzkrise hat eine Situation geschaffen und offenbart, in 
der sowohl die institutionelle wie die aufständische Demokratie, und damit 
der dynamische Generator der Freiheit und des politischen Handelns, zu-
nehmend neutralisiert werden, wodurch sich die Expansion der ökonomi-
schen Rationalität gegen jeglichen ernsthaften politischen Widerstand im-
munisiert. 
 
                                           
12 Slavoj Zizek, Die Tücke des Subjekts, Frankfurt a. M. 2001, S. 257. 
13 Robin Celikates, Ziviler Ungehorsam und radikale Demokratie. Konstituierende vs. 
Konstiuierte Macht?, in: Thomas Bedorf/Kurt Röttgers (Hrsg.), Das Politische und die Poli-
tik, Berlin 2010, S. 274-303, hier S. 196. 
14 Ètienne Balibar, Widerstand Aufstand Ungehorsam, in: Ders., (Anm 5), S. 225-254, hier 
S. 235. (Hervorhebung im Original.) 
15 Boaventura de Sousa Santos, Democratizing Democracy: Beyond the Liberal Democratic 
Canon, London 2007, S. LXII.  
16 Vgl. È. Balibar (Anm. 5), S. 25. 
17 Vgl. Daniel Bensaïd, Der permanente Skandal, in: Giorgio Agamben u. a., Demokratie? 
Eine Debatte, Berlin 2012, S. 23-55, hier S. 54. 
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3 Kapitalismus gegen Demokratie – Neutralisierung parlamentarischer 
Politik 
 
Als im Jahr 2008 die US-Immobilienblase platzte, gerieten zahlreiche Bank-
institute (infolge von Zahlungsausfällen und der durch den Verkauf der Im-
mobilien sinkenden Immobilienpreise) in Notstand. Eine perfide Dialektik 
setzte sich in Bewegung, die einen Quasiinsolventen in einen souveränen 
Gläubiger transformierte und aus dem Retter einen Knecht machte: Zur 
Rekapitalisierung von Privatbanken nahmen europäische Staaten (aus Furcht 
vor einem Zusammenbruch der „Realwirtschaft“, angesichts mangelnder 
Kreditvergabe sowie zur Prävention eines „Bank Run“) Kredite bei Privat-
banken auf; während daraufhin die Schuldenquoten der Staaten stiegen und 
somit ihre Bonität sank, lieh die Europäische Zentralbank (EZB) Privat-
banken billiges Geld (Leitzinssenkung), das diese nun mit einem Risiko-
aufschlag an die hochverschuldeten Staaten, infolge ihrer niedrigen Kredit-
würdigkeit gewinnbringend weitergeben konnten.18  
Die verschuldeten Staaten gerieten in einen strangulierenden Zirkel: 
Steigende Schuldenquoten der Staaten erhöhten für die Kreditgeber (die zum 
Teil die von den Staaten und der EZB zu günstigen Konditionen rekapital-
isierten Banken selbst waren) das Risiko eines Zahlungsausfalls, der höhere 
Zinsbelastungen für Staatsobligationen zur Folge hatte, was wiederum die 
Verschuldungsquote erhöhte. Zur Sicherung ihrer Subsistenz mussten die 
Staaten ihre Politik gemäß den Konditionen der Finanzmärkte gestalten. Mit 
zunehmender finanzieller Dependenz von den privaten Kreditinstituten stieg 
simultan deren politische Interventionskraft, während der demokratische 
Einfluss der Bürger sank: Märkte offenbarten sich als regulierende und 
disziplinierende Instanz von Politik. Sie konnten die Finanzierungsbeding-
ungen von Staaten – und damit deren Politik – in ihrem Interesse lenken: 
„Souverän ist, wer eigene Risiken in Gefahren für andere verwandeln mag 
und sich als Gläubiger letzter Instanz platziert.“19 Für die Gesellschaften und 
die Demokratie hatte das desaströse Folgen. Mit dem Anstieg der Staats-
verschuldung steigen die Ausgaben der öffentlichen Haushalte, die in die 
Zinstilgung fließen. Es entbrennt daher ein Verteilungskonflikt um die Ver-
wendung der Staatseinnahmen zwischen der Schuldenbedienung einerseits 
und der Daseinsvorsorge andererseits – vermittelt durch den Konflikt um den 
                                           
18 Vgl. Joseph Vogl, Der Souveränitätseffekt, Zürich/Berlin 2015, S. 282. 
19 Ebd. S. 251. 
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Einfluss auf die Politik zwischen einem diffusen „Marktvolk“ (Oligarchie) 
und dem „Staatsvolk“ (Demokratie).20 
Gegenüber den Ansprüchen des Kapitals besteht eine besondere Ab-
hängigkeit der liberalen Demokratie: Da die Subsistenz des Staates direkt von 
der Finanzierung (oder Nicht-Finanzierung) durch die Kapitalmärkte 
abhängt, wird die Gewinnung (oder Konservierung) ihres Vertrauens in die 
staatliche Kreditwürdigkeit durch die Erfüllung ihrer Erwartungen (der sta-
bilen Schuldenbedienung) zur basalen „empirischen Funktionsbedingung des 
Gesamtsystems“.21 Folglich haben die Bedürfnisse der Märkte für den Staat 
absolute Priorität, denen gegenüber die Ansprüche der Bürger subordiniert 
sind.22 
Zentrales Interesse der Gläubiger ist die Schuldenbedienung. Das 
Vertrauen der Kapitalmärkte in Form von Krediten gewinnen die Staaten 
daher nur durch die Stabilität und Kontinuität ihrer Zahlungsfähigkeit. Zu 
diesem Zweck wird ein radikaler sozioökonomischer Umbau durchgesetzt, 
der den Markt vom Staat befreit und ihn seinen Bedürfnissen unterwirft. Es 
kommt zur Kürzung von Ausgaben (anstatt Einnahmen zu erhöhen), indem 
öffentliche Aufgaben privatisiert, soziale Rechte gestrichen und die Neuver-
schuldung gebremst werden. Die Ansprüche des Kapitals werden mit den 
Ansprüchen der Bürger bezahlt. Die Kapitalmärkte greifen direkt in die 
Politikgestaltung der Staaten ein. Allerdings steht dem dauerhaften (Anlage-) 
Vertrauen der Kapitalmärkte in die staatliche Zahlungsstabilität ein konter-
karierender Faktor im Wege: die Demokratie. Voraussetzung des Vertrauens 
der Kapitaleigner ist daher die Immunisierung einer marktkonformen Politik 
gegenüber dem demokratischen Einfluss. Der immunisierende Mechanismus 
setzt sich aus drei wesentlichen Elementen zusammen: 
 
Institutionelle Struktur 
Die staatliche Dependenz von den Finanzmärkten ist kein Faktum, das von 
der Politik unabhängig wäre, sondern sie ist indirekt politisch instituiert. Eine 
                                           
20 Vgl. W. Streeck (Anm. 3), S. 118 f. 
21 Vgl. ebd, S. 95. 
22 Wie David Graeber gezeigt hat, resultiert die kompromisslose Durchsetzungskraft der Gläu-
bigeransprüche aus einer auf Tauschlogik reduzierten Moral und aus der Quantifizierbarkeit 
des Faktors Geld. Finanzielle Schulden sind durch Geld eindeutig in Zahlen messbar (und 
daher unpersönlich), wodurch die Einforderung der Zahlungsverpflichtung, verglichen mit 
anderen (moralischen) Verpflichtungen (wie der Daseinsvorsorge gegenüber den Bürgern), 
ihrer Abstraktheit und Präzision wegen eine signifikante Vehemenz und Gewalt besitzt. Vgl. 
David Greber, Schulden. Die ersten 5000 Jahre, Stuttgart 2012, S. 20. 
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entscheidende Rolle nimmt dabei die Position und Funktion der EZB ein, die 
für die Geldpolitik des Euroraumes verantwortlich und deshalb „in der 
Ausübung ihrer Befugnisse und der Verwaltung ihrer Mittel unabhängig“ 
ist.23 Die finanzielle Autonomie der EZB impliziert das Verbot der direkten 
Staatsausgabenfinanzierung. Regierungen sind deshalb gezwungen, ihre De-
fizite über die Geldmärkte zu finanzieren, welche direkten Einfluss auf die 
Regierungspolitik haben: Die Zentralbankautonomie hat zur Folge, dass „die 
Kontrolle über Fiskalpolitik an Privatbanken abwandert und Finanzmärkte 
zur disziplinierenden oder richterlichen Instanz gegenüber Regierungen ge-
worden sind.“24 
 
Der kreditökonomische Disziplinierungs- und Konditionierungshebel 
Der disziplinierende und konditionierende Hebel der Finanzmärkte, der in 
ihrem Interesse auf die Politik einwirkt, funktioniert auf zwei Ebenen: a) auf 
dem direkten kreditökonomischen Anreizsystem (Kredit- oder Schulden-
hebel); b) auf einem durch a) aktivierten politischen Hebel. 
a) Die Dependenz des Staates vom Finanzmarkt basiert auf dem 
Kreditverhältnis. Je mehr die Subsistenz des Staates von der direkten Finan-
zierung durch die Finanzmärkte abhängt, desto größer ist das externe Ein-
flusspotenzial der Märkte auf die Politik des Staates. Um das Vertrauen 
seiner Gläubiger zu gewinnen, ist dieser also, seiner Subsistenz wegen, ge-
zwungen, seine Politik zu den Bedingungen der Gläubiger und Investoren zu 
gestalten. Das Vertrauen (oder Zahlungsausfallrisiko) der Gläubiger richtet 
sich nach der Bewertung der Kreditwürdigkeit, die durch die Höhe der Zins-
aufschläge gemessen wird. Damit ist ein disziplinierender Anreizmechanis-
mus installiert, der nach der Logik „Zuckerbrot und Peitsche“ funktioniert: 
Steigende Kreditzinsen bestrafen, sinkende Zinsen belohnen dagegen den 
Staat für seine Politik, die an den „Drähten der Finanzindustrie“ zappelt.25 Da 
Staaten an niedrigen Zinsen interessiert sind, greifen die Märkte durch diesen 
Mechanismus disziplinierend und regulierend in die Politikgestaltung ein. 
Dadurch können bestimmte marktkonforme Maßnahmen gegen den demo-
kratischen Einfluss erzwungen, dem Marktinteresse entgegenstehende dage-
gen verhindert werden. Zentrale Instanz dieses Mechanismus sind die Rating-
                                           
23 Vgl. Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEU-Vertrag), Art. 282 (2). 
24 J. Vogl (Anm. 18), S. 198. 
25 Jürgen Habermas, Rettet die Würde der Demokratie, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 4. November 2011, unter: http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/euro-krise-rettet-die-
wuerde-der-demokratie-11517735.html (Stand: 9.9.2015). 
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agenturen. Von ihrer Risikobewertung hängt die Entscheidung der Kreditgeb-
er ab. 
b) Die Märkte und Ratingagenturen wirken nicht nur direkt auf die 
Politik der Staaten, sondern auch indirekt. Sie aktivieren als vermittelnde 
Machtinstanz andere Staaten, um auf Krisenstaaten einzuwirken. Grund ist 
zum einen der Dominoeffekt: Der Zahlungsausfall eines Landes könnte die 
Banken eines anderen Staates ins Wanken bringen, die dann von ihren Re-
gierungen rekapitalisiert werden müssten, was wiederum den rettenden Staat 
selbst in Gefahr brächte; zum anderen könnte der Zahlungsausfall eines Lan-
des das generelle Vertrauen der Märkte in Staatsanleihen schwächen und für 
andere Länder höhere Zinsbelastungen nach sich ziehen.26 Der Anreizmech-
anismus der Märkte instrumentalisiert also die Politik der einen Staaten da-
hingehend, dass sie auf die Politik eines vom Zahlungsausfall bedrohten 
Staates Macht ausüben, damit dieser seine Zahlungsverpflichtungen gegen-
über seinen Gläubigern erfüllt (was auf Kosten der Daseinsvorsorge seiner 
Bürger geschieht und durch Rettungsschirme unterstützt werden kann).27 
Ähnlich wie Hegels universalhistorische „List der Vernunft“ die Leiden-
schaften der Individuen für ihren Zweck arbeiten lässt, instrumentalisieren 
die Märkte die Staaten für ihre Zwecke: der sicheren Schuldenbedienung und 
Kapitalbildung. 
 
Paralyse repräsentativer Demokratie 
Die Zentralbankautonomie hat zur Folge, dass sich die europäischen Staaten 
über die Finanzmärkte finanzieren müssen, die damit die finanziellen Zu-
gangsbedingungen der Staaten kontrollieren. Je mehr die staatliche Subsis-
tenz von den Kapitalmärkten abhängt, desto größer ist deren externe Macht, 
regulierend und disziplinierend in die Gestaltung der Politik einzugreifen. 
Zur Sicherung seiner Kreditwürdigkeit wird der Staat seine Politik zunehm-
end im Interesse seiner Kreditgeber gestalten, um ihr Vertrauen zu gewinnen. 
Die Kreditwürdigkeit wird von Ratingagenturen nach unternehmerischen und 
marktwirtschaftlichen Kriterien bewertet. Indem also der Staat die Gestaltung 
seiner Politik den Bedürfnissen und Prinzipien des Marktes unterwirft, wird 
umgekehrt der Markt zum organisierenden und regulierenden Prinzip von 
                                           
26 Vgl. W. Streeck (Anm. 3), S. 131. 
27 Vgl. ebd. 
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Politik und Gesellschaft.28 Politik und Marktlogik gehen ineinander über und 
treten in eine Indistinktionszone.29 
Aus dem Staat wird ein Unternehmen. Aber die Prinzipien und Bedürf-
nisse des Marktes (Kosten-Nutzen-Rationalität, Monetarisierung, Rentabili-
tät, Wirtschaftlichkeit, Stabilität usw.) stehen mit den Prinzipien und Ansprü-
chen einer demokratischen Politik (Volkssouveränität, politische Autonomie, 
Gewaltenteilung, Wahlen, Gleichheit, Veränderung usw.) im Gegensatz. Also 
betreibt ein demokratischer Staat, der sich verstärkt nach den Bedürfnissen 
der „Finanzöffentlichkeit“ (Joseph Vogl) richtet und deren Prinzipien interna-
lisiert, seine eigene Ent-Demokratisierung. Er entmachtet sich (und seine 
Bürger) selbst, unterhöhlt seine Prinzipien, Strukturen, Institutionen und ver-
liert die souveräne Gestaltungskraft.30 Die parlamentarische Demokratie wur-
de im Laufe der Finanzkrise vielgestaltig ausgehebelt, deshalb nur eine Aus-
wahl:  
A) Politische Gestaltungskraft: Das Funktionsprinzip einer parlament-
arischen Demokratie ist der „politische Agonismus“ zwischen alternativen 
hegemonialen Projekten, die politische Leidenschaften mobilisieren kön-
nen.31 Mit der konstitutionellen Installation von Schuldenbremsen („Fiskal-
pakt“) durch den Druck der Finanzmärkte ist ein internalisierter Zwangs-
mechanismus in Kraft getreten, der die Gestaltungsmacht von Politik zuguns-
ten des Marktinteresses restringiert sowie die Wirtschafts- und Sozialpolitik 
gegen Wahlentscheidungen immunisiert. Politik wird alternativlos, Wahlen 
werden „noch weniger zur Entscheidung über grundsätzliche Alternativen, 
als sie es jetzt schon sind“32, wechselnde Regierungen in ihren politischen 
Koordinaten indifferent, Bürger politisch entmündigt und demotiviert sowie 
Populismus gefördert. Demokratie findet zunehmend formal statt und die 
Distanz zwischen Parteipolitik und Bürgern wächst. Zudem sieht der Fiskal-
                                           
28 Vgl. Wendy Brown, Neo-liberalism and the End of of Liberal Democracy, in: Theory and 
Event 7 (2003) 1, S. 5, unter: https://muse.jhu.edu/journals/theory_and_event/v2007/7.1 
brown.html (Stand: 1.9.2015). 
29 Die Indistinktionszone zwischen Staat und Markt ist äußerst breit. In sie fallen u. a. Ausla-
gerungen staatlicher Aufgaben und personelle Überschneidungen zwischen Unternehmer-
tum und Politik, aber auch die direkte staatliche Einbindung und Unterstützung privater Ka-
pitalbildung infolge der Rettungsprogramme usw. Vgl. Wendy Brown, Wir sind jetzt alle 
Demokraten, in: G. Agamben u. a., (Anm. 17), S. 58. 
30 „Die neoliberale Rationalität betrachtet jeden Menschen und jede Institution einschließlich 
des Rechtsstaats nach dem Muster einer Firma und verdrängt daher in der Politik demokrati-
sche durch unternehmerische Grundsätze.“ Ebd., S. 59. 
31 Vgl. Chantal Mouffe, Über das Politische, Bonn 2010. 
32 Steffen Vogel, Sparpolitik und Demokratieabbau in der Eurokrise, Hamburg 2013, S. 100. 
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pakt ein Vetorecht der EU-Kommission bei den nationalen Haushalten vor 
und beschneidet damit die parlamentarische Souveränität.33  
B) Dominanz der Exekutive: Demokratie besitzt, kraft breiter Partizipa-
tion, lange Prozesszeiten. Die Belange des Marktes benötigen indes schnelle 
politische Prozess- und Entscheidungszeiten; sie erfordern daher Techno-
kratie und die Umgehung demokratischer Vermittlungsinstitutionen. Domi-
nanz der Exekutive, Kompetenzdelegation an informelle hybride Experten-
gremien.  
C) Opposition: In Demokratien gibt es parlamentarische Opposition. 
Es besteht die Möglichkeit, eine marktkonforme Politik abzuwählen, was das 
Vertrauen der Märkte in die stabile Schuldenbedienung schwächt und den 
Staat gefährdet: „Der beste Schuldenstaat ist deshalb einer mit Großer Koali-
tion, zumindest in der Finanz- und Fiskalpolitik.“34 
Das als primäre Existenzbasis repräsentativer Demokratie propagierte 
Pendant des freien Marktes stellt nach dem Zusammenbruch des Staats-
kommunismus die größte Gefahr für sie dar. Demokratie wird auf deregu-
lierte Märkte und die ökonomische Freiheit reduziert und jeglicher demokra-
tische Eingriff in die „unsichtbare Hand“ des gerechten und perfekten Mark-
tes als kommender Autoritarismus stigmatisiert, den es im Namen der „De-
mokratie“ zu verhindern gilt. 
 
4 Neutralisierung der Politik des Aufstandes 
 
Die zentrale Bestimmung, die Legitimationsbasis, von Politik ist das Ver-
trauen des Marktes in die politischen Verhältnisse geworden. Zu diesem 
Zweck werden Forderungen einer radikalen Marktwirtschaft (Deregulierung, 
Privatisierung, Ausgabenkürzung) erfüllt, was immer mehr Lebensbereiche 
der ökonomischen Rationalität unterwirft. Die sozialen Rechte der Bürger, 
die eine gewisse Sicherheit und Chancengleichheit bieten, stehen diesem pri-
mären Zweck entgegen und werden sukzessive demontiert. Zugleich wird die 
Macht des Volkes auf institutioneller Ebene beschnitten, opponierend und 
konstruktiv an der Politik zu partizipieren, indem u. a. wesentliche Ko-
ordinaten der Wirtschafts- und Sozialpolitik dem Bereich der politischen 
Thematisierung entzogen und zu natürlichen Konstanten erhoben werden. 
Unter dem Marktprimat wird dissensuelle Politik auf institutioneller Ebene 
                                           
33 Vgl. Europäischer Rat, Vertrag über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirt-
schafts- und Währungsunion vom 1.-2. März 2012. 
34 W. Streeck (Anm. 3), S. 128. 
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erstickt. Wenn Demokratie innerhalb der konstituierten Ordnung verdrängt 
wird, dann müssen universelle Rechtsansprüche gegen Privilegien und poli-
tische Entmündigung außerhalb, gegen die Ordnung, durch die konstitu-
ierende Kraft des demos geltend gemacht werden. Die Krise repräsentativer 
Demokratie verweist auf die extra-institutionelle, transversale Macht eines 
(re-)demokratisierenden Aufstandes aktiver Staatsbürger, der, im Namen der 
Gleichfreiheit, Ungleichheiten begegnet, sozioökonomische Fragen neu ver-
handelt sowie daran erinnert, dass jede Verfassung im Volk gründet. Aller-
dings setzt die „rebellierende Demokratie“ (Miguel Abensour) eine institu-
tionelle Ordnung als identifizierbare souveräne Konfrontationsstätte voraus, 
in der sich Macht und Entscheidungskompetenz konzentrieren. Indem jedoch 
Staat und Markt ineinander übergehen, fragmentieren und dezentralisieren 
sich simultan die Orte souveräner politischer Entscheidungskompetenz und 
Machtausübung.35  
 Die politische Dimension verschwindet nicht, aber sie wird unbe-
stimmt und diffus. Die (national) konzentrierte Regierungsmacht des Staates 
zersplittert und wird international, sie wandert z. B. an externe Mächte wie 
die EZB, an Troikas, anonyme Märkte und international vernetzte Markt-
akteure, an Ratingagenturen, Banken, private Investoren, Europäische Institu-
tionen und informelle Expertengremien im Zwischenraum von Politik und 
Ökonomie. Demnach verschwinden identifizierbare politische Konfronta-
tionsstätten und die demokratisierende Politik des Aufstandes, die davon ab-
hängig ist, wird neutralisiert mit dem Ziel, „die Behauptung einer Gleich-
heitsmacht zu verhindern.“36 Politischer Widerstand scheint umso unmög-
licher, je notwendiger er ist. Es trat die Situation ein, in der Demokratie nicht 
nur in ihrem institutionellen, sondern auch in ihrem aufständischen, (re-) 
demokratisierenden Moment zunehmend an Intensität verlor. Die hegemoni-
ale ökonomische Ordnung immunisierte sich ebenso gegen dieses Moment 
demokratischer Einflussnahme. Man muss mit Rancière den Schluss ziehen, 
dass es nicht die Zufriedenheit, mangelnde Entschlossenheit oder fehlende 
Empörung ist, die keinen effektiven Widerstand aufkommen lässt, sondern 
dass es die Verunmöglichung der Bedingungen widerständiger Politik ist, die 
für die Beharrlichkeit und scheinbare Akzeptanz des Status quo verantwort-
lich ist.37 Angesichts ihrer Machtlosigkeit gegenüber ihrer Entmachtung wer-
den aus Bürgern apathische Beobachter. 
                                           
35 Vgl. Jacques Rancière, Die Methode der Gleichheit, Wien 2014, S. 163.  
36 Ebd, S. 163 f. 
37 Vgl. ebd., S. 162 f. 
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5 Die Entpolitisierung des Subjekts – Herrschaft durch Freiheit 
 
Indem der Staat die ökonomische Rationalität des Marktes internalisiert, or-
ganisiert er als Fortführung der Machtlinie die Gesellschaft nach unter-
nehmerischen Prinzipien, deren Verinnerlichung politisches Handeln in toto 
zu neutralisieren scheint. Der Markt durchdringt die Individuen. Es werden 
staatliche Leistungen zu Konsolidierungszwecken gekürzt und „modern-
isierende Reformen“ für mehr Wettbewerb und Arbeitsmarktflexibilisierung 
umgesetzt. Eigenverantwortung – das ist dabei das leitende Prinzip, nach dem 
nahezu alle Politik- und Gesellschaftsbereiche organisiert werden und das 
von den politischen Parteien konsensuell propagiert wird. Synonyme wie 
„Selbstbestimmung“, „Autonomie“, „Entscheidungsfreiheit“, die im Gegen-
satz stehen zu „Bevormundung“, „Abhängigkeit“ oder „Zwang“, suggerieren 
einen (vermeintlichen) Zustand der Freiheit, der die Subjekte der staatlichen 
Kontrolle und Herrschaft zu entziehen scheint. 
Der zunehmende Rückbau und Rückzug des Staates aus vielen Berei-
chen sozialer Verantwortlichkeit bewirkt, dass die Subjekte nun selbst für die 
Konsequenzen ihrer Entscheidungen über ihr Wohlergehen verantwortlich 
sind.38 Dadurch unterwerfen sie ihr Leben und ihre Handlungen zunehmend 
einer Kosten-Nutzen-Logik, d. h. einer unternehmerischen Rationalität: Die 
eigenverantwortlichen Subjekte werden auf diese Weise zu „Unternehmern-
ihrer-selbst“39 (Prekarisierung) und die ökonomische Rationalität dringt bis in 
die individuelle Lebenführung ein. Um des eigenen sozialen Wohlergehens 
willen „im Rennen“ bleiben zu können, besteht das Wesen des selbstunter-
nehmerischen Subjekts in dem „nicht enden wollenden Bemühen, selbst eine 
verkäufliche Ware zu werden und zu bleiben.“40 Alle Mittel und Bereiche des 
Lebens werden in den Dienst des primären Ziels gestellt, einen Marktwert für 
potenzielle Kunden zu besitzen. Der aufgenötigte Selbstzwang, das Leis-
tungsmaximum zu mobilisieren, vollzieht sich unter dem libertären Dogma 
der „Selbstverwirklichung“, das die Subjekte anruft, ihre „verborgenen Fäh-
igkeiten“ zu mobilisieren, um ein „vollkommenerer“ und „besserer“ Mensch 
zu werden. 
                                           
38 Vgl. W. Brown (Anm. 28), S. 7. 
39 Vgl. Michel Foucault, Die Geburt der Biopolitik, Geschichte der Gouvernementalität II, 
Vorlesungen am Collège de France 1978-1979, Frankfurt a. M., S. 314. 
40 Zygmunt Bauman, Leben als Konsum, Hamburg 2009, S. 21. 
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Die paradoxe Struktur eines „Unternehmers-seiner-selbst“ besteht 
darin, „Herr und Knecht in einer Person“ zu sein.41 Es ist also keine fremde 
Instanz, die die Subjekte zwingt, sie diszipliniert oder ihr Verhalten bis in die 
allerkleinsten Bereiche ihres Lebens gewinnorientiert kontrolliert. Die Räd-
chen beginnen sich durch ihre eigene Kraft zu drehen – erwartungsgemäß 
und ohne äußeren Antrieb. Der Rückzug der staatlichen Verantwortlichkeit 
hat die Subjekte von einem externen Herrn befreit und sie in ihren eigenen 
Chef und Marketingmanager verwandelt. Die Freiheit, d. h. die Selbstver-
antwortung und die Möglichkeiten zur „Selbstgestaltung“, ist das Mittel, den 
Subjekten die rentable „Regulierung-ihrer-selbst“ aufzunötigen.42 Auf diese 
Weise ist aus der liberalen Freiheit, die der Staat rechtlich und politisch orga-
nisiert, ein effizientes Herrschafts- und Ausbeutungsinstrument geworden: 
„Neo-liberal subjects are controlled through their freedom.“43  
Die Freiheit von staatlicher Abhängigkeit ist nur die Kehrseite des 
immanenten Zwangs, sich selbst auszubeuten: Freiheit und Zwang sind un-
unterscheidbar geworden.44 Durch die infolge der Eigenverantwortlichkeit 
internalisierte ökonomische Rationalität nimmt das selbstunternehmerische 
Subjekt seine eigenen (wirtschaftlich rentablen) disziplinierenden, normali-
sierenden und regulierenden Verhaltensweisen als autonome Entscheidungen 
zu seiner freien Selbstverwirklichung wahr. Indem es glaubt, frei zu sein, 
seine Lebens- und Arbeitsverhältnisse autonom auf eine „alternative“, fle-
xible Weise nach den eigenen Entscheidungen zu gestalten und seine krea-
tiven Fähigkeiten zu verwirklichen, reproduziert das prekäre Subjekt aktiv 
die Machtverhältnisse ständig aufs Neue, unter denen es zugleich leidet, denn 
die Freiheit, sich selbst zu verwirklichen bedeutet simultan, sich selbst zu 
beherrschen und zu disziplinieren – nichts ist verwertbarer und liegt mehr auf 
der Linie des Marktes.45 Machtverhältnisse in Frage zu stellen bedeutet heute 
vor allem, die Bedingungen unserer vermeintlichen Freiheiten und auto-
nomen Entscheidungen zu hinterfragen. Das Perfide dieser Logik ist, dass 
man glaubt, freie Entscheidungen zu treffen, die in Wirklichkeit erzwungen 
                                           
41 Byung-Chul Han, Psychopolitik. Neoliberalismus und die neuen Machttechniken, Frank-
furt a. M. 2014, S. 14. 
42 Vgl. W. Brown (Anm. 28), S. 7. 
43 Ebd. 
44 Vgl. B.-C. Han (Anm. 41), S. 10. 
45 Vgl. Isabell Lorey, Gouvernementalität und Selbst-Prekarisierung. Zur Normalisierung von 
KulturproduzentInnen, in: Europäisches Institut für progressive Kulturpolitik (Hrsg.), unter: 
http://eipcp.net/transversal/1106/lorey/de (Stand: 1.9.2015) 
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und aufgenötigt sind. Da dieser aufgenötigte Zwang aber als individuelle 
Freiheit erfahren wird, wieso sollte er dann in Frage stehen? 
Die Folgen dieser Herrschaft durch (vermeintliche) Freiheit, die mit 
der Ausdehnung prekärer und flexibler Arbeitsverhältnisse voranschreitet, 
sind für das politische Handeln desaströs. Indem Zwang und Selbstdis-
ziplinierung als individuelle Freiheit und Entscheidungsautonomie wahrge-
nommen werden, verhüllen sich die hegemonialen Machtverhältnisse. Das 
eigene, scheinbar autonome Verhalten wird deshalb nicht vor dem Hinter-
grund der hegemonialen Ordnung erfasst und in der Wirkungslinie ihrer 
Macht verortet, wodurch die Freiheit von dieser Macht unvorstellbar und ein 
wirklich alternatives, womöglich widerständiges Verhalten unmöglich wird.46 
Darüber hinaus sorgt der grenzenlose Imperativ „Du kannst!“ dafür, dass die 
Subjekte ihren eigenen und unerschöpflichen Forderungen hinterherlaufen – 
einem Leistungsdruck, an dem sie psychisch kollabieren.47 Und indem der 
neoliberale Staat das Geschick über ihr Wohlergehen in die Hände der Sub-
jekte legt, delegiert er auch die entsprechende Schuldigkeit an diese: Das ab-
gehängte, in seinen Zielen gescheiterte prekäre Subjekt richtet seinen Wider-
stand nicht gegen die hegemoniale Ordnung, sondern revoltiert primär gegen 
sich selbst (Depression).48 Es wird sich vorwerfen, für seine miserable Lage 
selbst verantwortlich zu sein, weil es nicht diszipliniert und motiviert genug 
gewesen ist, weil es nicht genügend Initiative gezeigt hat oder weil es seine 
Chancen, die es hatte, nicht genutzt hat. „Darin besteht die besondere Intel-
ligenz des neoliberalen Regimes. Sie lässt keinen Widerstand gegen das Sys-
tem aufkommen.“49 Mit voranschreitender Expansion der paradoxen Logik 
eines Unternehmers-seiner-selbst wird jeder politische Konflikt, jedes wider-
ständige Verhalten, das diese Ordnung wirklich in Frage stellt, präventiv be-
reits in seinem Ursprung immer unmöglicher. Die Politik stirbt ab: Damit 
wird die Bedingung geschaffen, „in der die Handlungen von Individuen und 





                                           
46 Vgl. ebd. 
47 Vgl. Byung-Chul Han, Müdigkeitsgesellschaft, Berlin 2014, S. 19 ff. 
48 Vgl. B.-C. Han (Anm. 41), S. 16. 
49 Ebd. 
50 È. Balibar (Anm. 5) S. 51. 
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6 Präsentative Demokratie als Politik in Distanz zum Staat – eine Al-
ternative? 
 
Angesichts der zunehmenden Immunisierung der hegemonialen Ordnung ge-
genüber demokratischem Einfluss stellt sich die abschließende Frage, ob und 
wie demokratisches Handeln noch stattfinden kann, das die Kraft besitzt, 
kontrahegemoniale Projekte zu formulieren. Was seine Intensität zu verlieren 
scheint, ist Demokratie in ihrer institutionellen wie auch in ihrer aufstän-
dischen Form – die Dialektik zwischen dem Positiven und Negativen. Beide 
Formen denken sich vom Staat her. Reduziert man Demokratie nicht auf die 
Orientierung am Staat, dann könnte sie weiterhin möglich sein. Die Dialektik 
zwischen Staatsmacht und ihrer destruktiven Negativität muss also trans-
zendiert werden. Die logische Folgerung ist eindeutig: Weder institutionell 
noch destruktiv müsste das eine Politik sein, die außerhalb des Staates, aber 
zugleich nicht negativ auf ihn bezogen ist (und insofern von ihm abhängig 
wäre); folglich eine affirmativ-konstruktive Politik außerhalb des Staates.  
 Alain Badiou scheint dieser logischen Alternative einen Namen gege-
ben zu haben: Politik in „Distanz zum Staat“. Sie ist eine präsentative Demo-
kratie, die unmittelbar praktiziert wird und die gegenüber der Staatsmacht 
indifferent ist. „Distanz“ bedeutet für Badiou Nicht-Beteiligung am Staat, 
d. h. eine affirmative Abwendung von Repräsentation, Wahlen, Parteipolitik, 
Programmatik usw. Die Abstention bezieht sich für ihn auf alles, was sich am 
Staat als Machtpol orientiert und deshalb in seinen Kategorien organisiert. 
Badious Begründung für diese platonische Geste der Umwendung („Periag-
oge“) ist, dass man durch die staatliche Orientierung blind dafür wird, wo die 
wesentliche politische Aktivität stattfindet.51 Es geht darum, unabhängig 
(„subtrahiert“) vom Staat und seiner Zeit in realen Situationen einen affirma-
tiven Raum der Autonomie zu kreieren. Was mit der Formel von der „Dis-
tanz zum Staat“ intendiert ist, lässt sich modallogisch präzise verdeutlichen: 
Der Staat begrenzt die politischen Möglichkeiten einer Situation und schließt 
andere Möglichkeiten als nicht-möglich aus.52  
 Durch die Negation alternativer Möglichkeiten konstituiert der Staat 
deshalb eine bestimmte Ordnung als notwendige Welt (da aus der Nicht-
Möglichkeit die Notwendigkeit folgt). Wer nun zum Staat auf Distanz geht 
und sich von ihm abwendet, negiert die Notwendigkeiten seiner Welt. Aber 
aus der Nicht-Notwendigkeit der Welt folgt modallogisch die Möglichkeit 
                                           
51 Vgl. Ed Pluth, Badiou – eine Philosophie des Neuen, Hamburg 2012, S. 206. 
52 Vgl. Alain Badiou, Die kommunistische Hypothese, Berlin 2011, S. 162. 
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des Unmöglichen, d. h. eine andere Welt.53 Da diese neue, zusätzliche Mög-
lichkeit innerhalb einer Situation erscheint, aus der sie zugleich exkludiert ist, 
sei ihr Erscheinen ein „Ereignis“ – d. h. eine Intervention, die die Ordnung 
unterbricht (Teilung). Ein Ereignis werde in Form einer universellen Aussage 
(eine egalitäre Maxime, die sich an alle richtet) in seinem Prinzip signifi-
ziert.54 Das Erscheinen eines politischen Ereignisses produziert nun Effekte, 
die Impulsgeber einer selbstbezüglichen Politik sind, die demokratisch ist.  
Während des reibungslosen Ablaufs der Dinge bleibe die Gestalt und 
das Maß der Macht der hegemonialen Ordnung diffus, unsichtbar und unbe-
stimmt.55 Aber solange unklar ist, welche konkrete Gestalt und welches Maß 
ihre Macht hat, solange lässt sich für Badiou keine Alternative und kein freier 
politischer Handlungsspielraum bestimmen, der sich davon abhebt. Ihre 
Macht ist maßlos und daher absolut.56 Sie erscheint alternativlos. Wenn 
allerdings ein politisches Ereignis eine neue, supplementäre Möglichkeit zur 
Existenz bringt, die mit dem hegemonialen Rahmen inkompatibel ist, dann 
wird ihre Existenz diesen Rahmen stören und dessen Macht zu einer Re-
aktion zwingen, um die Dinge wieder zurecht zu rücken: Auf diese Weise 
zwingt das politische Ereignis die Ordnung, eine konkrete Gestalt und ein 
bestimmtes Maß ihrer Macht zu zeigen.57 Das politische Ereignis schreibe 
laut Badiou der Ordnung einen Maßstab vor, ihre Macht an diesem zu mes-
sen. Dabei tritt sie aus ihrer Unbestimmtheit heraus und wird in ihrer Struktur 
sichtbar. Eine antagonistische Demarkationslinie erscheint, in deren Folge für 
Badiou eine politische Alternative realisiert werden könne. Die Ordnung 
werde seitens des kollektiven politischen Ereignisses genötigt, offen und für 
alle sichtbar, Farbe zu bekennen und sich zu rechtfertigen, in welcher Bezieh-
ung sie zur egalitären Maxime stehe (was Veränderung, aber auch weitere 
Unterstützung zur Folge haben kann). Sobald nun der hegemonialen Ordnung 
durch das Ereignis eine konkrete Gestalt und ihrer Macht ein Maß zugeordnet 
sei (Konfiguration), werde es umgekehrt möglich, einen freien, politischen 
Autonomieraum zu kalkulieren, der sich davon als Alternative abhebe, weil 
die provokative Operation des Ereignisses einen Gewinn an Wissen gebracht 
habe.58 Je nach Gestalt und gemessener Macht der Ordnung werde der auto-
nome Gestaltungsraum der Politik diese oder jene Form annehmen können 
                                           
53 Vgl. ebd., S. 49. 
54 Vgl. Alain Badiou, Manifest für die Philosophie, Wien/Berlin 2010, S. 20. 
55 Vgl. ders., Metapolitik, Zürich/Berlin 2003, S. 154.  
56 Vgl. ebd. 
57 Vgl. im Folgenden ebd., S. 156 f.  
58 Vgl. ebd. 
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und ihre Gestaltungskraft größer oder kleiner sein. Erscheinen des Ereignis-
ses, Konfiguration der hegemonialen Ordnung und, in Abstand zu dieser, 
Eröffnung und Kalkulation eines alternativen politischen Autonomieraumes 
(Ort der Demokratie) – unter diesen Bedingungen kann für Badiou die Reali-
sierung der egalitären Maxime beginnen. Der Name dieses Prozesses ist „Po-
litik“.  
„Politik“ ist für Badiou die kreative Arbeit (Denken) all derer, die sich, 
unter der axiomatischen Voraussetzung der Gleichheit, um die Prinzipien der 
neuen Möglichkeit herum kollektiv organisieren (und dadurch die Ordnung 
auf Abstand halten), um praktisch und lokal deren Konsequenzen in die Welt 
einzuschreiben.59 Ihre Praxis ist ein kreatives Denken, das von den Fähigkeit-
en der Menschen ausgeht, weil sie Diskussionen, Überlegungen, kollektive 
Entscheidungen und tastende Erprobungen erfordert, damit der neuen Mög-
lichkeit eine materielle Gestalt gegeben werden kann. Anders als eine Politik 
des Staates richtet sie sich nach keinem bindenden Programm, von dem aus 
sich der Prozess entfalten könnte. Die Politik generiere ihren Fortgang einzig 
aus sich selbst: Sie sei ihr eigener Zweck.60 Was ihren Prozess anleite, sei 
eine „Präskription“, d. h. die universelle Aussage, die als das Prinzip der neu 
entdeckten Möglichkeit formuliert ist, deren Implikationen zu konstruieren 
seien. Dieser Prozess sei eine experimentelle Kreation neuer Formen demo-
kratischer Subjektivität, denen hinsichtlich der egalitären Maxime (Präskrip-
tion) Konsistenz verliehen werden soll („Treue“ zum Ereignis, Organisation). 
Eine solche selbstbezügliche Politik stellt keine Forderungen von Gleichheit 
oder Freiheit an den Staat, die von dessen Anerkennung abhängig wäre, son-
dern sie setzt beides voraus, um auf dieser Basis und im freien Abstand zu 
den hegemonialen Koordinaten eine eigene, alternative Gegenwart zu kon-
struieren.61 Dadurch unterlaufe sie die Dialektik zwischen dem Positiven und 
Negativen.62 Solange der (fragile) Abstand zwischen Staat und Politik auf-
rechterhalten werden kann, existiert für Badiou eine politische Alternative 
und ein (lokaler) Ort der Demokratie.63 
Eine mögliche Antwort auf die Frage nach der Möglichkeit von Demo-
kratie lautet also: Die Operation, zu den Notwendigkeiten der hegemonialen 
Ordnung auf Distanz zu gehen, sich aus ihnen zurückzuziehen und sich den 
                                           
59 Vgl. Alain Badiou, Ist Politik denkbar?, Berlin 2010, S. 89. 
60 Vgl. ders., Philosophie und Politik in: Ders./Jacques Rancère, Politik der Wahrheit, Wien 
2014, S. 36-55, hier S. 42. 
61 Vgl. E. Pluth (Anm. 51), S. 200. 
62 Vgl. Slavoj Zizek, Auf verlorenem Posten, Frankfurt a. M. 2009, S. 221. 
63 Vgl. A. Badiou (Anm. 59), S. 161. 
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formellen Handlungen zu verweigern, produziert eine unmögliche Möglich-
keit, deren Existenz die Ordnung unterbricht und einen politisch-exzeptio-
nellen Raum der Autonomie als Alternative eröffnet, in dem Demokratie ex-
istieren kann. Badious zentraler Gedanke dieser „subtraktiven“ Operation ist, 
dass alternative Möglichkeiten solange unmöglich bleiben, wie die Notwen-
digkeiten der Ordnung akzeptiert und nach ihnen gehandelt wird (und sie da-
durch auch reproduziert werden). Ziehe man sich von den Notwendigkeiten 
zurück, dann werde plötzlich das bisher Unmögliche möglich. Etwas Neues 
erscheint. Das Verweigern produziert also positive Effekte.64 Das aus der 
Ordnung Ausgeschlossene wird durch den Rückzug aus ihr in sie einge-
schlossen. 
Sahen (und sehen) wir nicht diese subtraktive Operation in den von der 
Austeritätspolitik gebeutelten europäischen Ländern zur Geltung kommen? 
Während der Krise repräsentativer Demokratie wendeten sich viele in den 
von den Reformen getroffenen Ländern, wie Isabell Lorey hervorhob, von 
der Notwendigkeit ab, „politisches Handeln müsse an Repräsentation gebun-
den sein“, was als positiven Effekt neue Möglichkeiten, Formen und Prak-
tiken einer „präsentischen Demokratie“ produzierte, die keine einfache Ge-
genmacht war, sondern eine Demokratie im Hier und Jetzt, die eine eigene 
Gegenwart in Form von Solidarnetzwerken (im Bereich Gesundheit, Bildung, 
Wohnen) kreierte und die keine demokratisierenden Forderungen über den 
Umweg an die Regierung stellte – Forderungen, die als zu erreichendes, auf 
die Zukunft gerichtetes Ziel gestellt werden und daher zeitlich immer auf-
geschoben, ein endlos im Kommen bleibendes Versprechen bleiben.65  
Auch wenn die subtraktive Operation des Rückzugs eine mögliche 
Antwort auf die Frage nach der Möglichkeit von Demokratie ist, bleiben 
Fragen offen: Wenn es das Ziel des Marktes ist, die staatlichen Sozialauf-
gaben zu demontieren, leistet man den Marktkräften dann nicht passiven 
Beistand und fällt dem Gemeinsamen in den Rücken, wenn man sich vom 
Staat gänzlich zurückzieht? Was kann zu politischem Handeln motivieren? 
Ist es hinsichtlich der vielen Ungleichheiten die heteroaffektive ethische 
Erfahrung im Sinne von Emmanuel Lévinas, d. h. das „Antlitz des absolut 
Anderen“, gegenüber dessen Nacktheit wir uns im Angesicht-zu-Angesicht 
unendlich verantwortlich fühlen und der uns befiehlt, in einer konkreten, 
                                           
64 Vgl. S. Zizek (Anm. 62), S. 222. 
65 Vgl. Isabell Lorey, Präsentische Demokratie. Exodus und Tigersprung, 30. Juni 2014, unter: 
http://transversal.at/blog/Presentist-Democracy?lid=praesentische-demokratie (Stand: 1.9. 
2015). 
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lokalen Situation Gerechtigkeit zu fordern, die uns zu konkretem politischem 




Es ist geboten, die Bedeutung des Endes der Blockkonfrontation zwischen 
Ost und West ambivalent zu betrachten: Einerseits markiert die deutsche 
Wiedervereinigung das Ende des autoritären Staatssozialismus; andererseits 
sind mit diesem Ende für die Kapitalkräfte neue und radikale Möglichkeiten 
zur Expansion ihrer Macht kreiert worden, die demokratische Ordnungen 
unterminieren. Während der Euro-Finanzkrise sowie in deren Folgezeit zeig-
te sich exemplarisch, dass Demokratie für die Kapitalkräfte ein störendes 
Hindernis ist, dessen Einfluss es zu annullieren gilt. Analog zu den paradig-
matischen Nicht-Demokratien Asiens (z. B. China) ist der evidente Schluss 
zu ziehen, dass Kapitalismus ohne Demokratie weitaus effizienter funktio-
niert – was nicht nur das Narrativ Fukuyamas zerstört, sondern zugleich 
Menetekel eines blinden Marktvertrauens (der freie Markt als angebliches 
Fundament für Demokratie) ist.67 Aus dem Ende der autoritären und tota-
litären Regime des 20. Jahrhunderts sowie dem globalen Durchbruch des 
Kapitalismus folgt keineswegs eine gesicherte demokratische Ordnung. Ka-
pitalismus und Nicht-Demokratie sind kompatibel geworden. Gerade die Ent-
stehung dieser neuen Symbiose ist die verdrängte und bedrohliche Kehrseite 
im Narrativ vom Ende der Blockkonfrontation. Wenn daher von der gegen-
wärtigen Bedeutung vom Ende des Ost-West-Gegensatzes die Rede ist, sollte 
im Hinblick auf die Demokratie die Genese dieser Mutation nicht außer Acht 
bleiben. 
                                           
66 Vgl. Simon Critchley, Unendlich fordernd. Ethik der Verpflichtung, Politik des Widerstan-
des, Zürich/Berlin 2008. 
67 Vgl. Slavoj Zizek, Das „unendliche Urteil“ der Demokratie, in: G. Agamben (Anm. 17), 
S. 116-136, hier S. 116. 
 Dynamiken in der Debattenkultur zum Stand der deutschen Einheit 
 




Nach dem Zweiten Weltkrieg entstanden im besetzten Deutschland zwei 
Staaten mit einem gemeinsamen Volk. Dieses sollte erst vier Jahrzehnte spä-
ter wieder die Möglichkeit bekommen, einen eigenen und souveränen Staat 
zu bilden. 1990 war dieser Zeitpunkt. Bis dahin hatten sich die Bundesrepub-
lik Deutschland im Westen und die Deutsche Demokratische Republik im 
Osten in unterschiedlicher Weise entwickelt. Während im Westen Deutsch-
lands die Besatzungsmächte durch Aufbauhilfe die Wirtschaft zum Florieren 
brachten und sich die Demokratie etablierte, waren im Osten gerade gegen 
Ende der DDR Mangelwirtschaft und Unfreiheit prägend. Diese Zustände 
mündeten Ende der 1980er Jahre in einer Welle der Proteste und der Flucht 
vor dem Regime, was schließlich zur Delegitimation der Regierung, zum 
Mauerfall und zur friedlichen Zusammenführung beider deutscher Staaten 
führte.  
Angesichts der unterschiedlichen Entwicklungen, die die beiden deut-
schen Teilstaaten in 40 Jahren erfahren haben, stellt sich zunächst die Frage 
nach einem gemeinsamen Deutschland nach West-Vorbild oder einem neuen 
Deutschland, welches durch beide ehemalige Teilgebiete geprägt ist. Vor 
dem Hintergrund der stabilen Demokratie und der guten Wirtschaftslage im 
Westen, lag die Erweiterung der Bundesrepublik um das Gebiet der DDR auf 
der Hand. Dennoch galt und gilt es weiterhin, strukturell bedingte Unter-
schiede abzubauen. Zu diesem Zweck führte der Bundestag den Jahresbericht 
der Bundesregierung zum Stand der Deutschen Einheit ein, welcher erstmals 
1997 im Plenum debattiert wurde. Dieses Instrumentarium bilanziert „den 
Stand der Entwicklung in den neuen Ländern, zeigt Erfolge, Probleme und 
Tendenzen auf und stellt übersichtlich alle relevanten Wirtschaftsdaten zu-
sammen.“1 Der Bericht wird seither jährlich veröffentlicht und bietet den 
Bundestagsparteien die Möglichkeit, Stellung zu beziehen. Mit der Untersu-
chung der hier vermittelten Leitbilder hat Frank Thomas Koch einen wesent-
lichen Beitrag zur Analyse der Bewegungsrichtung und -konstanz hinsicht-
                                           
1 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (Hrsg.), Jahresbericht der Bundesregierung 
zum Stand der Deutschen Einheit, abrufbar unter: http://www.bmwi.de/DE/Mediathek/pub 
likationen,did=655758.html (Stand: 29.8.2015). 
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lich der Diskurse zum Transformationsprozess Ostdeutschlands geleistet. In-
haltlich stellt Koch eine Dominanz des wirtschaftlich-sozialen Bereichs fest.2 
Unbeantwortet blieb hingegen die Frage nach der Resonanz auf die Be-
richte der Bundesregierung. Der Beitrag wird versuchen, diese Lücke zu 
schließen. Die Leitfrage lautet: Inwieweit haben die Bundestagsparteien über 
den Zeitraum von 1997 bis 2015 inhaltliche Homogenität oder Heterogenität 
bei den Debattenbeiträgen zum Jahresbericht der Bundesregierung zum Stand 
der Deutschen Einheit gezeigt? Dieser Frage geht die Hypothese voraus, dass 
die Diskussionen im Bundestag weniger von manifesten – im Fall der Deut-
schen Einheit fast zwei Dekaden überdauernden – Einstellungsmustern, als 
vielmehr von der tagesaktuellen Politik geprägt ist.  
Im Mittelpunkt der Analyse stehen die Bundestagsreden der verschie-
denen Parteienvertreter in den Debatten zum Stand der Deutschen Einheit. 
Die Wortbeiträge werden entsprechend ihrer chronologischen Reihenfolge im 
Plenum erörtert. Die in den Protokollen des Bundestages transkribierten Re-
den werden einem von drei inhaltlichen Leitbildern zugeordnet. Mit der Ope-
rationalisierung in institutionell-staatlich, kulturell-mental und wirtschaftlich-
sozial wird versucht, alle für die Einheitsentwicklung relevanten Politikfelder 
abzudecken. Um schließlich zu klären, inwieweit eine Rede diesen oder jenen 
Schwerpunkt hat, werden selbige in thematische Blöcke unterteilt. Der Block, 
welcher den meisten Raum innerhalb der Rede einnimmt, gilt dabei als 
Schwerpunkt. Um die Intention der Reden weiter differenzieren zu können, 
werden die Reden hinsichtlich der präferierten Entwicklungsrichtung unter-
schieden. Angelehnt an Franz Thomas Koch3 geht die Analyse von einer 
grundlegenden Bipolarität hinsichtlich der Entwicklungsrichtung der deut-
schen Einheit aus. Eine mögliche Ausprägungsform ist die nachholende Mo-
dernisierung, welche die Entwicklung in den neuen Bundesländern am Stand 
der alten Bundesländer misst. Konträr dazu steht die doppelte Vereinigung, 
welche vom Idealbild der alten Bundesrepublik abrückt und eine Entwick-
lung beider Teile Deutschlands mithilfe der historischen Erfahrungen in den 
Mittelpunkt rückt. Um zu überprüfen, inwieweit die Debatteninhalte von ei-
ner Regierungsbeteiligung abhängig sind, wird aus dem Betrachtungszeit-
raum zwischen 1997 und 2014 für jede Legislaturperiode jeweils ein Jahr 
analysiert. Weiterhin soll ein kurzer Überblick über relevante gesellschafts-
politische Inhalte und die Lage des Arbeitsmarkts als Maßstab für die wirt-
                                           
2 Vgl. Frank Thomas Koch, „Für ein modernes und soziales Deutschland“? Diskurse im poli-
tischen Raum, in: Hans-Ludger Dienel u. a. (Hrsg.), Diskurse der deutschen Einheit. Kritik 
und Alternativen, Wiesbaden 2011, S. 75. 
3 Vgl. ebd., S. 68-71. 
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schaftliche Entwicklung Anhaltspunkte für eventuelle Dynamiken bzw. Ver-
änderungen bei der inhaltlichen Schwerpunktsetzung geben. 
 




Das Jahr, in dem der ehemalige Bundespräsident Roman Herzog forderte, 
durch Deutschland müsse ein Ruck gehen, war durch den offensichtlich wer-
denden politischen Reformstau gekennzeichnet. „In der Zeit[...] stockt die 
Rentenanpassung an die demographische Entwicklung, steht das Gesund-
heitswesen vor der Gefahr der Beitragsexplosion, muss die Staatsverschul-
dung in den Griff bekommen werden.“4 Die Arbeitsmarktlage verschlechtert 
sich zudem in Ost und West. Es gab gegenüber dem Vorjahr rund 400.000 
Arbeitslose mehr. Dabei war der prozentuale Anstieg im Osten dreimal so 
hoch wie im Westen.5 Im Juli und August des Jahres ereignete sich durch das 
Oderhochwasser eine Katastrophe, die nicht nur Teile Deutschlands, sondern 
auch Tschechiens und Polens erfasste. Die bundesweite Hilfsbereitschaft 
sorgte dafür, dass eine Schadensabdeckung von 90 Prozent erreicht werden 
konnte und ein Zusammengehörigkeitsgefühl in Ost wie West entstand.6  
Erster Redner nach der Eröffnung der Aussprache war Wolfgang 
Thierse für die SPD-Fraktion. Der ehemalige SPD-Volkskammervorsitzende 
lobte zwar die Existenz von „bemerkenswerte[n] Inseln des Wachstums und 
der Modernisierung“7, sah aber auch viel ungenutztes Entwicklungspotenzial. 
Wenngleich er zuerst die Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost und 
West als wesentliche Pflicht des Bundes in den Mittelpunkt rückte, fällt bei 
einer Betrachtung der Größenordnungen bei den verschiedenen Themenge-
bieten innerhalb der Rede eine deutliche Vorrangstellung im Gebiet der Wirt-
schaft auf. Hierbei stellte er vor allem die Arbeitsmarktpolitik und die For-
schung in den Mittelpunkt, welche gefördert werden und Ostdeutschland zu 
                                           
4 Konrad-Adenauer-Stiftung (Hrsg.), Bundespräsident Roman Herzog hält im Hotel Adlon 
die erste Berliner Rede. Ein Ruck muss durch Deutschland gehen!, abrufbar unter: http:// 
www.kas.de/wf/de/191.4765/ (Stand: 3.9.2015). 
5 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Arbeitsmarkt, abrufbar unter: https://www.destatis.de 
/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/LangeReihen/Arbeitsmarkt/lrarb003.html (Stand: 3.9.2015). 
6 Vgl. Dirk Horstkötte, Oderhochwasser. Der Fluch des Geldes, in: Focus vom 14. Dezember 
1998, abrufbar unter: http://www.focus.de/politik/deutschland/oderhochwasser-der-fluch-
des-geldes_aid_173596.html (Stand: 3.9.2015). 
7 Wolfgang Thierse, in: Deutscher Bundestag (Hrsg.), Plenarprotokoll 13/197, 13. Wahlperi-
ode, Bonn 1997, S. 17710. 
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einem Ausbau als Innovationsstandort helfen sollten. Sowohl der staatliche 
als auch der kulturell-mentale Themenblock fielen in der Rede dagegen kurz 
aus. 
Wie bei der SPD, so sprach auch ein aus Ostdeutschland stammender 
Abgeordneter für die CDU, der Mecklenburger Paul Krüger. Als Mitglied der 
Regierungspartei war es nicht verwunderlich, dass die Kritik am Bericht der 
Bundesregierung wesentlich verhaltener ausfiel als beim Oppositionspolitiker 
Thierse. Anders als im ersten Redebeitrag lag der Fokus im kulturell-
mentalen Bereich, welcher über die Hälfte der Rede einnahm. Dabei ging 
Krüger vor allem auf die durch den Wendeprozess entstandene Unsicherheit 
bei der ostdeutschen Bevölkerung ein. Hier konstatierte er, ein wesentlicher 
Bestandteil dieser Verunsicherung sei eine Folgeerscheinung der Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktlage. Ähnlich wie Thierse sah auch er viel Entwicklungspo-
tenzial hinsichtlich der Wirtschaft, welche der zweitgrößte Themenschwer-
punkt in der Rede war. Anders als sein Vorredner suchte er allerdings in der 
aktuell prekären Lage nicht die Schuld beim Bund, sondern in der Blockade-
haltung der SPD-geführten Länder. 
Im Gegensatz zu den beiden vorher sprechenden Parlamentariern, 
widmete sich der Grünenpolitiker Werner Schulz kaum der Wirtschaft. Als 
DDR-Bürgerrechtler hatte er mit Krüger und Thierse wiederum gemein, dass 
er in der DDR geboren wurde. Sein thematischer Schwerpunkt bei der Rede 
lag deutlich im kulturell-mentalen und staatlich-institutionellen Bereich. Ne-
ben der Feststellung, dass die Einheit zwar institutionell vollzogen, aber 
durch falsche Erwartungen gesellschaftliche Kräfte demobilisiert worden sei-
en, kritisierte der gebürtige Zwickauer vor allem den institutionellen Ablauf 
der Wende.8 Er sprach von einem Reformstau und der 1990 verpassten Mög-
lichkeit der Novellierung des Grundgesetzes. 
Mit Wolfgang Gerhardt sprach der einzige Westdeutsche zum Stand 
der deutschen Einheit. Er lobte den durch seinen Parteikollegen und Wirt-
schaftsministers Günter Rexrodt vorgelegten Bericht. Die Schwerpunkte der 
Rede lagen im wirtschaftlich-sozialen und kulturell-mentalen Bereich. Hier-
bei setzte er seinen Fokus auf die Freiheit als Begriff der individuellen Ent-
faltungsmöglichkeiten und des Rechts auf Eigentum. Noch deutlicher als der 
Redner des Koalitionspartners verzichtete Gerhardt bei seinen Ausführungen 
auf Kritik am Erreichten. 
Für die PDS sprach schließlich Gregor Gysi. Seine Rede war durch ei-
ne Fundamentalkritik an der Wende und der Entwicklung der deutschen Ein-
                                           
8 Vgl. Werner Schulz, in: Deutscher Bundestag (Anm. 7), S. 17717. 
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heit gekennzeichnet. Als Vertreter einer Partei, die sich den Auftrag gegeben 
hatte, im Besonderen die Interessen der Ostdeutschen zu verwirklichen, lag 
sein Fokus im kulturell-mentalen Bereich. Zur wirtschaftlichen Entwicklung 
und Fragen staatlich-institutioneller Herausforderungen äußerte er sich kaum. 
Wie kein anderer Redner schuf Gysi das Bild des gedemütigten Ostdeutschen 
und kam zu dem Schluss, „man hätte sich das Ganze einmal eine Sekunde 




Nach der Bundestagswahl 1998 fand zum ersten Mal ein kompletter Regie-
rungswechsel auf Bundesebene statt, bei dem keine Regierungspartei im Ka-
binett verblieb. Zugleich erlangten Bündnis 90/Die Grünen erstmals Regie-
rungsverantwortung. Prägend für das Jahr 2002 war vor allem die im Sep-
tember anstehende Bundestagswahl. Die absolute Zahl der Arbeitslosen war 
zwischen 1997 und 2002 zwar rückläufig, die neuen Bundesländer konnten 
von diesem Trend jedoch nicht profitieren. Wenngleich der prozentuale An-
teil der Arbeitslosen immer noch bei 17,7 Prozent lag, waren 2002 in absolu-
ten Zahlen rund 50.000 Ostdeutsche mehr arbeitslos gemeldet.10 
Wie schon in der Vorstellung des Berichts deutlich wurde, befanden 
sich die Parteien im Wahlkampfmodus. Günter Nooke, der sich als erster 
Redner für die Union zum Regierungsbericht äußerte, übte deutliche Kritik 
an der „unangebrachte[n] Lobhudelei auf die gegenwärtige Bundesregie-
rung“11. Zugleich rückte er die besonderen Leistungen der Kohlregierung, die 
erst später ihre Früchte getragen hätten, in den Vordergrund und lobte den 
parteieigenen Antrag als Beitrag für die Modernisierung Gesamtdeutsch-
lands. Bei seiner Kritik stellte Nooke ferner fest, „unter ihrer [rot-grünen] 
Regierung ist der Aufbau Ost zum Abschwung Ost verkommen“12 und be-
gründete das in erster Linie mit einer wirtschaftlich-sozialen Argumentation, 
die auf der gestiegenen Abwanderung junger Menschen von den neuen Bun-
desländern in die alten sowie auf den höheren Arbeitslosenzahlen fußte.  
Auch 2002 sprach Werner Schulz für Bündnis 90/Die Grünen. Er be-
schrieb den Aufbau Ost als gemeinsamen Kraftakt und mahnte den richtigen 
Bewertungsmaßstab hinsichtlich der Entwicklung der Deutschen Einheit an – 
                                           
9 Gregor Gysi, in: Deutscher Bundestag (Anm. 7), S. 17721. 
10 Vgl. Statistisches Bundesamt (Anm. 5). 
11 Günter Nooke, in: Deutscher Bundestag (Hrsg.), Plenarprotokoll 14/215, 14. Wahlperiode, 
Berlin 2002, S. 21282. 
12 Ebd., S. 21283. 
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man solle den Prozess am Stand von 1990 und nicht am Bundesland Bayern 
messen.13 Bei seiner Rede stellte er vor allem staatliches Handeln in den 
Vordergrund und erneuerte seine Kritik an der unkritischen Übernahme der 
„Gebrauchsmuster West“14. 
Als Vertreterin der FDP-Fraktion knüpfte Cornelia Pieper an die Kritik 
der Union an und führte wirtschaftlich-soziale Gründe als wesentliche Kri-
tikpunkte an. Der Themenbereich nahm weit über die Hälfte ihrer Rede ein. 
Zugleich forderte sie eine Honorierung der Leistungen der Menschen in Ost-
deutschland und würdigte die errungene Freiheit durch die friedliche Revolu-
tion. Pieper bescheinigte Rot-Grün eine schwache Bilanz nach vier Jahren 
Regierungszeit hinsichtlich der Entwicklung des Aufbaus Ost. 
Ähnlich der Rede von 1997 erneuerte Gregor Gysi für die PDS seine 
Fundamentalkritik an der Regierungsarbeit und stellte kulturell-mentale Be-
lange in den Vordergrund: Die Deutsche Einheit sei ein gesamtdeutsches 
Problem. Weiterhin seien die wissenschaftlichen und kulturellen Eliten in 
West- und Ostdeutschland bislang nicht vereinigt worden. Ein wesentliches 
Problem hinsichtlich des Einheitsprozesses sah er zudem darin, dass bei der 
Wende nichts von der DDR übernommen wurde. 
Mit Sabine Kaspereit schickte die SPD-Fraktion ein weiteres Mal eine 
Rednerin aus den neuen Bundesländern ans Rednerpult. Die Sozialdemokra-
tin reagierte inhaltlich auf Cornelia Pieper und widmete sich fast ausschließ-
lich dem wirtschaftlich-sozialen Bereich. Dabei brachte sie traditionell sozi-
aldemokratische Elemente ein, indem sie z. B. konkret die Schicksale der ent-




Nach der Vertrauensfrage 2005 kam es zu vorgezogenen Bundestagswahlen, 
aus denen eine Große Koalition hervorging. Die Personalie Angela Merkel 
als Regierungschefin war ein doppeltes Novum. Erstmals in der Geschichte 
Deutschlands wurde eine Frau zur Bundeskanzlerin gewählt, die zudem aus 
den neuen Bundesländern stammt. Die Arbeitsmarktlage entspannte sich seit 
2005. Während die Arbeitslosenquote in Gesamtdeutschland 2005 mit 11,7 
Prozent ihr Allzeithoch seit der Wiedervereinigung hatte, zeigten die Zahlen 
2006 eine deutliche Verbesserung an. Bemerkenswert bei dem Vergleich 
zwischen 2002 und 2006 ist ferner, dass 0,4 Prozent weniger Menschen in 
                                           
13 Vgl. Werner Schulz, in: Deutscher Bundestag (Anm. 11), S. 21286. 
14 Ebd. 
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den ostdeutschen Bundesländern arbeitslos waren, während die Arbeitslosen-
quote in Westdeutschland um 1,5 Prozentpunkte gestiegen war.15 
Die Aussprache wurde durch den FDP-Abgeordneten Joachim Günther 
eröffnet. Wenngleich er die Wiedervereinigung als ein positives Ereignis be-
trachtete, war seine Bilanz hinsichtlich des Standes der Deutschen Einheit 
kritisch. Mit wirtschaftlichem Schwerpunkt sprach sich der Liberale für die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze als oberste Priorität aus, verurteilte Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen als staatliches Instrument und schlug als Alternative 
privatwirtschaftliche Investitionen vor. Der ostdeutsche Unionsabgeordnete 
Arnold Vaatz stellte der Entwicklung seit dem letzten Einheitsbericht eine 
positive Bilanz aus. Ähnlich wie sein Vorredner von der FDP lag auch sein 
Schwerpunkt im wirtschaftlich-sozialen Bereich. Zugleich kritisierte er den 
Missbrauch der Gelder aus dem Solidarpakt in den neuen Bundesländern und 
kam zu dem Schluss, dass der Bund sich nicht für die neuen Bundesländer 
verschulden sollte.  
Für die Opposition sprach der PDS-Linken-Politiker Lothar Bisky. Wie 
schon Gregor Gysi in den Jahren 1997 und 2002 kritisierte auch er die Art 
des Zusammenwachsens, „weil der Kardinalfehler, der am Anfang gestanden 
hat, nämlich den Lebensalltag der Menschen in den alten Bundesländern 
nicht um die Erfahrungen aus der DDR zu bereichern, und zwar um die guten 
wie um die schlechten, nicht überwunden worden ist.“16 Der Fokus seiner 
Rede lag wie bei Gysi im kulturell-mentalen Bereich. 
Mit Katrin Göring-Eckardt stellten die Grünen eine Thüringerin als 
Rednerin auf. Bei ihrer kurzen Rede äußerte sie sich kritisch zur Arbeit der 
Regierung ihres Landesverbandes und legte ihren Fokus dabei auf den kultu-
rell-mentalen Bereich. Als Lösung für die Probleme, die durch den demogra-
fischen Wandel in den östlichen Bundesländern entstünden, schlug die Grü-
nenpolitikerin Investitionen in die Bildungsinfrastruktur vor. Diese sollen den 
Wegzug von „Kreativen und Leistungsträger[n]“17 verhindern. 
Die gebürtige Potsdamerin Andrea Wicklein von der SPD zeichnete 
ein positives Bild der Entwicklung. Als Mitglied der Regierungspartei lobte 
sie vor allem das Wachstum im Bereich der Dienstleistungen. Bei ihrem Re-
deschwerpunkt, dem wirtschaftlich-sozialen Bereich, äußerte sie indes Sor-
gen. Vor allem die Abwanderung wegen mangelnder Arbeitsplätze und den 
                                           
15 Vgl. Statistisches Bundesamt (Anm. 5). 
16 Lothar Bisky, in: Deutscher Bundestag (Hrsg.), Plenarprotokoll 16/63, 16. Wahlperiode, 
Berlin 2006, S. 6105. 
17  Katrin Göring-Eckardt, in: Deutscher Bundestag (Anm. 16), S. 6106. 
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Lohnunterschied zwischen Ost und West erkannte sie als noch zu bewälti-




20 Jahre nach der deutschen Einheit zeigte sich ein gemischtes Meinungsbild 
über Gewinner und Verlierer der Wiedervereinigung wie über die Bewertung 
der DDR. Während 84 Prozent der Gesamtbürger und 88 Prozent der Men-
schen in Ostdeutschland die deutsche Einheit für richtig hielten, empfanden 
46 Prozent der Deutschen keine Annäherung zwischen den neuen und alten 
Bundesländern.18 Zudem sahen „insgesamt 57 Prozent der Ostdeutschen [...] 
das Leben in der DDR als absolut oder überwiegend positiv an.“19 Auch 2010 
bestätigte sich der Trend sinkender Arbeitslosenzahlen in den ost- und west-
deutschen Bundesländern. Die positive wirtschaftliche Entwicklung ließ den 
Fokus eher im kulturell-mentalen Bereich erwarten, da es dort augenschein-
lich große Defizite in der Wahrnehmung der Einheit gab und gibt. 
Die Thüringerin Daniela Kolbe eröffnete die Aussprache. Die SPD-
Abgeordnete konstatierte beachtliche Verbesserungen beim Aufbau Ost in 
den vergangenen 20 Jahren, kritisierte aber die großen sozioökonomischen 
Unterschiede zwischen alten und neuen Bundesländern. Dabei legte sie ihren 
Fokus auf den institutionell-staatlichen Bereich und kritisierte die Kürzungen 
von staatlichen Förderungen. Sie schlussfolgerte, man könne auch von den 
neuen Ländern lernen und nannte als Beispiel den Betreuungsschlüssel in 
Kindertagesstätten. Dieser wäre im Osten bereits jetzt weit besser als im 
Westen. 
Im Anschluss sprach der ebenfalls Thüringer Patrick Kurth von der 
FDP-Fraktion und stellte große Fortschritte bei der Infrastruktur und beim 
Wohlstand in den neuen Bundesländern heraus. Auch er forderte, die Betreu-
ung in den Kindergärten und das aktuelle Schulsystem als Erfolgsmodell Ost 
für die alten Bundesländer zu übernehmen. Kurth lobte das bisher Erreichte 
im Einigungsprozess themenübergreifend und übte während der gesamten 
Rede Kritik an der Linken, weil sie in seinen Augen Hauptschuldige für den 
                                           
18 Vgl. o. A., Deutsche sehen die Einheit positiv, in Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 1. 
Oktober 2010, abrufbar unter: http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/umfrage-deutsche-
sehen-die-einheit-positiv-11054527.html (Stand: 5.9.2015). 
19 Stefan Wolle, Wiedervereinigung. Damals war's so viel besser!, in: Zeit-Online vom 23. 
September 2010, abrufbar unter: http://www.zeit.de/2010/39/Wiedervereinigung (Stand: 
5.9.2015). 
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desolaten Zustand der ostdeutschen Bundesländer zum Ende der DDR gewe-
sen sei und seitdem keine Verantwortung für den Aufbau Ost getragen habe. 
Roland Claus von der Linken-Fraktion konnte in seiner Rede direkt da-
rauf antworten und konterte, dass er sich für den Fortschritt des Aufbaus ein-
gesetzt habe. Anders als seine beiden Vorredner stellte er bei der Entwick-
lung in den ostdeutschen Bundesländern allerdings keine durchgehende Ver-
besserung fest, sondern sprach von einem Rückschritt. Hierbei führte er den 
Rückgang des Lohnes im Osten und die doppelt so hohe Arbeitslosigkeit an. 
Einzig die im Bericht geschilderten „positiven Erfahrungen im Osten, die für 
die ganze Republik nutzbar gemacht werden können“20, stellte der Linken-
Politiker als Mehrwert des Berichtes heraus. Seinen Schwerpunkt legte Claus 
bei seiner Rede im kulturell-mentalen Bereich und knüpfte inhaltlich an der 
positiven Kritik am Bericht an, indem er dazu riet, mehr dieser Erfahrungen 
aus Ostdeutschland für den gemeinsamen Einheitsprozess zu verwenden.  
Der Dresdner Stephan Kühn ist mit seiner Kritik zwischen der SPD 
und seinem Vorredner Roland Claus zu verorten. Wenngleich der Grünenab-
geordnete Kritik am Regierungshandeln hinsichtlich des Aufbaus Ost übte, 
erkannte auch er weitreichende Verbesserungen an. Die Zukunft des Ostens 
sah er in als Innovationsstandort und fokussierte sich inhaltlich staatlich-
institutionell, indem er sich staatlichen Förderungen widmete. Wenngleich er 
die Sanierung der ostdeutschen Städte und der Verkehrsinfrastruktur als an-
erkennenswerten Erfolg lobte, forderte er eine Umstrukturierung der Förder-
maßnahmen und kam zu dem Schluss: „Man kann entscheiden, ob man 60 
Millionen Euro zum Bau von 10 Kilometern Autobahn verwendet oder ob 
man damit lieber ein Forschungsinstitut gründet. Das empfehle ich; denn das 
ist zielführender.“21 
Als letzter Redner sprach Manfred Behrens für die Unionsfraktion. Er 
widmete sich der Demokratie als Zugewinn für die Bürger in den östlichen 
Bundesländern. Außerdem würdigte er das Erreichte bei der Wirtschaftsleis-
tung und konstatierte weitere positive Entwicklungen im Bereich der Sport-
förderung. Damit legte er seinen inhaltlichen Fokus institutionell-staatlich, 
welcher über die Hälfte seiner Redezeit einnahm. Insgesamt würdigte Beh-
rens den Bericht der Bundesregierung, ohne Kritik an der Entwicklung der 
Wiedervereinigung anzubringen. 
                                           
20 Roland Claus, Erfahrungsvorsprünge Ost endlich für die ganze Republik nutzbar machen - 
Linker Ministerpräsident in Sachsen-Anhalt wäre Beitrag zur deutschen Einheit, 17. De-
zember 2010, abrufbar unter: http://linksfraktion.de/reden/erfahrungsvorspruenge-ost-
endlich-ganze-republik-nutzbar/ (Stand: 5.9.2015). 
21  Stephan Kühn, in: Deutscher Bundestag (Anm. 16), S. 9237. 




In Sachsen, Brandenburg und Thüringen fanden 2014 Landtagswahlen statt, 
in deren Folge in Thüringen erstmals ein Linker Ministerpräsident wurde. 
Auch wenn die Beschäftigungsquote auf einem Rekordhoch lag, so „nannten 
40 Prozent der Befragten [in Ostdeutschland] einen stabilen Arbeitsmarkt als 
dringende Aufgabe“22. Außerdem zeigte sich bei der Umfrage des Marktfor-
schungsinstituts GfK, dass Ostdeutsche vor allem an Gerechtigkeit interes-
siert sind, während für Westdeutsche die Armut eine größere Rolle spielte.23 
Der erste Redner bei der Aussprache war Dietmar Bartsch von der 
Linken. Der Oppositionspolitiker stellte große Fortschritte bei der Infrastruk-
tur, der Lebensqualität und der demokratischen Freiheit fest. Allerdings kriti-
sierte er die immer noch vorherrschenden Unterschiede bei der Lebensquali-
tät zwischen den ost- und westdeutschen Bundesländern. Seinen Fokus legte 
er bei der Rede auf den kulturell-mentalen und den wirtschaftlich-sozialen 
Bereich und übte positiv-kritische Kritik gegenüber dem Bericht der Bundes-
regierung. 
Für die Unionsfraktion sprach der Thüringer Mark Hauptmann. Mit 
seiner positiven Bilanz hinsichtlich des Standes der Deutschen Einheit wid-
mete sich der CDU-Politiker vor allem dem wirtschaftlichen Bereich. Dabei 
stellte er die hohe Forschungsentwicklung in den ostdeutschen Bundeslän-
dern und den niedrigsten Stand der Arbeitslosigkeit seit 1990 heraus. Zu-
gleich stellte er Förderprogramme für strukturschwache Regionen, die im 
Koalitionsvertrag beschlossen wurden, als positive Weichenstellung in den 
Vordergrund und mahnte zu mehr Demokratie als Mittel gegen die Politik-
verdrossenheit und geringe Wahlbeteiligung. 
Der Dresdner Grünenabgeordnete Stephan Kühn zog wie vier Jahre 
zuvor unter die aktuelle Entwicklung keine durchweg positive Bilanz. Er kri-
tisierte in seiner Rede Defizite bei der Infrastruktur, der Lohnungleichheit 
wie dem demographischen Wandel und widmete sich im Hauptteil den Un-
terschieden hinsichtlich der politischen Kultur in Ost und West. Bei dem kul-
turell-mentalen Fokus konzentrierte sich der Grünenpolitiker auf die niedrige 
Wahlbeteiligung in den ostdeutschen Bundesländern und das negativ emp-
fundene Bild der Demokratie.  
                                           
22 O. A., Sorgen der Deutschen: Angst um den Job eint Ost und West, in: Spiegel-Online vom 
5. November 2014, unter: http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/arbeitslosigkeit-ist-
grosse-sorge-fuer-ost-und-westdeutsche-a-1001172.html (Stand: 9.9.2015). 
23 Vgl. ebd. 
Dynamiken in der Debattenkultur zum Stand der deutschen Einheit 
59 
 
Der ehemalige Oberbürgermeister von Leipzig, Wolfgang Tiefensee, 
der auch als Beauftragter für die ostdeutschen Bundesländer fungierte, sprach 
abschließend für die SPD-Fraktion. Ähnlich wie sein Vorredner von Bündnis 
90/Die Grünen kritisierte auch er die geringe Wahlbeteiligung. Seinen Fokus 
legte Tiefensee in seiner Rede in den kulturell-mentalen Bereich und appel-
lierte an die Solidarität der Deutschen – insbesondere der Ostdeutschen – mit 
den sich in wirtschaftlich prekär befindlichen Ländern in Südeuropa. Die 
Menschen aus den neuen Bundesländern sollten sich vor Augen führen, wie 
sie mit dem Ende der DDR Teil der Europäischen Gemeinschaft bzw. Union 






Über den Betrachtungszeitraum dominiert bei der CDU der wirtschaftlich-
soziale Bereich. Es gibt jedoch zwei Ausnahmen, bei denen andere Inhalte 
dominant waren. Dies war beim ersten Bericht über den Stand der deutschen 
Einheit der Fall. Zu dieser Zeit befanden sich die Christdemokraten in einer 
Koalition mit der FDP. In der Rolle der Regierungspartei und zudem jener 
Partei, deren Vorsitzender als „Vater der Einheit“24 tituliert wurde, war eine 
generell positive Kritik am Regierungsbericht ebenso wenig überraschend 
wie eine inhaltliche Schwerpunktsetzung im kulturell-mentalen Bereich. Die 
Union, die maßgeblich zur Wiedervereinigung beigetragen hatte, profilierte 
sich mit ihrem inhaltlichen Schwerpunkt als Kümmererpartei. Die zweite 
Ausnahme vom wirtschaftlich-sozialen Kurs war 2010. Manfred Behrens hat-
te zum damaligen Zeitpunkt vor allem den institutionell-staatlichen Bereich 
fokussiert. Damit reagierte der Unionspolitiker auf die historisch niedrige 
Wahlbeteiligung bei der Bundestagswahl 2009: Die Wahlbeteiligung lag bei 
lediglich 70,8 Prozent.25 Hinsichtlich der Art der Kritik lässt sich bei der 
CDU ein deutlicher Wechsel zwischen positiver Kritik in Regierungsverant-
wortung und negativer Kritik in der Rolle als Oppositionspartei erkennen, 
was die eingangs geschilderten Erwartungen erfüllt. Trotz der beiden Aus-
nahmen bestätigen die Vertreter der Christdemokraten das Bild einer Partei 
                                           
24 Matthias Lohre, 30 Jahre „geistig-moralische“ Wende. Unser Papa Kohl, in: taz-online vom 
27. September 2012, unter: http://www.taz.de/!5083138/ (Stand: 6.9.2015). 
25  Vgl. Serge Embacher, „Einstellungen zur Demokratie“, in: Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.), 
Demokratie in Deutschland 2011, abrufbar unter: http://www.demokratie-deutschland-
2011.de/common/pdf/Einstellungen_zur_Demokratie.pdf (Stand: 6.9.2015). 
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mit hoher Wirtschaftskompetenz.26 Bei der Form der Wiedervereinigung, al-
so einer doppelten Vereinigung oder dem Nachbau West, lässt sich ein 
Kurswechsel nach 2010 erkennen. Der davor konsequent gehaltene Kurs des 
Nachbaus West wurde mit der kulturell-mentalen Rede von Behrens aufge-
weicht. Der Redner lobte damals den Betreuungsschlüssel bei Kindertages-
stätten und forderte die Übernahme solcher Strukturen für die alten Bundes-
länder.  
Bei Bündnis 90/Die Grünen lässt sich ein Wechsel zwischen kulturell-
mentalem und institutionell-staatlichem Schwerpunktbereich erkennen. Diese 
Dynamik scheint auf den ersten Blick keinem generellen Umdenken inner-
halb der Partei zu folgen. Bei der Gesamtübersicht der Reden stellt sich viel-
mehr heraus, dass beide Themenbereiche durchgehend im Vordergrund stan-
den. Zudem lässt sich die Rede von Katrin Göring-Eckardt 2006 aufgrund 
des geringen Umfangs nur unzureichend interpretieren. Vor dem Hintergrund 
der Parteigeschichte ist die Schwerpunktsetzung auf die beiden inhaltlichen 
Bereiche nicht verwunderlich. Mit dem Bündnis 90, welches viele DDR-
Bürgerrechtler beheimatet, war eine solche Fokussierung vorherzusehen. 
Diese inhaltliche Homogenität wird dadurch ergänzt, dass verschiedene Ver-
treter der Partei über die Betrachtungsjahre hinweg immer wieder anmahnten, 
erfolgreiche Bestandteile des DDR-Systems wie z. B. das Schulsystem oder 
die frühkindliche Betreuung nicht gänzlich zu ignorieren.  
Da die FDP bei der Bundestagswahl 2013 nicht über die Fünf-Prozent-
Hürde kam und somit den Einzug in das Parlament verpasste, fehlt bei der 
Betrachtung der Liberalen ein Vergleichsjahr. Noch deutlicher als bei den 
bisher analysierten Parteien zeichnete die FDP eine inhaltliche Homogenität 
aus. Die Partei führte über den gesamten Betrachtungszeitraum hinweg einen 
wirtschaftlich-sozial dominierten Kurs. Der Grund dafür liegt im Selbstver-
ständnis der Partei als wirtschaftsliberale Kraft. Ähnlich wie bei den Christ-
demokraten ist auch hier das Aufweichen des reinen Nachbaus des Westkur-
ses zu erkennen. Dabei beschränken sich die vorbildhaften Elemente aus dem 
Osten auch hier auf die Bereiche Kindergärten und Bildung. Der ökonomi-
sche Nachbau wird indes während des gesamten Analysenzeitraums nicht in 
Frage gestellt. 
Bei den Sozialdemokraten ließ sich keine inhaltliche Konsistenz über 
den Betrachtungszeitraum feststellen. Während die Reden 1997 bis 2006 
                                           
26 Vgl. Forschungsgruppe Wahlen e.V. (Hrsg.), Politikbarometer Oktober 2009, unter: 
http://www.forschungsgruppe.de/Umfragen/Politbarometer/Archiv/Politbarometer_2009/Ok
tober_II/ (Stand: 6.9.2015). 
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noch von wirtschaftlich-sozialen Belangen geprägt waren, dominierte 2010 
der institutionell-staatliche Bereich und 2014 kulturell-mentale Interessen. 
Die Wirtschaftsaffinität 1997 lässt sich mit der Rolle des Oppositionsführers 
erklären, in der die Sozialdemokraten konkrete Schwächen der Politik der 
schwarz-gelben Bundesregierung aufzeigen wollten. Als Seniorpartner in der 
rot-grünen Regierungszeit zwischen 1998 und 2005 war eine Konzentration 
auf den wirtschaftlich-sozialen Bereich erkennbar. Dies ist insofern nicht 
überraschend, da sich die SPD einerseits als Partei der Arbeiter versteht und 
somit auch deren Interessen, welche in den wirtschaftlich-sozialen Bereich 
fallen, im Osten repräsentiert. Andererseits ist dieser Inhaltsbereich stark mit 
dem Bericht über den Stand der Deutschen Einheit verknüpft. Wesentliche 
Teile dieses Entwicklungsberichts beinhalten Analysen aus dem wirtschaft-
lich-sozialen Sektor, welche durch die Bundesregierung vorgestellt wurden.  
Bei der Linken zeichnet sich am deutlichsten eine inhaltliche Homoge-
nität ab, und dies sogar in dreifacher Hinsicht. Zum einen fordert die Partei 
seit dem ersten Bericht, die positiven Erfahrungen aus der DDR nicht gänz-
lich zu vernachlässigen. Mit dieser Haltung, eine doppelte Vereinigung statt 
den Nachbau West zu präferieren, bildete die Partei zusammen mit den Grü-
nen eine Minderheit. Erst mit der Erkenntnis anderer Parteien, dass Dinge 
wie die frühkindliche Betreuung nach ostdeutschem Beispiel als Vorbild für 
die alten Bundesländer dienen können, hat sich dieser Block aufgeweicht. 
Zum zweiten zeichneten sich die Reden der Parteivertreter durch eine fort-
währende Fundamentalkritik am Regierungshandeln aus. Lediglich 2014 war 
eine etwas verhaltenere Kritik vorzufinden. Das spiegelt auch die Bemühun-
gen der Partei wider, einen Ausweg aus der Fundamentalopposition zu su-
chen.27 Zum dritten zeichnete sich bei den Linken auch eine Kontinuität des 
Diskusschwerpunktes ab: In allen Jahren setzten die Parteivertreter ihren Fo-
kus auf den kulturell-mentalen Bereich. Ein Grund dafür ist die besondere 
Verbundenheit der Partei mit der ostdeutschen Region. Die aus der SED her-
vorgegangene PDS hatte hier ihre Hochburgen. Auch die Transformation 
zwischen Linkspartei-PDS und der aus den alten Bundesländern stammenden 
WASG beseitigte das Ost-Westgefälle hinsichtlich der Wählerstimmen 
nicht.28 In ihrer Tradition als Partei für Ostdeutschland versuchte die Linke, 
mit der inhaltlichen Schwerpunktsetzung auf den kulturell-mentalen Bereich 
                                           
27 Vgl. Phoenix (Hrsg.), Linke sucht Weg aus Fundamentalopposition, 17. Juni 2013, abrufbar 
unter: http://www.phoenix.de/content//704892 (Stand:9.9.2015). 
28 Vgl. Frank Decker, Etappen der Parteigeschichte der Linken, in: Bundeszentrale für politi-
sche Bildung (Hrsg.), Parteien in Deutschland, abrufbar unter: http://www.bpb.de/politik/ 
grundfragen/parteien-in-deutschland/42130/geschichte?p=1 (Stand: 9.9.2015). 
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ihre Hochburgen zu halten. Mit der dauerhaft dezidierten Kritik am Regie-
rungshandeln schärfte sie zudem ihr Image der Fundamentalopposition, der 
erst in den vergangenen Jahren etwas aufweichte. Diese Sonderstellung hin-
sichtlich Art und Umfang der Kritik liegt auch an der bislang fehlenden Re-
gierungsbeteiligung auf Bundesebene. Wie die Beispiele der anderen Parteien 
zeigten, hat sich die Form der Kritik mit der Rolle als Regierungs- bezie-
hungsweise Oppositionsmitglied maßgeblich verändert.  
Wenngleich sich bei der Analyse der Redebeiträge durch die verschie-
denen Bundestagsparteien eine tendenzielle inhaltliche Homogenität ab-
zeichnete, kann davon gesprochen werden, dass es gerade in den letzten Be-
trachtungsjahren zu einem Wechsel von klar abgegrenzten Schwerpunkten in 
inhaltsübergreifende Grautöne gekommen ist. Anders als erwartet spielt bei 
der Fokussetzung die tagesaktuelle Politik eine nachgeordnete Rolle. Es 
scheint vielmehr so, als treten durch die Reaktionen auf den Bericht zum 
Stand der Deutschen Einheit parteispezifische Rollenerwartungen in der Hal-
tung gegenüber diesem Prozess zutage. Einen erheblichen Einfluss auf die 
Fokussetzung und die allgemeine Bewertung der Entwicklung geht dagegen 
von der Regierungsbeteiligung aus. Dies ist einerseits dem wirtschaftlichen 
Fokus des Entwicklungsberichts geschuldet, der folglich einen wirtschaftlich-
sozialen Schwerpunkt in den Reden mit sich bringt. Andererseits spielt auch 
hier die Rollenerwartung als Oppositionspartei eine Rolle, in der naturgemäß 




„Heute, 25 Jahre nach der Friedlichen Revolution 1989 in der DDR, können 
die Menschen in Ost und West stolz sein auf das, was gemeinsam erreicht 
wurde. Bei allen Problemen und Härten, die der Transformationsprozess in 
Ostdeutschland für die Menschen mit sich brachte, kann heute mit Fug und 
Recht behauptet werden, dass der Aufbau Ost gelungen ist“29. Diese Aussage 
wird von den Entwicklungen bei der Infrastruktur, der Wirtschaft und dem 
Städtebau gestützt. Wo einst grauer Beton das Stadtbild beherrschte, konnte 
im Laufe der vergangenen 25 Jahre durch verschiedene Förderprogramme die 
Lebensqualität erheblich verbessert werden. Dies zeigt sich auch an dem sub-
jektiv empfundenen Wohlbefinden in Ost- und Westdeutschland, welches 
                                           
29 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (Hrsg.), Jahresbericht der Bundesregierung 
zum Stand der Deutschen Einheit 2014, Berlin 2014, S. 18. 
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sich kaum unterscheidet.30 Dennoch offerieren sich erhebliche Differenzen in 
den Lebensverhältnissen zwischen den Menschen in Ost und West. Verfügten 
1993 die Haushalte in Ostdeutschland noch über lediglich 30 Prozent des 
Westniveaus, waren es 2014 44 Prozent. Gründe dafür sind bei der höheren 
Arbeitslosenquote und dem niedrigeren Lohnniveau zu suchen.31 Auch die 
Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts je Einwohner wirft neben viel Licht 
auch Schatten. Während es sich zwischen 1991 und 1996 von 43,3 auf 68,4 
Prozent erhöht hat, wurden 2010 erst 71,5 Prozent des Westniveaus er-
reicht.32 
Der Aufbau Ost und das Ziel gleicher Lebensverhältnisse in beiden 
Teilen Deutschlands sind noch nicht abgeschlossen. Aufgrund der unter-
schiedlichen Entwicklung zwischen Infrastruktur, wirtschaftlichem Produkti-
onsmaß und dem allgemeinen Wohlstand werden sich in den kommenden 
Jahren die inhaltlichen Schwerpunkte bei der Kritik am Stand der deutschen 
Einheit weiter ändern. Die vorgefundenen Grauzonen resultieren aus der un-
gleichmäßigen Entwicklung zwischen Ost und West. Die weit weniger gra-
vierenden Unterschiede bei der Infrastruktur und dem Produktionsmaß wer-
den so langfristig den sozialen und kulturell-mentalen Fragen weichen, da 
diese Bereiche auch 25 Jahre nach der Friedlichen Revolution noch großen 
Nachholbedarf zeigen. 
 
                                           
30 Vgl. Sebastian Grümer, Subjektives Wohlbefinden in Ost- und Westdeutschland, in: Bun-
deszentrale für politische Bildung (Hrsg.), Lange Wege der deutschen Einheit, abrufbar un-
ter: http://www.bpb.de/geschichte/deutsche-einheit/lange-wege-der-deutschen-einheit/47423 
/wohlbefinden?p=all (Stand: 11.9.2015). 
31 Vgl. Maria Fiedler, Gleichheit zwischen Ost und West ist unrealistisch, in: Der Tagesspiegel 
vom 3. Oktober 2014, abrufbar unter: http://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/diw-studie-zur-
deutschen-einheit-gleichheit-zwischen-ost-und-west-ist-unrealistisch/10789466.html (Stand: 
11.9.2015). 
32  Vgl. Ulrich Heilemann/Hermann Rappen, Aufbau Ost, abrufbar unter: http://www.kas.de/ 
wf/de/71.12828/ (Stand: 11.9.2015). 
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Die Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten im Jahr 1990 brachte 
auch das Aufeinandertreffen zweier politischer Kulturen mit sich. Dies betraf 
nicht nur die Einstellungen der Bürger zu politischen Institutionen und Pro-
zessen, sondern auch die Frage nach der individuellen Rolle des Bürgers im 
politischen Geschehen. Während sich in der Bundesrepublik bis zum Ende 
der 1970er Jahre eine „partizipative Bürgerkultur“1 entwickelt hatte, traf dies 
auf die DDR bis zum Ende ihrer Existenz nicht zu. Statt einer Gesellschaft, 
die aktiv am politischen Leben teilnimmt und entsprechend umfassende Be-
teiligungsrechte für sich einfordert, herrschte in der DDR ein überwiegend 
anderes Bild vor: Eine Gesellschaft geprägt von politischer Passivität, ein 
Arrangieren mit den politischen Verhältnissen und ein Rückzug in private 
Sphären dominierten.2 Doch was geschah mit dieser politischen Kultur nach 
der Wiedervereinigung und in den darauf folgenden 25 Jahren? Welche Re-
aktionen der ostdeutschen Gesellschaft zeigten sich nach dem Aufeinander-
treffen mit der anderen, der ‚partizipativen‘ politischen Kultur Westdeutsch-
lands? 
Vor diesem Hintergrund ist nach den „partizipativen Elementen“ in der 
politischen Kultur der Bundesrepublik, respektive in den politischen Kulturen 
von Ost- und Westdeutschland, zu fragen. Dies wird bewerkstelligt, indem 
die politische Kultur in eine direkte Verbindung mit der politischen Partizipa-
tion gebracht wird. Entsprechend dieses Ausgangspunkts lautet die Problem-
stellung: Wie hat sich die politische Partizipation in der Bundesrepublik 
Deutschland seit der Wiedervereinigung hinsichtlich des Ausmaßes und der 
Beteiligungsformen entwickelt und welche Unterschiede und Gemeinsamkei-
ten können dabei zwischen Ost- und Westdeutschland festgestellt werden? 
                                           
1  Everhard Holtmann, Individualität als Lebensregel. Überlegungen zur Historik einer politi-
schen Kultur der Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland, in: Silke Keil/Isabell 
Thaidigsmann (Hrsg.), Zivile Bürgergesellschaft und Demokratie. Aktuelle Ergebnisse der 
empirischen Politikforschung, Wiesbaden 2013, S. 435-450, hier S. 439. 
2  Vgl. Henry Kreikenbom/Maxi Stapelfeld, Steine auf dem Weg zum politischen Alltag. Vor-
geprägte Orientierungen und aktuelle Erfahrungen der ehemaligen DDR-Bürger mit dem In-
teressenvermittlungssystem der Bundesrepublik, in: Oskar Niedermayer/Klaus von Beyme 
(Hrsg.), Politische Kultur in Ost- und Westdeutschland, Opladen 1996, S. 162-183, hier 
S. 164 f. 
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Die Studie behandelt die Entwicklung der politischen Partizipation in 
Ost- und Westdeutschland im Zeitraum von 1990 bis 2014. Im Zentrum der 
Betrachtungen stehen die konkreten Verhaltensweisen der Bevölkerung in 
Ost und West. Zur Analyse dieses Gegenstandes wird neben Wahlstatistiken 
insbesondere auf Bevölkerungsumfragen3 zurückgegriffen. Es wurden nur 
jene Umfragedaten verwendet, aus denen hervorgeht, ob der Befragte eine 
konkrete Handlung zur Beeinflussung von politischen Entscheidungen unter-
nommen hat oder nicht. Die Motive, die für die Aktivität der Bürger aus-
schlaggebend sind, bleiben ebenso unberücksichtigt wie die Absichten und 
Ziele, die mit einer Beteiligung verfolgt werden. Auch die Partizipationsbe-
reitschaft des jeweiligen Bevölkerungsteils fließt nicht in die Auseinanderset-
zung ein. Denn, ob jemand grundsätzlich bereit wäre, sich aktiv am politi-
schen Geschehen zu beteiligen determiniert kein konkretes Verhalten. In dem 
Beitrag steht nicht die Einstellungsebene im Mittelpunkt, sondern die Ebene 
der „Verhaltensmanifestationen“4, wie Markus Steinbrecher es formuliert. 
Es ist im Rahmen dieser Arbeit auf zwei Aspekte einzugehen: auf das 
allgemeine Ausmaß der Beteiligung sowie auf die dabei entsprechend ge-
nutzten Beteiligungsformen. Die Analyse des Anteils derer, die sich tatsäch-
lich an politischen Handlungen beteiligen, lässt Aussagen darüber zu, wie 
stark das quantitative Partizipationsniveau in den beiden Landesteilen jeweils 
ist. Dies wiederum ermöglicht, etwaige signifikante Differenzen5 zwischen 
Ost und West zu identifizieren und darzulegen. Durch eine – theoretisch fun-
dierte – Klassifizierung in verschiedene Typen der Partizipation und der ent-
sprechenden Zuordnung konkreter Beteiligungsformen zu diesen Typen wird 
                                           
3 Als Datenquelle wird die „Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften“ 
(ALLBUS) verwendet. Nähere Ausführungen zu den methodischen Grundlagen und Instru-
menten der Erhebung („Stichproben- und Erhebungsdesigns“) des ALLBUS finden sich in 
den jeweiligen Methodenberichten. Für eine Übersicht siehe: Forschungsdatenzentrum 
ALLBUS, GESIS-Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften (Hrsg.), Die ALLBUS-Meth-
odenberichte, unter: http://www.gesis.org/allbus/datenzugang/methodenberichte/ (Stand: 
18.8.2015). 
4 Markus Steinbrecher, Politische Partizipation in Deutschland, Baden-Baden 2009, S. 21. 
5 Für eine konkrete Qualifizierung auftretender Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschland werden für die jeweiligen Werte Chi2-Tests durchgeführt. Bei diesem statisti-
schen Testverfahren wird geprüft, inwieweit eine beobachtete von einer erwarteten Vertei-
lung abweicht. Auf diese Weise wird es möglich festzustellen, ob die Differenzen in den 
Werten von Ost und West auf die Herkunft zurückzuführen sind oder ob sie unabhängig da-
von sind. Es werden dabei übliche Signifikanzniveaus verwendet: Irrtumswahrscheinlich-
keiten von 5% (p ≤ 0,05 = α) bzw. 2% (p ≤ 0,02 = α). Die Chi2-Tests werden mit der Statis-
tiksoftware PSPP durchgeführt. Für Näheres zum Testverfahren vgl. Johannes Kopp/Daniel 
Lois, Sozialwissenschaftliche Datenanalyse. Eine Einführung, 2. Aufl., Wiesbaden 2014, 
S. 66-68. 
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es außerdem möglich, eventuell präferierte Aktivitäten der jeweiligen Bevöl-
kerungsteile herauszustellen. Hieraus können Aussagen abgeleitet werden, ob 
und inwiefern in Ost- und Westdeutschland jeweils unterschiedliche Mittel 
und Wege genutzt werden, um sich politisch zu beteiligen. 
Zunächst erfolgt eine Auseinandersetzung mit den theoretischen 
Grundlagen der Arbeit. Es ist notwendig, die beiden Aspekte der „politischen 
Kultur“ und der „politischen Partizipation“ entsprechend dem Forschungsin-
teresse zu konkretisieren. Dabei sind gewisse Prämissen bei den Reichweiten 
und Rahmenbedingungen anzunehmen, die es zu begründen gilt. Hieraus und 
aus der Darlegung des Zusammenhangs zwischen politischer Kultur und Par-
tizipation bildet sich ein theoretischer Rahmen, welcher als Ausgangspunkt 
für die weitere Beschäftigung dient. Zudem findet eine Differenzierung in 
verschiedene Typen der politischen Beteiligung statt, denen wiederum kon-
krete politische Aktivitäten zugeordnet werden. Entlang dieser Klassifizie-
rung der politischen Partizipation findet im darauf folgenden Abschnitt die 
Auseinandersetzung mit dem empirischen Material statt. Im Schlusskapitel 
werden die Ergebnisse der Untersuchung zusammengefasst, sowie die Leit-
frage aus der Gesamtbetrachtung beantwortet. 
 
2 Begriffliche und theoretische Grundlagen 
 
2.1 Politische Kultur und Partizipation 
 
Politische Kultur kann verstanden werden als „die Gesamtheit der Werte, 
Glaubensüberzeugungen und Einstellungen der Bürger zu den politischen 
Institutionen, den politischen Vorgängen und der Staatstätigkeit“6. Diese De-
finition stellt die Verteilung von Orientierungsmustern über Politik in den 
Mittelpunkt. Nach diesem Ansatz kann die politische Beteiligung der Bevöl-
kerung nicht als Bestandteil der politischen Kultur gelten. Das eher enge Be-
griffsverständnis zielt auf die Einstellungsebene ab, umfasst in diesem Sinne 
aber nicht die Verhaltensweisen der Bürger. Andere Ansätze, die von einem 
weiteren Verständnis ausgehen, begreifen die Verhaltensebene durchaus als 
Bestandteil der politischen Kultur einer Gesellschaft. Sie ist sodann geprägt 
durch ein „Ensemble von Wertorientierungen, Meinungen, Einstellungen und 
Verhaltensweisen“7. Eine solche Erweiterung des Konzepts birgt aber das 
                                           
6  Manfred G. Schmidt, Wörterbuch zur Politik, 2. Aufl., Stuttgart 2004, S. 549 f. 
7  Gerd Meyer, Auf dem Weg zu Freiheit und Einheit. Die politische Kultur der DDR im Um-
bruch, 1990, S. 2, unter: https://publikationen.uni-tuebingen.de (Stand: 5.8.2015). 
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Problem, dass sich der ohnehin stark dehnbare Kulturbegriff noch weiter auf-
bläht. Der Merkmalsraum dessen, was unter politischer Kultur begriffen wer-
den kann, erweitert sich dergestalt, dass es schwerlich möglich wird, ihn für 
empirische Erhebungen zu operationalisieren.8 Auch deshalb wird in der wis-
senschaftlichen Auseinandersetzung dafür plädiert, einen angemessen ver-
engten Kulturbegriff anzuwenden.9 In diesem Beitrag wird dieser Aspekt be-
rücksichtigt und ein entsprechend angepasster Ansatz verfolgt. 
Es erscheint demnach zielführender, das politische Verhalten der Bür-
ger nicht als ein Bestandteil der politischen Kultur zu begreifen, sondern da-
von auszugehen, dass die Voraussetzungen für individuelle politische Parti-
zipation maßgeblich von spezifischen Wesensmerkmalen der politischen 
Kultur abgeleitet werden können. Dieser Ansatz geht von der Annahme aus, 
dass jene Einstellungen, Grundüberzeugungen und Wertvorstellungen, die 
die politische Kultur konstituieren, einen Einfluss auf das Agieren von Indi-
viduen in Bezug auf politische Sachverhalte haben. Auch wenn diese Prä-
gung des Verhaltens nicht als deterministisch betrachtet werden kann, so ist 
doch von einer relevanten Bedeutsamkeit dieser Orientierungen auszuge-
hen.10 Insbesondere die Beurteilung der eigenen Rolle im politischen System 
sowie die Bewertung der Einflussmöglichkeiten im Rahmen des politischen 
Prozesses11 sind ausschlaggebend für die grundsätzliche Partizipationsbereit-
schaft und in der Konsequenz auch für die tatsächlich ausgeführten politi-
schen Aktivtäten.12 In diesem Zusammenhang kann auch von einer „partizi-
pative[n] Komponente der politischen Kultur“13 gesprochen werden, die eine 
„verhaltenssteuernde Funktion“14 einnimmt. 
                                           
8  Für eine generelle Kritik an der empirischen Erfassbarkeit der politischen Kultur vgl. etwa 
Karl Rohe, Politische Kultur und ihre Analyse. Probleme und Perspektiven der politischen 
Kulturforschung, in: Historische Zeitschrift 250 (1990), S. 321-346; Gert Pickel, Politische 
Kultur und Demokratieforschung, in: Susanne Pickel/ders. (Hrsg.), Politische Kultur- und 
Demokratieforschung: Grundbegriffe, Theorien, Methoden. Eine Einführung, Wiesbaden 
2006, S. 611-626, hier S. 618 f. 
9  Vgl. ebd., S. 619. 
10  Vgl. Gert Pickel, Jugend und Politikverdrossenheit. Zwei politische Kulturen im Deutsch-
land nach der Vereinigung?, Wiesbaden 2002, S. 340. 
11  Die beiden Aspekte gehören zu den zentralen Orientierungen aus denen sich die politische 
Kultur konstituiert. Vgl. zu diesen und anderen Orientierung und Eigenschaften von politi-
scher Kultur Oscar W. Gabriel, Politische Kultur aus Sicht der empirischen Sozialforschung, 
in: O. Niedermayer/K. v. Beyme (Anm. 2), S. 22-42, hier S. 24 f. 
12  Vgl. ebd., S. 36. 
13  Ebd., S. 36. 
14  Oscar W. Gabriel, Politische Kultur, in: Viktoria Kaina/Andrea Römmele (Hrsg.), Politische 
Soziologie. Ein Studienbuch, Wiesbaden 2009, S. 17-52, hier S. 21. 
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In der entgegengesetzten Richtung müssten sich aus dem Ausmaß so-
wie aus den spezifischen Formen der Partizipation wiederum Rückschlüsse 
ziehen lassen, wie die politische Kultur – zumindest hinsichtlich des partizi-
pativen Elements – ausgestaltet ist. Auch wenn dieser Ansatz keine Möglich-
keit zur grundsätzlichen Unterscheidung des jeweiligen Typus der politischen 
Kultur hervorbringen kann, so wird es doch möglich, diesbezügliche graduel-
le Differenzen zwischen Ost- und Westdeutschland mit Blick auf die partizi-
pative Ebene festzustellen. 
Es ist wohl unbestritten, dass das Recht der Bürger auf Beteiligung an 
politischen Prozessen und auch die tatsächliche Nutzung dieser Rechte zu 
den grundlegenden Merkmalen einer modernen Demokratie zählen.15 Wie 
weit ein solches politisches Bürgerengagement in diesem Sinne jedoch reicht 
und (im normativen Sinne) reichen sollte ist wiederum abhängig vom zu-
grunde gelegten Demokratieverständnis16 sowie vom Partizipationsbegriff 
selbst. Im Folgenden umfasst der Begriff der politischen Partizipation all jene 
„Tätigkeiten (…) die Bürger freiwillig mit dem Ziel unternehmen, Entschei-
dungen auf den verschiedenen Ebenen des politischen Systems zu beeinflus-
sen“17. Es handelt sich hierbei um einen „instrumentellen Partizipationsbe-
griff“18, der vier Anforderungen aufstellt, damit eine Handlung als Akt der 
politischen Beteiligung qualifiziert werden kann.  
Zum ersten muss es sich um ein aktives und zielgerichtetes Verhalten 
einer Person handeln (Aktivität). Die bloße Rezeption ohne darauf folgende 
Aktion, wie etwa die Zeitungslektüre, ist also nicht ausreichend und kann 
                                           
15  Zumindest gehen die modernen Demokratietheorien einhellig von diesem Standpunkt aus. 
Vgl. hierzu Oscar W. Gabriel/Kerstin Völkl, Politische und soziale Partizipation, in: 
Ders./Sabine Kropp (Hrsg.), Die EU-Staaten im Vergleich. Strukturen, Prozesse, Politikin-
halte, 3. Aufl., Wiesbaden 2008, S. 268-298, hier S. 268. 
16  So ist es hierbei entscheidend, ob bei den Demokratietheorien von eliteorientierten bzw. 
elitetheoretischen Ansätzen ausgegangen wird oder von partizipativen Ansätzen. Der vorlie-
genden Arbeit liegt ein dem partizipatorischen Demokratieverständnis folgender Ansatz zu-
grunde, der sich an einer aktiven und auf Dauer angelegten Beteiligung der Bürger orien-
tiert. Vertiefend zur partizipativen Demokratietheorie siehe etwa: Florian Weber, Selbstbe-
stimmung durch Teilhabe. Theorie der partizipativen Demokratie, in: Oliver Lembke/Clau-
dia Ritzi/Gary S. Schaal (Hrsg.), Zeitgenössische Demokratietheorie, Bd. 1: Normative De-
mokratietheorien, Wiesbaden 2012, S. 223-254. 
17  Max Kaase, Partizipation, in: Dieter Nohlen (Hrsg.), Wörterbuch Staat und Politik, Bonn 
1995, S. 521-527, hier S. 521. 
18  Jan van Deth, Politische Partizipation, in: V. Kaina/A. Römmele (Anm. 14), S. 141-161, 
hier S. 143, Hervorhebungen. im Original. 
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entsprechend nicht als konkrete Form der Partizipation gelten.19 Zum zweiten 
muss diese Handlung ohne äußeren Zwang initiiert worden sein und darf kei-
ne von einer Autorität angeordnete Aktivität darstellen (Freiwilligkeit).20 Ist 
beispielsweise der Gang zur Wahlurne eine Bürgerpflicht und eine Verweige-
rung verbunden mit Sanktionen, so kann dies – der Definition entsprechend – 
nicht als Form der politischen Partizipation gewertet werden. Der Begriff be-
tont zum dritten die Bedeutung der Bürger als die handelnden Akteure (Bür-
gerrolle). Dieses Verständnis zielt darauf ab, das politische Verhalten der Zi-
vilgesellschaft in den Vordergrund zu stellen und nicht das Handeln von Be-
rufspolitikern oder Beamten.21 Zum vierten wird die Anforderung gestellt, 
dass sich die Aktivitäten auf das politische System beziehen und dabei 
gleichsam versuchen, darin thematisierte Entscheidungen zu beeinflussen 
(politisches Ziel). Die Beeinflussung kann sich sowohl auf Sach- als auch auf 
Personalentscheidungen beziehen und es werden keine Einschränkungen auf 
inhaltlicher Ebene getroffen.22 Das Partizipationsziel des „politischen Sys-
tems“ impliziert weiterhin, dass es nicht von Bedeutung ist, in welcher Phase 
oder an welcher Stelle des Willensbildungs- und Entscheidungsprozesses der 
Beeinflussungsversuch erfolgt. 
 
2.2 Dimensionen und Formen politischer Partizipation 
 
Die Untersuchung entlang von Beteiligungsformen erfordert eine systemati-
sche Differenzierung der politischen Partizipation und eine Zuordnung von 
unter die Definition fallenden konkreten Aktivitäten zu den entsprechenden 
Arten der Beteiligung. Hierfür wird auf einen von Hans-Martin Uehlinger23 
entwickelten und von Beate Hoecker24 modifizierten Ansatz zurückgegriffen. 
Auf der Grundlage von jeweils dichotomen Unterscheidungen entfalten sich 
zwei Dimensionen der politischen Partizipation. Zunächst erfolgt eine Auftei-
                                           
19  Vgl. ebd., S. 141 und 143; vgl. Susanne Pickel, Das politische Handeln der Bürgerinnen und 
Bürger – ein Blick auf die Empirie, in: Georg Weißeno/Hubertus Buchstein (Hrsg.), Politi-
sches Handeln. Modelle, Möglichkeiten, Kompetenzen, Bonn 2012, S. 39-57, hier S. 40. 
20  Vgl. J. v. Deth (Anm. 18), S. 143.  
21  Vgl. ebd. 
22  Vgl. ebd., S. 143 f. 
23  Uehlinger unterscheidet zwischen 5 Kategorien von Partizipationsformen: (1) Staatsbürger-
rolle, (2) parteiorientierte und (3) problemorientierte Partizipation, (4) ziviler Ungehorsam 
und (5) politische Gewalt. Hierzu: Hans-Martin Uehlinger, Politische Partizipation in der 
Bundesrepublik. Strukturen und Erklärungsmodelle, Opladen 1988, S. 67-134. 
24  Beate Hoecker, Politische Partizipation: Systematische Einführung, in: Dies. (Hrsg.), Politi-
sche Partizipation zwischen Konvention und Protest, Opladen 2006, S. 3-20. 
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lung nach dem Kriterium der rechtlich-institutionellen Verankerung.25 Es 
wird danach unterschieden, ob sich eine Handlung innerhalb eines institutio-
nell (etwa durch eine Verfassung) vorgegebenen Rahmens bewegt und recht-
lich geregelt ist. Trifft dieses Merkmal zu, so ist die Handlung der sogenann-
ten verfassten, andernfalls der nicht-verfassten Dimension zuzuordnen.26 Die 
zweitgenannte Ausprägungsart der politischen Beteiligung, die auch als un-
verfasste Partizipation bezeichnet wird, kann weiter differenziert werden. In 
einem entsprechenden Schritt wird anhand des Unterscheidungsmerkmals der 
„Legalität“ differenziert. Hierfür wird an der jeweiligen Aktivität geprüft, ob 
sie im Einklang mit dem geltenden Recht steht oder ihre Ausführung straf-
rechtliche Konsequenzen zur Folge haben kann. Auf diese Weise entfaltet 
sich wiederum eine dichotome Unterscheidung in eine legale und eine illega-
le Dimension der nicht-verfassten Partizipation.27 Ferner wird von Hoecker 
eine Differenzierung der illegalen Beteiligung in gewaltlose und gewaltsame 
Handlungen vorgenommen.28 
Im Folgenden wird lediglich die erste Unterscheidungsebene (verfasst, 
nicht-verfasst) berücksichtigt. Zudem liegt der Fokus innerhalb der nicht-
verfassten Dimensionen nur auf der legalen Beteiligung. Der Grund für diese 
Eingrenzung liegt darin begründet, dass die illegalen Partizipationsaktivitäten 
nicht nur gegen geltende Rechtsnormen verstoßen, sondern auch Grundnor-
men der Demokratie verletzen. Deshalb sind solche Formen der politischen 
Beteiligung für eine Analyse einer demokratischen politischen (Staatsbürg-
er-)Kultur ungeeignet. 
Die Anwendung dieser Systematisierung ergibt eine Klassifikation der 
politischen Partizipation mitsamt der entsprechenden Zuordnung der interes-
sierenden, konkreten Ausprägungen der politischen Beteiligung (Abbil-





                                           
25  Vgl. ebd., S. 9 ff. 
26  Vgl. Brigitte Geißel/Virginia Penrose, Dynamiken der politischen Partizipation und Partizi-
pationsforschung. Politische Partizipation von Frauen und Männern, 2003, S. 4 f., un-
ter: http://www.fu-berlin.de/sites/gpo/pol_sys/partizipation/Dynamiken_der_politischen_ 
Partizipation/geissel_penrose_ohne.pdf (Stand: 3.8.2015). 
27  Vgl. ebd. 
28  Dies erfolgt anhand des Unterscheidungskriteriums der „Gewalttätigkeit“, vgl. B. Hoecker 
(Anm. 24), S. 11. 
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Eigene Darstellung, in Anlehnung an B. Hoecker (Anm. 24), S. 11. 
* - die Formen entstammen der Klassifikation von Uehlinger (Anm. 23). 
 
3 Analyse der politischen Partizipation in Ost- und Westdeutschland 
 
3.1 Die verfasste Dimension politischer Beteiligung 
 
Zunächst wird der Blick auf die Wahlen zu den Landesparlamenten gerich-
tet.29 Die Wahlbeteiligung30 in den ost- und westdeutschen Bundesländern 
über die Jahre zusammengefasst (Abbildung 2) zeigt deutlich, dass die Bür-
ger in den westdeutschen Bundesländern bezüglich der Stimmabgabe bei 
Landtagswahlen aktiver sind, als die Bürger in den ostdeutschen. Dies offen-
bart insbesondere der direkte Vergleich von Werten aus jenen Jahren, in de-
nen sowohl in west- als auch in ostdeutschen Bundesländern Wahlen stattge-
funden haben.31 Die Wahlbeteiligung in den Bundesländern des Westens ist 
                                           
29  Die hier betrachtete Partizipation der ost- und westdeutschen Bevölkerung bei Landtags-
wahlen über den Zeitraum von 1990 bis 2014 ergibt sich aus dem Durchschnitt der Wahlbe-
teiligungen der jeweils stattgefundenen Wahlen zu Landesparlamenten in den einzelnen Jah-
ren. Dabei wurden die ostdeutschen und westdeutschen Bundesländer getrennt voneinander 
betrachtet. Zur Verdeutlichung der Entwicklung wurden für Ost- und Westdeutschland je-
weils Trendlinien angegeben (Linear-Ost bzw. Linear-West). 
30  Es sind dabei stets die Anteile an der wahlberechtigten Bevölkerung gemeint. 
31  Solche Fälle finden sich für die Jahre 1990, 1994, 1998, 2004, 2006, 2009 und 2011. 
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in diesen Fällen, mit einer Ausnahme im Jahr 1998, stets höher als im Osten. 
Die größte Differenz liegt für das Jahr 2009 vor. Hier fanden Landtagswahlen 
in drei ostdeutschen und zwei westdeutschen Bundesländern statt.32 Die 
durchschnittliche Wahlbeteiligung für den Osten betrug 58,5 Prozent und für 
den Westen 70,6 Prozent. Ein ähnlicher Wert wurde 1994 erreicht. Hier be-
trug der Unterschied in der durchschnittlichen Wahlbeteiligung des Jahres 
etwa 11,5 Prozentpunkte. Die Beteiligung in den ostdeutschen Bundesländern 
wäre wohl noch niedriger ausgefallen, wenn in jenem Jahr die Landtagswah-
len in Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern nicht mit der Bundestags-
wahl auf denselben Tag (16. Oktober) gefallen wären.33 
Es liegt bislang lediglich ein Fall vor, bei dem die Durchschnittswahl-
beteiligung eines Jahres in den östlichen Bundesländern höher lag. An den 
1998 insgesamt vier abgehaltenen Landtagswahlen beteiligten sich in den 
ostdeutschen Bundesländern im Schnitt 75,45 Prozent der wahlberechtigten 
Bevölkerung, wohingegen es in den westdeutschen Ländern 71,8 Prozent wa-
ren. Vor allem die mit 79,4 Prozent vergleichsweise hohe Wahlbeteiligung in 
Mecklenburg-Vorpommern fällt auf. Mit Blick auf die allgemeine Tendenz 
stellt das Ergebnis von 1998 jedoch einen Ausreißer dar. Insgesamt zeigt sich 
die Wahlbeteiligung in den westdeutschen Bundesländern über die Zeit be-
trachtet auf einem höheren Niveau als in Ostdeutschland. Zudem lässt sich 
bezüglich der Partizipation an Landtagswahlen bei beiden Teilen der Repub-
lik ein abnehmender Trend feststellen. Lag die Wahlbeteiligung im Westen 
im Zeitraum von 1990 bis 2000 bei 69,6 Prozent, so ist sie von 2001 bis 2014 
auf 61,7 Prozent zurückgegangen. Im Osten liegen die Werte für diese Jahre 










                                           
32  Es fanden Landtagswahlen in Sachsen, Thüringen, Brandenburg, Schleswig-Holstein und 
dem Saarland statt. 
33  Die anderen Landtagswahlen des Jahres fanden nicht an diesem Termin statt. 
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Abbildung 2: Durchschnittliche Beteiligung an Landtagswahlen 1990 bis 
2014 
 
Eigene Berechnungen, Werte jeweils ohne Berlin, Daten aus: Wahlstatistiken des Statistischen 
Bundesamt und der Statistischen Landesämter. 
 
Die Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen lag seit der Wiedervereinigung 
im Schnitt jeweils zwischen 71 und 82 Prozent (Abbildung 3). Dabei ist ge-
samtdeutsch seit 1998 ein moderater Rückgang festzustellen. So nahmen bei 
der letzten Bundestagswahl (2013) knapp elf Prozent weniger Bundesbürger 
teil als 1998. Das Rekordtief in der Geschichte der Bundesrepublik lag 2009 
bei 70,8 Prozent. 
Ein Vergleich offenbart, dass bei jeder Bundestagswahl die Wahlbetei-
ligung im Westen höher lag als im Osten. Die Differenzen zwischen den bei-
den Landesteilen nehmen dabei Werte zwischen 3,2 (1998) und 8,4 Prozent-
punkte (1994) ein. Im Durchschnitt der sieben Bundestagswahlen seit 1990 
fällt die Wahlbeteiligung in Westdeutschland um 6,2 Prozentpunkte höher 
aus. Dabei sank die Beteiligung in den westlichen Bundesländern bisher nie 
unter 72 Prozent, wohingegen im Osten bei den letzten beiden Wahlen Werte 
von jeweils unter 70 Prozent (2009: 64,1 Prozent; 2013: 66,7 Prozent) er-
reicht wurden. Somit stellen sich die westdeutschen Bürger gegenüber den 
Ostdeutschen als der aktivere Bevölkerungsteil hinsichtlich der Partizipation 
an den Wahlen zum nationalen Parlament dar. Dies gilt über den gesamten 
Untersuchungszeitraum. 
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Mit Blick auf die erste gesamtdeutsche Bundestagswahl im Jahr 1990 
überrascht es, dass die Wahlbeteiligung im Osten bei 73,9 Prozent lag und 
damit nur unwesentlich höher als der ostdeutsche Durchschnitt über den ge-
samten Untersuchungszeitraum (71,8 Prozent). Vielfach wurde mit einer hö-
heren Wahlbeteiligung unmittelbar nach der Wiedervereinigung gerechnet, 
da die Bevölkerung in Ostdeutschland erstmals die Möglichkeit freier demo-
kratischer Wahlen hatte – dies war nicht vollumfänglich der Fall. Der Grund 
hierfür liegt im Folgenden: Mit der Volkskammerwahl am 18. März 1990 
fand bereits eine freie Wahl statt, die Bundestagswahl bot demnach nicht die 
erste Möglichkeit. An dieser Wahl beteiligte sich auch ein ungewöhnlich ho-
her Anteil der Wahlberechtigten (93,4 Prozent).34 Zudem folgten Kommunal- 
(6. Mai) und Landtagswahlen (14. Oktober), wodurch eine gewisse Wahl-
müdigkeit eintrat. 
Insgesamt ist eine bei der ostdeutschen Bevölkerung stärker ausgepräg-
te Fluktuation hinsichtlich der Beteiligungszahlen zu beobachten. In den Jah-
ren 1994 und 2002 waren es jeweils 72,3 Prozent der Ostdeutschen, die sich 
an der Wahl zum Bundestag beteiligten, im Jahr 1998 stieg die Zahl zwi-
schenzeitlich um 7,4 Prozentpunkte. Für die westdeutsche Bevölkerung ist 
zwar eine ähnliche Entwicklung für diese Jahre feststellbar, jedoch liegt die 
Differenz lediglich bei etwa 2,4 Prozentpunkten. Der Grund für diesen zwi-
schenzeitlichen Anstieg ist bei der politischen Wechselstimmung im Land zu 
suchen, die nach 16 Jahren Kanzlerschaft Helmut Kohls bei der Bundestags-
wahl 1998 vorherrschte. Vor allem im Ostteil der Republik bestand eine hohe 
Unzufriedenheit.35 „Politik- und Systemverdrossenheit sind weit verbreitet, 
und es dominiert Zukunftspessimismus“36, so fassen Richard Stöss und Gero 
Neugebauer die damalige Situation zusammen. Diese Ausgangslage veran-
lasste eine erhöhte Zahl an Bürgern – insbesondere in Ostdeutschland – dazu, 
die Wahl als Mittel zur Abstrafung der Regierungspolitik zu nutzen. Die 
1998 gestiegene Wahlbeteiligung zeugt letztlich von dieser Mobilisierung 
und verhalf der SPD zum Wahlsieg.37 
 
                                           
34  Vgl. Wolfgang G. Gibowski/Max Kaase, Auf dem Weg zum politischen Alltag. Eine Analy-
se der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl vom 2. Dezember 1990, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte 40 (1990) 11-12, S. 3-20. 
35  Vgl. Richard Stöss/Gero Neugebauer, Die SPD und die Bundestagswahl 1998. Ursachen 
und Risiken eines historischen Wahlsiegs unter besonderer Berücksichtigung der Verhält-
nisse in Ostdeutschland, Berlin 1998, S. 5-14. 
36  Ebd., S. 15. 
37  Vgl. ebd., S. 25-36. 
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Abbildung 3: Beteiligung an Bundestags- und Europawahlen 1990 bis 
2014 
Eigene Darstellung, Werte für Ost und West: Eigene Berechnungen (jeweils ohne Berlin); Daten 
für Bundestagswahlen aus: Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Wahlbeteiligung bei den Bundes-
tagswahlen nach Bundesländern bis 2013, Wiesbaden 2015; Daten für Europawahlen aus: Statisti-
sches Bundesamt (Hrsg.), Wahlbeteiligung bei den Europawahlen in Deutschland von 1979 bis 
2014 nach Bundesländern, Wiesbaden 2014. 
 
Die Befunde, wie sie bezüglich der Beteiligung an Bundestags- und Land-
tagswahlen festgestellt wurden, treffen bei einem Blick auf die ost- und west-
deutsche Partizipation bei Europawahlen nicht zu (vgl. Abbildung 3). Für das 
Europäische Parlament, welches zuletzt im Mai 2014 gewählt wurde, gaben 
in Ost und West ähnliche Bevölkerungsanteile ihre Stimme ab. Dabei betei-
ligte sich nicht einmal die Hälfte der bundesdeutschen Bevölkerung an dieser 
Europawahl (47,5 Prozent). Seit dem Jahr 2004 können zwischen Ost- und 
Westdeutschland keine signifikanten Unterschiede hinsichtlich der Wahlbe-
teiligung festgestellt werden; die Differenzen zwischen den beiden Teilen 
Deutschlands liegen seit etwa zehn Jahren bei unter einem Prozentpunkt. Bis 
zum Jahr 2004 kann zudem ein stetiger Rückgang der Beteiligung festgestellt 
werden, jedoch in Ost und West unterschiedlich stark ausgeprägt. Waren es 
bei der ersten Europawahl nach der Wiedervereinigung 63,1 Prozent der Ost-
deutschen, die ihre Stimme abgaben und fünf Jahre später (1999) noch 48,4 
Prozent, so betrug der Anteil in Westdeutschland 59,6 Prozent (1994) und 
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45,9 Prozent (1999). Bei beiden Wahlen zeigten sich die Ostdeutschen als der 
aktivere Bevölkerungsteil, jedoch nahm deren Wahlbeteiligung kontinuier-
lich ab und erreichte 2004 schließlich das Westniveau. In zehn Jahren zwi-
schen 1994 und 2004 hatte sich die Beteiligung im Osten um etwa 20 Pro-
zentpunkte verringert, während sie im Westen um 16 Prozentpunkte sank. 
Die konvergierende Entwicklung von ost- und westdeutscher Wahlbeteili-
gung zeigt, dass hinsichtlich der verfassten Partizipation auf europäischer 
Ebene keine relevanten Unterschiede mehr existieren. Auch die leichte Stei-
gerung der Wahlbeteiligung 2009 und 2014 ist in beiden Landesteilen nahezu 
identisch. 
 
3.2 Die nicht-verfasste Dimension politischer Beteiligung 
 
Eine Gegenüberstellung der Ausprägungen politischer Partizipation aus der 
Dimension der nicht-verfassten Beteiligung von 1992 bis 2014 (Abbildung 4) 
vermittelt bereits die bei der ost- wie westdeutschen Bevölkerung vorhande-
nen Präferenzen hinsichtlich bestimmter Aktivitäten. Die Teilnahme an Un-
terschriftensammlungen (Petition) ist in beiden Landesteilen der unbestrittene 
Spitzenreiter im Zusammenhang mit problemorientierten Formen der politi-
schen Beteiligung. Hier ist für Ostdeutschland eine stetige Zunahme über die 
Jahre zu erkennen. Die gleiche Entwicklung ist sonst lediglich für die west-
deutsche Partizipation an Demonstrationen und öffentlichen Diskussionen 
erkennbar.38 In den anderen Fällen besteht jeweils eine mehr oder weniger 
starke Fluktuation hinsichtlich des Ausmaßes. Eine gleichmäßige Entwick-
lung ist bei diesen Beteiligungsformen nicht zu erkennen, was wiederum na-
helegt, dass die politische Partizipation nicht unmaßgeblich von situativen 
Ereignissen beeinflusst wird. An zweiter Stelle bei den Präferenzen in Ost 
und West rangiert im gesamten Untersuchungszeitraum die Teilnahme an 






                                           
38 Es ist darauf hinzuweisen, dass bezüglich der Diskussionsbeteiligung für das Jahr 1992 
ebenso wie für die Partizipation an öffentlichen Diskussionen des Jahres 2014 keine Daten 
vorliegen. 
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Abbildung 4: nicht-verfasste politische Partizipation in Ost- und West-
deutschland 1992 bis 2014 
 
Eigene Berechnungen, Datenbasis: ALLBUS 1992, 1998, 2008, 2014, Daten transformationsge-
wichtet. 
 
Ein detaillierteres Bild ergibt sich, wenn die konkreten Werte, sprich jene 
Anteile der ost- und westdeutschen Bevölkerung, die an politischen Aktivitä-
ten teilgenommen haben, genauer untersucht werden (vgl. Tabellen 1 bis 3). 
Nur auf diese Weise wird es möglich, Unterschiede und Gemeinsamkeiten 
zwischen der politischen Partizipation in Ost- und Westdeutschland zu identi-
fizieren, auf signifikante Abweichungen hinzuweisen und eventuelle Verän-
derungs- oder Anpassungsprozesse herauszustellen. 
 
Unterschriftensammlung 
Die Beteiligung an Unterschriftenaktionen war und ist die in Ost- wie West-
deutschland meist genutzte Partizipationsform. 1992 beteiligten sich 34,4 
Prozent der Ostdeutschen und 45,1 Prozent der Westdeutschen an dieser Art 
der politischen Aktivität (vgl. Tabelle 1). Im Jahr 2014 lag der deutschland-
weite Anteil derer, die diese Partizipationsform ausgeführt haben bei 62,2 
Prozent und damit deutlich höher als die Beteiligung an den Europawahlen 
des gleichen Jahres. Der Osten glich sich bis 1998 an das westdeutsche Ni-
veau an. Davon zeugt das Verschwinden des noch 1992 bestehenden, signifi-
kanten Unterschieds. In den folgenden Jahren überstieg das Ausmaß der Be-
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teiligung der ostdeutschen Bevölkerung sogar jenes der Westdeutschen. Im 
Jahr 2014 lagen die beiden Landesteile schließlich auf etwa dem gleichen 
Niveau. 
Der bereits kurz nach der Wiedervereinigung recht hohe Anteil an Par-
tizipierenden in Ostdeutschland kann unter anderem darauf zurückgeführt 
werden, dass den Bürgern das Instrument einer Anrufung der politischen 
Klasse nicht gänzlich unbekannt war. Den DDR-Bürgern war es möglich, 
sich per Eingaben an politische Verantwortliche zu wenden, um beispielswei-
se Zustände anzuprangern oder Vorschläge vorzubringen.39 Auch wenn die 
Bedeutung dieser Eingaben nicht als allzu groß eingeschätzt wird40, so kann 
doch davon ausgegangen werden, dass die Bürger aufgrund der grundsätzli-
chen Vertrautheit mit diesem Partizipationsverfahren eher dazu geneigt wa-
ren, dieses anzuwenden. Diese Annahme wird insofern auch durch die Fest-
stellung von Ilko-Sascha Kowalczuk gestützt, der ausführt, dass „(d)as Ver-
fassen von Eingaben (…) für viele Menschen die aktivste Form [war], sich 
gegen Teilbereiche des Systems zu wehren“41. 
 
Tabelle 1: Beteiligung an nicht-verfasster politischer Partizipation 1992 
bis 2014 (Teil 1) 
Signifikanzen als Ergebnis von Chi2-Tests und beziehen sich auf Ost-West-Unterschiede, Signifi-
kanzniveaus: * – p ≤ 0,05 = α, ** – p ≤ 0,02 = α. Eigene Berechnungen; Quelle: ALLBUS 1992, 
1998, 2008, 2014, Daten transformationsgewichtet. 
 
                                           
39  Vgl. Ilko-Sascha Kowalczuk, Gegenkräfte – Opposition und Widerstand in der DDR, in: 
Eberhard Kuhrt/Hannsjörg F. Buck/Gunter Holweißig (Hrsg.), Opposition in der DDR von 
den 70er Jahren bis zum Zusammenbruch der SED-Herrschaft, Opladen 1999, S. 47-82, hier 
S. 57. 
40  Hierzu vgl. Angela Borgwardt, Im Umgang mit der Macht. Herrschaft und Selbstbehaup-
tung in einem autoritären politischen System, Wiesbaden 2002, S. 82. 
41  I.-S. Kowalczuk (Anm. 39), S. 57. 
 Beteiligung an… (in %) 
Unterschriftensammlung genehmigter Demonstration 
Ost West Gesamt Ost West Gesamt 
1992 34,4 45,1 41,7** 21,6 14,3 16,6** 
1998 40,5 42,5 41,9 18,5 17,3 17,7 
2008 54,7 48,5 50,4** 21,6 22,8 22,4 
2014 63,7 61,4 62,2 40,6 30,1 33,6** 
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Demonstrationen 
Für die Beteiligung an Demonstrationen zeigten sich die Ostdeutschen in den 
ersten Jahren nach der Wiedervereinigung als der aktivere Bevölkerungsteil. 
Im Jahr 1992 beteiligten sich in Westdeutschland 7,3 Prozent weniger Bürger 
daran. Die erhebliche Differenz kurz nach der deutschen Einheit muss im Zu-
sammenhang mit den Erfahrungen betrachtet werden, die die Bürger in der 
DDR im Jahr 1989 mit den Montagsdemonstrationen machten. Die Massen-
mobilisierung ausgehend von Leipzig spielte eine bedeutende Rolle bei der 
Friedlichen Revolution und trug maßgeblich zum Ende der SED-Diktatur 
bei.42 Die gewonnenen Erkenntnisse über die Bedeutung von öffentlichen 
Protesten und deren Einflüsse auf politische Prozesse übertrugen sich auf die 
Zeit nach der Wiedervereinigung, wodurch sich der höhere Anteil des Jahres 
1992 in Ostdeutschland erklären lässt. Bis 2008 fanden Angleichungsprozes-
se statt. So hatten sich bis 1998 die Beteiligungszahlen im Osten an das west-
deutsche Niveau angenähert. Auch die weitere Entwicklung ist in beiden 
Landesteilen ähnlich verlaufen, wovon die jeweilige Demonstrationsbeteili-
gung des Jahres 2008 zeugt. Auffällig in diesem Zusammenhang ist die deut-
liche Steigerung der Zahl an Partizipierenden innerhalb der sechs Jahre von 
2008 bis 2014. Der Anteil jener, die an einer Demonstration teilnahmen, stieg 
in Westdeutschland um 7,3 Prozentpunkte und in Ostdeutschland sogar um 
19 Prozentpunkte. Die ostdeutschen Bürger sind im Zeitverlauf deutlich akti-
ver geworden. Auch gegenüber den Werten von 1992 haben sich die Anteile 
in beiden Teilen Deutschlands im Jahr 2014 fast verdoppelt. 
 
Öffentliche Diskussionen 
Sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland nutzte stets mehr als ein Viertel 
der Bevölkerung öffentliche Diskussionen als Partizipationsmöglichkeit (vgl. 
Tabelle 2). Damit zählt dies zu einer häufig genutzten Form politischer Parti-
zipation innerhalb der nicht-verfassten Dimension. Eine Gegenüberstellung 
von Ost und West zeigt für das Jahr 1998 zwar noch einen signifikanten Un-
terschied – die ostdeutschen Bürger beteiligten sich in leicht höherem Aus-
maß an politischen Diskussionen –, jedoch führten beiderseitige Verände-
rungsprozesse nach zehn Jahren zu einer relativen Angleichung hinsichtlich 
der Zahl an Partizipierenden. Bis zum Jahr 2008 erfolgte in Westdeutschland 
eine geringe Steigerung bei den Bürgern, die an einer politischen Debatte 
                                           
42  Vgl. etwa Christian Booß, Die gestaute Republik. Missglückter Generationenwechsel und 
Reformstau als Voraussetzung der Friedlichen Revolution, in: Bundeszentrale für politische 
Bildung (Hrsg.), Deutschland Archiv 2014, Bonn 2015, S. 28-44, hier S. 30. 
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teilnahmen (auf 27,4 Prozent), wohingegen im Osten Deutschlands die Zahl 
an Diskussionsteilnehmern im gleichen Zeitraum leicht zurückging, von 
knapp 29 auf 25,7 Prozent. Gleichwohl sind die Differenzen zwischen den 
beiden Landesteilen nicht als signifikant einzustufen. Ähnlich wie im Fall der 
Demonstrationsbeteiligung liegt bis heute eine merkliche Zunahme der Parti-
zipation vor, verglichen mit den Ergebnissen von 2008. Die bundesweite Be-
teiligung stieg auf den Rekordwert von 33,5 Prozent. Dabei liegen Ost und 
West im Niveau auch weiterhin relativ gleichauf. 
Gerade jene Partizipationsformen werden häufig genutzt, zu deren 
Ausführung wenig Aufwand notwendig ist. Dies zeigt sich auch mit Blick auf 
die Teilnahme an einer Petition. Ist es bei dieser politischen Aktivität ledig-
lich notwendig, eine Unterschrift abzugeben, so verlangt eine Diskussions-
teilnahme, sich an einer bestimmten Zeit an einem vereinbarten Ort einzufin-
den, die Argumente der Diskutanten aufzunehmen und darauf zu reagieren. 
Auf diesen Zusammenhang zwischen Aufwand und Attraktivität von Hand-
lungen für Partizipierende weist Susanne Pickel hin.43 Demnach sinkt die Ak-
tivität der Bürger insbesondere dann, wenn ein Verhalten „regelmäßig er-
bracht werden muss“44, um eine Wirkung zeitigen zu können.  
 
Tabelle 2: Beteiligung an nicht-verfasster politischer Partizipation 1992 
bis 2014 (Teil 2) 
Signifikanzen als Ergebnis von Chi2-Tests und beziehen sich auf Ost-West-Unterschiede, Signifi-
kanzniveaus: * – p ≤ 0,05 = α, ** – p ≤ 0,02 = α. Eigene Berechnungen; Quelle: ALLBUS 1992, 




                                           
43  Vgl. S. Pickel (Anm. 19), S. 45. 
44  Ebd. 
 Beteiligung an… 
öffentlichen Diskussionen Bürgerinitiativen 
Ost West Gesamt Ost West Gesamt 
1992 --- --- --- 16,8 16,5 16,5 
1998 28,9 25,2 26,3* 6,7 10,5 9,3** 
2008 25,7 27,4 26,9 8,1 11,5 10,5** 
2014 35,4 32,5 33,5 --- --- --- 
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Bürgerinitiativen 
Die Mitarbeit in Bürgerinitiativen ist eine Art von politischer Aktivität, die 
regelmäßiges Handeln von den Akteuren verlangt. Sie besteht in der Regel 
nicht aus einem einmaligen Akt, sondern stellt sich vielmehr in Form eines – 
mitunter zeitintensiven – Arbeitsprozesses dar. Dies unterscheidet die Betei-
ligung in einer Bürgerinitiative von den meisten anderen Formen der politi-
schen Partizipation. Tatsächlich scheinen sich die theoretischen Vermutungen 
anhand der empirischen Daten zu bestätigen (vgl. Tabelle 2). Zumindest in 
der Bundesrepublik wird die Bürgerinitiative nur von einem geringen Teil der 
Bevölkerung genutzt. Gerade einmal 10,5 Prozent der Deutschen nutzten im 
Jahr 2008 die Beteiligungsmöglichkeit. Dabei hatte es im Verlauf der Zeit 
zunächst einen Rückgang gegeben, an den sich ein leichter Anstieg an-
schloss. 1992 beteiligten sich 16,5 Prozent der Bundesbürger an Bürgerinitia-
tiven, wohingegen es im Jahr 1998 lediglich 9,3 Prozent waren. 
Dieser niedrige Anteil an Partizipierenden trifft auf beide Landesteile 
gleichermaßen zu, doch können zwischen Ost und West durchaus Unter-
schiede festgestellt werden. Zwei Jahre nach der deutschen Einheit war der 
Anteil derer, die an Bürgerinitiativen teilnahmen, in Ost- und Westdeutsch-
land nahezu gleich groß. Erst in den darauffolgenden Jahren zeichneten sich 
Differenzen ab. Der Rückgang an den entsprechenden Aktivitäten fiel im Os-
ten deutlicher aus als im Westen. Wer die Jahre 1992 und 1998 miteinander 
vergleicht, stellt fest, dass in Ostdeutschland eine Abnahme um 10,1 Pro-
zentpunkte und in Westdeutschland um sechs Prozentpunkte erfolgte und 
sich ein signifikanter Unterschied einstellte. Auch die Gegenüberstellung der 
Daten von 1998 und 2008 zeigt eine Zunahme in beiden Landesteilen, 
gleichwohl die westdeutsche Bevölkerung noch immer aktiver ist, was die 




Die verfasste Dimension politischer Partizipation nimmt sowohl in Ost- wie 
auch in Westdeutschland in der Regel ein größeres Ausmaß an als die nicht-
verfasste Dimension. Gerade mit Blick auf die Wahlbeteiligung zu Bundes-
tagswahlen wird der Unterschied deutlich. Ausnahmen bestehen jedoch, 
wenn die Beteiligungszahlen zu Landtags- oder Europawahlen herangezogen 
werden. Hier kann aus der Dimension der nicht-verfassten Partizipation le-
diglich die Teilnahme an Unterschriftensammlungen ein ähnliches oder sogar 
höheres Niveau erreichen. Somit gilt diese politische Aktivität auch als jene 
unverfasste Beteiligungsform, die am stärksten präferiert wird, und dies bei 
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der west- und ostdeutschen Bevölkerung. Insgesamt zeigen sich in beiden 
Landesteilen ähnliche Präferenzen. Hinsichtlich der Entwicklung der politi-
schen Partizipation seit der Wiedervereinigung zeigen sich Veränderungen 
zum Teil auf andere Weise, als von den Vorannahmen her zu erwarten gewe-
sen wäre. Eine kontinuierliche Annährung der ostdeutschen Beteiligung an 
das westdeutsche Muster der Partizipation konnte nicht überall festgestellt 
werden. Eine signifikant von den westdeutschen Tendenzen abweichende 
Entwicklung in Ostdeutschland war ebenso wenig zu identifizieren. Im ge-
samten Untersuchungszeitraum lag die Wahlbeteiligung, bezogen auf Bun-
destags- und Landtagswahlen, im Osten niedriger. Es sind auch diesbezüglich 
keine Tendenzen erkennbar, die auf eine Angleichung an das westliche Ni-
veau hindeuten. Die nicht-verfassten Partizipationsformen stellen ein anderes 
Bild dar. Hier lag die ostdeutsche Beteiligung an Unterschriftensammlungen 
und genehmigten Demonstrationen bereits kurze Zeit nach der Wiederverei-
nigung deutlich über dem Niveau der westdeutschen Bevölkerung. Weiterhin 
konnten gerade im Zeitraum ab Mitte der 1990er bis in die 2000er Anglei-
chungsprozesse zwischen Ost- und Westdeutschland festgestellt werden. Die-
se bestanden jedoch nicht unbedingt in einer stetigen Zu- oder Abnahme der 
Beteiligung in einem der beiden Landesteile. Vielmehr fanden beiderseitige 
Veränderungen statt, wie insbesondere an der politischen Aktivität der „ge-
nehmigten Demonstration“ erkennbar ist. In der Regel hatten sich die Betei-
ligungswerte in beiden Teilen Deutschlands im Jahr 2014 gegenüber 2008 
erhöht. Erstaunlich in diesem Zusammenhang ist der höhere ostdeutsche An-
teil an Partizipierenden im Jahr 2014 in allen Beteiligungsformen. 
Im Hinblick auf die Frage nach dem „partizipativen Element“ in den 
politischen Kulturen kann abschließend angemerkt werden: Die ostdeutsche 
Bevölkerung hatte bereits zum Zeitpunkt der deutschen Einheit bzw. unmit-
telbar danach ein solches vorzuweisen. Darauf lassen zumindest die analy-
sierten Werte schließen. Es war aber keineswegs so, dass sich erst über einen 
längeren Zeitraum hinweg die politischen Kulturen von Ost- und West-
deutschland hinsichtlich der Ebene der politischen Beteiligung dergestalt an-
gepasst haben, dass die Ostdeutschen die politische Aktivität am politischen 
Geschehen erst herausbildeten. 25 Jahre nach der deutschen Einheit zeigen 
sich die beiden Bevölkerungsteile als in den meisten Fällen ähnlich aktiv, 
was die politische Partizipation anbelangt. Lediglich bei der Beteiligung an 
Wahlen auf nationaler und subnationaler Ebene liegt die westdeutsche Be-
völkerung noch vor der ostdeutschen. 
 
 Ostdeutsche Besonderheiten 25 Jahre nach dem Beitritt zur Bundesre-
publik 
 




Seit dem Ende der deutschen Teilung im Jahre 1990 sind 25 Jahre vergangen. 
Der Wandlungsprozess, der mit der Vereinigung der beiden deutschen Staa-
ten einherging, fand vor allen Dingen in Ostdeutschland statt.1 Die staatlichen 
Institutionen der Bundesrepublik wurden auf den Osten ausgedehnt und mit 
westdeutschen Eliten besetzt. Nicht immer verlief der Annäherungsprozess 
reibungslos. Beobachter gingen davon aus, dass sich die Unterschiede schnell 
angleichen würden. Doch ein Vierteljahrhundert nach dem Beitritt der DDR 
zur Bundesrepublik weisen die Ostdeutschen noch immer Eigenschaften auf, 
die sie von den Westdeutschen trennen. Die Unterschiede sind fundamenta-
ler, als die zwischen Nord- und Süddeutschen oder Stadt- und Landbewoh-
nern.2 Diese trennenden Eigenschaften sind es, die die Ostdeutschen, neben 
ihrer regionalen Herkunft, als solche charakterisieren. Die folgende Arbeit 
vollzieht einen Blickwechsel, indem sie die Ostdeutschen nicht nur als regio-
nale Sondergruppe mit einer bestimmten Geschichte zeigt, sondern zugleich 
als die Träger spezifischer, nicht originär ostdeutscher Attribute. Diese 
Merkmale sollen in Bezug zu politischen Entscheidungen und Verhältnissen 
in der vergrößerten Bundesrepublik gesetzt werden. 
Die Besonderheiten des Ostdeutschen sind zumindest grob in eine ma-
terielle und eine immaterielle Ebene unterteilbar, auch wenn es Überschnei-
dungen gibt. Erstere beinhaltet die materielle Situation der Vermögens-, Ein-
kommens- und Arbeitsmarktverhältnisse in Ostdeutschland. Der zweite Teil 
geht auf die ideellen Besonderheiten der Ostdeutschen ein. Darunter fallen 
ihre Stellung im öffentlichen Diskurs und Merkmale des politischen wie 
weltanschaulichen Denkens. Teil drei der Arbeit behandelt die Effekte der 
Vermischung von materiellen wie ideellen Besonderheiten, als auch die Eli-
tenposition der Ostdeutschen. Der Schlussteil fügt die Erkenntnisse zu einem 
Gesamtbild zusammen. 
                                           
1  Vgl. Konrad H. Jarausch, Die Umkehr. Deutsche Wandlungen 1945-1995, München 2004, 
S. 301-305. 
2  Vgl. Rudolf Woderich, Ostdeutsche Identitäten zwischen symbolischer Konstruktion und 
lebensweltlichem Eigensinn, 20. Juni 1999, S. 2, unter: http://biss-online.de/downloads 
/ostdeutsche_identitaeten.pdf (Stand: 10.11.2015). 
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2 Die materielle Lage der Ostdeutschen 
 
2.1 Vermögen und Besitzverhältnisse 
 
Schätzungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) gehen 
für das Jahr 2012 von einem Nettodurchschnittsvermögen in Ostdeutschland 
von rund 41.000 Euro aus, in Westdeutschland beträgt der Wert knapp 
93.800 Euro.3 Der aussagekräftigere Medianwert, also der Wert, der die Be-
völkerung in zwei gleich große Teile teilt, lag in Ostdeutschland bei knapp 
8100 Euro, in Westdeutschland bei 21.200 Euro. 2012 wohnen knapp 39,9 
Prozent der ostdeutschen Bevölkerung in eigenem Wohnbesitz, in West-
deutschland sind es 52,4 Prozent.4 Der durchschnittliche ostdeutsche Immo-
bilienbesitz wird auf 80.000 Euro geschätzt, der westdeutsche auf 150.000 
Euro. Obwohl der Anteil an Immobilienbesitzern in Ostdeutschland relativ 
gering ist, macht er 74 Prozent des individuellen Gesamtvermögens aus 
(West: 38 Prozent).5 
Nach den DIW-Schätzungen trennt sich das reichste Prozent in Ost-
deutschland von den restlichen 99 Prozent bei einem Nettovermögen von 
rund 400.000 Euro, in Westdeutschland ist das erst bei 876.000 Euro der Fall. 
Die ostdeutsche Geldelite kann also nicht annähernd mit der westdeutschen 
mithalten. In den obersten drei Vermögensdezilen der Bundesrepublik (also 
den reichsten 30 Prozent der Bevölkerung) sind die Ostdeutschen stark unter-
repräsentiert.6 Ihr Anteil liegt mit drei Prozent weit unter ihrem Bevölke-
rungsanteil von 19 Prozent. Überrepräsentiert sind sie vom ersten bis zum 
sechsten Vermögensdezil, mit einer starken Konzentration von Dezil drei bis 
sieben. Die größte Überrepräsentation besteht im vierten Einkommensdezil. 
Bezogen auf die Gesamtrepublik, ließe sich Ostdeutschland vermögensmäßig 
als „untere Mittelklasse“ einordnen. Für die Vermögensdefizite in Ost-
deutschland sind die geringe Vermögensbildung zu DDR-Zeiten, das hohe 
Maß an Arbeitslosigkeit nach dem Systemwechsel 1989/90 und die noch 
immer klaffende Ost-West-Lücke bei den Verdiensten verantwortlich.7 Erb-
                                           
3  Vgl. Markus M. Grabka/Christian Westermeier, Anhaltend hohe Vermögensungleichheit in 
Deutschland, in: Wochenbericht des DIW, 9/2014, S. 157. 
4  Vgl. DIW, SOEP Survey Papers 193, Berlin 2014, S. 119. 
5  Vgl. Rainer Geißler, Die Sozialstruktur Deutschlands, 7. Aufl., Wiesbaden 2014, S. 70. 
6  Vgl. Joachim R. Frick/Markus M. Grabka, Die personelle Vermögensverteilung in Ost und 
West, in: Peter Krause/Ilona Ostner: Leben in Ost- und Westdeutschland. Eine sozialwis-
senschaftliche Bilanz der deutschen Einheit 1990-2010, Frankfurt a. M. 2010, S. 499 f. 
7  Vgl. R. Geißler (Anm. 5), S. 70. 
Ostdeutsche Besonderheiten nach 25 Jahren 
87 
 
schaften im östlichen Teil der Bundesrepublik sind mit durchschnittlich 
15.000 Euro ebenfalls wesentlich geringer als im westlichen Teil mit 70.000 
Euro. Dadurch wird die materielle Ungleichheit weiter aufrechterhalten. 
Durch Art und Weise der Treuhand-Privatisierungen gingen 85 Prozent 
der ostdeutschen Betriebe in westdeutsches Eigentum über, zehn Prozent 
wechselten zu ausländischen Besitzern und nur fünf Prozent blieben ostdeut-
sches Eigentum.8 Eine Untersuchung zur Eigentümerstruktur ostdeutscher 
Unternehmen kam Mitte der 1990er Jahre zum Ergebnis, dass sich von ihnen 
über 70 Prozent in westlichem Besitz befanden und mehr als die Hälfte „ver-
längerte Werkbänke“ westdeutscher Unternehmen waren.9 Privatisierungen 
ehemals staatlicher ostdeutscher Immobilien und Grundstücke führten zu ei-
ner westdeutsch geprägten Eigentümerstruktur, da Ostdeutsche durch ihr feh-
lendes Vermögen bei den Vergabeverfahren nicht mithalten konnten. Mit 
dem Prinzip Rückgabe vor Entschädigung gingen weiterhin zahlreiche Im-
mobilien in westdeutsches Eigentum über, zum übergroßen Teil Restitutio-
nen an Erben der ehemaligen Besitzer. Heute sind rund zwei Drittel der ost-
deutschen Grundstücke und Immobilien in Großstädten westdeutsches Eigen-
tum, i. d. R. genutzt als Kapitalanlage.10 
 
2.2 Ein- und Auskommen 
 
Mit dem Vereinigungsprozess und seinen für die ostdeutsche Wirtschaft un-
günstigen Modalitäten (Umtauschkurs Eins zu Eins, „künstlich geschaffene“ 
Schuldenbelastung ehemaliger DDR-Unternehmen, Vorrang von Rückgabe 
vor Investition, Treuhandpolitik) brach die marode ostdeutsche Wirtschaft 
vollends zusammen. Es gingen vier Millionen der 9,8 Millionen Arbeitsplät-
ze verloren.11 Noch immer ist die Produktivität der ostdeutschen Wirtschaft 
geringer als die Westdeutschlands. Das ist die Hauptursache für die niedrige-
ren ostdeutschen Löhne. Die Produktivität pro Kopf lag 2013 in den neuen 
Ländern bei etwas über 70 Prozent des Westniveaus, was maßgeblich aus der 
                                           
8  Vgl. Michael Jürgs, Ein Land im Sonderangebot, in: Der Spiegel vom 10. Februar 1997, 
unter: http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-8653472.html (Stand: 28.8.2015). 
9  Vgl. Paul Windolf, Die Transformation der ostdeutschen Betriebe, in: Berliner Journal für 
Soziologie 6 (1996) 4, S. 467. 
10  Vgl. Stefan Locke, Als die Westdeutschen im Osten Häuser kaufen gingen, in: FAZ-Online, 
30. Juni 2015, unter: http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/medien/tv-kritik/mdr-zeigt-doku-
wem-gehoert-der-osten-13675380.html (Stand: 28.8.2015). 
11  Vgl. Gerhard Bosch/Thorsten Kalina, Niedriglöhne in Deutschland – Zahlen, Fakten, Ursa-
chen, in: Gerhard Bosch/Claudia Weinkopf (Hrsg.), Arbeiten für wenig Geld. Niedriglohn-
beschäftigung in Deutschland, Frankfurt a. M. 2007, S. 58 f. 
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Kleinteiligkeit der ostdeutschen Wirtschaftsstruktur resultiert.12 Diese wiede-
rum lässt sich auf die Privatisierungspolitik Anfang der 1990er Jahre zurück-
führen.13 
2012 wiesen die Ostdeutschen mit einem durchschnittlichen Brutto-
stundenverdienst von 14,99 Euro 75 Prozent von dem auf, was in den westli-
chen Bundesländern (plus Berlin) der Fall war (20,10 Euro).14 Seit Anfang 
der 1990er Jahre findet in ganz Deutschland ein Rückgang unbefristeter 
Vollzeitbeschäftigungsverhältnisse statt. Die neuen Bundesländer sind von 
dieser Entwicklung besonders stark betroffen.15 Dort reduzierte sich der An-
teil der Personen in unbefristeten Vollzeitarbeitsplätzen von 1991 bis 2007 
um ein Drittel, sodass 2007 nur 45,7 Prozent der Männer in den neuen Bun-
desländern in einer unbefristeten Vollzeitstelle arbeiteten (West: 52,1 Pro-
zent) und nur 30,7 Prozent der Frauen (West: 23,8 Prozent). 
In Ostdeutschland arbeiten wesentlich mehr Menschen im Niedrig-
lohnsektor als in Westdeutschland.16 2010 waren 36,8 Prozent der Ostdeut-
schen im Niedriglohnsektor beschäftigt (West: 18 Prozent) und 29 Prozent 
aller regulär Beschäftigten in Ostdeutschland lagen unter einem Bruttostun-
denlohn von 10,36 Euro, der die Grenze zum Niedriglohn markierte. Im 
Niedriglohnsektor sind in Ostdeutschland mit 67,5 Prozent wesentlich mehr 
Personen atypisch beschäftigt als in Westdeutschland mit 47,5 Prozent. Der 
anteilig größere Niedriglohnsektor Ostdeutschlands geht also einher mit einer 
(noch) geringeren Sicherheit im Vergleich zu der in Westdeutschland. 
Durch die niedrigeren Einkommen in Ostdeutschland ist auch der An-
teil an Haushalten, die als arm gelten, höher. Die Armutsgrenze17 liegt bei 60 
                                           
12  Vgl. Michael Arnold/Alexander Eickelpasch/Michael Fritsch u. a., Die ostdeutsche Wirt-
schaft ist zu kleinteilig strukturiert, in: DIW-Wochenbericht 35/2015, S. 764-766. 
13  Michael Arnold u. a., Kleinteiligkeit der ostdeutschen Wirtschaft. Gibt es Wachstums-
hemmnisse für die Bildung größerer Unternehmenseinheiten?, 8. Juni 2015, S. 97, unter: 
http://diw-econ.de/wp-content/uploads/2015/06/DIW-Econ_Kleinteiligkeit-der-
ostdeutschen-Wirtschaft_v4.0_online.pdf (Stand: 10.11.2015). 
14  Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Datenreport 2013, S. 129 f., unter: https://www 
.destatis.de/DE/Publikationen/Datenreport/Downloads/Datenreport2013.pdf;jsessionid=3BE
53606381C1D57FF49BBCB87739EF8.cae4?__blob=publicationFile (Stand: 10.11.2015). 
15  Vgl. Johannes Giesecke/Roland Verwiebe, Erwerbschancen und Arbeitsmarktintegration im 
wiedervereinigten Deutschland, in: P. Krause/I. Ostner (Anm. 6), S. 247-275. 
16  Vgl. Statistisches Bundesamt (Anm. 14), S. 134-136. 
17  Kritiker wenden regelmäßig ein, dass in Deutschland bis auf wenige Ausnahmen „nur“ rela-
tive Armut, also soziale Ungleichheit herrscht. Diese kann für das Individuum aber mindes-
tens so schlimm sein wie absolute Armut für Menschen in armen Ländern. Vgl. Christoph 
Butterwegge, Armut in einem reichen Land. Wie das Problem verharmlost und verdrängt 
wird, Frankfurt a. M. 2009, S. 12-23. 
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Prozent des Medianeinkommens. In Ostdeutschland ist die Armutsquote im 
ersten Jahrzehnt des neuen Jahrtausends von 15,1 Prozent auf 19,3 Prozent 
gestiegen (West: von 11,7 Prozent auf 13,2 Prozent).18 Die Arbeitslosenzah-
len19 sind in Ostdeutschland nach wie vor wesentlich höher als in West-
deutschland. So zählen die ostdeutschen Bundesländer im August 2015 eine 
Arbeitslosenquote von neun Prozent,20 während sie in den alten Bundeslän-
dern bei 5,9 Prozent liegt.21 Das Verhältnis von (offiziell) gemeldeten freien 
Stellen zu (offiziell) gemeldeten Arbeitslosen ist in Ostdeutschland mit 1:6 
ungünstiger als in Westdeutschland mit 1:4. Gegenüber den 1990er Jahren 
hat sich die Situation verbessert. Damals wiesen die neuen Länder Arbeitslo-
senquoten von 15 Prozent auf (und inoffizielle von 30 Prozent).22 Das Bezie-
hen sozialer Grundsicherung, von ALG II inkl. der Praxis des „Aufstockens“ 
und Wohngeldbezug kommt in Ostdeutschland ebenfalls häufiger vor.23 Zwar 
sind die Lebenserhaltungskosten in Ostdeutschland geringer, sie können die 
niedrigeren Einkommen aber nicht ausgleichen.24 So lagen zwar z. B. die 
Mietpreise in Ostdeutschland 2009 bei 87 Prozent des Westniveaus, aller-
dings war der Strompreis im Osten um fast zehn Prozentpunkte teurer.25 
Neuere Berechnungen kommen für Ostdeutschland zu einem Preisvorteil von 
acht Prozent gegenüber den alten Bundesländern.26 Insgesamt liegt das ver-
fügbare Einkommen im Osten aber auch nach einer Preisbereinigung 15 Pro-
zent unter dem Westniveau.27 
 
                                           
18  Vgl. Statistisches Bundesamt (Anm. 14), S. 176 f. 
19  Die offiziellen Zahlen sind nicht objektiv. U. a. zählen Arbeitslose, die älter als 58 Jahre alt 
sind, nicht als Arbeitslose. Die „Unterbeschäftigung im engeren Sinne“ kommt dem realen 
Wert näher. Aus Gründen der Nachvollziehbarkeit wird hier auf die offiziellen Zahlen zu-
rückgegriffen. 
20  Vgl. Bundesagentur für Arbeit (Hrsg.), August 2015, abrufbar unter: https://statistik.ar 
beitsagentur.de/Navigation/Statistik/Statistik-nach-Regionen/Politische-Gebietsstruktur/Ost-
West/Ost-Nav.html?year_month=201508 (Stand: 11.9.2015). 
21  Vgl Bundesagentur für Arbeit (Hrsg.), August 2015, abrufbar unter: https://statistik.ar 
beitsagentur.de/Navigation/Statistik/Statistik-nach-Regionen/Politische-Gebietsstruktur/Ost-
West/West-Nav.html?year_month=201508 (Stand: 11.9.2015). 
22  Vgl. Frank Den Hertog, Minderheit im eigenen Land? Zur gesellschaftlichen Position der 
Ostdeutschen in der gesamtdeutschen Realität, Frankfurt a. M. 2004, S. 262. 
23  Vgl. Statistisches Bundesamt (Anm. 14), S. 276-287.  
24  Vgl. Rupert Kawka, Regionale Preisunterschiede in den alten und neuen Ländern, in: ifo 
Dresden berichtet, 17 (2010) 2, S. 5-16, hier S. 12-15. 
25  Vgl. Sebastian Fink/Olaf Jacobs, So leben wir. Eine Bestandsaufnahme in Ostdeutschland, 
Bonn 2014, S. 146 f. 
26  Vgl. R. Geißler (Anm. 5), S. 69. 
27  Vgl. R. Kawka (Anm. 24), S. 12-15. 
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3 Ideelle Besonderheiten 
 
3.1 Diskurse und Diskurshoheit über die Ostdeutschen und ihre Vergan-
genheit 
 
Manche Äußerungen aus den frühen 1990ern wirken heute nur noch bizarr.28 
Sie sind aber Zeugnis davon, wie der damalige Diskurs geprägt war und wie 
weit westdeutsche Vorstellungen von der ostdeutschen Realität entfernt sein 
können. Seit Anfang der 1990er Jahre werden Ostdeutschen und Ostdeutsch-
land von westdeutschen Medien negative Attribute zugeschrieben.29 Dazu 
zählen aus ihrer DDR-Herkunft heraus resultierende geistige Deformierungen 
wie Passivität, Unfähigkeit und Nörgelei. Der Begriff „Dunkeldeutschland“ 
stellte in den 1990er Jahren einen ganzen Landesteil unter Generalverdacht 
rechtsradikaler Umtriebe. Die im „Jammertal Ost“30 lebenden Bewohner er-
scheinen in den Medien als von der westdeutschen Norm abweichende, mit 
Defiziten belastete Individuen,31 die ihrerseits Westdeutschland belasten und 
von ihm ohne Gegenleistung profitieren. Mitunter wurden auch aus der sozia-
len Herkunft der Ostdeutschen stammende Lebensweisen verächtlich ge-
macht.32  
2005 wollte Edmund Stoiber nicht erdulden, dass die Bundestagswah-
len (wieder) in Ostdeutschland entschieden würden, wo die „dümmsten Käl-
ber“33 sich erdreisteten, selbstständig ihre Wahlentscheidung zu treffen. Er 
                                           
28  Etwa wenn davon ausgegangen wird, dass 25-30 Prozent der Ostdeutschen Stasi-Mitarbeiter 
gewesen seien. Vgl. Paul Lersch, Sie wußten, was sie taten. Bundesjustizminister Klaus 
Kinkel über DDR-Unrecht und eine Amnestie für Stasi-Täter, in: Der Spiegel vom 12. Au-
gust 1991, unter: http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-13507257.html (Stand: 29.8.2015). 
29  Siehe Thomas Ahbe/Rainer Gries/Wolfgang Schmale (Hrsg.), Die Ostdeutschen in den Me-
dien. Das Bild von den Anderen nach 1990, Bonn 2010. 
30  Siehe dazu den Spiegel-Titel vom 20. September 2004. 
31  Vgl. Inga Hoff/Stefan Kausch, Die neue innerdeutsche Grenze. Deutschland als Zwei-
(Normalitäts-) Klassen-Gesellschaft, in: Rebecca Pates/Maximilian Schochow (Hrsg.), Der 
„Ossi“. Mikropolitische Studien über einen symbolischen Ausländer, Wiesbaden 2013, 
S. 83-89. 
32  Vgl. Thomas Ahbe, Die Konstruktion der Ostdeutschen. Diskursive Spannungen, Stereotype 
und Identitäten seit 1989, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 54 (2004) 41-42, S. 17-19. Die 
Diskriminierung aufgrund der sozialen Herkunft nennt sich „Klassismus“. Arbeiten, die die-
se Diskriminierungsform im Ostdeutschland-Diskurs aufgreifen, fehlen bisher. Der Ansatz 
ist im angloamerikanischen Raum verbreitet und im deutschen Raum noch recht unbekannt. 
Siehe Andreas Kemper/Heike Weinbach, Klassismus. Eine Einführung. Münster 2009. 
33  Gemeint waren vom Kanzlerkandidaten der Union die zahlreichen Wähler der ostdeutschen 
Linkspartei/PDS. Vgl. o. A., Die dümmsten Kälber wählen ihre Metzger selber, in: FAZ-
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bedauerte im Hinblick auf Ostdeutschland, dass nicht überall so kluge Bevöl-
kerungsteile wie in Bayern leben. Noch (von 2004) bis 2007 überwogen im-
mer negative Meldungen zu Ostdeutschland, nur 2008 waren positive Berich-
te knapp in der Überzahl.34 Insgesamt lässt sich aber ein partielles Aufbre-
chen der Negativberichterstattung gegenüber den 1990er Jahren feststellen.35 
Die mediale Betrachtung korreliert mit der der westdeutschen Normal-
bevölkerung. Diese schätzte die von den Ostdeutschen erbrachten Leistungen 
als gering ein und wertete ebenfalls deren Werthaltungen, Fähigkeiten und 
Kompetenzen ab.36 Probleme im Wandlungsprozess wurden nicht den zahl-
reichen Fehlern des Vereinigungsprozesses und ihren Folgen (Arbeits- und 
Perspektivlosigkeit) angelastet,37 sondern der Mentalität der Ostdeutschen 
oder der DDR. Wenn auch die medialen und politischen Angriffe seltener 
geworden sind, geschehen sie doch bis heute.38 Die Gesellschaftswahrneh-
mung der Ostdeutschen dagegen findet weder in westdeutschen, noch ost-
deutschen Regionalmedien Platz, und wenn, dann immer distanziert, ohne 
sich der ostdeutschen Meinung anzuschließen.39 
Ende 1990 war jeder zweite Ostdeutsche der Meinung, die offizielle 
Negativbewertung der DDR spiegele die Realität nicht wider.40 Mehr als je-
der Vierte fand den Umgang mit der DDR verletzend und jeder zweite als 
teilweise verletzend. Wenn heute vermeintliche Verklärungen der DDR in-
                                                                                                                               
Online vom 13. August 2005, unter: http://www.faz.net/aktuell/politik/stoiber-die-duem 
msten-kaelber-waehlen-ihre-metzger-selber-1253915.html (Stand: 31.8.2015). 
34  Vgl. Raj Kollmorgen/Torsten Hans, Der verlorene Osten. Massenmediale Diskurse über 
Ostdeutschland und die deutsche Einheit, in: Ders. u. a. (Hrsg.), Diskurse der deutschen 
Einheit. Kritik und Alternativen, Wiesbaden 2011, S. 119 ff. 
35  Vgl. ebd., S. 136. 
36  Vgl. Gisela Trommsdorff/Hans-Joachim Kornadt, Innere Einheit im vereinigten Deutsch-
land?, in: Hans Bertram/Raj Kollmorgen (Hrsg.), Die Transformation Ostdeutschlands. Be-
richte zum sozialen und politischen Wandel in den neuen Bundesländern, Opladen 2001, 
S. 381 f. 
37  Für eine umfassende Fehlerbetrachtung siehe Wolfgang Dümcke/Fritz Vilmar (Hrsg.), Ko-
lonialisierung der DDR. Kritische Analysen und Alternativen des Einigungsprozesses, 
Münster 1995. 
38  Dass der Autoritarismus der DDR Grund für den Rechtsextremismus in Ostdeutschland ist, 
ist empirisch widerlegt. Vgl. T. Ahbe, (Anm. 32), S. 14-17. Die Verklärung geschieht z. B. 
in folgendem Artikel: Thomas Schmid, Doch, der Fremdenhass ist ein Ost-Problem, in: 
Welt-Online vom 1. September 2015, abrufbar unter: http://www.welt.de/debatte/komment-
are/article145880767/Doch-der-Fremdenhass-ist-ein-Ost-Problem.html (Stand: 1.9.2015). 
39  Vgl. Thomas Ahbe, Die ostdeutsche Erinnerung als Eisberg. Soziologische und diskursana-
lytische Befunde nach 20 Jahren staatlicher Einheit, in: Elisa Goudin-Steinmann/Carola 
Hähnel-Mesnard (Hrsg.), Ostdeutsche Erinnerungsdiskurse nach 1989, Berlin 2013, S. 40. 
40  Vgl. Klaus Schroeder, Die veränderte Republik. Deutschland nach der Wiedervereinigung, 
München 2006, S. 332. 
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nerhalb der ostdeutschen Bevölkerung mit dem zeitlichen Abstand zur DDR 
erklärt werden, dann stellt sich die Frage, warum die Ostdeutschen die offizi-
elle westliche Geschichtsschreibung schon 1990 anzweifelten. Die Frage, ob 
die DDR ein „gescheitertes (notwendiges) Experiment“, eine „kommode 
Diktatur“ oder ein „totalitäres Unrechtsregime“ war, ist umstritten und wird 
es bleiben.41 Auch hinsichtlich des passenden Begriffs zum Umbruch in der 
DDR existiert ein Konflikt zwischen der von Eliten bevorzugten „friedlichen 
Revolution“, und dem in der Normalbevölkerung weitaus geläufigeren Be-
griff der „Wende“.42 Im offiziellen Gedenken dominiert ein staatlich privile-
giertes Diktaturgedächtnis, es ist in der gesellschaftlichen Tiefe aber weniger 
verankert als das Arrangementgedächtnis.43 Dieses ist geprägt von den zahl-
reichen Ambivalenzen der DDR-Gesellschaft. Das Fortschrittsgedächtnis, das 
noch weniger in der veröffentlichten Meinung auftaucht, beinhaltet dagegen 
die Fortschritte der ersten nachkapitalistischen Gesellschaft in Deutschland. 
Die Auseinandersetzung zwischen diesen drei Narrativen verstärkte sich in 
den letzten Jahren, weil nun ein Übergang vom kommunikativen zum kultu-
rellen Gedächtnis stattfindet. Das zeigte sich z. B. auch am Umgang mit der 
Vokabel „Unrechtsstaat“. Dieser politische, nicht politikwissenschaftliche 
Begriff wird von der ostdeutschen Bevölkerung größtenteils abgelehnt, ist 
aber trotzdem (oder gerade deshalb) omnipräsent in entsprechenden politi-
schen Debatten wie im Common Sense der (westdeutsch-bürgerlich gepräg-
ten) Eliten. 
 
3.2 Besondere ostdeutsche Gruppen: Arbeiter, Konfessionsfreie, Frauen 
 
Die sozialen Abstiege überwogen im Transformationsprozess bei den Ost-
deutschen (im Gegensatz zu den Westdeutschen) gegenüber den Aufstiegen, 
besonders in der zahlenmäßig großen Arbeiterschicht.44 Mit dem Eintritt in 
die marktwirtschaftliche Gesellschaft kam es für die neuen Bundesbürger zur 
                                           
41  Vgl. Martin Sabrow, Die DDR erinnern, in: Ders. (Hrsg.), Erinnerungsorte der DDR Mün-
chen 2009, S. 14. 
42  Zur Diskussion beider Begriffe siehe Martin Sabrow, „Wende“ oder „Revolution“? Der 
Herbstumbruch 1989 und die Geschichtswissenschaft, 2. April 2009, unter: http://www.zzf-
pdm.de/Portals/images/default/09_04_02_Vortrag_Wende%20oder%20Revolution%20%28
Potsdam%29.pdf (Stand: 29.8.2015). 
43  Vgl. M. Sabrow (Anm. 41), S. 16-20. 
44  Vgl. hierzu Michael Hofmann, Soziale Strukturen in der DDR und in Ostdeutschland, 
30. März 2010, unter: http://www.bpb.de/themen/R7A6V4,0,0,Soziale_Strukturen_in_der_ 
DDR_und_in_Ostdeutschland.html (Stand: 28.8.2015). 
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sozialen Umschichtung nach unten.45 Durch die materiellen Verbesserungen 
konnte ein gewisser Teil an Unzufriedenheit aufgefangen werden. 1991 war 
der Anteil an Gewerkschaftsmitgliedern in der ostdeutschen Bevölkerung mit 
35 Prozent mehr als doppelt so hoch wie unter den Westdeutschen (reichlich 
15 Prozent).46 Das hing mit der großen Anzahl an FDGB-Mitgliedschaften in 
der DDR sowie dem stärker ausgebildeten Bewusstsein kollektiver Organisa-
tion zusammen. Die Deindustrialisierung der ostdeutschen Wirtschaft und die 
damit verbundene gefühlte Machtlosigkeit dürfte Hauptgrund für die massive 
Anzahl an Austritten gewesen sein, die bis 2000 erfolgten. Der Organisie-
rungsgrad der ostdeutschen Bevölkerung in den Gewerkschaften sank bis zur 
Jahrtausendwende um zwei Drittel auf zwölf Prozent und rutschte damit un-
ter den Organisationsgrad in Westdeutschland, der über die Jahre verteilt nur 
leicht zurückging. Seitdem sind die Gewerkschaftsmitgliedschaften relativ 
konstant geblieben, in Ost wie West. 
Die Wahlbeteiligung liegt in Ostdeutschland regelmäßig unter der in 
Westdeutschland. Zum Vergleich: Bei der Volkskammerwahl im März 1990 
gaben 93,4% der Wahlberechtigten ihre Stimme ab. Die Ostdeutschen befür-
worten eine stärkere Rolle des Staates bei sozial- und wirtschaftspolitischen 
Fragen,47 was sich auch in ihren Parteienpräferenzen zeigt.48 Sie weisen au-
ßerdem ein kritischeres, in zahlreichen Fragen stärker nach links tendierendes 
Denken auf.49 Auch die ostdeutschen Eliten haben eine höhere Affinität zu 
(gemäßigt) linken Positionen als westdeutsche Elitenagehörige.50 Insgesamt 
besitzen die Ostdeutschen eher ein soziales Demokratieverständnis, während 
die Westdeutschen eher ein bürgerlich-liberales Ideal vertreten. 
Die mitunter repressive Religionspolitik in der DDR erwirkte ein hohes 
Maß an Säkularisierung in der ostdeutschen Bevölkerung. Heute ist die Are-
ligiösität für viele Ostdeutsche ein wichtiger Bezugspunkt ihrer Identitätsbil-
                                           
45  Vgl. R. Geißler (Anm. 5), S. 331 f. 
46  Vgl. Statistisches Bundesamt (Anm. 14), S. 368 f.  
47  Vgl. Kai Arzheimer, Freiheit oder Sozialismus. Gesellschaftliche Wertorientierungen, 
Staatszielvorstellungen und Ideologien im Ost-West-Vergleich, in: Oscar W. Gabriel/Jürgen 
W. Falter/Hans Rattinger (Hrsg.), Wächst zusammen, was zusammengehört?, Baden-Baden 
2005, S. 293-300. 
48  Vgl. Harald Schoen/Roland Abold, Zwei Wählerschaften in einem Land? Wahlverhalten im 
vereinigten Deutschland, in: Jürgen W. Falter u. a. (Hrsg.), Sind wir ein Volk? Ost- und 
Westdeutschland im Vergleich, München 2006, S. 140-154. 
49  Vgl. Klaus Schroeder/Monika Deutz-Schroeder, Gegen Staat und Kapital – für die Revolu-
tion! Linksextremismus in Deutschland – eine empirische Studie, in: Freie Universität Ber-
lin, Pressemitteilung 044/2015 vom 23. Februar 2015, S. 13 f., unter: http://www.humana-
conditio.de/wp-content/uploads/2015/02/Langfassung-Febr-2015.pdf (Stand: 10.11.2015). 
50  Vgl. R. Geißler (Anm. 5), S. 152. 
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dung.51 Nur 8 Prozent der Ostdeutschen glauben an einen persönlichen Gott, 
damit steht Ostdeutschland weltweit in diesem Kriterium an der Spitze 
(Westdeutschland ist mit 32 Prozent in der Mitte platziert).52 Ostdeutschland 
nimmt auch bei anderen Fragen Spitzenplätze in der Religionsferne ein.53 So 
lehnten 2012 62 Prozent aller Ostdeutschen jeglichen Religionsunterricht an 
Schulen ab (West: 26 Prozent) – die Ostdeutschen besitzen ein starkes Ver-
langen nach einer Trennung von Kirche und Staat. Die zahlreichen tiefgrei-
fenden Diskriminierungen, die konfessionsfreie Menschen in Deutschland 
auf ganz unterschiedlichen Gebieten erfahren, betreffen sie im Besonderen.54 
Hier seien als Beispiele die Dominanz kirchlicher Träger im sozialen Bereich 
genannt, die christliche Bewerber bevorzugt einstellen, aber zum Großteil 
steuerfinanziert sind, sowie die zahlreichen durch die Rundfunkbeiträge sub-
ventionierten christlichen Verkündigungssendungen im öffentlich-rechtlichen 
Fernsehen. 
Ostdeutsche Frauen hatten im Einigungsprozess mit spezifischen 
Schwierigkeiten zu kämpfen. Zwar gab es auch in der DDR keine vollum-
fängliche Gleichstellung für Frauen, doch es existierten für sie weniger Be-
nachteiligungen gegenüber den Männern, als das bei den Frauen in der Bun-
desrepublik der Fall war.55 Dieser geschlechterpolitische Vorsprung der ost-
deutschen Frauen hat sich durch eine Verbesserung der Lage westdeutscher 
Frauen und eine Verschlechterung der ostdeutschen Frauen verringert. Der 
Habitus der Ostdeutschen (Männer und Frauen), der ein moderneres Ge-
schlechterverhältnis beinhaltet, konnte diesen Prozess allerdings zum Teil 
abmildern. Der Beitritt führte insgesamt zu einer „Retraditionalisierung“ der 
häuslichen Arbeitsteilung, einem Abbau der außerhäuslichen Kinderbetreu-
ung sowie zur Verarmung vieler alleinerziehender Mütter. 
 
                                           
51  Vgl. Gert Pickel, Zwischen beständigen Differenzen und überraschenden Angleichungen – 
Einstellungen, (A-)Religiosität und politische Kultur, in: Astrid Lorenz (Hrsg.), Ostdeutsch-
land und die Sozialwissenschaften. Bilanz und Perspektiven 20 Jahre nach der Wiederverei-
nigung, Opladen 2011, S. 183. 
52  Vgl. Alan Posener, Ostdeutschland – die ungläubigste Region der Welt, in: Welt-Online 
vom 31. März 2013, unter: 
http://www.welt.de/politik/deutschland/article114889749/Ostdeutschland-die-
unglaeubigste-Region-der-Welt.html (Stand: 1.9.2015). 
53  Siehe Tom W. Smith, Beliefs about god across time and countries, 18. April 2012, S. 7-19, 
unter: http://www.norc.org/PDFs/Beliefs_about_God_Report.pdf (Stand: 10.11.2015). 
54  Siehe Michael Bauer/Arik Platzek, Gläserne Wände. Bericht zur Benachteiligung nichtreli-
giöser Menschen in Deutschland, Berlin 2015, unter: http://www.glaeserne-waende.de/me-
dia/2015/08/Glaeserne-Waende-2015-web.pdf (Stand: 10.11.2015). 
55  Vgl. R. Geißler (Anm. 5), S. 403-411. 
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4 Zwischen den Ebenen 
 
4.1 Wenn materielle auf ideelle Besonderheiten treffen 
 
Mit der Steuerpolitik der vergangenen zwei Jahrzehnte wurden Vermögende, 
Besser- und Bestverdienende begünstigt. Dazu gehören seit 1998 die Sen-
kung des Spitzensteuersatzes bei der Einkommenssteuer von 53 Prozent auf 
(zwischenzeitlich 42 Prozent) heute 45 Prozent, die Senkung der Kapitaler-
tragssteuer von 53 Prozent auf 25 Prozent und der Körperschaftssteuer von 
45 Prozent auf 15 Prozent sowie die Abschaffung der Körperschaftssteuer auf 
Veräußerungsgewinne in Höhe von 45 Prozent, die Nichteinziehung der 
Vermögenssteuer sowie seit 2008 die Herausnahme der Betriebsvermögen 
bei der Erbschaftssteuer, was reiche Familien stark begünstigt.56 Davon profi-
tieren Gruppen, bei denen Ostdeutsche stark unterrepräsentiert sind. Steuer-
erhöhungen gab es dagegen bei Konsumsteuern (Mehrwertsteuer und „Ener-
gieumlage“). Das sind Steuern, die anteilsmäßig besonders Geringverdiener 
und mittelstarke Einkommensgruppen belasten. In diesen wiederum sind die 
Ostdeutschen überrepräsentiert. In der Gruppe der Ostdeutschen sind also 
anteilsmäßig mehr Personen von für sie negativen Änderungen betroffen, 
während weniger von Verbesserungen profitieren, als dass in der westdeut-
schen Bevölkerung der Fall ist. Dies trifft auch auf die Sozialpolitik zu. Die 
Rentenreform von 2001 senkte das Rentenniveau und schwächte die beson-
ders für Ostdeutsche wichtige gesetzliche Rente (in den neuen Bundesländern 
ist die betriebliche und private Rentenvorsorge weniger verbreitet). Ein wei-
teres Beispiel ist die bis heute umstrittene Agenda 2010.57 Es ist nicht ver-
wunderlich, dass im Sommer 2004 in Westdeutschland vorrangig linke 
Gruppierungen gegen „Hartz IV“ demonstrierten, während die Proteste in 
Ostdeutschland Züge einer Massenbewegung aufwiesen.58 Kurz darauf haben 
das einzige Mal mehr Ostdeutsche die Einheit als einen Verlust gesehen, als 
ihn als Gewinn eingeschätzt.59 2004 nahm die politische Identifikation der 
Ostdeutschen mit der Bundesrepublik ebenfalls ab.60 Der durch die Re-
                                           
56  Vgl. Jens Berger, Wem gehört Deutschland?, Frankfurt a. M. 2014, S. 178-181. 
57  Vgl. C. Butterwegge (Anm. 17), S. 170-181. 
58  Vgl. Frank Pilz, Der Sozialstaat. Ausbau – Kontroversen – Umbau, Bonn 2004, S. 223. 
59  Vgl. Sozialwissenschaftliches Forschungszentrum Berlin Brandenburg (Hrsg.), Sozialreport 
2014, S. 20, unter: http://www.sfz-ev.de/index_htm_files/Sozialreport_2014.pdf (Stand: 
10.11.2015). 
60  Vgl. Hendrik Berth u. a., Einheitslust und Einheitsfrust. Junge Ostdeutsche auf dem Weg 
vom DDR- zum Bundesbürger. Eine sozialwissenschaftliche Längsschnittstudie von 1987-
2006, Gießen 2007, S. 67 f. 
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form(en) der Agenda 2010 nicht nur auf Arbeitslose, sondern gerade auch auf 
Lohnabhängige niedriger und mittlerer Einkommensschichten aufgebaute 
Druck betrifft die Ostdeutschen stärker als die Westdeutschen, weil im Ver-
gleich mehr Ostdeutsche sich in Arbeitslosigkeit, prekären Arbeitsverhältnis-
sen und niedrigen bis unteren mittleren Einkommensgruppen befinden. Zu-
gleich sind sie gegenüber solchen Entwicklungen kritischer eingestellt als 
Westdeutsche. Sie sind also objektiv (anteilsmäßig) und subjektiv (über ihr 
egalitärer geprägtes Bewusstsein) stärker betroffen. Es existiert eine große, 
wenn auch nicht deckungsgleiche Überlagerung des regionalen Ost-West-
Konfliktes mit dem sozio-strukturellen Arm-Reich-Konflikt. Der erstere 
bringt durch die im Osten andere Sozialstruktur und das andere politische 
Empfinden automatisch Folgen für den zweiten mit sich. 
 
4.2 Die Ostdeutschen und die Eliten 
 
Mit Eliten sind in den Sozialwissenschaften in der Regel Machteliten ge-
meint.61 Diese sind in verschiedene Funktionsbereiche (Sektoren) unterglie-
dert. Mit der deutschen Vereinigung kam es in Ostdeutschland zu einem tief-
greifenden Elitenwechsel.62 Er fand besonders in den Bereichen statt, die in 
der DDR am stärksten politisiert waren, also Verwaltung, Militär und Justiz. 
In die Sektoren, in denen es an Expertenwissen fehlte, besonders in der Wirt-
schaft, bei Institutionen und in der Justiz, wurden viele Westdeutsche beru-
fen. Dies führte zu einer Repräsentationslücke der Ostdeutschen. Diese wie-
derum hatten vergleichsweise gute Chancen, in die Delegationseliten vorzu-
dringen, also in Bereiche, in denen es auf die Vertrautheit mit dem Umfeld 
ankam. Das waren vorrangig Politik, Medien und Verbände. Auf der zweiten 
Führungsebene gab es eine größere ostdeutsche Kontinuität, besonders im 
Unternehmensbereich und auf dem technischen Gebiet der öffentlichen Ver-
waltung. 
Durch den großen Anteil Westdeutscher an den ostdeutschen Eliten 
entstand eine partielle westdeutsche Überschichtung Ostdeutschlands.63 In 
der Führungsspitze des Militärs waren weder 1995 noch 2004 Ostdeutsche 
vorhanden. 2009 gab es im erweiterten Führungskreis der Bundeswehr nur 
                                           
61  Vgl. Rainer Geißler, Rolle der Eliten in der Gesellschaft, 16. Dezember 2014, unter: 
http://www.bpb.de/izpb/198006/rolle-der-eliten-in-der-gesellschaft?p=all (Stand: 1.8.2015). 
62  Siehe Ursula Hoffmann-Lange, Elite West – Elite Ost? Eliten in den alten und den neuen 
Bundesländern, unter: http://www.buergerimstaat.de/4_00/ostwest05.htm (Stand: 1.8.2015).  
63  Vgl. R. Geißler (Anm. 5), S. 148. 
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eine Ostdeutsche.64 Unter den Generälen war 2010 kein einziger Ostdeut-
scher, zugleich sind die im Kosovo und in Afghanistan stationierten Soldaten 
zur Hälfte ostdeutscher Herkunft gewesen.65 Im deutschen Militärwesen ins-
gesamt sind sie überrepräsentiert, ganz besonders in den niedrigen Dienstgra-
den.66 Das Wirtschafts- und Sozialgefälle der Gesellschaft spiegelt sich auch 
in der Bundeswehr wider. 
In der bundesdeutschen Wirtschaftselite gibt es auch heute noch nahe-
zu keine Ostdeutschen.67 Von den 181 Vorstandsmitgliedern der 30 größten 
Dax-Konzerne sind nur vier aus Ostdeutschland. Im Gegensatz dazu gibt es 
47 Vorstandsmitglieder mit ausländischen Wurzeln. Gründe sind die man-
gelnde aggressive Selbstvermarktung der Ostdeutschen,68 als auch der feh-
lende Wille westdeutscher Elitenangehöriger, ihre Landsleute zu integrie-
ren.69 Auch die fehlenden Firmenzentralen in Ostdeutschland sind dafür mit-
verantwortlich, da das Netzwerken und das Sammeln von Erfahrungen Ost-
deutschen damit erschwert wird.70 
In den ostdeutschen Medien war die Situation nach der Vereinigung 
zweigeteilt.71 Die DDR-Medien wurden privatisiert (Printmedien), bzw. in 
öffentlich-rechtliche Strukturen umgewandelt (Rundfunk und Fernsehen). 
Obwohl die Regionalzeitungen mit der Privatisierung in die Hände westdeut-
scher Eigentümer fielen, konnten sich bis Mitte der 1990er Jahre dort viele 
Ostdeutsche in den Führungsetagen halten. 2004 kamen 14 der 23 Chefredak-
                                           
64  Vgl. Raj Kollmorgen, Warum eine neue Ost-Elite kaum Chancen hat, in: Sächsische-
Zeitung-Online vom 15. Oktober 2010, unter: http://www.sz-online.de/nachrichten/warum-
eine-neue-ost-elite-kaum-chancen-hat-280436.html (Stand: 15.8.2015). 
65  Vgl. Steffen Mau, Ossifreie Zone, in: Zeit-Online vom 16. April 2012, abrufbar unter: 
http://www.zeit.de/2012/16/P-Ostdeutsche-Elite (Stand: 16.8.2015). 
66  Vgl. Michael Wolffsohn, Die Unterschicht übernimmt die Landesverteidigung, in: Welt-
Online vom 16. Januar 2011, unter: www.welt.de/debatte/kommentare/article12186329/Die-
Unterschicht-uebernimmt-die-Landesverteidigung.html (Stand: 15.8.2015). 
67  Vgl. Jenny Busche, Ostdeutsche auch 25 Jahre nach der Wende rar in Dax-Vorstandsetagen, 
in: Wall-Street-Journal-Online vom 6. November 2014, unter: http://www.wsj.de/nach 
  richten/SB11186790908283423711204580254624083955324 (Stand: 14.8.2015). 
68  Vgl. U. Hoffmann-Lange (Anm. 62). 
69  Vgl. J. Busche (Anm. 67).  
70  Vgl. Jenny Busche/Natalia Drodziak, Ostdeutsche bringen kein Netzwerk mit. Interview mit 
Mike Winkel, in: Wall-Street-Journal-Online vom 6. November 2014, abrufbar unter: 
http://www.wsj.de/nachrichten/SB11186790908283423711204580254621661355014 
(Stand: 14.8.2014). 
71  Vgl. Stefan Hornbostel, Von Überlebenden, Kolonisten und Newcomern. Neue und alte 
Eliten in Ostdeutschland, in: Kursbuch, 139/2000, S. 131-133, abrufbar unter: http://nbn-
resolving.de/urn:nbn:de:0168-ssoar-25625 (Stand: 10.11.2015). 
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teure aus dem Westen der Republik.72 Bei den öffentlich-rechtlichen Sende-
anstalten in den neuen Bundesländern war der Anteil an Ostdeutschen in der 
Leitungsebene geringer. 1994 stammten dort nur vier von 21 aus Ostdeutsch-
land, darunter kein einziger Intendant. Die Berufungspolitik war mitunter am 
Parteienproporz ausgerichtet, was wiederum Westdeutsche bevorzugte.73 
Nach der Vereinigung kam es in der ostdeutschen Wissenschaft zu ei-
nem enormen Abbau an Stellen.74 Viele wurden mit Westdeutschen besetzt, 
besonders in den Sozialwissenschaften. Unter den Professoren, speziell in der 
Soziologie, sind Ostdeutsche heute noch immer massiv unterrepräsentiert.75 
2010 besaßen lediglich vier Prozent aller Soziologie-Professoren eine ost-
deutsche Herkunft. Bei der jüngsten Gruppe der bis 45-Jährigen, bei denen 
Nachwendekarrieren möglich gewesen sind, liegt der Anteil der Ostdeut-
schen bei 5,8 Prozent. In den Gremien der Deutschen Gesellschaft für Sozio-
logie (DGS) waren Ostdeutsche bis 2010 nahezu nicht vorhanden. 
Die Bundespolitik stellt eine bedingte Ausnahme dar. Der Bundesprä-
sident ist ostdeutscher Herkunft und das Bundeskabinett weist mit Bundes-
kanzlerin Angela Merkel sowie den Ministerinnen Johanna Wanka und Ma-
nuela Schwesig ebenfalls Ostdeutsche nahezu im Bevölkerungsproporz auf (3 
von 16). Auf der zweiten Leitungsebene, den Staatsministern und Staatssek-
retären, ergibt sich ein anderes Bild. Hier ist mit Iris Gleicke lediglich eine 
Staatssekretärin unter 33 ostdeutscher Herkunft. Sie ist Beauftrage für die 
neuen Bundesländer. Im Schwarz-Gelben Kabinett zuvor war Angela Merkel 
dagegen die einzige Ostdeutsche, von den 25 Staatssekretären stammten nur 
zwei aus Ostdeutschland.76 Auf der höchsten Parteiebene, den Parteivorsit-
zenden und den Fraktionsvorsitzenden im Bundestag, sind die Ostdeutschen 
heute leicht überrepräsentiert. Bei ersteren sind zwei von sieben Ostdeutsche 
(Angela Merkel und Gregor Gysi), bei letzteren zwei von fünf (Katja Kipping 
und Katrin Göring-Eckardt). Es gilt: Je demokratischer ein Teilbereich orga-
nisiert ist, desto leichter haben es die Ostdeutschen, in ihm aufzusteigen.77 
                                           
72  Vgl. R. Geißler (Anm. 5), S. 150. 
73  Vgl. S. Hornbostel (Anm. 71) , S. 131-133.  
74  Vgl. Peer Pasternack, Innerdeutsche Beziehungen. Ost und West an den Ost-Hochschulen, 
in: Hochschule Ost. Leipziger Beiträge zu Hochschule und Wissenschaft 10 (2001) 1, 
S. 116-123. 
75  Vgl. Steffen Mau/Denis Huschka: Die Sozialstruktur der Soziologie-Professorenschaft in 
Deutschland, Berlin 2010, S. 22-25. 
76  Vgl. Michael Hartmann, Soziale Ungleichheit. Kein Thema für die Eliten?, Frankfurt a. M. 
2013, S. 38. 
77  Das ist ein Umstand, der auch auf andere marginalisierte Gruppen (sozial Benachteiligte, 
Migranten, Frauen) im gesamtdeutschen Kontext zutrifft. Vgl. ebd., S. 165-169. 
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Insgesamt liegt der ostdeutsche Elitenanteil in der Gesamtrepublik aber unter 




Die Ostdeutschen weisen neben ihrer regionalen Herkunft Besonderheiten 
auf (tendenziell „ostdeutsche“ Merkmale), die zu Benachteiligungen im poli-
tischen Prozess führen. Das ist umso erstaunlicher, da diese Merkmale nicht 
immer direkte Bezüge zueinander vorweisen. Objektive direkte Benachteili-
gungen der Ostdeutschen im Vereinigungsprozess wurden durch indirekte 
abgelöst.79 Diese Erkenntnis ist zu berücksichtigen, wenn es um die Skepsis 
Ostdeutscher zum Vereinigungsprozess und dem politischen System geht. 
Durch ihre geringeren Einkommen und Vermögen sind sie hinsichtlich 
der Veränderung von Steuersätzen und Sozialgesetzgebung in den letzten 
beiden Jahrzehnten eher auf der „Verliererseite“ als die tendenziell wohlha-
benderen Westdeutschen gewesen. Dies gilt es insbesondere vor dem stärker 
auf Gleichheit ausgerichteten Bewusstsein der Ostdeutschen in den Blick zu 
nehmen. Bei den ideellen Besonderheiten sind ähnliche Schlüsse zu ziehen. 
Die Masse der Ostdeutschen gehört keiner Religion an, und ist damit gegen-
über privilegierten Religionsgemeinschaften benachteiligt. Auch das fort-
schrittlichere Frauenbild der Ostdeutschen sowie die emanzipiertere Stellung 
der ostdeutschen Frau (resultierend aus ideologischen und praktischen Grün-
den der DDR-Wirtschaftspolitik) mussten durch die Sozialgesetzgebung der 
Bundesrepublik gewisse Rückschritte hinnehmen. Das ambivalente Bild der 
Ostdeutschen über ihre Vergangenheit besitzt keine hohe Strahlwirkung in 
die gesellschaftlich-politische Sphäre der Bundesrepublik. Immerhin werden 
die Ostdeutschen im öffentlich-medialen Diskurs nicht mehr so negativ ge-
zeichnet, wie es bis Mitte der 2000er Jahre der Fall war. In den Eliten, spezi-
ell den gesamtdeutschen, sind die Ostdeutschen noch immer massiv unterre-
präsentiert und damit ebenfalls indirekt benachteiligt.80 Es besteht Hand-
lungsbedarf, wenn die innere Einheit erreicht werden soll. Gerade von Ver-
besserungen bei der Stellung der Frau, bei Nichtreligiösen sowie bei Niedrig- 
und Normalverdienern würden auch zahlreiche Westdeutsche profitieren.
                                           
78  Vgl. ebd., S. 37-39. 
79  Negative Nachwirkungen der Benachteiligungen in den 1990er Jahren existieren aber noch, 
gerade bei der wirtschaftlichen Produktivität in den neuen Ländern und den Besitzverhält-
nissen. 
80  Indirekt, da es keine gezielten politischen Handlungen gegen Ostdeutsche in den Führungs-
strukturen gibt. 
 
 25 Jahre gemeinsame Zuwanderungspolitik – Bilanz der Erfahrungen 
und Konsequenzen mit Blick auf die neuen Bundesländer 
 




„Deutschland ist ein Zuwanderungsland“1, stellte Bundeskanzlerin Angela 
Merkel im 25. Jubiläumsjahr der deutschen Einheit fest; und tatsächlich er-
lebt die Bundesrepublik seit vielen Jahren einen starken Zuzug durch Ar-
beitsmigration und besonders dieser Tage durch Fluchtmigration. Bis zu die-
ser Perzeption von Zuwanderung, die durch die Äußerung einer in der DDR 
sozialisierten Unions-Kanzlerin bemerkenswert ist, hatte die Bundesrepublik 
seit ihrem Bestehen einen langen, teils schmerzhaften Weg zurückgelegt. 
Zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung konnte die „alte“ Bundesrepublik aber 
bereits gesellschaftliche Meilensteine (Zuwanderung von „Gastarbeitern“, 
Anwerbestopp und Nachzug von Familienmitgliedern) vorweisen, wobei be-
deutende politische Entscheidungen in Form des restriktiven Ausländergeset-
zes unmittelbar bevorstanden. Für die Bürger der fünf neuen Bundesländer 
sollten sich die noch größeren Herausforderungen erst einstellen. Sie mussten 
einerseits sich selbst und andererseits mehr und mehr Zuwanderer in das Sys-
tem der Bundesrepublik Deutschland integrieren. Die Ostdeutschen standen 
demzufolge am Anfang einer eigenen Zuwanderungsgeschichte im Kontext 
der Erfahrungen der Wiedervereinigung mit den institutionellen Mitteln der 
„alten“ Bundesrepublik. 
Dieser Artikel hat die Aufgabe, eine kohärente Bilanz über die Zuwan-
derungspolitik seit der Wiedervereinigung zu ziehen. Mit dem Fokus auf die 
neuen Bundesländer stellt sich zudem die Frage, inwieweit die bundesdeut-
sche Zuwanderungspolitik ähnliche Konsequenzen für Ost wie West hat und 
welche Chancen und Herausforderungen sich für beide Teile Deutschlands 
ergeben. Zu diesem Zweck klärt das zweite Kapitel zunächst über migrati-
onssoziologische Erklärungsansätze auf, bevor in Kapitel 3 der Frage nach-
gegangen wird, welche Zuwanderungshistorie Deutschland in Bundesrepub-
lik und DDR seit dem Zweiten Weltkrieg vorzuweisen hat und welche gesell-
schaftlichen wie politischen Konsequenzen daraus erwachsen sind. Anschlie-
                                           
1  So die Frankfurter Allgemeine Zeitung-Online vom 1. Juni 2015, abrufbar unter: 
http://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/europa/angela-merkel-sieht-deutschland-als-
einwanderungsland-13623846.html (Stand: 26.10.2015). 
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ßend gibt Kapitel 4 einen näheren Einblick in die Entwicklungen der wie die 
Konsequenzen für die neuen Bundesländer seit der Wiedervereinigung. 
Schließlich unternimmt das Schlusskapitel den Versuch, Bilanz unter die Er-
kenntnisse zu ziehen.  
 
2 Migrationstheorie, Migrationstore und der Einfluss auf die Zuwande-
rungspolitik 
 
Wer die klassische Migrationssoziologie betrachtet, der erkennt eine Wande-
rungs-Typologisierung unter den vier Aspekten Raum, Zeit, Ursachen und 
Umfang, die jeweils mehrere Untertypen bilden und die jeweils mit den Un-
tertypen anderer Aspekte zu kombinieren sind. Bereits an dieser Stelle wird 
deutlich, dass dies zu einer großen Zahl von Untertypen führt, die jeweils ei-
gene Merkmale aufweisen.2 Praktisch anwenden lässt sich diese Typologie 
folglich kaum. Einerseits stellt sie ein Modell von Idealtypen dar, anderer-
seits obliegt es in der Praxis jedem Staat, eigene Migrationstypendefinitionen 
vorzunehmen. Somit zieht jede nationalstaatliche Rechtsnorm eigene Verfah-
ren nach sich. Ein staatenübergreifender Konsens liegt in der Praxis darin, 
dass Migration aus wirtschaftlichen Gründen keine asylrechtlichen Ansprü-
che nach sich ziehen kann. Auf der anderen Seite spiegelt die europaweit 
höchst unterschiedliche Festlegung „sicherer Herkunftsländer“ den Dissens 
wider. Ein weiterer Widerspruch ergibt sich zudem in einer nachträglichen 
Anpassung einer Rechtsnorm, die zur Folge hat, dass z. B. eine vormals ille-
gale bzw. irreguläre Migration nunmehr den Status einer legalen Arbeitsmig-
ration verdient oder umgekehrt. Folglich hängt es sowohl von der staatlichen 
Rezeption eines bestimmten Migrationsvorgangs als auch von der gültigen 
Rechtsnorm ab, inwieweit mit einem potenziellen Zuwanderer verfahren 
wird.  
Die heute am weitesten verbreiteten Modelle der „Push“- und „Pull“-
Faktoren basieren auf E. G. Ravensteins frühen bevölkerungsgeographischen 
Analysen.3 Push- und Pull-Merkmale sind Bedingungen, die aus Sicht des 
wandernden Individuums sowohl das Migrationsmotiv (Push) als auch die 
Migrationsrichtung (Pull) bestimmen. Das Push-Pull-Paradigma basiert bei 
Ravenstein beispielsweise auf der Annahme, dass die Migrationshäufigkeit 
mit zunehmender Distanz zum Zielland abnimmt, da die materiellen (Reise-
geld) sowie immateriellen Kosten (psychologische und soziale Distanz zum 
                                           
2  Vgl. Ingrid Oswald, Migrationssoziologie, Konstanz 2007, S. 65 f. 
3  Vgl. ebd., S. 71. 
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Herkunftsland) bei großen Entfernungen wachsen. Die Tendenz geht bei un-
freiwilliger wie auch bei freiwilliger Migration in die Städte bzw. Nachbarre-
gionen oder Nachbarstaaten. Die Push-Pull-Modelle wurden je nach Ansatz 
neu verwendet und interpretiert, wie bei den ebenfalls klassischen ökonomi-
schen bzw. den systemtheoretischen Modellen der Migrationsforschung. Der 
makroökonomische Ansatz folgt der Einschätzung, dass unterschiedliche 
Lohnraten Migration, vor allem internationale Migration, nachhaltig beein-
flusst, und dass sich die Migrationsflüsse über die Regulierung der Arbeits-
märkte steuern lassen.4 Des Weiteren können Arbeitslosenquote bzw. Be-
schäftigungsquote als Indikatoren herangezogen werden. Sind die Unter-
schiede zwischen Herkunfts- und Aufnahmeland nicht signifikant groß, fin-
det demnach kaum oder keine Migration statt. Der systemtheoretische Ansatz 
von Hoffmann-Nowotny wiederum folgt dem Erklärungsansatz des Abbaus 
von Spannung bzw. der Suche nach Gleichgewicht sowie dem gleichzeitigen 
Streben nach Macht und Prestige.5 Macht verkörpert hierbei ein hohes Ein-
kommen oder eine gute gesellschaftliche Position bzw. die gesellschaftliche 
Teilhabe, während Prestige die eigene Perzeption der Legitimität von Ein-
kommen und Teilhabe widerspiegelt. Die Sehnsucht nach Macht und Prestige 
führt zu Spannungen und Ungleichgewichten in den Herkunftsländern, die 
durch die hiesigen Bedingungen hervorgerufen werden.6  
Neuere Migrationstheorien beschäftigen sich beispielsweise näher mit 
transnationaler Migration und den etablierten internationalen Migrationssys-
temen.7 Des Weiteren wird sozialen Netzwerken auf der Meso-Ebene eine 
Bedeutung beigemessen. Daneben entstanden Ansätze zur Untersuchung des 
sozialen Kapitals und der Infrastruktur von Gesellschaften mit tendenziell 
hohem Migrationspotenzial. 
Ein wichtiger Einwand gegen die zu stark individualistisch geprägten 
Migrationstheorien bzw. der jeweiligen Ausprägung des Push-Pull-Modells 
stellt die praktische Beeinflussung von Migration durch staatliche Regime 
dar. Diese Selektieren und Kanalisieren Migration sehr differenziert vonei-
nander. Dabei schaffen sie über eine eigene Form der Zuwanderungspolitik 
Kriterien, die Migration „in einem gewissen Grade kontrollierbar machen“8. 
Diese „Gates of Migration“ (Migrationstore) ermöglichen, gesteuert durch 
                                           
4  Vgl. Sonja Haug, Klassische und neuere Theorien der Migration, S. 2, unter: http://edoc 
vifapol.de/opus/volltexte/2014/5124/pdf/wp_30.pdf (Stand: 26.10.2015). 
5  Vgl. I. Oswald (Anm. 2), S. 87. 
6  Vgl. ebd., S. 87. 
7  Vgl. S. Haug (Anm. 4), S. 19. 
8  Vgl. I. Oswald (Anm. 2), S. 72. 
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staatliche Gesetze, je nach definierter Gruppe einen erleichterten bzw. be-
grenzten dauerhaften Zugang in das Aufnahmeland.9 Daher findet eine be-
griffliche Vereinfachung im politischen wie rechtlichen Vokabular statt, die 
sich insbesondere in den Ausprägungen „freiwillige“ versus „unfreiwillige“ 
Migration oder „Arbeitsmigration“ versus „Fluchtmigration“ widerspiegelt.10 
Die Unterscheidung zwischen Arbeits- und Fluchtmigration schlägt sich in 
dem für eine Person angewandten Rechtsstatus nieder, den er mit Betritt des 
Migrationstores und den damit einhergehenden Verfahren erhält. Der zuer-
kannte Rechtsstatus entspricht häufig nicht den tatsächlichen Erfahrungen der 
Person, sondern ist nach Oswald „eine rein administrative Entscheidung, die 
auf politischer Grundlage gefällt wurde“ 11. 
Wanderungen sind darüber hinaus ein nicht zu unterschätzender Ein-
flussfaktor für die Bevölkerungsentwicklung eines Landes; sie üben massiven 
Einfluss auf die demographische Entwicklung, die ethnisch-religiöse Zu-
sammensetzung sowie die Geschlechts- und Schichtstruktur einer Gesell-
schaft aus.12 Die Zuwanderungspolitik ist jedoch keine reine Politik, Migran-
ten zu kategorisieren: Vielmehr ist sie ein Aggregat aus Wirtschaftspolitik, 
Sozialpolitik, Bevölkerungspolitik, Integrationspolitik und anderen Feldern, 
die zudem von humanitären Normen beeinflusst werden. Als Einflussfakto-
ren zählen u. a. Faktoren wie der Arbeitskräftebedarf, volkswirtschaftliche 
Prognosen oder die Feststellung der Schutzbedürftigkeit einer bestimmten 
Personengruppe. Allerdings sind selbst liberale Einwanderungsländer weni-
ger von humanitären Überzeugungen als vielmehr von Abwägungen politi-
scher Entscheidungsträger gesteuert. De facto existieren keine Länder, die 
einen unkontrollierten Zugang ermöglichen; somit stellen sie eine Barriere 
für internationale Wanderungen an sich dar.13 Die Steuerung von Zuwande-
rung über die Beeinflussung von Migrationstoren ist daher ein bedeutender 




                                           
9 Es sei an dieser Stelle an die oben beschriebenen vielfältigen Ausformungen von Migration 
in Raum, Zeit, Ursache und Umfang erinnert, denen staatliche Zuwanderungsregeln vollum-
fänglich nicht gerecht werden (können). 
10 Vgl. I. Oswald (Anm. 2), S. 76. 
11 Ebd., S. 79. 
12 Vgl. Rainer Geißler, Die Sozialstruktur Deutschlands. Zur gesellschaftlichen Entwicklung 
mit einer Bilanz zur Vereinigung, 7. Aufl., Wiesbaden 2014, S. 56. 
13 Vgl. I. Oswald (Anm. 2), S. 80. 
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3 Zuwanderung und Zuwanderungspolitik in Deutschland seit 1949 
 
3.1 Bundesrepublik bis 1990 
 
Die Geschichte der Zuwanderung in die Bundesrepublik wird von der Litera-
tur in unterschiedliche Phasen eingeteilt. Manche Autoren wie Rainer Geißler 
folgen einer Untergliederung, die sich nach den Veränderungen der großen 
Migrationsströme sowie den damit einhergehenden politischen Anpassungen 
orientieren.14 Andere, wie die LINKE-Politikerin Carolin Butterwegge wen-
den eine feingliedrigere Periodisierung an, die sich zusätzlich an den Ände-
rungsprozessen in Debatten über und die Perzeption von Zuwanderung wi-
derspiegelt. 15 Im Weiteren soll vor dem Hintergrund der Wiedervereinigung 
der Unterteilung Butterwegges gefolgt werden, ohne das Konzept Geißlers 
außer Acht zu lassen. 
Durch die territoriale sowie politische Neuordnung Europas nach dem 
Zweiten Weltkrieg erlebten die westlichen Besatzungszonen und später die 
junge Bundesrepublik eine Masseneinwanderung aus Osteuropa. Etwa zwölf 
Millionen deutsche Vertriebene wanderten bis 1950 in das besetzte Deutsch-
land ein und prägten maßgeblich die erste Zuwanderungsphase (1950 bis 
1973). Insgesamt nahm die Bundesrepublik acht Millionen von ihnen auf, die 
sodann etwa 17 Prozent der Gesamtbevölkerung bildeten. Zwischen 1945 
und 1961 kamen etwa 3,1 Millionen Übersiedler und Flüchtlinge aus der SBZ 
bzw. der DDR hinzu.16 In dieser Zeit entwickelte sich für Westdeutschland 
die historische Wendung vom Auswanderungsland, dessen Rolle es vom frü-
hen 19. Jahrhundert bis 1945 einnahm, hin zum Einwanderungsland. 
Nachhaltig wurde diese Phase von den „Gastarbeiteranwerbegesetzen“ 
bestimmt, die zwischen 1955 und 1967 mit mehreren Mittelmeeranrainerstaa-
ten bilateral geschlossen wurden und die westdeutsche Gesellschaft maßgeb-
lich veränderten.17 Insgesamt ermöglichte die Bundesrepublik 2,6 Millionen 
                                           
14  Vgl. R. Geißler (Anm.12), S. 57 und 235. 
15  Vgl. Carolin Butterwegge, Migration in Ost- und Westdeutschland 1955-2004, in: Grundla-
gendossier Migration, Bundeszentrale für Politische Bildung, Bonn 2005, unter: 
http://www.bpb.de/gesellschaft/migration/dossier-migration/56367/migration-1955-2004 
(Stand: 26.10.2015). 
16  Vgl. R. Geißler (Anm.12), S. 57. 
17  Italien 1955, Spanien und Griechenland 1960, Türkei 1961, Marokko 1963, Portugal 1964, 
Tunesien 1965, Jugoslawien 1967. Vgl. Wolfgang Seifert, Die Geschichte der Zuwanderung 
nach Deutschland nach 1950, Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn 2012, unter: 
http://www.bpb.de/politik/grundfragen/deutsche-verhaeltnisse-eine-sozialkunde/ 
138012/geschichte-der-zuwanderung-nach-deutschland-nach-1950?p=all (Stand: 5.1.2016). 
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Gastarbeitern bis 1973 den Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt.18 Das Mig-
rationstor, das sich den angeworbenen Geringqualifizierten öffnete, war al-
lerdings nicht für einen dauerhaften Verbleib konzipiert. Aufgrund des Man-
gels an geringqualifizierten Arbeitskräften waren es streng ökonomische 
Überlegungen, die die damaligen Bundesregierungen veranlassten, eine ver-
meintlich temporäre Öffnung des Arbeitsmarktes für ausländische Staatsbür-
ger zu ermöglichen. Integrationsmaßnahmen waren wegen der vertraglich 
befristeten Aufenthaltsdauer nicht vorgesehen, da je nach Laufzeit der Ver-
träge „frische“ Arbeitskräfte in den Betrieben untergebracht werden sollten. 
Weil dieses Rotationsprinzip unter anderem an dem Widerstand der Unter-
nehmer scheiterte und die Gastarbeiter sich verstärkt um eine Niederlassung 
bemühten, setzte sich ein signifikanter Nachzug von Familienangehörigen in 
Gang. Trotz des „Gastanwerbestopp-Gesetzes“ 1973 gelang es nicht, das 
Migrationstor für den Familiennachzug zu schließen, denn es war zu diesem 
Zeitpunkt „die einzig legale Möglichkeit nach Deutschland einzuwandern“19. 
Zwar wurde die staatlich organisierte Arbeitsmigration beendet, ande-
rerseits öffnete sich das Tor für unorganisierten Familiennachzug und etab-
lierte ein von Südeuropa aus gerichtetes Migrationssystem, das den Anteil 
der ausländischen Bevölkerung signifikant steigen ließ.20 Wie Geißler an-
merkt, hatten die für die Gastarbeiteranwerbung verantwortlichen Regierun-
gen die Migrationseffekte missachtet, die durch einen dauerhaften Verbleib 
an einem Ort entstehen können.21 Durch den Nachzug von Familien stieg das 
Bedürfnis nach Integrationsleistungen wie den Zugang zu Betreuungs-, Bil-
dungs- und Ausbildungseinrichtungen. Zudem emanzipierte sich allmählich 
eine zweite in Deutschland geborene bzw. aufgewachsene Zuwanderergene-
ration, die die deutsche Sozialstruktur stark veränderte. Das fehlende Kon-
zept für eine ganzheitliche Zuwanderungspolitik, die hauptsächlich den 
Kommunen überlassen wurde, prägte diese zweite „Phase der Konsolidie-
rung“, gleichwohl sie einen restriktiven Charakter beibehielt. Dies zeigte sich 
an den Maßnahmen zur „Zuzugsperre“ in sogenannten überlasteten Sied-
lungsgebieten in Hessen, Baden-Württemberg, Bayern und Nordrhein-West-
                                           
18  Vgl. Carolin Butterwegge, Von der „Gastarbeiter“-Anwerbung bis zum Zuwanderungsge-
setz, Migrationsgeschehen und Zuwanderungspolitik in der Bundesrepublik, in: Grundla-
gendossier Migration (Anm. 15). 
19  Das Ausländergesetz von 1965 ermöglichte Gastarbeitern sowie deren Familien ein dauer-
haftes Aufenthalts- bzw. Niederlassungsrecht. Vgl. ebd. 
20  Vgl. R. Geißler (Anm.12), S. 235. 
21  Vgl. ebd. 
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falen22, die noch heute zu den Regionen mit dem höchsten Migrationsanteil 
gehören. 
In den Jahren 1979 und 1980 wurden erstmals Integrationskonzepte 
und Pläne für eine Eingliederung von ausländischen Bürgern in den Berei-
chen Bildung, Gesundheit und Soziales ausgearbeitet. Die Anstrengungen 
dieser dritten Phase gelangen aufgrund neuerer Entwicklungen und den damit 
einhergehenden politischen sowie gesellschaftlichen Reaktionen zunächst 
nicht zur Reife. Die 1980 beginnende Phase der Abwehr (Geißler) bzw. der 
Wende (Butterwegge) war geprägt durch den zunehmenden Globalisierungs-
effekt auf internationale Migrationsströme. 1980 erreichten erstmals mehr als 
100.000 Asylbewerber die Bundesrepublik und vergrößerten damit die Her-
ausforderungen, die im Zuge der etablierten Migrationsströme aus Südeuropa 
bereits vorhanden waren.23 Der immense Andrang von Flüchtlingen und An-
gehörigen von Gastarbeitern konnte zunächst weder ökonomisch noch gesell-
schaftlich aufgefangen werden. Die steigende Arbeitslosigkeit emotionali-
sierte und ideologisierte die Ausländerdebatte in Politik und Öffentlichkeit. 
Zudem trat ein europaweites Phänomen des Rufs nach einer Begrenzung der 
Zuwanderung zu Tage. Das „Gesetz zur Rückkehrförderung“ 1983 sowie die 
Reform des Ausländergesetzes 1990 waren die restriktiven Reaktionen der 
Politik. 
„Deutschland ist kein Einwanderungsland“24, verkündete Helmut Kohl 
1991 als wiedergewählter Bundeskanzler des wiedervereinigten Deutsch-
lands. Er hielt damit an der weit verbreiteten Fiktion fest, die Bundesrepublik 
könne sich gegen etablierte Migrationssysteme und damit gegen weitere 
Flüchtlingswanderungen nach Europa wehren.25 Im Jahr der Wiedervereini-
gung erreichten 193.000 Asylsuchende26 und 222.000 deutschstämmige Aus-
siedler aus Osteuropa27 die Bundesrepublik, wobei die Auswirkungen der 
Balkankriege noch bevorstanden. In diesem Jahr betrug der Anteil der aus-
                                           
22  Vgl. C. Butterwegge (Anm. 18). 
23  Vgl. R. Geißler (Anm.12), S. 236. 
24  Helmut Kohl, Regierungserklärung zur 12. Wahlperiode des Deutschen Bundestages am 30. 
Januar 1991, http://www.helmut-kohl-kas.de/index.php?menu_sel=17&menu_sel2=& menu 
_sel3=&menu_sel4 =&msg=609 (Stand: 26.10.2015). 
25  Vgl. C. Butterwegge (Anm. 18). 
26  Vgl. R. Geißler (Anm.12), S. 65. 
27  Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Außenwanderung von Deutschen 1991-2014, unter: 
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Bevoelkerung/Wanderungen/vorlaeu
figeWanderungen5127101147004.pdf?__blob=publicationFile (Stand: 26.10.2015). 
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ländischen Wohnbevölkerung bereits 5,5 Millionen.28 Die BRD war zu die-
sem Zeitpunkt weder rhetorisch, noch politisch, noch institutionell auf die 




Die Zuwanderungspolitik der DDR war während den 40 Jahren ihres Beste-
hens nahezu ausschließlich politisch geprägt. Eine gewünschte Zuwanderung 
wie in der Bundesrepublik ab den 1950er Jahren existierte jedoch nie. Die 
soziale, kulturelle sowie politische Entpluralisierung der Gesellschaft erlaub-
te praktisch keine Einflüsse von außen. Somit war das Leben in der DDR 
maßgeblich durch Abschottung geprägt.29 Weder Zu- noch Abwanderungen 
waren staatlich erwünscht und deshalb stark reglementiert, was nicht verhin-
derte, dass bis 1961 drei Millionen DDR-Bürger das Land verließen,30 um 
sich in der Bundesrepublik anzusiedeln. Selbst den sozialistischen Bruder-
ländern im Osten und Süden gegenüber betrieb man eine stark begrenzte 
Öffnungspolitik, während zur selben Zeit die westeuropäische Freizügig-
keitspolitik Erfolge feierte.  
Selbst späte, zaghafte Öffnungsversuche seitens der DDR hatten zu-
nächst kaum Einfluss auf die kulturell-ethnische Zusammensetzung, noch 
besaßen sie gesellschaftliche Signifikanz.31 Zwar lebten zum Zeitpunkt des 
Mauerfalls über 190.000 Ausländer auf dem Gebiet der DDR, doch kann der 
überwiegende Teil kaum auf eine längere Migrationsgeschichte zurückbli-
cken. Tatsächlich wurden Verträge mit Gastarbeitern, sogenannte Vertrags-
arbeiter, erst in den frühen 1980er Jahren über Staatsverträge mit sozialisti-
schen Ländern angeworben.32 Diese kamen vor allem aus Vietnam, Kuba, 
Algerien, Angola und Mozambique. Entgegen der westdeutschen Politik der 
1970er und 1980er verwahrte sich die DDR-Führung, den ausländischen Gäs-
                                           
28  Vgl. Bundeszentrale für Poltische Bildung, Ausländische Bevölkerung in Deutschland, nach 
Statistisches Bundesamt 2012, unter: http://www.bpb.de/nachschlagen/zahlen-und-
fakten/soziale-situation-in-deutschland/61622/auslaendische-bevoelkerung (Stand: 
26.10.2015). 
29  Vgl. Karin Weiss, Zuwanderung in die neuen Bundesländer, in: Wichard Woyke (Hrsg.), 
Integration und Einwanderung. Eine Einführung Frankfurt a. M. 2007, S. 119. 
30  Vgl. Klaus J. Bade/Jochen Oltmer, Migration, Ausländerbeschäftigung und Asylpolitik in 
der DDR, in: Grundlagendossier Migration, Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn 
2012, http://www.bpb.de/ gesellschaft/migration/dossier-migration/56368/migrationspolitik-
in-der-ddr?p=all (26.10.2015). 
31  Vgl. K. Weiss (Anm. 29), S. 119. 
32  Vgl. K. Bade/J. Oltmer (Anm. 30). 
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ten eine Integrations- bzw. Bleibeperspektive zu eröffnen. Sie lebten streng 
separat, da der enge Kontakt mit der Bevölkerung seitens der SED nicht er-
wünscht war. Umgang oder Zusammenleben war untersagt und führten für 
die Vertragsarbeiter zu finanziellen Strafen, wie Lohneinbehaltung, oder so-
gar Abschiebung.33 
Öffentlich wurden die Gründe der Anwerbung von Gastarbeitern nicht 
kommuniziert; de facto ergaben sich durch den Mangel an Fachkräften jähr-
lich immense Produktionsausfälle, die mit staatlich gesteuerter, streng befris-
teter Arbeitsmigration ausgeglichen werden sollte. Ein gesellschaftlicher 
Diskurs wurde bewusst unterdrückt, um die tatsächlichen Zuwanderungs-
gründe zu verbergen. Offiziell waren Gastarbeiter nach westdeutschem Mo-
dell ein Phänomen „imperialer Ausnutzung“.34 Auch infolge dieser Nicht-
Informationspolitik entwickelten sich fremdenfeindliche Ressentiments in-
nerhalb der deutschen Bevölkerung aufgrund von Unverständnis, Konkur-
renzgedanken bzw. schierem Unwissen. Die Perzeption von Zuwanderung 
war in der DDR und anschließend in den ostdeutschen Bundesländern eine 
überwiegend negative. Zuwanderer nützten das Wirtschafts- und Sozialsys-
tem sowie die Leistungen der Deutschen aus; sie brächten keinen Nutzen, 
sondern verursachten ausschließlich Kosten.35 Es sind diese verallgemeinern-
den Muster, die sich noch heute in zuwanderungskritischen Äußerungen ost-
deutscher Bürger nachweisen lassen. 
Neben den Vertragsarbeitern, deren Zu- und Abwanderung auf Basis 
einer streng reglementierten Rotation durchaus funktionierte, lebten des Wei-
teren tausende Studenten, Auszubildende und Schüler bis 1989 in der DDR. 
Bis zum Mauerfall absolvierten etwa 42.000 Personen ein Studium sowie 
29.000 ein betriebliche Aus- oder Weiterbildung. Diese temporäre Migration 
von Bürgern sozialistischer Staaten wiederum konnte propagandistisch gut 
vermitteln werden. Die DDR-Führung erwies sich selbst offensiv als eine 
Gebernation, die es ausländischen Studenten, Auszubildenden und Schülern 
ermöglichte, eine gute Ausbildung zu genießen. Außerdem wurde politisch 
Verfolgten (und sozialistischen) Personen aus dem Ausland Asyl gewährt. 
Dies geschah streng selektiv, und die Quantität der aufgenommenen Personen 
war kaum spürbar. Dies betraf unter anderem Chilenen, Spanier, Griechen 
sowie Bürger Nicaraguas, von denen die meisten Ende der 1980er Jahre nicht 
mehr auf dem Gebiet der DDR lebten. Die politischen Flüchtlinge wurden im 
                                           
33  Vgl. ebd. 
34  Vgl. K. Weiss (Anm. 29), S. 121. 
35  Vgl. ebd. 
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Gegensatz zu den Vertragsarbeitern voll und ganz in Schulen und in Betrie-
ben integriert. Auch wurden Wohnungen und Überbrückungsgeld bereitge-
stellt. 
Die Ausländerpolitik der DDR gestaltete sich insgesamt dennoch sehr 
restriktiv. Ein klares Ausländerrecht existierte ebenso wenig wie ein Recht 
auf Asyl oder ein Staatsbürgerschaftsgesetz. So stellen Eva-Maria und Lothar 
Elsner fest: „Der Aufenthalt der Ausländer hing weitestgehend von Gunst 
und Ermessen der Staatsbehörden ab, die Ausländer besaßen hinsichtlich ih-
res Aufenthaltes keine einklagbaren Rechte, es gab sogar Rechtsverschlechte-
rungen.“36 Von den 90.600 Vertragsarbeitern (1989) lebten Ende 1990 nur 
noch 28.000 auf dem Gebiet der ehemaligen DDR, da ihr vertraglicher Auf-
enthalt mit der Wiedervereinigung nunmehr keine Rechtsgrundlage besaß.37 
Insgesamt führten die Entwicklungen dazu, dass sich der Ausländeranteil in 
Ostdeutschland bis Ende 1990 auf unter ein Prozent senkte.38 Migrationssys-
teme hatten sich durch die strenge Reglementierung bis auf wenige Ausnah-
men nicht gebildet. In geringem Maß betrifft dies wenige Tausend Polen, die 
nach der Wende quantitativ unverändert als Pendler in den neuen Bundeslän-
dern arbeiteten sowie eine große vietnamesische Wohnbevölkerung.39 Die 
überwiegende Skepsis der Bevölkerung gegenüber Fremden, die Unwissen-
heit über Zuwanderung an sich sowie der nie erfolgte Kontakt mit Migranten 
erschwerten den Übergang in die Bundesrepublik und eine umfangreiche 
Zuwanderungspolitik. Ebenso konnte in der ungeduldigen Erwartung der 
deutschen Einheit ein offener wie langfristiger migrationspolitischer Diskurs 
nie geführt werden. Neue Migrationsströme mit weiteren Nationalitäten so-
wie der mühsame Wiedervereinigungs- und Aufbauprozess waren nun die 
größten Herausforderungen. 
                                           
36  Eva-Maria Elsner/Lothar Elsner, Ausländer und Ausländerpolitik in der DDR, Berlin 1992, 
S. 27. 
37  Vgl. K. Bade/J. Oltmer (Anm. 30). 
38  Vgl. R. Geißler (Anm.12), S. 232. 
39  Vgl. K. Bade/J. Oltmer (Anm. 30) sowie K. Weiss (Anm. 29), S. 122. 
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3.3 Zwischen Kontinuität und Wandel: 25 Jahre gemeinsame Zuwande-
rungspolitik 
 
Im Jahr 1990 befand sich Deutschland noch mitten in der nach Geißler defi-
nierten „Abwehrphase“ der Zuwanderungspolitik (Abbildung 1). Das oben 
genannte Zitat Helmut Kohls, Deutschland sei kein Einwanderungsland, 
brachte eine Nichtbereitschaft zur Akzeptanz der de facto existierenden Ein-
wanderungsgesellschaft zum Ausdruck. Dies erschwerte integrationspoliti-
sche Ansätze, denn ohne ein staatliches Zuwanderungsprinzip kann kohären-
te Integrationspolitik nicht existieren. Allein nicht-staatliche Organisationen 
und Wohlfahrtsverbände vermochten diese Lücke ansatzweise zu füllen.40 
Die Bundesrepublik stand nach dem Fall der Mauer unter einem mas-
siven Migrationsdruck. Neben der internationalen Fluchtmigration aus Asien 
und Afrika strömten zunehmend Zuwanderer aus Osteuropa, insbesondere 
deutschstämmige Aussiedler (ab 1993 Spätaussiedler genannt), nach 
Deutschland. Daneben erlebte Europa Anfang der 1990er eine große Flücht-
lingswelle aus den Balkanstaaten aufgrund des dortigen Krieges. Infolgedes-
sen wurden jährlich tausende Asylbewerber und Flüchtlinge auch auf die 
neuen Bundesländer verteilt. Die in den frühen Wiedervereinigungsjahren 
verbreitete ökonomische und soziale Unsicherheit ließ als Symptom die offe-
ne Ablehnung gegenüber der neuen ausländischen Wohnbevölkerung und 
gewalttätige Übergriffe auf Erstaufnahmeeinrichtungen massiv anwachsen. 
Ebenso hielten die Termini „Wirtschaftsflüchtling“ und „massiver Miss-
brauch des Asylsystems“ Einzug in die politischen Debatten. Insofern spie-
geln sich die Einstellungen der deutschen Bevölkerung sowie die politische 
Perzeption von Zuwanderung als etwas, dem man restriktiv begegnen muss, 
in den Gesetzesnovellen der frühen 1990er Jahre wider. Im Kontext der Ab-
wehrpolitik wurde das Asylrecht verschärft, indem grundsätzliche Hürden für 
das Zugeständnis von Asyl angehoben wurden. Des Weiteren wurde die 
staatliche Rückführungspolitik mit der Deklaration von sicheren Herkunfts-
ländern intensiviert. In dieser Zeit entstanden neben dem Ausländergesetz 
zudem das Asylbewerberleistungsgesetz sowie das Asylverfahrensgesetz, die, 
mehrfach novelliert, bis heute Bestand haben.41 
 
                                           
40  Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.), Länderprofile Migration, Integration 
und Integrationspolitik in Deutschland, Bonn 2015, unter: http://www.bpb.de/gesellschaft 
/migration/laenderprofile/208656/integration-und-integrationspolitik (Stand: 8.1.2016). 
41  Vgl. C. Butterwegge (Anm. 18). 




























































Abbildung 1: Zuwanderung, Abwanderung und Wanderungssaldo in 
Deutschland 1990-2013 
Quelle: Eigene Darstellung nach Statistischem Bundesamt. 
 
Alles in allem wuchs die Zahl der ausländischen Wohnbevölkerung zwischen 
1988 und 1996 ohne kurzfristige Einwirkung der genannten Gesetze von 4,5 
Millionen auf 7,3 Millionen an.42 Daneben dauerte der Familiennachzug der 
ehemaligen Gastarbeiter weiter fort. Je nach Nationalität lebten bis zu zwei 
Drittel der ersten Einwanderergeneration mehr als 20 Jahre gut integriert in 
der Bundesrepublik Deutschland, was Rückkehrperspektiven stark negativ 
beeinflusste.43 Zudem war die Akzeptanz der Bevölkerung gegen etablierte 
Zuwandererfamilien, die auf eine teilweise lange Migrationsgeschichte zu-
rückblicken, in Westdeutschland durchaus gegeben. Integrationspolitische 
Ansätze in den 1990er Jahren wurden von staatlicher Seite lediglich dieser 
etablierten Einwanderungsgruppe zuteil. Neuere Zuwanderungsgruppen blie-
ben nach wie vor zurückgestellt.44 Ebenso koordinierten die EU-Staaten über 
                                           
42  Vgl. R. Geißler (Anm.12), S. 236. 
43  Vgl. ebd. 
44  Vgl. C. Butterwegge (Anm. 18). 
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neue Zuwanderungsregime im Zuge des Schengener Abkommens zur Grenz-
sicherung (1995) und dem Verabschieden des Dubliner Übereinkommens 
(1993) zum Asylverfahren den Migrationsfluss und schlossen nachhaltig 
Migrationstore nach Europa.45 Beide Regime entstanden auch unter dem 
Druck der Bundesrepublik und hielten durch ihre Bestimmungen „Landweg“-
Flüchtlinge von sich fern. 
Auch deutsche Aussiedlerfamilien aus Osteuropa können auf eine 
langjährig etablierte Migrationsgeschichte zurückblicken. Seit 1950 wander-
ten jährlich zwischen 20.000 und 60.000 Personen in die Bundesrepublik ein; 
durch den Fall des Eisernen Vorhanges erreichten zwischen 1988 und 1994 
weitere zwei Millionen Aussiedler Deutschland.46 Bis 1990 besaßen sie einen 
privilegierten Zugang, da sie als ethnische und gebürtige Deutsche bzw. als 
Nachfahren Sonderrechte zu Aufenthalt, Niederlassung und Staatsangehörig-
keit besaßen. Diese Rechte beschnitt der Gesetzgeber sowohl 1990 als auch 
1996 massiv. Einerseits führte die Bundesregierung jährliche Kontingent-
obergrenzen von 200.000 Personen ein, andererseits wurde die Einreise an 
Bestimmungen wie Deutschkenntnisse und Abstammungsnachweise ge-
knüpft, was die Zahl der Spätaussiedler stark reduzierte.47 
Mit der Regierungsübernahme durch SPD und Grüne 1998 wurde eine 
Zäsur in der Zuwanderungspolitik eingeleitet, die Geißler als „Akzeptanz-
phase“48 bezeichnet, während Butterwegge die Phase der Akzeptanz bereits 
1998 als abgeschlossen ansieht.49 Ab den späten 1990er Jahren flaute der 
Migrationsdruck allmählich ab, was an Balkan-Rückkehrern, dem nachlas-
senden Zuzug von Spätaussiedlern und den rückläufigen Asylbewerberzahlen 
aufgrund des Ausländergesetzes lag.50 Der politische Paradigmenwechsel 
durch Rot-Grün profitierte von dieser „Migrationspause“ und versuchte, die 
Gesetzeslage neu zu ordnen, ohne bestehende Instrumente gänzlich auszuhe-
beln. Dazu schuf man mit dem Staatsangehörigkeitsgesetz im Jahr 2000 eine 
Möglichkeit für Zuwanderer, das Verfahren zur Übernahme der deutschen 
Staatsangehörigkeit zu regeln. Kinder von Zuwanderern können seither ihre 
Staatsbürgerschaft – die der Eltern oder des Geburtslandes Bundesrepublik – 
                                           
45  Vgl. W. Seifert (Anm. 17). 
46  Vgl. R. Geißler (Anm. 12), S. 59. 
47  Vgl. ebd. 
48  Vgl. ebd., S. 235. 
49  Vgl. C. Butterwegge (Anm. 18). 
50  Vgl. W. Seifert (Anm. 17). 
 Sebastian Lori 
114 
selbst bestimmen.51 Diese integrationspolitische Maßnahme war im europäi-
schen Raum, in dem bereits viele Länder ähnliche Mechanismen besitzen, 
längst überfällig.  
Hinzu kam das nach langen Debatten verabschiedete Zuwanderungsge-
setz 2005, das Zuwanderung faktisch erstmals als eine vollständig staatliche 
Aufgabe annahm und mit dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF, bis 2005 BAFl – Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge) eine Institution besaß, dieses Politikfeld zu gestalten. Grundma-
xime der neuen Politik stellte die Steuerung von Zuwanderung vor dem Hin-
tergrund wirtschaftlicher und demographischer Kontexte dar. Dementspre-
chend entwickelte sich der Leistungsprinzip-Ansatz des „Fördern und For-
dern“52 und mit ihm neue Prinzipien der Einwanderung, des Aufenthalts, der 
Integration und der Rückführung. Dies setzt den Zugang von Zuwanderern zu 
Gesellschaft, Wirtschaft und Politik ebenso voraus wie die eigenen Bemü-
hungen, sich in Deutschland zu integrieren.53 Insgesamt führte der Ansatz zur 
Öffnung der Migrationstore für Hochqualifizierte sowie für nachweisbar 
Schutzbedürftige und zugleich zur Schließung des Arbeitsmarktes für Ge-
ringqualifizierte.54 
Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die Aufenthalts-, Arbeits- 
und Niederlassungserlaubnis erfuhren bis heute verschiedene Reformen, die 
tendenziell weiter in Richtung Erleichterungen für hochqualifizierte Zuwan-
derer gehen. Zugleich wurde durch die weitere Deklaration von sicheren 
Herkunftsländern der Zugang von geringqualifizierten Nicht-EU-Bürgern 
weiter verengt. Aufgrund des in den vergangenen Jahren gestiegenen Migra-
tionsdrucks wird möglicherweise erneut ein Paradigmenwechsel einherge-
hend mit der gesetzlichen Justierung von Migrationstoren in Deutschland 
stattfinden, der sich integrationspolitisch sowie demographisch und arbeits-
marktpolitisch orientieren muss und der dahingehend als „Phase des Pragma-
tismus“ definiert werden könnte. 
                                           
51  Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (Hrsg.), Staatsangehörig-
keitsgesetz (StAG), § 4. 
52  Vgl. C. Butterwegge (Anm. 18). 
53  Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung (Anm. 40). 
54  Vgl. ebd. 


























































4 Zuwanderung nach Ostdeutschland  
 
4.1 Homogener Osten – Entwicklungen der Zuwanderung 
 
Die neuen Bundesländer sind seit der Wiedervereinigung de facto ein Aus-
wanderungsgebiet.55 Abbildung 2 vermittelt einen Eindruck über den Ab-
wanderungsdruck, dem die neuen Bundesländer in den 1990er Jahren ausge-
setzt waren, der sich jedoch von den 2000er Jahren an allmählich abge-
schwächt hat. Alle östlichen Bundesländer verzeichnen ab den Jahren 2013 
bzw. 2014 wieder positive Wanderungszahlen. Andererseits bewegen sich 
sowohl die Zu- als auch das Abwanderungsraten gegenüber den alten Bun-
desländern auf einem sehr geringen Niveau. Der sogenannte Drehtüreffekt, 
den man in Westdeutschland bei ähnlichen hohen Zu- als auch Abwande-
rungszahlen feststellt, ist zwar auch in Ostdeutschland zu erkennen, dieser 
bewegt sich aber auf einem niedrigen Niveau. Es ist daher eine geringe Au-
ßenwanderung von und nach den neuen Bundesländern festzustellen, sowohl 
bei Deutschen als auch bei Nicht-Deutschen (Abbildung 3). 
 
Abbildung 2: Wanderungssaldo in den neuen Bundesländern 1992-2013 
– Brandenburg, Thüringen, Sachsen 
Quelle: Eigene Darstellung nach Statistisches Bundesamt. 
                                           
55  Vgl. Steffen Kröhnert, Bevölkerungsentwicklung ist Ostdeutschland, Berlin 2008, S. 1, un-
ter: http://www.berlin-institut.org/fileadmin/user_upload/handbuch_texte/pdf_Kr__hnert_ 
Ostdeutschland_2008.pdf (Stand: 26.10.2015). 
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Dies hat nachhaltige Wirkungen auf die Sozialstruktur in den neuen Bundes-
ländern. Zum einen hat sich die Bevölkerung in ihrer ethnischen Zusammen-
setzung gegenüber 1990 kaum verändert. Lebten zu diesem Zeitpunkt noch 
etwa 160.000 Ausländer in den fünf neuen Bundesländern, so stieg die Zahl 
bis 2014 auf 360.000, was einen Anstieg des Ausländeranteils von 1,1 auf 2,3 
Prozent der Wohnbevölkerung bedeutet.56 Zum anderen stieg in West-
deutschland der Anteil der ausländischen Wohnbevölkerung im gleichen 
Zeitraum von 7,6 auf 11,6 Prozent.57 Mehr als 1,5 Millionen Menschen haben 
seit 1990 ihren Lebensmittelpunkt in die neuen Bundesländer verlegt58, doch 
die Außenwanderung betrug lediglich 200.000 zugewanderten Personen.59 
Man kann daher konstatieren, dass, wenn sich ein Migrationssystem in Ost-
deutschland etabliert hat, dies nahezu ausschließlich durch Binnenwanderung 
unter den Bundesländern erfolgte und Zuwanderung jenseits dieses Migrati-
onssystems quantitativ eine marginale Rolle spielt. Somit ergeben sich für die 
neuen Bundesländer, die erst seit 1990 mit offeneren Migrationstoren kon-
frontiert sind, eigene Spezifika bezüglich Zuwanderungsgruppen sowie Ak-
zeptanz von und Chancen für Zuwanderer. 
                                           
56  Vgl. Statistisches Bundesamt, Ausländische Wohnbevölkerung. 
57  Vgl. ebd. 
58  Ausgangspunkt hierfür ist die 1990 erhobene Bevölkerungszahl von 14,4 Millionen Men-
schen in den neuen Bundesländern (ausgenommen Berlin). Statistisches Bundesamt, Bevöl-
kerungsstand. 
59  Vgl. Statistisches Bundesamt, Wanderungen. 




























































Abbildung 3: Wanderungssaldo deutscher und ausländischer Personen 
1992-2012 in Brandenburg 
Quelle: Eigene Darstellung nach Statistisches Landesamt Brandenburg. 
 
4.2 Gründe und Konsequenzen der Entwicklung 
 
Die Gründe für die Entwicklungen sind vielschichtig, bedingen einander, 
nehmen aber unterschiedlich starken Einfluss auf den Migrationsfluss in die 
neuen Bundesländer. Eine der grundlegenden Ursachen liegt in der Verfas-
sung des ostdeutschen Arbeitsmarktes. Denn obwohl sich dieser nach dem 
massiven Zusammenbruch der frühen 1990er Jahre weitgehend regenerierte, 
existiert weiterhin ein Überangebot an Arbeitskräften, das einen negativen 
Einfluss auf die Anreize für potenzielle Arbeitsmigration ausübt.60 Eine sehr 
homogene Gruppe innerhalb ausländischer Zuwanderer stellen Hochqualifi-
zierte dar, die sich entweder zu Studienzwecken oder zur Arbeitsaufnahme in 
den neuen Bundesländern niederlassen. Dabei profitieren sie von jenen Mig-
rationstoren, die durch Visa-Bestimmungen zu Ausbildungszwecken bzw. 
durch die Vergabe von EU-Blue-Cards für Fachkräfte mit hohem Einkom-
men ermöglicht werden. Die Migration dieser Gruppe trägt ihren Anteil zu 
sozialstrukturellen Wandlungen in der ausländischen Wohnbevölkerung Ost-
deutschlands allgemein bei. Dabei bildet die Gruppe der langjährig wohnhaf-
ten und sozioökonomisch erfolgreich integrierten „Mittelschicht“ von Zu-
                                           
60  Vgl. K. Weiss (Anm. 29), S. 121. 
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wanderern eine Brücke zu neueren Migrationsformen. Diese vor allem aus 
Vietnam sowie teilweise aus der Sowjetunion stammenden Zuwandererfami-
lien verzeichnen achtsame Bildungserfolge und können aufgrund des gerin-
gen Anteils an Schülern mit Migrationshintergrund in den ostdeutschen Bun-
desländern individuell gefördert werden61, was die Bildungschancen erhöht. 
Jenseits dieser Erfolge sind indes kaum Gruppen anzutreffen, die sich 
bewusst für eine Migration in den Osten Deutschlands entscheiden. Der 
überwiegende Anteil der Zuwanderung erfolgt „fast ausschließlich durch 
Zuweisung“62, die auf dem Verfahren zur Zuteilung von Asylbewerbern, dem 
Königsteiner Schlüssel, basiert. Nach einer jährlich festgelegten Quote aus 
Bevölkerungszahl und Wirtschaftsleistung werden Bürgerkriegsflüchtlinge 
und Spätaussiedler den einzelnen Bundesländern zugewiesen. Diese Zuwan-
derergruppen stoßen in Ostdeutschland je nach Bildungsgrad und Herkunft 
auf nachteilige ökonomische wie soziale Integrationsbedingungen. Häufig 
findet die Zuwanderung in besonders strukturschwache Regionen statt, die 
den unfreiwillig Zugewiesenen „keine produktive Perspektive biete[n]“.63 
Ebenso treffen diese vulnerablen Gruppen kaum auf Communitys ihrer Her-
kunft. Migrantenorganisationen sind weder flächendeckend vorhanden noch 
können sie die Integrationsleistungen liefern, die nötig sind, um nachhaltig 
Gruppen wie Bürgerkriegsflüchtlinge in den Regionen zu halten. Auch auf 
administrativer Seite bringt dieses System grundsätzliche Nachteile mit sich. 
Einerseits werden enorme finanzielle sowie soziale Anstrengungen für den 
Unterhalt und die sprachliche sowie berufliche Integration unternommen, die 
aufgrund der teilweise kaum vorhandenen wirtschaftlichen Perspektiven 
grundsätzlich langfristige Stützen darstellen. Auf der anderen Seite zieht es 
trotz aller Integrations- und Stützungsleistungen die meisten „Zugewiesenen“ 
in die alten Bundesländer, wo günstigere ökonomische Perspektiven und 
etablierte Migrationsstrukturen, wie Nationalitätenverbände, religiöse Ein-
richtungen oder Familienangehörige, vorhanden sind. Für die ostdeutschen 
Bundesländer bedeutet dies eine sich fortlaufend wiederholende Rotation von 
neuen „zugewiesenen“ Migranten und zugleich der Abwanderung von teils 
sehr gut integrierten und ausgebildeten Menschen. 
Die Herausforderung für die neuen Bundesländer spiegelt sich in der 
Kombination von fehlenden eigenen Anreizen für freiwillige Zuwanderer und 
dem negativen Einfluss der sozioökonomischen Vorteile westdeutscher Mig-
                                           
61  Vgl. ebd., S. 128. 
62  Vgl. ebd. 
63  Vgl. ebd., S. 123. 
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rationssysteme insbesondere für Zugewiesene wider. Infolge der mitunter 
sehr stark ausgeprägten Cleavages zwischen bestimmten Regionen in Ost- 
und Westdeutschland können ab einer bestimmten Intensität Push-Pull-
Modelle zur Erklärung herangezogen werden. Dies betrifft unter anderem 
Land-Stadt-Migration von Zuwanderern innerhalb Ostdeutschlands als auch 
die Binnenwanderung von Ausländern in westdeutsche Ballungszentren. Auf 
Seiten der ländlichen bzw. kleinstädtischen Regionen der neuen Bundeslän-
der kommt neben der fehlenden strukturellen Verträglichkeit von Zuwande-
rung auch eine fehlende Akzeptanz von Migration einher. Die ohnehin hohe 
ostdeutsche Arbeitslosigkeit betrifft Zuwanderer, insbesondere Flüchtlinge, 
durch gesetzliche Restriktionen bei der Arbeitsaufnahme besonders stark. 
Zugleich müssen diese in Regionen mit ohnehin hoher Arbeitslosigkeit mit 
der einheimischen Bevölkerung um die knappen ökonomischen Ressourcen 
konkurrieren. Im selben Moment altert und schrumpft die Gesellschaft wei-
ter, wandern besonders junge, gut gebildete Menschen in Städte in Ost wie 
West und hinterlassen mehr denn je strukturschwache Regionen.64 
Dies ist jedoch nur ein Grund von vielen für die in Ostdeutschland weit 
verbreitete latente Fremdenfeindlichkeit, die in Zeiten hohen Migrations-
drucks und der damit einhergehenden Perzeption eigener ökonomischer Un-
sicherheit zu offenem Hass und Gewalt umschlagen kann, wie es in den frü-
hen 1990er Jahren und seit 2014 wieder beobachtbar war bzw. ist. Insbeson-
dere die zunehmende Diskriminierung durch Teile der Bevölkerung, aber 
auch durch Behörden und Institutionen zerstört sowohl die Integrationsleis-
tungen des Staates als auch die der Zuwanderer selbst.65 Des Weiteren bewe-
gen diese Tendenzen sehr gut integrierte Zuwanderer mehr denn je zur erneu-
ten Migration und vermitteln zudem ausländischen Gästen, darunter sowohl 
Studierende als auch Touristen, kein Bild der Willkommenskultur.66 
Der Osten Deutschlands steht damit vor einem migrationspolitischen 
Dilemma. Der ökonomisch kaum vertretbaren Zuwanderung von vulnerablen 
Gruppen stehen die Integrations-, Bildungs- und Wirtschaftserfolge hoch- 
und höherqualifizierter Gruppen gegenüber, die durch weit verbreitete und 
zum Teil offen ausgetragene ausländerfeindliche Ressentiments gefährdet 
                                           
64  Vgl. Steffen Kröhnert, Bevölkerungsentwicklung in Ostdeutschland, in: Berlin-Institut für 
Bevölkerung und Entwicklung (Hrsg.), Berlin 2010, S. 5, unter: http://www.berlin-in-
stitut.org/fileadmin/user_upload/handbuch_texte/pdf_Kr__hnert_Ostdeutschland_2008.pdf 
(Stand: 26.10.2015). 
65  Vgl. K. Weiss (Anm. 29), S. 126. 
66  Süddeutsche Zeitung Online vom 07. Juni 2015, unter: http://www.sueddeutsche.de/leben/ 
fremdenfeindlichkeit-nach-pegida-1.2507124 (Stand: 26.10.2015). 
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werden. Aufgrund der unterschiedlichen sozialstrukturellen Zusammenset-
zung der ausländischen Wohnbevölkerung in Ost und West lassen sich nur in 





In Anwendung der soziologischen Modelle von Migrantentypen sowie den 
Push-Pull-Modellen stellen Zuwanderer für Ostdeutschland eine signifikante 
Herausforderung dar. Denn das Gros der sogenannten „Zuwanderer durch 
Zuweisung“ verlangt eine besondere institutionelle Aufmerksamkeit, gesell-
schaftliche Rücksicht sowie ökonomische Abfederung. Alle drei Aspekte 
sind mehr oder weniger schwach in den östlichen Bundesländern anzutreffen. 
Der Einfluss einer gesamtdeutschen Zuwanderungspolitik zieht darüber hin-
aus lediglich eine sehr dünne Schicht Hochqualifizierter an; eine nicht-
deutsche „Mittelschicht“, wie sie in den alten Bundesländern aufgrund der 
dortigen längeren und spezifisch staatlich gewollten Zuwanderung entstanden 
ist, findet sich in den östlichen Bundesändern lediglich bei den bereits in der 
DDR sozialisierten Zuwanderern. Die Anwendung des Ausländer- bzw. Zu-
wanderungsgesetzes geschah eher aufgrund der Erfahrungen der alten Bun-
desländer. Zwar bewirkte sie zunächst den Schutz der noch im Aufbau be-
findlichen ostdeutschen Wirtschaft, sie schürte jedoch die bereits bestehen-
den Ressentiments der Bürger in den neuen Bundesländern. Im Ergebnis 
bleibt der Osten weiterhin migrationsarm und erlebt zugleich eine hohe Fluk-
tuation von zugewiesenen Migranten, die besonders für strukturschwache 
Regionen eine soziale Herausforderung bedeutet, einerseits durch weit ver-
breitete Diskriminierung, andererseits durch umfangreiche Integrationsmaß-
nahmen. 
Für Zuwanderer ist und bleibt der Osten Deutschlands ein wenig at-
traktives Gebiet. Für diejenigen, die auf Dauer bleiben wollen, sollten Rah-
menbedingungen geschaffen werden, um sie zu halten. Nicht nur Hochquali-
fizierte können zum weiteren Aufbau der Wirtschaft, zur Verjüngung der Ge-
sellschaft und zur Verhinderung des Aussterbens weiter Landesteile beitragen 
sowie produktive Migrationssysteme aufbauen. Die auf die westlichen Bun-
desländer ausgerichtete Zuwanderungspolitik der Bundesregierung könnte 
und der politische Zuwanderungsskeptizismus in den neuen Bundesländern 
wird diesen Wünschen entgegenstehen. Die Bundesrepublik hat bewiesen, 
dass sie in Zuwanderungsfragen einen Wandel der Kontinuität trotz langwie-
riger Debatten vollziehen kann. Angesichts der aktuellen Verschärfung der 
25 Jahre gemeinsame Zuwanderungspolitik 
121 
 
Flüchtlingsproblematik muss sie sich in Verantwortung dessen einem ost-
deutschen Sonderweg entgegenstellen. Die Flüchtlingskrise ist mehr denn je 
eine gesamtdeutsche Herausforderung. 
 
 Homosexualität in Deutschland – Vom „sozialen“ Problem zur rechtli-
chen und gesellschaftlichen Anerkennung(?) 
 




Das Referendum in Irland im März 2015 für die vollkommene Gleichbehand-
lung von gleichgeschlechtlicher Ehe und traditioneller Mann-Frau-Ehe mar-
kierte einen Wendepunkt in der europäischen Diskussion über Homosexuali-
tät. Auch in Deutschland reißt die Debatte um eine gleichwertige „Homo-
Ehe“ nicht ab. Von Teilen der Bevölkerung werden Homosexuelle als gesell-
schaftliche Minderheit wahrgenommen, welche auf Ablehnung stoßen und 
teilweise Diskriminierungen ausgesetzt sind.  
 Wer zeithistorische Untersuchungen anstellt, erfährt die Geschichte der 
Homosexualität in Deutschland als eine Geschichte der Verfolgung.1 Vom 
Deutschen Kaiserreich bis hin zur Zeit des Nationalsozialismus wurden 
gleichgeschlechtliche Handlungen schlimmstenfalls mit dem Tod geahndet. 
Der berühmte Strafrechtsparagraph 1752 fand nach Kriegsende auch Eingang 
in die Strafgesetzbücher der DDR sowie der Bundesrepublik. Trotz zahlrei-
cher Emanzipationsbestrebungen Homosexueller und eines generellen gesell-
schaftlichen Wertewandels ist heute nur von einer relativen rechtlichen 
Gleichstellung gegenüber Heterosexuellen und einer weitgehenden Akzep-
tanz seitens der Mehrheitsbevölkerung die Rede. Dieses Ergebnis resultiert 
nicht zuletzt aus den Weichenstellungen, welche in der DDR und der Bonner 
Republik sowohl rechtlich als auch gesellschaftlich für oder gegen die 
Gleichstellung Homosexueller getroffen wurden.  
 Ziel dieser Arbeit ist es, den Umgang mit dem Thema der Homosexua-
lität beider deutscher Staaten von 1949 bis 1990 aufzuzeigen, um daraus 
Rückschlüsse zu ziehen, welchen Einfluss dieser auf den Umgang mit 
gleichgeschlechtlichen Partnerschaften nach 1990 hatte. Mit welcher Recht-
fertigung fand der § 175 StGB Eingang in das Strafrecht? Welches System 
ging im Zeitverlauf liberaler mit alternativen Sexualformen um? Gab es in 
                                           
1  Vgl. Volkmar Sigusch, Homosexuelle zwischen Verfolgung und Emanzipation, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte 60 (2010) B15-16, S. 3. 
2  Der Paragraph 175 StGB existierte von 1872 bis 1994 in den deutschen Strafgesetzbüchern. 
Er ahndete sexuelle Handlungen von Personen gleichen Geschlechts; vgl. Winfried 
Schwamborn, Schwulenbuch. Lieben, kämpfen, leben, Köln 1983, S. 83 f. 
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beiden deutschen Staaten vor 1990 Plattformen und eine eigene Kultur Ho-
mosexueller, die es ermöglichte, die eigene sexuelle Identität zu leben?  
 Aus Ost und West wurde ein geeintes Deutschland. Wie gestalteten 
sich die Rahmenbedingungen für den Umgang mit Homosexualität? Kam es 
zu einer beiderseitigen Rechtsangleichung oder bestätigte sich der Eindruck, 
dass sich der Osten dem „fertigen Teil West“ anpassen müsse?3 Für die Libe-
ralisierung im Umgang mit Homosexualität nach 1990 ist nicht von der Hand 
zu weisen, dass die Bemühungen vor allem aus einem generellen Wertewan-
del resultieren: Kommunikation, Selbstverwirklichung und Individualisierung 
stehen in einer liberalen Gesellschaft an vorderster Stelle, was eine Pluralisie-
rung von Lebensstilen zur Folge hat.4 Dennoch scheint die Untersuchung re-
levant, welchen Einfluss sowohl die DDR als auch die Bonner Republik auf 
die Entwicklungen der Homosexualität nach 1990 aufweisen. Es erfolgt eine 
vergleichende Analyse der Einstellungsmuster von und gegenüber Homose-
xuellen in Ost, West und in der Bundesrepublik nach 1990. 
 
2 Homosexualität - Begriffsklärung und Vorgeschichte 
 
Der Begriff Homosexualität fand erstmals im Jahr 1869 Erwähnung in einer 
Broschüre des ungarischen Schriftstellers Karl Maria Kertbeny. Der Begriff 
setzte sich gegen die von Karl Heinrich Ulrich und Carl Westphal zur selben 
Zeit entstandenen Synonyme „Uranismus“ und „konträres Sexualempfinden“ 
durch.5 Er leitet sich aus dem Griechischen ab und bedeutet so viel wie 
gleichgeschlechtlich. Dies beschreibt eine sexuelle Orientierung und ein an-
geborenes Persönlichkeitsmerkmal, bei dem das sexuelle Verlangen überwie-
gend auf Personen gleichen Geschlechts gerichtet ist. Das Adjektiv schwul 
meint demnach die Neigung von Männern gegenüber männlichen Personen, 
das Adjektiv lesbisch beschreibt sexuelles Interesse von Frauen gegenüber 
weiblichen Personen.6 Menschen mit homosexuellem Empfinden stellten am 
Anfang des 20. Jahrhunderts etwas Unnatürliches dar und wurden aus diesem 
Grund als Minderheit wahrgenommen. Die Bezeichnungen lesbisch und 
                                           
3  Vgl. Kurt Starke, Schwuler Osten. Homosexuelle Männer in der DDR, Berlin 1994, S. 12 f. 
4  Vgl. Hans-Peter Müller, Wertewandel, in: Bundeszentrale für politische Bildung. Dossier 
Deutsche Verhältnisse. Eine Sozialkunde, 31. Mai 2012, abrufbar unter: http://www.bpb.de 
/politik/grundfragen/deutsche-verhaeltnisse-eine-sozialkunde/ (Stand: 28.8.2015). 
5  Vgl. Magnus Hirschfeld, Die Homosexualität des Mannes und des Weibes, Berlin 1914, 
S. 4 f. 
6  Vgl. Erhard Köllner, Homosexualität als anthropologische Herausforderung, Bad Heilbrunn 
2001, S. 54 f. 
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schwul wurden von Homosexuellen weitgehend gemieden; sie verfolgten ei-
ne Strategie des Sich-Verbergens.7 Generell lässt sich in den letzten Jahr-
zehnten jedoch ein Wandel des Begriffs homosexuell feststellen: War er bis 
in die 1950er Jahre mit psychologischen, medizinischen und kriminologi-
schen Diskursen über abweichendes Verhalten und Perversion verknüpft, be-
schreibt das Adjektiv heute eine weitgehend neutrale Bezeichnung für sexu-
elles Begehren und Verlangen auf Personen des gleichen Geschlechts.8  
 Die Wurzeln der Verfolgung gegenüber Homosexuellen reichen bis in 
das Römische Reich hinein. Dort verbot Kaiser Justinian im Jahre 538 n. Chr. 
den mann-männlichen sexuellen Verkehr. Im Mittelalter wurde die Todes-
strafe für homosexuelle Handlungen eingeführt, die sich u. a. im Preußischen 
Landrecht in Artikel 116 wiederfand.9 Mit der Gründung des Deutschen Kai-
serreiches wurde der Strafrechtsparagraph 175 im Reichsstrafgesetzbuch ver-
ankert, welcher homosexuelle Handlungen als widernatürliche Unzucht mit 
bis zu sechs Monaten Gefängnis ahndete und zur Aberkennung der bürgerli-
chen Eherechte führen konnte (§ 175 Abs. 1 RStGB). Indes setzten sich in 
der Weimarer Republik sowohl SPD als auch KPD gegen die rechtliche Ver-
folgung von Homosexualität ein, sodass einfache Homosexualität (also zwi-
schen Erwachsenen) ab 1929 keine Straftat mehr darstellte.10 
 Trotz der Liberalisierungstendenzen wurde der Homosexuellen-Para-
graph 175 in der Zeit des Nationalsozialismus durch den Röhm-Putsch wie-
der eingeführt und ausgeweitet: Fortan reichte der bloße Verdacht gleichge-
schlechtlicher Handlungen für eine Verurteilung und Gefängnisstrafen von 
bis zu zehn Jahren (§ 175a StGB).11 Der Paragraph galt jedoch weiterhin nur 
für Männer, wohl resultierend aus der Annahme, dass eine widernatürliche 
Handlung zwischen Frauen die Ausnahme bildete.12 Zudem wurde im Dritten 
Reich der Homosexuellen-Paragraph wieder eingeführt und verschärft, und 
es kam zur gezielten Verfolgung männlicher Homosexueller. Gekennzeichnet 
                                           
7  Vgl. Benno Gammerl, Eine Regenbogengeschichte, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 60 
(2010) 15-16, S. 10. 
8  Vgl. ebd., S. 7 f. 
9  Vgl. V. Sigusch (Anm. 1), S. 3. 
10  Vgl. K. Starke (Anm. 3), S. 14. 
11  Vgl. Nina Degele, Gender/Quer Studies, Paderborn 2008, S. 44. 
12  Vgl. Michael Dreyer, Politische Kultur, rechtliche Diskriminierung und Reformstrategien, 
in: Stefan Etgeton/Sabine Hark (Hrsg.), Freundschaft unter Vorbehalt. Chancen und Gren-
zen lesbisch-schwuler Bündnisse, Berlin 1997, S. 32. 
 Tina Kilian 
126 
durch einen sogenannten Rosa Winkel13 wurden sie zu Tausenden in Kon-
zentrationslager deportiert.14  
 
3 Der Umgang mit Homosexualität in der DDR 
 
3.1 Rechtliche Rahmenbedingungen 
 
Mit der Gründung der DDR im Oktober 1949 kam es zu einer abgemilderten 
Form des Strafrechtsparagraphen 175 – die SED nahm Abstand von den nati-
onalsozialistischen Forderungen und Verschärfungen des Strafrechts. Der 
Strafsenat des Obersten Gerichts der DDR erkannte die Formulierungen aus 
§ 175a StGB als nationalsozialistisch an. Dennoch fand die Regelung Ein-
gang in die Rechtsprechung der DDR mit dem Verweis auf den besonderen 
Schutz der Jugend und die Androhung von Zuchthaus in besonders schweren 
Fällen als einen wichtigen rechtspolitischen Erziehungsausdruck. Seit dem 
Strafrechtsänderungsgesetz von 1957 kam es nur noch selten zu einer straf-
rechtlichen Verfolgung von Homosexualität, da bei den zur Anzeige gebrach-
ten Delikten auch § 8 StGB der DDR Anwendung finden konnte, welcher die 
Nichtigkeit eines Tatbestandes mangels schädigender Folgen (z. B. für den 
sozialistischen Aufbau) regelte.15 
 Im Jahr 1968 erfolgte die Streichung des Paragraphen aus dem DDR-
Strafrecht. Festgehalten wurde aber am „besonderen Schutz der Jugend“, was 
schließlich im § 151 StGB, der Wahrung des Schutzalters, Ausdruck fand. Im 
Gegensatz zu den Strafrechtsbestimmungen in der Bundesrepublik erfasste 
das Schutzalter sowohl homosexuelle Zuwiderhandlungen zwischen Männern 
als auch zwischen Frauen. Das Schutzalter für gleichgeschlechtlichen Ver-
kehr (bis zum Erreichen des 18. Lebensjahres) lag in der DDR höher als bei 
gegengeschlechtlichem (von 14 bis 16 Jahren). Außerdem wurden homose-
xuelle Handlungen mit bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe geahndet (§ 151 
StGB), heterosexuelle Handlungen mit bis zu zwei Jahren (§ 149 StGB).16 
Durch laufende Verfahren wurden ab den 1980er Jahren Zweifel an den be-
stehenden Regelungen laut. Das Oberste Gericht sprach im Zuge eines Ver-
fahrens folgende Empfehlung aus: 
                                           
13  Rosa Winkel bezeichnet homosexuelle Häftlinge in Konzentrationslagern. Sie bildeten die 
unterste Stufe in der Hierarchie der Gefangenen, wurden gesondert untergebracht und von 
anderen Häftlingen isoliert. Vgl. W. Schwamborn (Anm. 2), S. 114 f. 
14  Vgl. V. Sigusch (Anm. 1), S. 3. 
15  Vgl. K. Starke (Anm. 3), S. 15 f. 
16  Vgl. ebd., S. 16. 




„Die unterschiedliche Regelung im StGB (§§149, 150, 151) bezüglich 
homo- und heterosexueller Handlungen von Erwachsenen und Jugend-
lichen ist nicht gerechtfertigt. Die Staatsanwälte berücksichtigen das 
bereits weitgehend mit der Anklageerhebung. Es sollte ein Vorschlag 
zur Änderung des StGB eingebracht werden, die Regelungen des §§ 
149, 150, 151 in der Weise aneinander anzugleichen, daß geschlechtli-
che Handlungen Erwachsener mit Jugendlichen unter den gleichen – 
einschränkenden – Voraussetzungen tatbestandsbegründend sind wie 
Handlungen Erwachsener mit Jugendlichen anderen Geschlechts.“17 
 
Der Druck auf das Ministerium für Justiz wuchs, da immer mehr Menschen 
die juristische Situation von Homosexuellen in der DDR als nicht zeitgemäß 
ansahen. Im Zuge des 5. Strafänderungsgesetzes vom 14. Dezember 1988 
erfolgte die ersatzlose Streichung des Strafrechtsparagraphen 151, sodass 
Homo- und Heterosexualität fortan juristisch gleichbehandelt wurden.18 Von 
nun an regelte ein einheitliches Schutzalter (§ 149 StGB) den Umgang bei 
Zuwiderhandlungen, sowohl bei gleichgeschlechtlichen als auch bei gegen-
geschlechtlichen Handlungen. Ungleich blieb jedoch die rechtliche Behand-
lung dauerhafter Partnerschaften Homosexueller gegenüber Heterosexuellen 
– Renten-, Ehe-, Erb- und Steuerrecht fanden in gleichgeschlechtlichen Part-




Sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland wurde Homosexualität in den 
1950er und 1960er Jahren als psychologisch-medizinisches Phänomen be-
trachtet, welches es zu behandeln bedurfte. Psychiater erkannten eine Art 
Geisteskrankheit – es wurden verhaltenstherapeutische und operative Maß-
nahmen ergriffen, die sich auf den Hormonhaushalt oder die Hirnfunktion 
auswirken sollten. Als Ursache für Homosexualität galt die Existenz eines 
sogenannten Homo-Gens.20 Homosexualität kam im öffentlichen Alltag der 
DDR quasi nicht vor; die Wahrnehmung wurde mehr durch Vorurteile als 
durch wirkliche Begegnungen geprägt. Den Rahmen bildete ein sozialisti-
                                           
17  Beratungsprotokoll des 3. Strafsenats des Obersten Gerichts der DDR vom 24. März 1987. 
18  Vgl. B. Gammerl (Anm. 7), S. 9. 
19  Vgl. Günter Grau, Aspekte der gesellschaftlichen Integration homosexueller Männer und 
Frauen, in: Günter Amendt (Hrsg.), Natürlich anders. Zur Homosexuellendiskussion in der 
DDR, Köln 1989, S. 170. 
20  Vgl. V. Sigusch (Anm. 1), S. 4. 
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scher Erziehungsauftrag zu Ehe und Familie, in dem Homosexualität als 
Phänomen Einzelner galt.21 Es wurde zwischen „echten und unechten (ver-
führten) Homosexuellen“22 unterschieden; letztere galt es auf den ordnungs-
gemäßen Weg rückzuführen und zu schützen, so der Psychiater Hanns 
Schwarz.23 
 Mit den ersten rechtlichen Liberalisierungserfolgen von 1968 an ergab 
sich für Homosexuelle die Situation, offen für ihre sexuelle Identität einzu-
stehen und ein Bewusstsein ihrer selbst und auch ein Bewusstsein in der Öf-
fentlichkeit zu schaffen, das sich gegen die Wahrnehmung von Homosexuali-
tät als Krankheitsbild wandte. Ein bedeutender Anstoß für eine allmähliche 
Organisation Homosexueller in der DDR entstand ausgerechnet durch einen 
westdeutschen Film: Rosa von Praunheims „Nicht der Homosexuelle ist per-
vers, sondern die Situation, in der er lebt“ (Januar 1973). Auch in der DDR 
fühlten sich viele Lesben und Schwulen von dem Film ermutigt, sich in ho-
mosexuellen Interessengemeinschaften zu organisieren.24 Dieses Engagement 
führte 1973 zur Gründung der Homosexuellen Interessengemeinschaft Berlin 
(HIB), welche in Anlehnung an die westdeutschen Bürgerinitiativen aktiv 
werden wollte. Die HIB organisierte über viele Jahre hinweg, sofern dies sei-
tens staatlicher Stellen möglich war, Veranstaltungen und Diskussionsrunden 
zum Thema Homosexualität und wandte sich in ihren politischen Anliegen an 
die Volkskammer, Behörden und Medien der DDR. Aufgrund verhängter 
Versammlungs- und Veranstaltungsverbote durch staatliche Behörden und 
Probleme mit der Staatssicherheit gab die Initiative ihre Arbeit 1980 auf.25 
Für die Staatsmacht der DDR stellten Homosexuelle (neben gesundheitlichen 
Vorurteilen) ein Sicherheitsrisiko dar – einerseits weil sie angeblich die sozi-
alistische Ordnung gefährdeten, andererseits weil sie einen hohen Anteil an 
Westkontakten pflegten.26 Trotz staatlicher Restriktionen versuchten Lesben 
und Schwule auf sich aufmerksam zu machen, präsent zu sein und sich all-
mählich eine Plattform zu erarbeiten, die für die Akzeptanz gleichgeschlecht-
licher Lebensweisen werben sollte.27 
                                           
21  Vgl. Rudolf Neubert/Rudolf Weise, Das sexuelle Problem in der Jugenderziehung, Ru-
dolstadt 1957, S. 23. 
22  Hanns Schwarz, Das aktuelle Traktat. Beiträge zum Sexualproblem, Rudolstadt 1959, S. 68. 
23  Vgl. ebd., S. 68.  
24  Vgl. K. Starke (Anm. 3), S. 20. 
25  Vgl. B. Gammerl (Anm. 7), S. 12. 
26  Vgl. K. Starke (Anm. 3), S. 22. 
27  Vgl. B. Gammerl (Anm. 7), S. 12. 
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 Leichter als in Eigeninitiative war es, sich unter dem Dach der evange-
lischen Kirche zu organisieren und damit arbeitsfähig zu werden. Anfang der 
1980er Jahre gründeten sich in Großstädten wie Leipzig und Ost-Berlin ho-
mosexuelle Selbsthilfegruppen und Arbeitskreise. Diese weiteten ihren Druck 
auf die staatlichen Behörden aus und forderten öffentliche Versammlungs-
möglichkeiten.28 Dennoch: „[D]ie Öffnung der Institution Kirche für offen 
Schwule provozierte kontroverse Auseinandersetzungen.“29 Dies resultierte 
daraus, dass vor allem die Schwulenbewegungen innerhalb der Kirche selbst-
bewusst politische Positionen vertraten, z. B. die Einhaltung der Bürgerrechte 
gegenüber dem Einzelnen. Sie engagierten sich als Minderheit, wollten ge-
hört und akzeptiert werden – damit sprachen sie staatliche, politische, kultu-
relle und gesellschaftliche Bereiche direkt an. Diese Bewegungen entstanden 
nicht nur unter dem Dach der Kirche, auch verstanden sich die Arbeitskreise 
als christliche Initiativen, die dennoch individuelle Weltanschauungen vertra-
ten.30 
 In den 1980er Jahren hielt ein allmählicher Bewusstseinswandel Ein-
zug in die ostdeutsche Bevölkerung: Das Tabu-Thema Homosexualität wurde 
teilweise gesellschaftsfähig – die interessierte Öffentlichkeit erfuhr Aufklä-
rung durch Literatur und wissenschaftliche Forschungsarbeiten, die straf-
rechtliche Behandlung Homosexueller änderte sich: Die Abschaffung der 
strafrechtlichen Ungleichbehandlung hetero- und homosexueller Jugendlicher 
im Jahr 1988 ist als ein Indikator ausweitender Toleranz zu werten.31 Trotz 
anhaltender (staatlicher und gesellschaftlicher) Ressentiments gegenüber 
Homosexuellen wurde das Stillschweigen gebrochen und Homosexualität 
enttabuisiert. Dies ist als ein Verdienst jener Schwulen und Lesben zu wer-
ten, die sich – unabhängig davon, ob innerhalb oder außerhalb der Kirche – 
zusammenfanden und ein kollektives Bewusstsein für die Minderheit der 
Homosexuellen in der DDR schufen. Dieses erweiterte Bewusstsein fand 
schließlich Ausdruck in dem zum Ende der DDR entstandenen Film Heiner 
Carows: „Coming Out“. Dieser Film brach nicht nur mit vielen bis dato gel-
tenden Tabus, sondern ist auch Ausdruck der Fortschrittshoffnungen homo-
sexueller Männer und Frauen auf Toleranz und auf die Anerkennung der Na-
türlichkeit von Homosexualität.32 
 
                                           
28  Vgl. K. Starke (Anm. 3), S. 22. 
29  Ebd., S. 32. 
30  Vgl. ebd., S 32 f. 
31  Vgl. Günter Grau, Kehrtwende, in: Ders. (Hrsg.), Lesben und Schwule – was nun?, S. 9 f. 
32  Vgl. K. Starke (Anm. 3), S. 59 f. 
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3.3 Einstellungsmuster gegenüber Homosexualität 
 
Eine repräsentative Studie des Leipziger Sexualforschers Kurt Starke liefert 
Aussagen über das sexuelle Verhalten und Empfinden homosexueller Männer 
aus der DDR. Die Studie machte es sich zum Ziel, „[…] neue Erkenntnisse 
vorzulegen, zu informieren, Legenden zu zerstören, Vorurteile abzubauen 
[und] Verständnis zu fördern.“33 
 
Tabelle 1: Bekenntnis in der Öffentlichkeit 
Fällt es Ihnen schwer, sich gegenüber Ihrer heterosexuellen Umwelt (Betrieb, Behörden 
usw.) zu Ihrer Homosexualität zu bekennen? (Angaben in %) 
 1 (ja, sehr) 2 (ja, etwas) 3 (nein) 
Gesamt 32 39 29 
gemeins. Haushalt 21 43 36 
möchte nicht 42 34 24 
Eltern wissen 24 43 33 
Eltern wissen nicht 55 32 13 
AKreis regelmäßig 17 40 43 
AKreis unregelmäßig 27 41 32 
AKreis würde gern 46 34 20 
AKreis möchte nicht 35 40 25 
Quelle: K. Starke (Anm. 3), S. 178. 
 
In Tabelle 1 wird nach dem Bekenntnis homosexueller Männer gegenüber 
der Öffentlichkeit gefragt. 71 Prozent der Befragten gaben an, dass es für sie 
problematisch sei, sich öffentlich zu outen. Dies resultiert einerseits daraus, 
dass sich manche ihrer Homosexualität nicht bewusst oder sicher sind, ande-
rerseits, dass sich einige daran gewöhnten, ihre Lebensform geheim zu hal-
ten. Als wichtiger Indikator lassen sich die Eltern bestimmen. Wenn diese 
über die Homosexualität ihrer Kinder Bescheid wussten, fiel es diesen leich-
ter, sich gegenüber anderen zu öffnen.34 
 Auch könnte das Sich-Verbergen Homosexueller daraus resultiert ha-
ben, nicht als Außenseiter wahrgenommen werden zu wollen. So versuchten 
viele, ihre geglaubte Andersartigkeit zu verstecken. Oftmals erleichterte die 
regelmäßige Beteiligung an Arbeitskreisen oder anderen Homosexuellen-
Veranstaltungen das Bekenntnis gegenüber der Umwelt (43%), hingegen die 
                                           
33  Ebd., S. 114. 
34  Vgl. Ebd., S. 178 f. 
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Offenbarung lediglich 20 Prozent der Männer leicht fällt, die sich gern enga-
gieren würden. 
 Die vergleichsweise hohe Zahl derer, denen das Eingestehen der eige-
nen Homosexualität gegenüber der Öffentlichkeit schwer fiel, war auch am 
Ende der DDR Ausdruck fehlender gesellschaftlicher Toleranz und Akzep-
tanz – trotz Emanzipationsbestrebungen. Allein durch die strafrechtliche Ent-
kriminalisierung von 1968 und 1988 änderte sich am Umgang mit homose-
xuellen Frauen und Männern wenig. Aus Selbstschutz wurde die eigene se-
xuelle Identität zum Teil noch immer verborgen, da kaum Maßnahmen er-
griffen wurden, Homosexuellen ein Gefühl der Gleichwertigkeit und Gleich-
rangigkeit in der Gesellschaft zu vermitteln.35 
 
Tabelle 2: Benachteiligung in Beruf/Ausbildung 
Quelle: K. Starke (Anm. 3), S. 199. 
 
Nach Tabelle 2 mussten 22 Prozent der Befragten Benachteiligungen und 
Diskriminierungen am Arbeitsplatz hinnehmen. Ebenso wird sichtbar, dass 
homosexuelle Aktivisten stärker diskriminiert wurden (31 Prozent) als sol-
che, die sich aus der Schwulenbewegung heraushielten (16 Prozent). Als 
Grund dafür ist auch hier der angewandte Selbstschutz-Mechanismus des 
Sich-Verbergens zu nennen, um solchen öffentlichen Diskriminierungen und 
Diffamierungen zu entgehen. Als Benachteiligungen nannten die Befragten 
berufliche Schikanen, Behinderungen während des beruflichen Werdegangs, 




                                           
35  Vgl. Eduard Stapel, Zur psychosozialen Situation der Schwulen in der DDR, in: G. Amendt 
(Anm. 19), S. 86. 
36  Vgl. K. Starke (Anm. 3), S. 198 f. 
Haben Sie in Ihrer beruflichen Tätigkeit/Ausbildung irgendwann einmal wegen Ihrer 
Homosexualität Benachteiligungen hinnehmen müssen? (Angaben in %) 
 1 (ja, einmal) 2 (ja, mehrmals) 3 (nein) 
Gesamt 9 13 78 
AKreis regelmäßig 12 19 69 
AKreis unregelmäßig 4 19 77 
AKreis würde gern 12 8 80 
AKreis möchte nicht  8 8 84 
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4 Der Umgang mit Homosexualität in der Bundesrepublik vor 1990 
 
4.1 Rechtliche Rahmenbedingungen 
 
Mit der Gründung der Bundesrepublik galt es zu entscheiden, ob und wie mit 
dem Erbe des Strafrechtsparagraphen 175 StGB im eigenen Recht umzuge-
hen sei. Die westdeutschen Behörden entschieden sich, an der Fassung des 
Paragraphen aus dem Dritten Reich festzuhalten (sowohl an § 175 als auch an 
§ 175a StGB). Beschwerden darüber wies das Bundesverfassungsgericht 
1957 zurück; auch die politischen Eliten betonten die Vereinbarkeit mit dem 
Grundgesetz und verwiesen auf christliche Normen, durch die sich das deut-
sche Volk schützen müsse.37 Außerdem herrschte der Konsens, dass der 
§ 175 weder gegen die freie Entfaltung der Persönlichkeit noch gegen das 
Grundrecht auf Gleichheit verstoße. Gleichgeschlechtliche Interaktion miss-
achte das Sittengesetz. Auch ehemalige Rosa-Winkel-Verurteilte galten mit 
Neugründung der Bundesrepublik weiterhin als Kriminelle und wurden vom 
Bundesentschädigungsgesetz ausgeklammert.38 Aufgrund dieser strafrechtli-
chen Bestimmung kam es in der Bundesrepublik zwischen 1950 und 1965 zu 
ca. 45.000 Verurteilungen. Die staatliche Unterdrückung reichte soweit, dass 
um 1960 etliche Verlage und homosexuelle Vereine ihre Arbeit aufgeben 
mussten.39 
 Erst 1969 erfolgte in der Bundesrepublik eine erste Liberalisierung des 
Sexualstrafrechts, was als eine Reaktion auf die vorangegangene Strafrechts-
reform in der DDR von 1968 verstanden werden kann – die Bundesregierung 
geriet unter Zugzwang. Die einfache Homosexualität galt fortan als straffrei, 
das Schutzalter bei gleichgeschlechtlichen Handlungen zwischen Männern 
(homosexuelle Frauen fanden keine strafrechtliche Beachtung) wurde auf 21 
Jahre festgelegt. Die anfängliche Liberalisierung des Rechts und die Abschaf-
fung der Kriminalisierung einfacher Homosexualität war nicht zuletzt das 
Ergebnis der Regierungsübernahme der sozialliberalen Koalition in Bonn.40 
Eine zweite Reformwelle von 1973 senkte das Schutzalter des sogenannten 
Homosexuellen-Paragraphen auf 18 Jahre. Dennoch hielt die Diskriminie-
rung von Homosexuellen gegenüber Heterosexuellen an – bei gegenge-
schlechtlichen sexuellen Handlungen lag das Schutzalter bei 16 Jahren.41 Im 
                                           
37  Vgl. B. Gammerl (Anm. 7), S. 9. 
38  Vgl. W. Schwamborn (Anm. 2), S. 120. 
39  Vgl. B. Gammerl (Anm. 7), S. 8. 
40  Vgl. ebd., S. 9. 
41  Vgl. W. Schwamborn (Anm. 2), S. 128. 
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Unterschied zur DDR gelang das bundesdeutsche Sexualstrafrecht zu keiner 




Die strafrechtlichen Reformen von 1969 und 1973 gaben den Schwulen und 
Lesben der Bundesrepublik den entscheidenden Impuls zur politischen Orga-
nisation. Ein weiterer Wendepunkt ist ausschlaggebend für das Engagement 
westlicher Homosexueller: die Stonewall-Unruhen in der New Yorker Chris-
topher Street von 1969, bei denen sich erstmals eine größere Gruppe Homo-
sexueller gegen eine polizeiliche Razzia in der New Yorker Homosexuellen-
bar Stonewall stellte. Diesem Befreiungskampf zum Vorbild entstanden auch 
in Westdeutschland zahlreiche Homosexuellenbewegungen.42 Auch spielte 
der erwähnte Film von Rosa von Praunheim in der Bunderepublik eine wich-
tige Rolle.43 Von besonderer Bedeutung bei diesem Film ist, dass er durch 
alle Bevölkerungsgruppen hinweg wahrgenommen wurde, ungeachtet ob aus 
aufrichtigem Interesse oder reiner Neugierde, egal ob zustimmend oder ab-
lehnend – der Film und damit das Thema Homosexualität schlug öffentlich 
erstmals hohe Wellen. 
 Die Strategie vieler Homosexueller des Sich-Verbergens wich der Stra-
tegie des Sich-Zeigens.44 Männliche westdeutsche Homosexuelle bezeichne-
ten sich fortan selbst als Schwule und stellten damit ihr Anderssein in den 
Vordergrund.45 Das neue Selbstbewusstsein und Selbstverständnis der Ho-
mosexuellen äußerte sich in einer sichtbar aufblühenden Infrastruktur aus 
Saunen, Bars und Zeitschriften. Ziel dieser neuen Bewegung sei nicht nur 
gewesen, die eigenen subkulturellen Lebensstile zu verändern, sondern auch 
zur sexuellen Befreiung der Gesellschaft beizutragen.46 Neben der Schwulen-
bewegung formierte sich auch die Lesbenbewegung, die sich eng mit der 
Frauenbewegung verband. Schwulen- und Lesbenbewegung müssen getrennt 
voneinander betrachtet werden,47 was einen wesentlichen Unterschied gegen-
über der Zusammenarbeit Schwuler und Lesben in Ostdeutschland verdeut-
                                           
42  Vgl. ebd., S. 129. 
43  Vgl. V. Sigusch (Anm. 1), S. 5. 
44  Vgl. ebd., S. 8. 
45  Vgl. W. Schwamborn (Anm. 2), S. 130. 
46  So Jens Dobler/Harald Rimmele, Schwulenbewegung, in: Roland Roth/Dieter Rucht 
(Hrsg.), Die sozialen Bewegungen in Deutschland seit 1945. Ein Handbuch, Frankfurt a. M. 
2008, S. 542. 
47  Vgl. ebd. 
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licht: Dort organisierten und professionalisierten sie sich weitgehend gemein-
sam. Die westdeutsche Lesbenbewegung wollte nicht nur auf gleichge-
schlechtliche Beziehungen zwischen Frauen aufmerksam machen; sie stand 
für mehr Unabhängigkeit in einer männerdominierenden Gesellschaft.48  
 Anfang der 1970er Jahre fanden die ersten Schwulendemos statt und es 
kam zu ersten Großveranstaltungen im Rahmen des Christopher Street Days 
(CSD). Die neue Offenheit, mit der Schwule und Lesben sich selbst präsen-
tierten, schlug sich auch in der Wahrnehmung und im Umgang seitens der 
Mehrheitsgesellschaft nieder. Als Anhaltspunkt kann die Ausstrahlung etli-
cher Filme mit schwul-lesbischem Inhalt in den öffentlich-rechtlichen Pro-
grammen gewertet werden.49  
 Das Aufkommen und Bekanntwerden der Immunschwächekrankheit 
AIDS Mitte der 1980er Jahre entfachte eine Welle der Angst in der Bevölke-
rung und rief Unsicherheit unter Homosexuellen hervor. Die Folge waren 
zahlreiche Gründungen von Selbsthilfegruppen und AIDS-Hilfen, die sich 
vor allem gegen die staatliche Linie eines repressiven Vorgehens in der 
AIDS-Frage wandten. Für solches stand unter anderem der CSU-Politiker 
Peter Gauweiler, der die Internierung aller Infizierten forderte.50 Die AIDS-
Debatte machte Homosexualität zu einem großen öffentlichen Thema und 
trug einerseits zur Professionalisierung der Schwulenbewegung, andererseits 
zur gesellschaftlichen Anerkennung bei.51 
 
4.3 Einstellungsmuster gegenüber Homosexualität 
 
Die Geschichte der Homosexualität in Westdeutschland durchlief viele Ver-
änderungen. Eine Studie des Institutes für Demoskopie Allensbach aus dem 
Jahr 1949 zum Thema Intimsphäre verdeutlicht, dass Homosexualität nach 
dem Krieg als medizinisches und psychologisches Problem erklärt wurde. 
Sexualität per se wurde wenig thematisiert. Anstand und Sittsamkeit waren 
zentrale Moralvorstellungen für eine glückliche Ehe.52 
                                           
48  Vgl. B. Gammerl (Anm. 7), S. 11 f. 
49  Vgl. ebd., S. 10. 
50  Vgl. Michael Bochow, AIDS-Prävention. Erfolgsgeschichte mit offenem Ausgang, in: Bun-
deszentrale für Politische Bildung (Hrsg.), Dossier Homosexualität, 17. Mai 2010, abrufbar 
unter: http://www.bpb.de/gesellschaft/gender/homosexualitaet/38889/aids-praevention, 
(Stand: 3.9.2015). 
51  Vgl. B. Gammerl (Anm. 7), S. 10 f. 
52  Vgl. Franz X. Eder, Die „Sexuelle Revolution“ – Befreiung und/oder Repression?, in: Ingrid 
Bauer u. a. (Hrsg.), Liebe und Widerstand. Ambivalenzen historischer Geschlechterbezie-
hungen, Wien 2005, S. 399. 
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Tabelle 3: Sexuelle Einstellungen und Praktiken in Deutschland 1949 
Wie stehen Sie zur männlichen Ho-
mosexualität? 










Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, Umfrage zur „Intimsphäre“ in Deutschland, 1949. 
 
Neben der Verknüpfung zu medizinischen Diskursen galten homosexuelle 
Handlungen für 48 Prozent als Unsitte oder schlechte Angewohnheit. Frauen 
blieben unberücksichtigt, da homosexuelle Handlungen zwischen Frauen 
nicht als solche verstanden wurden. Die Mehrheit beschränkte ihre eigenen 
Moralvorstellungen und ihr Sexualleben auf die traditionelle Ehe.53 
 
Tabelle 4: Sexualverhalten Deutscher Studierender 1966/1981 
Quelle: Gunter Schmidt u. a., Sexualverhalten, in: Ders. (Hrsg.), Kinder der sexuellen Revolution. 
Kontinuität und Wandel studentischer Sexualität 1966-1996. Eine empirische Untersuchung, Gie-
ßen 2000, S. 39. 
 
Zu den radikalsten Veränderungen in Bezug auf das Sexualleben (und in die-
sem Falle zur Homosexualität) in Westdeutschland trugen zweifelsohne Stu-
denten bei. Dies belegt Tabelle 4. Insgesamt 1000 westdeutsche Studierende 
nahmen an einer Untersuchung über ihr Sexualverhalten in den Jahren 1966 
und 1981 teil.54 Die Akzeptanz gegenüber Homosexualität zeigt 1981 einen 
Anstieg von 47 bzw. 52 Prozentpunkten (Männer/Frauen) im Vergleich zu 
1966 auf. Frauen waren gegenüber Homosexuellen insgesamt toleranter ein-
gestellt als Männer. Die Veränderungen im Umgang mit Homosexualität 
                                           
53  Vgl. ebd., S. 401 f. 
54  Vgl. ebd., S. 405 f. 
 Angaben in Prozent % 
Männer Frauen 
Einstellung zur 
Homosexualität 1966 1981 1966 1981 
zulässig 37 84 40 92 
bedingt zulässig 41 12 40 6 
unzulässig 22 4 20 2 
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können als das Ergebnis eines generellen Wertewandels interpretiert werden, 
die sich einerseits in der Liberalisierung des Rechts gegenüber Homosexuel-
len, andererseits in den zahlreichen Emanzipationsbestrebungen Schwuler 
und Lesben in den 1980er Jahren äußerten.  
 
5 Homosexualität in Deutschland vor und nach 1990 im Vergleich 
 
Nach der Vereinigung der beiden deutschen Teilstaaten 1990 galt es zu klä-
ren, wie mit dem Erbe über die Bestimmungen des Sexualstrafrechts aus Ost- 
und Westdeutschland umzugehen sei. Zur Erinnerung: In der DDR wurde das 
gesonderte Schutzalter für Homosexuelle 1988 abgeschafft, während in der 
Bundesrepublik ein unterschiedliches Schutzalter zwischen Homo- und Hete-
rosexuellen weiterhin Bestand hatte. Die Abschaffung des Paragraphen 175 
StGB wurde von den bundesweiten Schwulen- und Lesbenbewegungen über 
Jahre hinweg gefordert. Auch wuchs in der Öffentlichkeit der Anteil derer, 
die die westdeutschen Bestimmungen zum gesonderten Schutzalter von Ho-
mosexuellen als gesellschaftlich überholt empfanden.55 Aus juristischer Per-
spektive galt das DDR-Strafrecht in Bezug auf die Selbstbestimmung der se-
xuellen Identität als fortschrittlicher. Noch im Jahr 1990 glaubten viele, dass 
die Wiedervereinigung ein Prozess sein würde, bei dem abgewogen wird, 
was Ost und West jeweils zu einem gemeinsamen Deutschland beizutragen 
hätten. Gab es nun Widerstand gegen die gängige Praxis, in den neuen Bun-
desländern das bestehende BRD-Recht einzuführen?56  
 Bis zum März 1994 galt in den alten und neuen Bundesländern ein un-
terschiedliches Sexualstrafrecht. Auf dem Gebiet der alten Bundesrepublik 
fand der § 175 StGB nach wie vor Anwendung. Wieder kam es zu Diskussi-
onen über Beibehaltung oder Abschaffung des Paragraphen aus dem deut-
schen Strafrecht.57 Im Zuge der Rechtsangleichung einigten sich Juristen im 
Juni 1994 darauf, den historisch belasteten Strafrechtsparagraphen 175 end-
gültig aus dem Gesetzestext zu streichen. In allen Bundesländern der Bundes-
republik gilt seitdem eine einheitliche Schutzaltersgrenze von 14 Jahren.58 
Der langen Historie des Strafrechtsparagraphen 175 und der daraus resultie-
renden Ungleichbehandlung Homo- und Heterosexueller wurde auf diese 
Weise ein Ende gesetzt. Damit ist die rechtliche Integration Homosexueller 
jedoch nicht abgeschlossen.  
                                           
55  Vgl. J. Dobler/H. Rimmele (Anm. 46), S. 546. 
56  Vgl. K. Starke (Anm. 3), S. 13 und 61. 
57  Vgl. ebd., S. 63 f. 
58  Vgl. ebd., S. 64. 
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 Die ostdeutschen Organisationen männlicher Homosexueller schlossen 
sich fast nahtlos an die westdeutschen Gruppen an. Eine Ausnahme blieb der 
in Leipzig gegründete Schwulenverband in der DDR (SDV). Ihm schlossen 
sich größtenteils die Mitglieder des westdeutschen Bundesverbandes Homo-
sexualität (BVH) an. 1999 folgte die Erweiterung zum Lesben- und Schwu-
lenverband (LSDV), in dessen Fokus fortan die gleichgeschlechtliche Ehe 
rückte.59 Einen Meilenstein markierte schließlich das im Jahr 2001 verab-
schiedete Lebenspartnerschaftsgesetz. Es ermöglicht gleichgeschlechtlichen 
Paaren eine eheähnliche Rechtsbeziehung, die jedoch von steuer- und beam-
tenrechtlicher Gleichstellung ausgeschlossen blieb. Diese Öffnung der Ehe 
für gleichgeschlechtliche Partnerschaften ist als Indiz allmählich abschwel-
lender Heteronormativität der Gesellschaft zu werten.60 
 
Tabelle 5: Gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften in Deutschland  
(Angaben in absoluten Zahlen) 
 Insgesamt Männlich weiblich 
In Tsd. 
1996 38 23 15 
1997 39 22 17 
1998 44 25 19 
1999 41 25 16 
2000 47 27 20 
2001 50 29 21 
2002 53 31 22 
2003 58 32 26 
2004 56 30 26 
2005 60 36 24 
2006 62 39 23 
2007 68 44 24 
2008 69 46 23 
2009 63 37 27 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Anm. 61). 
 
                                           
59  Vgl. J. Dobler/H. Rimmele (Anm. 46), S. 546 f. 
60  Vgl. Doris Mathilde Lucke, Jenseits von Ehestand und Geschlechtsklasse, in: Dorothea 
Krüger/Holger Herma/Anja Schierbaum (Hrsg.), Familie(n) heute. Entwicklungen, Kontro-
versen, Prognosen, Weinheim 2013, S. 153 f. 
 Tina Kilian 
138 
Tabelle 5 zeigt einen generellen Anstieg gleichgeschlechtlicher Lebensge-
meinschaften in Deutschland von 1996 bis 2009. Im Jahr 2009 wurden 
63.000 gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften registriert; 19.000 davon 
waren zugleich eingetragene.61 Dies resultiert einerseits aus dem generellen 
Wandel des Sich-Zeigens und des Vernetzens Homosexueller (besonders in 
den neuen Bundesländern), andererseits wirkt die partielle rechtliche Gleich-
stellung (in Bezug auf die Zivilehe) ermutigend, einen gemeinsamen Haus-
halt mit dem gleichgeschlechtlichen Partner zu führen. Die immer häufigeren 
Partnerbeziehungen zwischen Homosexuellen sind ferner das Ergebnis der 
Schwulen- und Lesbenbewegungen seit den 1970er Jahren.62 Skeptiker (da-
runter auch Homosexuelle) befürworten zwar die Verringerung von Diskri-
minierung der Homosexuellen, sie vermissen indes heute den linken Avant-
gardecharakter, der das Selbstverständnis und die politischen Bewegungen 
der Homosexuellen maßgeblich mitbestimmte. Sie begreifen die Gleichstel-
lung nicht als Preisgabe des bewussten Andersseins und die Anpassung an 
Normales.63  
 
Tabelle 6: Negativ wahrgenommene Gruppen (alle Angaben in Prozent) 
Habe negative Wahr-
nehmung bei… 
Ja/Teils (Ost) Ja/Teils (West) 
Schwulen/Lesben 28 (10 Ja, 18 Teils) 30 (14 Ja, 16 Teils) 
Hauptgründe für nega-
tive Empfindungen* 
1. Sind gefährlich (55) 
2. Passen sich nicht an    
(52) 
3. Mag sie einfach nicht 
(46) 
1. Passen sich nicht an 
(70) 
2. Sind zu viele (68) 
3. Haben schlechtes 
Benehmen (61) 
Ausprägung 
der Motive  











*Mehrfachnennungen möglich; Quelle: FOKUS-Institut Halle (Anm. 64). 
                                           
61  Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Mikrozensus 2009, 20. November 2010, abrufbar 
unter: http://www.bpb.de/gesellschaft/gender/homosexualitaet/38844/lebensgemeinschaften, 
(Stand: 4.9.2015). 
62  Vgl. Rüdiger Peuckert, Familienformen im sozialen Wandel, 6. Aufl., Wiesbaden 2005, 
S. 330.  
63  Vgl. ebd., S. 338. 
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Tabelle 6 geht auf eine Untersuchung des FOKUS Instituts Halle von 2002 
zurück, in der eine repräsentative Stichprobe der wahlberechtigten Bevölke-
rung zu negativ wahrgenommenen Gruppen und den Gründen dieser Wahr-
nehmung befragt wurde.64 Homosexuelle wurden hier auf der dritten Rang-
stufe genannt (neue Bundesländer 28 Prozent, alte Bundesländer 30 Prozent 
der Befragten mit ja und teilweise). Sowohl in Ost (52 Prozent) als auch in 
West (68 Prozent) war Unangepasstheit der Homosexuellen der Hauptgrund 
für negative Wahrnehmungen. Es stellt sich die Frage, ob Anpassung (siehe 
Ostdeutschland vor 1990) das Verbergen der eigenen Identität meint, oder ob 
mit Anpassung die Forderung von Integration in die Gesamtgesellschaft ge-
meint ist. Insgesamt war die Zahl derer, die Homosexuelle grundsätzlich ne-
gativ wahrnahmen, in Ost wie West auch zwölf Jahre nach der Wiederverei-




Zu feierlichen Anlässen wie dem Tag der Deutschen Einheit ist oft der Slo-
gan „Grenzen überwinden“ zu vernehmen. Grenzen, das waren 1989 nicht 
nur zwei Staaten, sondern auch zwei Völker, verschiedene Rechtsgrundlagen 
und unterschiedliche Wertvorstellungen. In Bezug auf die Geschichte der 
deutschen Homosexualität ist diese Grenze bis heute nicht überwunden, wie 
es für eine aufgeklärte, liberale Gesellschaft angemessen wäre. Dennoch re-
sultiert besonders der rechtliche Umgang heute aus den Liberalisierungs- und 
Emanzipationsbestrebungen der homosexuellen Bewegungen der DDR und 
der Bundesrepublik vor 1990. Das Grundproblem seit der Einführung des 
Strafrechtsparagraphen von 1871 war die Reglementierung individueller 
Verhaltensweisen, das Aberkennen von verschiedenen sexuellen Identitäten 
und die über alle Grenzen hinweg durchzusetzende Zwangsheterosexualität.65 
Die DDR wies zum Ende ihrer Existenz ein fortschrittlicheres Sexualstraf-
recht auf, als es in Westdeutschland der Fall war. Dennoch stand dies im Ge-
gensatz zum gesellschaftlichen Umgang mit Homosexualität, weswegen sich 
Betroffene aus Angst vor Diskriminierung, Verleumdung und Benachteili-
gung selten zur ihrer sexuellen Orientierung bekannten. Bis zum Ende der 
DDR gelang es Gruppen und Organisationen nicht, eine eigene Subkultur 
                                           
64 Vgl. FOKUS-Institut Halle (Hrsg.), Hassgruppen in der deutschen Gesellschaft – Negativ 
wahrgenommene Personen im Bild der öffentlichen Meinung, Halle 2003, abrufbar unter: 
http://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/allg_Texte/Chrapa_Michael/hassgr.pdf 
(Stand: 6.9.2015). 
65 Vgl. G. Grau (Anm. 19), S. 172. 
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aufzubauen, in der Schwule und Lesben eine Plattform hätte geboten werden 
können, ihr Verlangen mit Gleichgeschlechtlichen zu leben. Staatliche Be-
hörden unterdrückten Initiativen, verboten Versammlungen und zogen damit 
eine Grenze zwischen Mehrheitsgesellschaft und Homosexuellen. Gleichge-
schlechtliche Liebe war in der DDR schlichtweg nicht präsent, sodass die 
DDR-Gesellschaft auch kein Bewusstsein für Homosexualität entwickeln 
konnte. Dieser Umstand erschwerte es Schwulen und Lesben, sich überhaupt 
zu zeigen, gleichwohl es ab 1988 keine rechtliche Diskriminierung Homose-
xueller mehr gab.  
 Dieses Paradox spiegelt sich in der Bundesrepublik vor 1990 umge-
kehrt wider. Der Strafrechtsparagraph hatte über alle Jahrzehnte hinweg Be-
stand, auch wenn er von Schwulen- und Lesbenbewegungen seit den 1970er 
Jahre hart bekämpft wurde. Organisationen und Initiativen gründeten sich, in 
den Großstädten entstanden Bars, Diskotheken, Verlage und der Christopher 
Street Day wurde öffentlich begangen. Homosexualität wurde zum gesell-
schaftlichen Thema, was die Vorbehalte zwischen heterosexueller Mehr-
heitsgesellschaft und homosexueller Minderheit verringerte. Auch waren die 
1968er- und die Frauenbewegung wegweisend und hilfreich für die Akzep-
tanz- und Toleranzerweiterung gegenüber Schwulen und Lesben. Die gene-
relle Abkehr der noch in den 1950er und 1960er Jahren vertretenen Meinung 
(in Ost und West), Homosexualität sei eine zu behandelnde Krankheit, resul-
tiert nicht zuletzt aus dem grundsätzlichen Wertewandel hin zu Selbstver-
wirklichung und Individualisierung. Die rechtlichen Schranken bremsten die-
se Selbstverwirklichung immer wieder aus, obgleich die einfache Homosexu-
alität auch in der Bundesrepublik als straffrei galt. Die Entscheidung nach der 
Wiedervereinigung in den alten Bundesländern an einem gesonderten 
Schutzalter für homosexuelle Handlungen festzuhalten, zeugt von der Anti-
quiertheit der Gesellschaft und Politik, aber auch von grundlegendem Vorbe-
halt, tatsächliche oder vermeintliche Errungenschaften der DDR für das ver-
einte Deutschland zu übernehmen. Die Übernahme des durchaus fortschrittli-
cheren Sexualstrafrechts aus der ehemaligen DDR hätten abermalige Diskus-
sionen um den Bestand oder die Abschaffung des § 175 StGB erübrigt.  
 Nichtsdestotrotz profitierten vor allem ostdeutsche Homosexuelle von 
der („Grenz“-) Öffnung nach Westen. Homosexuelle aus beiden deutschen 
Staaten vernetzen sich und professionalisierten die Schwulen- und Lesben-
bewegung. Eine strukturelle Diskriminierung Homosexueller ist demgegen-
über weiterhin in der Gesetzgebung (Homo-Ehe) spürbar. Doch auch diese 
Grenze zur absoluten Gleichstellung wird in absehbarer Zeit durchbrochen 
werden, da sich der internationale und gesellschaftliche Druck auf das Recht 
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zur individuellen Selbstbestimmung und allgemeinen Gleichstellung erhöht. 
„Grenzen überwinden“ muss als Prozess verstanden werden, der in Rechts-
fragen anfängt und in den Köpfen aufhört. 
 
 Die Haushaltspolitiken der Bundesländer – Vielfalt oder Einheit? 
 
von Liza Ruschin 
 
1 Zwischen Vielfalt und Einheit 
 
Die Auseinandersetzung mit den Folgen der deutsch-deutschen Teilung dau-
ert noch immer an. Regelmäßig stellen Journalisten und Wissenschaftler die 
Frage nach dem Stand der inneren Einheit. Die Leitfrage der Analyse lautet: 
Kann nach 25 Jahren deutscher Einheit ein Unterschied in den Haushaltspoli-
tiken der deutschen Bundesländer festgestellt werden? Die Beantwortung 
dieser Frage soll Aufschluss darüber geben, welche Erklärungsfaktoren die 
gegenwärtigen Haushaltspolitiken der Länder bestimmen und ob die Wieder-
vereinigung mit ihren Nachwirkungen einen Einfluss hat. 
Anders als die DDR-Bezirke waren die westdeutschen Bundesländer 
zu jeder Zeit den Phänomenen der Globalisierung, Internationalisierung und 
Verwissenschaftlichung im vollen Maße ausgesetzt. Es kommt in der Demo-
kratie zu „gleichartigen inneren Wandlungsprozessen.“1 Die östlichen Bezir-
ke wurden indes durch die SED-Herrschaft von Phänomenen, die aufgrund 
internationaler Interdependenz entstanden, weitgehend isoliert. „Globalisie-
rung, industrieller Strukturwandel, die digitale Revolution und die kulturellen 
Umbrüche der 1970er und 1980er Jahre sind dann als Faktoren zu erkennen, 
die mit zum Untergang des sowjetisch beherrschten Europas beitragen.“2 
Die Folgen des Fernhaltens von diesen Einflussfaktoren kamen mit der 
Wiedervereinigung ans Licht. Es entstanden zwei Politische Kulturen, was 
auf die 40-jährige Trennung zurückzuführen ist.3 Die DDR hatte sich zum 
Ziel gesetzt, eine „politische Zielkultur“ zu entwickeln, „die nicht nur der 
führenden Partei und allen staatlichen Institutionen als Leitbild dient, sondern 
auch für alle gesellschaftlichen Organisationen und selbst für die Erziehung 
in der Familie verbindlich war.“4  
Dies lässt den Schluss zu, dass es auch ein Vierteljahrhundert später 
noch Unterschiede in den Auswirkungen auf gegenwärtige Politiken gibt. Die 
Poltische-Kultur-Forschung hat in Untersuchungen nach der Wiedervereini-
                                           
1  Dirk Berg-Schlosser, Erforschung der Politischen Kultur, in: Gotthard Breit, Politische Kul-
tur in Deutschland, Eine Einführung, Schwalbach/Ts. 2004, S. 8-29, hier S. 20. 
2 Ulrich Herbert, Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert, Bonn 2014, S. 1092. 
3 Vgl. Wolfgang Bergen, Die Vergangenheitsprägung deutscher politischer Kultur, in: G. 
Breit (Anm. 1), S. 38-57, hier S. 48 f. 
4 Ebd., S. 45. 
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gung festgestellt, dass westdeutsche Bürger tendenziell eher postmaterialis-
tisch, ostdeutsche Bürger eher materialistisch eingestellt sind. Dies ist auf die 
Frage zurückzuführen, ob eher der Wert der Freiheit oder der Gleichheit der 
ausschlaggebende Faktor der jeweiligen Politischen Kultur ist. Die Bundes-
republik vor 1989 legte stets großen Wert auf die Freiheit als Wertegrundla-
ge. Im Gegensatz dazu wog in der DDR der Wert der Gleichheit schwerer: 
vom Volkseigentum bis zur „Einordnung des Einzelnen in ein Kollektiv“5.  
Im Folgenden soll die Frage beantwortet werden, ob diese „Unfreiheit 
für Gleichheit“ bis heute einen Einfluss hat. Als Untersuchungsgegenstand 
dienen die Haushaltsrechnungen westlicher und östlicher Bundesländer, die 
mit Blick auf materialistische und postmaterialistische Funktionen untersucht 
werden. Um ein umfassendes Bild der Haushaltspolitiken zu zeichnen, wer-
den weitere Determinanten als Kontextvariablen eingebunden. Das zweite 
Kapitel widmet sich dem theoretischen und methodischen Rahmen. Das fol-
gende dritte Kapitel klärt zentrale Terminologien. Im Anschluss wird im vier-
ten Teil die Haushaltspolitik ausgewählter Länder dargestellt. Die Eingren-
zung des Untersuchungsgegenstandes ist aufgrund des begrenzten Umfangs 
notwendig. 
 
Tabelle 1: Pro-Kopf Verschuldung in Euro 2006 





Quelle: A. Hildebrandt (Anm. 10). 
 
Die Fälle wurden so gewählt, dass neben dem Ost-West-Vergleich auch ein 
Nord-Süd-Vergleich möglich ist. Zusätzlich zu diesem geografischen Kriteri-
um wurde je ein Bundesland mit hoher (> 7.000 Euro/Einwohner) und eines 
mit geringer (< 4.000 Euro/Einwohner) Verschuldung ausgewählt (Tabelle 
1). Damit ist ein Vergleich möglich, obwohl „die ostdeutschen Länder bei 
ihrer Gründung im Jahr 1990 praktisch schuldenfrei waren“6. Ihre Verschul-
dung stieg anschließend rapide an, um den Bedarf an Finanzmitteln im Auf-
holprozess Ost zu decken. Mittlerweile gibt es keine gravierenden Unter-
                                           
5  Ebd., S. 46. 
6  Ders., Finanzpolitik in den Ländern, in: Ders./Frieder Wolf (Hrsg.), Die Politik der Bundes-
länder. Staatstätigkeit im Vergleich, Wiesbaden 2008, S. 173-192, hier S. 178. 
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schiede der Verschuldungsquoten mehr zwischen ostdeutschen und westdeut-
schen Flächenstaaten. Stadtstaaten wurden von der Untersuchung ausge-
schlossen, da ein Vergleich angesichts der eigenen lokalen Situationen und 
des Sonderfalls Berlin methodisch irreführend wäre. 
 
2 Theorie und Methodik 
 
2.1 Politik-Erblast Theorie 
 
Zugrunde gelegt wird die Politik-Erblast-Theorie. Diese wird methodisch 
durch einen diachronen Vergleich zwischen Ost und West gestützt. Die Poli-
tik-Erblast-Theorie geht von einer Pfadabhängigkeit der gegenwärtigen Poli-
tik von der Vergangenheit aus.7 Somit begrenzt die Erblast das gegenwärtige 
Regierungshandeln. Dies ist auf das Gesetz der Trägheit zurückzuführen, 
wonach hohe Umstellungskosten8 den Erhalt vorhandener Regelungen för-
dern. 
Zusätzlich verfolgen Politiker eine kurzfristige Perspektive, bei der die 
Wiederwahl in den Mittelpunkt ihres Interesses rückt. Dies bedeutet, dass die 
langfristigen Folgen einer Entscheidung zunächst nur im geringen Maße be-
achtet werden und das kurzfristige Kosten-Nutzen-Kalkül ins Zentrum rückt. 
Somit ist es unvermeidbar, dass die neu gewählte Regierung die Erblast der 
vorangegangenen Regierung übernimmt. „Der wichtigste Grund, warum die 
Regierungen nach der Machtübernahme die ‚ererbten‘ Entscheidungen nicht 
korrigieren, besteht in der ungeheuren Masse der Gesetzgebung in modernen 
Demokratien und den begrenzten zeitlichen und kognitiven Ressourcen der 
Regierungen.“9 
Bisher wurde die Politik-Erblast-Theorie vor allem auf die Sozial- und 
Wirtschaftspolitik angewendet. Im Folgenden erfolgt die Analyse der Lan-
deshaushaltspolitiken der deutschen Bundesländer auf dieser Grundlage. Von 
besonderem Interesse sind Bereiche, auf die eine Landesregierung innerhalb 
ihrer Legislaturperiode Einfluss nehmen kann. Dies trifft auf den Großteil des 
Haushaltes nicht zu, was zum einen auf die Lobby verschiedener Politikbe-
                                           
7  Vgl. Tobias Ostheim/Manfred G. Schmidt, Die Lehre vom Politik-Erbe, in: Manfred G. 
Schmidt u. a., Der Wohlfahrtsstaat: Eine Einführung in den historischen und internationalen 
Vergleich, S. 85-95, hier S. 85. 
8  Vgl. Manfred G. Schmidt, Das politische System Deutschlands. Institutionen, Willensbil-
dung und Politikfelder, München 2007, S. 396. 
9  Achim Hildebrandt, Die finanzpolitische Handlungsfähigkeit der Bundesländer, Determi-
nanten, institutionelle Defizite und Reformoptionen, Wiesbaden 2009, S. 59. 
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reiche, wie der Umweltpolitik, zum anderen auf die Vielzahl der Gesetzge-
bungsakte zurückzuführen ist: „Viele Ausgabenprogramme werden von 
mächtigen Interessengruppen verteidigt, deren Proteste vermieden werden 
können, wenn die Nachfolgeregierung am Status quo festhält.“10 
Die zentrale Hypothese besagt, dass die Ausgaben für postmaterialisti-
sche Bereiche in den westdeutschen Bundesländern höher sind als in den ost-
deutschen Bundesländern. Dabei wird davon ausgegangen, dass durch das 
Nichterfüllen von Bedürfnissen in der DDR die ostdeutschen Bürger materia-
listischer eingestellt sind. So heißt es bei Kai Arzheimer: „Bedenkt man, dass 
sich Ost- und Westdeutschland rund vier Jahrzehnte lang getrennt voneinan-
der entwickelt haben und die SED den erklärten Willen hatte, Staat und Ge-
sellschaft gezielt umzugestalten, sind alleine deshalb substanzielle Ost-West-
Unterschiede zu erwarten.“11 
Die Lehre der Parteiendifferenz beschreibt einen Zusammenhang zwi-
schen dem Einfluss einer Partei und den makroökonomischen Resultaten. 
Daher sind die jeweiligen Landesregierungen von besonderem Interesse. Die 
Übertragung dieser theoretischen Herangehensweise auf das empirische Bei-
spiel führt zu der Hypothese, dass die Ausgaben für postmaterialistische Be-
reiche in den Landeshaushalten durch die jeweilige Regierung geprägt sind: 
Materialistisch eingestellte Regierungsparteien geben geringere Mittel für 
postmaterialistische Haushaltsposten aus als postmaterialistisch orientierte. 
Die Einteilung erfolgt über den Cleavage-Ansatz Materialismus/ Postmateria-
lismus, nach dem Parteien jeweils der materialistischen oder der postmateria-
listischen Seite zugeordnet werden können. Es handelt sich um eine idealty-
pische Betrachtung – so weisen alle Parteien postmaterielle und materielle 
Merkmale auf. Die Zuweisung erfolgt nach dem Materialismus-Post-
materialismus-Index in Anlehnung an die Links-Rechts-Skala.12 Der Index 
resultiert aus den Werthaltungen der Parteimitglieder. Nach diesem Index 
sind CDU und FDP eher dem materialistischen Lager, Bündnis 90/Die Grü-
nen sowie die Linke dem postmaterialistischen Lager zuzuordnen.13 Die SPD 
                                           
10  Ebd., S. 59. 
11  Kai Arzheimer, Freiheit oder Sozialismus? Gesellschaftliche Wertorientierung, Staatsziel-
vorstellungen und Ideologien im Ost-West-Vergleich, in: Oscar W. Gabriel u. a., Wächst 
zusammen, was zusammengehört? Stabilität und Wandel politischer Einstellungen im wie-
dervereinigten Deutschland, Baden-Baden 2005, S. 285-314, hier S. 285. 
12  Vgl. Rainer Berger, Der Umbau des Sozialstaates. Ansichten von Parteien und Wohlfahrts-
verbänden zur Modernisierung des Staates, Wiesbaden 1999, S. 233. 
13  Vgl. M. G. Schmidt (Anm. 8), S. 66. 
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weist auf beiden Seiten hohe Anteile auf und ist als Mischtyp zwischen dem 
Materialismus und Postmaterialismus einzuordnen.14 
Zusätzlich soll untersucht werden, welchen Einfluss die Höhe der Ein-
nahmen auf die postmaterialistischen Ausgaben haben. Dabei wird davon 
ausgegangen, dass Bundesländer mit höheren Einnahmen anteilig mehr Geld 
für die postmaterialistischen Bereiche ausgeben. Demnach müssten die rei-
chen südlichen Bundesländer höhere Ausgaben für postmaterialistische Be-
reiche haben als nördlich gelegene Bundesländer. Diese Hypothese dient als 
Gegenstück des klassischen Ost-West-Vergleiches und ermöglicht darüber 
hinaus eine Nord-Süd-Gegenüberstellung. 
 
2.2 Diachroner Vergleich und Zeitreihenanalyse 
 
Der diachrone Vergleich ermöglicht eine Zeitreihenanalyse mit einheitlichen 
Abständen über 20 Jahre hinweg. 
 
„Vergangene Konflikte wirken sich auf gegenwärtige Beziehungen zwischen Staaten 
aus, in einer früheren historischen Situation gewählte Politiken beeinflussen heutige 
Entscheidungen, und Institutionen, mit denen auf eine vergangene Problemsituation re-
agiert wurde, stellen auf Grund ihrer Beharrungskraft Restriktionen für gegenwärtiges 
Problemlösungshandeln dar. Dieses Weiterwirken der Vergangenheit in der Gegenwart, 
die Tatsache, dass jedes zu einem Zeitpunkt beobachtete Phänomen Ergebnis eines in 
die Vergangenheit zurückreichenden Prozesses ist, wird heute gerne als Pfadabhängig-
keit im weiten Sinne bezeichnet.“15 
 
Die Typologie der Pfadabhängigkeit geht ursprünglich auf W. Brian Arthur 
und Paul A. David zurück. Seither wurde sie weiterentwickelt und gehört 
mittlerweile „zu einem der meist verwendeten Erklärungskonzepte in der so-
zialwissenschaftlichen und ökonomischen Forschung“16. Um das Modell über 
den Systemwechsel hinaus fruchtbar zu machen, werden Pfadwechsel nicht 
ausgeschlossen.  
Die Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten kann als ein sol-
cher Pfadwechsel angesehen werden, der durch die Ausnahmesituation im 
Jahr 1989 entstand. Zudem ging sie mit hohen Anpassungs- und Umstel-
                                           
14  Vgl. R. Berger (Anm. 12). 
15  Renate Mayntz, Akteure-Mechanismen-Modelle. Zur Theoriefähigkeit makro-sozialer Ana-
lysen, Frankfurt a. M. 2002, S. 27 f. 
16  Jürgen Beyer, Pfadabhängigkeit. Über institutionelle Kontinuität, anfällige Stabilität und 
fundamentalen Wandel, Frankfurt a. M. 2006, S. 12. 
 Liza Ruschin 
148 
lungskosten einher. Der neue Pfad ist durch die Entstehung eines geeinten 
deutschen Staates gekennzeichnet. Im westlichen Teil der wiedervereinigten 
Republik kam es zu geringen strukturellen Veränderungen. Im Gegensatz da-
zu erlebten die östlichen Bundesländer grundlegende Veränderungen in Poli-
tik, Gesellschaft und Wirtschaft. Dieses „window of opportunity“17, wie es 
u. a. Lauth formuliert, wurde jedoch eher in geringem Maße genutzt, um ge-
samtdeutsche Veränderungen zu bewirken.18 
Folgendes methodisches Problem ergibt sich für die Zeitreihenanalyse: 
Die Datenlage um die Landeshaushalte ist komplex und intransparent. Dies 
stellte bereits das Bundesverfassungsgericht im Jahr 2006 fest: „Bei der Ana-
lyse der zu dieser Feststellung führenden finanzwirtschaftlichen Daten seien 
verschiedene methodische und andere Unzulänglichkeiten des Datenmaterials 
einzubeziehen und insbesondere zu berücksichtigen, dass die verfügbaren 
Daten der Länder trotz einheitlicher Vorgaben inhomogen seien und […] teils 
erhebliche Datenfehler aufwiesen.“19 Zusätzlich ist die Datenbereitstellung 
der Finanzministerien ein Hindernis. Die Beschaffung der Haushaltsrechnun-
gen der ostdeutschen Bundesländer ist unproblematisch, weil diese in digita-
lisierter Form vorliegen. Für Bayern und Schleswig-Holstein gestaltete sich 
die Datenbeschaffung vor allem wegen der älteren Jahrgänge der Haushalts-
rechnungen schwierig. So weisen die Daten hier Lücken in den Jahren 1992 
bzw. 1996 auf. 
 
2.3 Maslowsche Bedürfnispyramide 
 
Um die Haushaltsrechnungen auf materialistische und postmaterialistische 
Bereiche hin untersuchen zu können, ist es notwendig, die Grundlagen 
menschlicher Bedürfnisse zu verstehen. Der US-amerikanische Psychologe 
Abraham Maslow unterteilt die menschlichen Bedürfnisse in Defizit- und 
Wachstumsbedürfnisse.20 Sein Modell besteht, wie in Abbildung 1 erkennbar, 
aus fünf Stufen. Die Defizitbedürfnisse bilden die Basis der Pyramide. Diese 
bestehen aus drei Stufen: Grund-, Sicherheits- und soziale Bedürfnisse. Die 
                                           
17  Hans-Joachim Lauth u. a., Methoden der vergleichenden Politikwissenschaft. Eine Einfüh-
rung, Wiesbaden 2015, S. 26.  
18  Vgl. Philip Zelikow/Condoleezza Rice, Sternstunden der Diplomatie. Die deutsche Einheit 
und das Ende der Spaltung Europas, Berlin 1997, S. 184 f. 
19 Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 19. Oktober 2006, 2BvF 3/03, Randnummer 58. 
20  Hans-Elmar Eisold, Vom Hunger bis zur Transzendenz. Maslows Bedürfnispyramide versus 
soziale und wirtschaftliche Prozesse als Ursache der Geldentstehung, 2011, abrufbar unter: 
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:bsz:14-qucosa-151723 (Stand: 8.8.2015), S. 1. 
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Bedürfnisse bauen aufeinander auf und können nur nacheinander gestillt 
werden. Auf die sozialen Bedürfnisse folgt die Wertschätzung; an der Spitze 
steht die Selbstverwirklichung. Gemeinsam bilden sie die Wachstumsbedürf-
nisse. 
 
Abbildung 1: Bedürfnispyramide nach Maslow 
 
Quelle: Erweiterte, eigene Darstellung nach Joachim Paul, Einführung in die Allgemeine Be-
triebswirtschaftslehre, Wiesbaden 2007, S. 391. 
 
2.4 Materialismus vs. Postmaterialismus 
 
Aufbauend auf die Bedürfnispyramide von Maslow entwarf der Politologe 
Ronald Inglehart ein Modell des Wertewandels in modernen Demokratien.21 
Er geht von der Annahme aus, dass sich durch die Erfüllung materialistischer 
Bedürfnisse einer Gesellschaft zunehmend postmaterialistische Werte entwi-
ckeln. Die These ist in den Sozialwissenschaften umstritten. Zwar bewiesen 
empirische Untersuchungen, dass es in westlichen Ländern zu einem Anstieg 
von (eher) postmateriell eingestellten Bürgern kommt. Der Anteil ist jedoch 
von der wirtschaftlichen Entwicklung abhängig. Während Wirtschaftskrisen 
wird ein höherer Wert an Materialisten, in Zeiten des Wirtschaftswachstums 
ein höherer Wert an Postmaterialisten gemessen.  
                                           
21  Siehe ausführlich Roland Inglehart, The Silent Revolution. Changing Values and Political 





 Liza Ruschin 
150 
 Nach Inglehart ist mit der Erfüllung der Grundbedürfnisse der Aufstieg 
in der Bedürfnispyramide verbunden. Der Materialismus erfasst sämtliche 
Defizitbedürfnisse wie Nahrung, Wohnen, Kleidung, Sicherheit und soziale 
Beziehungen. Der Postmaterialismus hingegen geht über den Materialismus 
hinaus und umfasst jene Bedürfnisse, die schöpferisch-ästhetischer, ökologi-
scher, intellektueller, kultureller und emanzipativer Art sind. Die Individuali-
tät in Form von Selbstverwirklichung spielt eine zentrale Rolle. Postmateria-
lismus wird als „Grundhaltungstypus, der soziale Wertpräferenzen setzt und 
für den Selbstverwirklichung und politische Beteiligung, […] Meinungs- und 
Redefreiheit, Toleranz und Umweltbewußtsein hoch rangieren“22 definiert. In 
diesem Sinne wird er auch als ein „Wohlstandsphänomen“23 verstanden. 
Der Postmaterialismus spiegelt sich in der vierten und fünften Stufe 
der Bedürfnispyramide wider. Diese Wachstumsbedürfnisse können nie im 
vollen Maße erfüllt werden. Ist ein Ziel erreicht, werden neue Bedürfnisse 
formuliert. Ingleharts Mangelhypothese schätzt ein knappes Gut als höher 
und notwendiger ein als andere Güter. Dies baut auf der Logik Maslows auf 
und verhindert das Überspringen einer Stufe. 
Die Sozialisationshypothese geht von einer manifestierten Wertpräfe-
renz in der Kinder- und Jugendzeit aus, die danach nur in eingeschränktem 
Maße verändert werden kann. Aus diesem Grund erfolgt der Wertewandel 
nicht innerhalb einer Generation, sondern findet in der Regel mit einem Ge-
nerationswechsel statt. Dies ist für die Untersuchung von zentraler Bedeu-
tung, da durch die Erblast des geteilten Deutschlands die „Nach-Wende-
Generation“ andere Präferenzen setzt als die Generation, die den System-
wechsel aktiv miterlebt hat. Für eine detaillierte Betrachtung ist es wichtig zu 
berücksichtigen, dass postmaterialistische Werte nur erreicht werden können, 




Die Haushaltspolitik umfasst die Maßnahmen der Politik, die Veränderungen 
an den staatlichen Ein- bzw. Ausgaben vornehmen.24 Es handelt sich um 
„nichts anderes als die Verwendung finanzieller Ressourcen für gesellschaft-
                                           
22  Everhard Holtmann, Politik-Lexikon, München 2000, S. 553. 
23  Martin Kroh, Wertewandel: Immer mehr Ost- und Westdeutsche ticken postmaterialistisch, 
in: Wochenbericht des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung Berlin 81 (2008) 34, 
S. 480-486, hier S. 480. 
24  Vgl. E. Holtmann (Anm. 22), S. 246. 
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liche Zwecke.“25 Ihr Ziel ist es, einen „Ausgleich zwischen gesellschaftlichen 
Forderungen und knappen Haushaltsmitteln zu finden“26. Dieser Interessens-
konflikt ist parallel zur Politischen Kultur einem stetigen Wandel unterwor-
fen. Es kommt zu einer Veränderung der gesellschaftlichen Präferenzord-
nung, aufgrund derer sich neue Interessengruppen bilden. Auf diese Gruppen 
muss die Politik, allen voran die Regierungen, reagieren. Die Interessengrup-
pen können als sogenannte Agenda-Setter agieren. 
Die Haushaltspolitiken von Bund und Ländern verfolgen verschiedene 
Funktionen. Die zentrale Aufgabe ist die politische Programmfunktion, also 
das Regierungsprogramm zu formulieren.27 Die politische Kontrollfunktion 
wird vom jeweiligen Parlament ausgeübt und ermöglicht die Kontrolle über 
zentrale Bereiche des Regierungshandelns. Des Weiteren dient sie der volks-
wirtschaftlichen Lenkung bzw. ökonomischen Funktion, die der Förderung 
der Beschäftigung und des Wirtschaftswachstums dient.28 Diese ist in Artikel 
109 Absatz 2 GG unter dem Stabilitätsziel festgeschrieben. Zusätzlich besitzt 
der Haushalt eine juristische Funktion, die die Aufstellung des Haushalts an 
gesetzliche Regelungen bindet und die Verwaltungen zur Einhaltung ver-
pflichtet.29 
Zu den materiellen Bereichen in den Haushaltsrechnungen zählen zu-
vörderst die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die soziale Sicherheit, das 
Gesundheitswesen, die Ernährung sowie die Energiewirtschaft und das Woh-
nungswesen. Diese sind für die Untersuchung irrelevant und werden nicht 
berücksichtigt. 
In den Haushaltsrechnungen konnten Bereiche als sogenannte Misch-
typen identifiziert werden, die nicht eindeutig dem Materialismus oder dem 
Postmaterialismus zuzuordnen sind. Zu dieser Gruppe gehören unter anderem 
das Bildungswesen, das Verkehrs- und Nachrichtenwesen sowie der Kata-
strophenschutz. Am Beispiel des Katastrophenschutzes wird deutlich, dass 
sowohl die Absicht der Existenzsicherung (Materialismus) als auch ein um-
weltpolitischer Nutzen (Postmaterialismus) angestrebt werden. Da keine ge-
naue Zuordnung dieser Bereiche möglich ist, werden sie ebenfalls aus der 
Untersuchung ausgeschlossen. 
                                           
25  Aaron Wildavsky, zit. nach Paul Kevenhörster, Politikwissenschaft, Bd. 2, Ergebnisse und 
Wirkung von Politik, Wiesbaden 2015, S. 123. 
26  Ebd. 
27  Vgl. Volker Happe u. a., Das Wirtschaftslexikon, Bonn 2009, S. 151. 
28  Vgl. Stefan Bajohr, Grundriss staatliche Finanzpolitik. Eine praktische Einführung. Wiesba-
den 2007, S. 163. 
29  Ebd. 
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Innerhalb der Funktionenübersicht der Haushaltsausgaben können drei 
zentrale Felder als postmaterialistisch identifiziert werden: Umwelt, Kultur 
und Erholung. Der Umweltbereich umfasst zum einen den Umweltschutz, die 
Reinhaltung von Luft, Wasser und Erde, zum anderen die Lärmbekämpfung, 
die Reaktorsicherheit und den Strahlenschutz. Der Kulturbereich bezeichnet 
einen breiten Kulturbegriff und bezieht sich auf die Kultureinrichtungen im 
Allgemeinen, allerdings auch auf den Denkmalschutz und die Städtebauför-
derung. Letztgenannter Bereich sei an dieser Stelle angeführt, da er über 
normale Infrastrukturmaßnahmen hinausgeht. Der Bereich Erholung umfasst 






In Abbildung 2 sind die postmaterialistischen Ausgaben von Mecklenburg-
Vorpommern abgetragen. Diese sind nach der Funktionenübersicht der 
Haushaltsrechnungen gegliedert. Die bedeutendsten Bereiche 1992 sind die 
Kultur und die Reinhaltung der Luft, des Wassers und der Erde. Die Städte-
bauförderung existierte in Mecklenburg-Vorpommern zu diesem Zeitpunkt 
nicht. Sie wurde erst später als Haushaltsposten aufgenommen. Im Jahr 1996 
machte dieser Punkt ungefähr die Hälfte der postmaterialistischen Ausgaben 
aus. Die Kultur und die Kultureinrichtungen bewegen sich innerhalb des ge-
samten Untersuchungszeitraumes auf einem konstanten Niveau. Der Anteil 
der Städtebauförderung erreicht bei seiner Einführung 1996 den höchsten 
Wert und sinkt danach ab. Nach 2000 taucht der Bereich Reinhaltung von 
Luft, Wasser und Erde nicht mehr in den Haushaltsrechnungen auf. Er ist in 
den Bereich des Umwelt- und Naturschutzes übergegangen, der durch die 
haushaltsrechtliche Veränderung immens ansteigt. Der Denkmalschutz und 
der Bereich Sport und Erholung sind über die gesamte Zeitspanne konstant. 
Im Jahr 2012 sind die drei Bereiche Kultur, Städtebauförderung und der 
Umwelt- und Naturschutz anteilig auf gleichem Niveau. Insgesamt haben 
sich die postmateriellen Ausgaben in Mecklenburg-Vorpommern im Zeitver-
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Abbildung 2: Postmaterialistische Ausgaben in Meck.-Vorpommern 
 




Abbildung 3 zeigt die postmaterialistischen Ausgaben des Freistaats Sachsen 
im Zeitverlauf zwischen 1992 und 2012. Der grundlegend hohe Anteil post-
materialistischer Ausgaben fällt ins Auge. Im Jahr 1992 liegen diese bei über 
sieben Prozent. Dies geht auf die ausgeprägten Werte für die Städtebauförde-
rung zurück, die bei fast vier Prozent liegen und in absoluten Zahlen größer 
als die gesamten postmateriellen Ausgaben in Mecklenburg-Vorpommern im 
Jahr 2000 sind. Die Werte für Städtebauförderung fallen Ende der 1990er 
Jahre stetig und sinken im Jahr 2000 mit weniger als 0,8 Prozent auf ihren 
Tiefststand. 
Im Bereich Kultur sinken die Ausgaben im Zeitverlauf proportional zu 
den insgesamt fallenden postmaterialistischen Ausgaben. Diese halbierten 
sich zwischen 1992 und 2004 nahezu. Von diesen Kürzungen sind ebenso die 
Reinhaltung von Luft, Wasser und Erde sowie der Umwelt- und Naturschutz 
betroffen. Der Bereich Sport und Erholung weist konstante Werte über den 
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Abbildung 3: Postmaterialistische Ausgaben in Sachsen 
 




In Abbildung 4 sind die postmaterialistischen Ausgaben Bayerns aufgeführt. 
Für 1992 konnten keine Werte ermittelt werden. Bayern weist starke Unter-
schiede innerhalb der Zeitreihenanalyse auf. Zunächst fällt der postmateria-
listische Gesamtwert, um in der Folge stetig anzusteigen und schließlich er-
neut abzufallen. Diese Abweichung ist schwer zu interpretieren, scheint aber 
– ohne empirisch gefestigte Begründung – auf einen besonders hohen Wert 
für Denkmalschutz im Jahr 2000 zurückzugehen. Insgesamt kann die Kultur 
in Bayern als führender postmaterialistischer Bereich bezeichnet werden. Im 
Gegensatz zu den ostdeutschen Bundesländern weist Bayern hohe Werte für 
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Abbildung 4: Postmaterialistische Ausgaben in Bayern 
 




Abbildung 5 zeigt die postmaterialistischen Werte Schleswig-Holsteins im 
Längsschnitt. Auf den ersten Blick sind die postmaterialistischen Ausgaben 
im Vergleich zu den anderen untersuchten Ländern als gering einzuschätzen. 
Sie liegen mit dem höchsten Wert unter 1,7 Prozent und dem geringsten so-
gar unter 0,5 Prozent. Damit ist Schleswig-Holstein von den vier Ländern das 
Bundesland mit den geringsten Ausgaben für postmaterialistische Bereiche. 
Die Ausgaben für Kultur bildeten, mit Ausnahme von 2012, stets den größten 
Posten. Ferner sind hohe Ausgaben für Umwelt- und Naturschutz erkennbar. 
Diese werden jedoch durch die niedrigen Gesamtausgaben im postmaterialis-
tischen Bereich relativiert. Der Umwelt- und Naturschutz liegt im Jahr 2004 
unter einem Prozent und damit weder sonderlich höher noch geringer als in 
anderen Ländern. 
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Abbildung 5: Postmaterialistische Ausgaben in Schleswig-Holstein 
 
Quelle: Haushaltsrechnungen Schleswig-Holsteins 2000, 2004, 2008, 2012. 
 
5 Vielfalt vs. Einheit 
 
In Abbildung 6 sind die postmateriellen Ausgaben aller Bundesländer zu-
sammengefasst. Es wurden die anteiligen postmateriellen Gesamtausgaben 
im Zeitverlauf in vier Graphen abgetragen. 
 
Abbildung 6: Postmaterialistische Ausgaben ausgewählter Bundesländer 










1992 1996 2000 2004 2008 2012
Mecklenburg-Vorpommern Sachsen Bayern Schleswig-Holstein
 
Quelle: Eigene Darstellung 
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Im direkten Vergleich liegen die Werte zwischen 0,5 und 7,5 Prozent. Dabei 
weist Sachsen im gesamten Untersuchungszeitraum die höchsten Ausgaben 
für postmaterialistische Bereiche auf. Schleswig-Holstein hingegen hat im 
gesamten Zeitverlauf die geringsten Ausgaben. Weist Sachsen stets Werte 
über vier Prozent auf, liegen sie in Schleswig-Holstein konstant unter zwei 
Prozent. Mecklenburg-Vorpommern startet mit dem geringsten Wert im Jahr 
1992. Danach steigt der Wert um mehr als das doppelte an und fällt dann, 
ähnlich wie in Sachsen, stetig ab. Zwischen 2008 und 2012 steigt der Wert in 
geringem Maße wieder an. Mecklenburg-Vorpommern weist im Mittel einen 
Wert von 3,3 auf und liegt im oberen Mittelfeld. 
Sachsen weist hingegen den höchsten Wert im Jahr 1992 auf, welcher 
zugleich den oberen Extremwert der gesamten Untersuchung darstellt. Im 
weiteren Verlauf fällt das Ausgabenniveau stetig ab und hat sich im Jahr 
2012 mehr als halbiert. Im Mittel liegt der sächsische Wert für postmaterialis-
tische Ausgaben bei fünf Prozent. Bayern weist seinen höchsten Wert 1996 
auf. Die Ausgaben des Freistaats sind im Zeitverlauf schwankend, folgen je-
doch insgesamt einem Negativtrend. Im Jahr 2008 ist der Tiefpunkt erreicht, 
der auf die europäische Wirtschafts- und Finanzkrise zurückgeht. Die Schul-
denbremse, die bundes- und landesverfassungsrechtliche Regelung zur Ver-
ringerung der Staatsverschuldung in der Bundesrepublik30, scheint keinen 
Einfluss auf die Ausgaben im postmaterialistischen Bereich zu haben. Die 
Ausgaben für postmaterialistische Bereiche liegen in Bayern zwischen zwei 
und vier Prozent der Gesamtausgaben, das Mittel bei 2,7. Damit befindet sich 
Bayern im hinteren Mittelfeld und hat anteilig keine besonders hohen Ausga-
ben für postmaterialistische Bereiche, wie Umweltschutz und Städtebauför-
derung. Schleswig-Holstein weist indes stets Werte unter zwei Prozent auf; 
der Tiefpunkt liegt bei circa 0,5. Im Mittel befindet sich der Wert bei 1,2 
Prozent und bildet damit das Schlusslicht in der Untersuchung.  
Bei näherer Betrachtung lässt sich eine auffällige Trennung von Ost 
und West erkennen: Ostdeutsche Bundesländer weisen deutlich höhere Werte 
für postmaterialistische Bereiche auf als die westdeutschen Bundesländer. 
Die westdeutschen Haushalte enthalten geringe bis vernachlässigbare Mittel 
für postmaterialistische Ausgaben. Damit ist die Hypothese falsifiziert. Von 
besonderem Interesse ist das Abfallen der Anteile für Postmaterialismus im 
gesamten Zeitverlauf und bei allen Bundesländern. Es kommt dadurch zu ei-
ner Annäherung aller Bundesländer, die bei Sachsen und Mecklenburg-
                                           
30  Vgl. Roland Sturm, Finanzföderalismus, in: Informationen zur politischen Bildung, Nr. 318, 
Föderalismus in Deutschland, S. 33-41, hier S. 38. 
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Vorpommern besonders ausgeprägt ist. In Tabelle 2 ist die Regierungsbetei-
ligung der Parteien jener Jahre aufgeführt, in denen die höchsten bzw. die 
geringsten Werte für Postmaterialismus festgestellt wurden. 
 



























Es ist deutlich zu erkennen, dass die Werte mit Ausnahme von Schleswig-
Holstein am höchsten sind, wenn die CDU bzw. CSU an der Regierung betei-
ligt ist bzw. eine Alleinregierung stellt. Betrachtet man die geringsten Werte, 
zeichnet sich ein ähnliches Bild: Die Beteiligung der CDU bzw. CSU führt 
scheinbar ebenso zu den geringsten Werten. Die Regierungsbeteiligung der 
FDP zeigt die geringsten Werte des Untersuchungszeitraumes. Dies lässt den 
Schluss zu, dass bei einer Beteiligung der CDU bzw. CSU mit hoher Wahr-
scheinlichkeit große postmaterielle Werte erreicht werden. Hingegen scheint 
die Beteiligung der FDP, unabhängig von der Beteiligung der CDU oder 
CSU, ein Indikator für sehr geringe Werte zu sein. Folglich kann die Hypo-
these, dass eher materialistisch eingestellte Regierungsparteien geringe finan-
zielle Mittel für postmaterielle Bereiche aufwenden, in eine Richtung verifi-
ziert werden. Indes zeigt die gegensätzliche Richtung kein einheitliches Bild. 
Dass die Beteiligung der Unionsparteien zu höheren postmateriellen Werten 
führt, kann nicht festgestellt werden.  
Insgesamt ist trotz des fehlenden Gegenbeweises ein Zusammenhang 
zwischen der Höhe der Ausgaben für Postmaterialismus und den Regierungs-
parteien auszumachen. Damit ist die Hypothese von geringeren Ausgaben bei 
                                           
31  Vgl. Klaus Schubert/Martina Klein, Das Politik-Lexikon. Begriffe, Fakten, Zusammenhän-
ge, Bonn 2011, S. 189. 
32  Vgl. Eckhard Jesse/Thomas Schubert/Tom Thieme, Politik in Sachsen, Wiesbaden 2014, 
S. 93 ff. 
33  Vgl. Manuela Glaab u. a., Politik und Regieren in Bayern: Rahmenbedingungen, Struktur-
merkmale, Entwicklungen, in: Dies. u. a. (Hrsg.), Politik und Regierung in Bayern, Wiesba-
den 2013, S. 19-98, hier S. 77.  
34  Vgl. K. Schubert/M. Klein (Anm. 31), S. 262. 
35  Regierungswechsel am 12. Juni 2012 von CDU/FDP zu SPD/Bündnis 90/Die Grünen. 
36  Regierungswechsel am 27. Oktober 2008 von CSU zu CSU/FDP. 
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der Regierungsbeteiligung von materialistisch eingestellten Parteien belegt. 
Angesichts der Daten wäre es zudem denkbar, dass die Alleinregierung einer 
Partei zu besonders hohen postmaterialistischen Ausgaben führt. 
Das Nord-Süd-Gefälle ist in Abbildung 6 deutlich erkennbar. Sachsen 
als südöstliches Bundesland weist höhere Ausgaben als Mecklenburg-Vor-
pommern auf, ebenso Bayern durchgängig gegenüber Schleswig-Holstein. 
Daraus lässt sich schließen, dass nördliche Bundesländer im Westen wie im 
Osten geringere Ausgaben aufweisen als ihre südlichen Pendants. Damit ist 
die Hypothese von deutlich höheren Ausgaben der südlichen Bundesländer 
für postmaterialistische Bereiche gegenüber den nördlichen Bundesländern 
im Osten wie im Westen verifiziert. Im Fall der Haushaltspolitik der Länder 
dominiert entsprechend kein Ost-West-Unterschied, sondern vielmehr ein 




25 Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung können noch immer zahlrei-
che Unterschiede zwischen Ost und West festgestellt werden. Diese sind zum 
Teil bedingt durch die Deutsche Einheit, zum Teil allerdings auch von ande-
ren Erklärungsfaktoren abhängig. In der vorliegenden Analyse konnte kein 
direkter Zusammenhang zwischen der Erblast des geteilten Deutschlands und 
der unmittelbaren Wirkung auf die Haushaltspolitiken der Gegenwart ergrün-
det werden. Es kam lediglich zu einer Angleichung, die auf einen notwendi-
gen Anpassungs- und Aufholprozess der ostdeutschen Länder zurückzufüh-
ren ist. Als Beispiel kann der Umweltschutz angeführt werden. Dieser wurde 
in der DDR stark vernachlässigt. In diesem Bereich, der in dieser Analyse 
dem Postmaterialismus zugeordnet wurde, gab es nach der Wiedervereini-
gung hohen Nachholbedarf, um Flüsse und Seen, aber auch Wälder und 
Moore von der 40-jährigen Belastung durch chemische und industrielle Ver-
schmutzung zu regenerieren.  
In der Analyse kann der Effekt der Regierungspartei als ein Erklä-
rungsfaktor angesehen werden. Die Beteiligung der FDP an einer Landesre-
gierung führt nach dieser Untersuchung zu eher geringen Ausgaben für post-
materielle Bereiche wie Umweltschutz und Städtebauförderung. Diese Fest-
stellung gilt innerhalb dieser Analyse, mit Ausnahme von Bayern, in östli-
chen und westlichen Bundesländern. Dieser Befund kann auf Grund der ge-
ringen Fallzahl keine Auskunft über die postmateriellen Ausgaben in Abhän-
gigkeit der Regierungsbeteiligung der FDP in anderen Bundesländern bzw. 
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auf Bundesebene geben. Eine flächendeckende Untersuchung aller Bundes-
länder scheint lohnenswert. 
Die Kontextvariable, die davon ausging, dass Bundesländer mit gene-
rell höheren Haushaltseinnahmen anteilig mehr Geld für postmaterielle Be-
reiche ausgeben, konnte nicht verifiziert werden. Ganz im Gegenteil scheint 
es so, dass „arme“ Bundesländer anteilmäßig mehr finanzielle Mittel für 
postmaterielle Ausgaben aufwenden.  
Ferner konnte ein Nord-Süd-Gefälle hinsichtlich der postmateriellen 
Ausgaben sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland festgestellt werden. 
Dieses Gefälle scheint auf die Verschuldung der ausgewählten Bundesländer 
zurückführbar. In Tabelle 1 ist erkennbar, dass die südlichen Bundesländer 
deutlich geringere Verschuldungen aufweisen als die nördlichen. Dies könnte 
eine Erklärung für das Nord-Süd-Gefälle bezüglich der höheren postmateriel-
len Ausgaben sein. Zusammenfassend kann kein fundamentaler Unterschied 
zwischen den Haushaltspolitiken der Bundesländer festgestellt werden. 
In Tabelle 3 ist erkennbar, dass die einzigen Hypothesen, die verifiziert 
werden konnten, die Regierungsbeteiligung und das Nord-Süd-Gefälle sind. 
Dies lässt sich allerdings nicht nur auf die geografische Lage der Länder zu-
rückzuführen. Die höhere Schuldenquote bewirkte, dass den Ländern mit In-
krafttreten der sogenannten Schuldenbremse ein limitiertes Budget zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben zur Verfügung steht. 
 
Tabelle 3: Übersicht der Hypothesen 
 verifiziert falsifiziert 
Hypothese   
Kontrollhypothese 1   
Kontrollhypothese 2   
Kontrollhypothese 3   
 
Diese führte zu Einsparungen in verschiedenen Bereichen, um das verfas-
sungsrechtlich festgeschriebene Ziel zu erreichen. Dieses Potenzial kann be-
sonders in gemischten und postmateriellen Bereichen erreicht werden, die 
den Defizitbedürfnissen nachgeordnet werden. Dieses Vorgehen trifft auf je-
ne Länder zu, bei denen die Sozialausgaben besonders hoch sind.37 
                                           
37  Vgl. Kerstin Schwenn, Bundesländer lernen das Sparen, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 20. August 2014, unter: http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/dank-
schuldenbremse-bundeslaender-lernen-das-sparen-13108453.html (Stand: 8.12.2015). 
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Mit dem Wegfall der Teilung Deutschlands vor über 25 Jahren kam es 
zu einem beiderseitigen Anpassungsprozess, der dazu geführt hat, dass sich 
Unterschiede in den Haushaltspolitiken zwar erkennen, allerdings aus einer 
Fülle weiterer Faktoren erklären lassen. Die Beispiele Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Bayern und Schleswig-Holstein werfen ein Licht auf die 
verschiedenen Haushaltspolitiken der deutschen Bundesländer. Die Einheit 
beider deutscher Staaten ist in Bezug auf die Haushaltspolitiken gelungen. 
Die Unterschiede sind auf den föderalen Aufbau der Bundesrepublik zurück-
führbar.  
Das Ergebnis überrascht und wirft weitere Fragen auf. Nicht nur in 
Hinblick auf die Aussagekraft für alle Bundesländer, sondern auch in Hin-
blick auf die Kontextvariablen bedarf es weiterer Untersuchungen. Damit ist 
die Wiedervereinigung noch immer von besonderem Interesse für die Wis-
senschaft, die stetig neue Perspektiven einnimmt, um die Auswirkungen der 
deutschen Einheit zu untersuchen. 
 
 Bildungspolitik in Ost- und Westdeutschland im Vergleich 
 




Es existieren vielfältige Gründe dafür, sich mit Bildung und Bildungspolitik 
zu beschäftigen. Seien es aktuelle Anlässe wie der Flüchtlingszustrom nach 
Deutschland und die damit verbundene Problematik eines unzureichenden 
Angebots an Sprachkursen oder die generelle Suche der Wissenschaftler nach 
Bildungsinnovationen und Verbesserungsmöglichkeiten im Rahmen einer 
modernen Wissensgesellschaft. Nach einigen Jahren geringerer Bedeutung 
rückte die Bildung verstärkt ab dem Beginn des 21. Jahrhunderts in den Fo-
kus der deutschen Politik. Gerd Hepp schreibt dazu: „Im letzten Jahrzehnt 
verzeichnet die Bildungspolitik in Deutschland eine regelrechte Renaissance. 
Sie ist vor allem den wenig schmeichelhaften Ergebnissen der internationalen 
Schulleistungsvergleichsstudien geschuldet, die das Vertrauen in die Qualität 
des deutschen Bildungssystems nachhaltig erschüttert haben.“1 
 Vor allem sind hier die Ergebnisse Deutschlands bei den PISA-Studien 
gemeint. Nach der Studie aus dem Jahr 2000 lagen deutsche Schüler in den 
Kategorien Lesen, Mathematik und Naturwissenschaften jeweils unterhalb 
des OECD-Durchschnitts.2 Diese Ergebnisse stellten einen dramatischen 
Kompetenzverlust der Bildung in Deutschland dar, weswegen auch heute 
noch vom sogenannten „PISA-Schock“ die Rede ist. Es stellt sich daher die 
Frage, welche Ursachen solchen Ergebnissen zugrunde liegen. Ein genereller 
Blick auf das Bildungssystem und die Bildungspolitik ist hierfür genauso be-
rechtigt wie die Suche nach spezifischen Schwächen bestimmter Bildungs-
einrichtungen. In dieser Arbeit wird sich auf den erstgenannten Aspekt kon-
zentriert, um einen Überblick über das Bildungssystem der Bundesrepublik 
Deutschlands zu verschaffen. Allerdings sollen keine Ursachen für das 
schlechte Abschneiden bei den PISA-Studien oder ähnlichen Tests geliefert 
werden, sondern es geht um eine Bestandsaufnahme des aktuellen Bildungs-
systems. Welche Vorgänge und Institutionen haben die heutige Bildungs-
struktur beeinflusst? 25 Jahre nach der deutschen Einheit wird ein verglei-
chender Blick auf die Bildung in Ost- und Westdeutschland geworfen. Es soll 
herausgearbeitet werden, inwiefern das Bildungssystem und die Bildungspo-
                                           
1  Gerd F. Hepp, Bildungspolitik in Deutschland. Eine Einführung, Wiesbaden 2014, S. 5. 
2  Vgl. Petra Stanat u. a. (Hrsg.), PISA 2000: Die Studie im Überblick, Berlin 2002. 
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litik der heutigen gesamtdeutschen Bundesrepublik von den bildungspoliti-
schen Grundsätzen der DDR und der „Bonner Republik“3 beeinflusst wurden. 
In diesem Zusammenhang gilt es, die Frage nach westlicher Dominanz oder 
„Verostung“ (Arnulf Baring) zu beantworten.  
Durch eine Strukturanalyse des Elementarbereichs, der Sekundarstufen 
I und II und dem tertiären Bereich der Bildung wird untersucht, welche Insti-
tutionen nach 1989/90 übernommen und welche abgeschafft wurden. Auf-
grund der großen Anzahl an Schultypen und Bildungseinrichtungen wird sich 
hier auf die wichtigsten beschränkt. Es soll hauptsächlich verdeutlicht wer-
den, welche bildungspolitischen Leitlinien Deutschland aktuell verfolgt und 
ob diese eher auf die Bundesrepublik vor der Wiedervereinigung oder stärker 
auf die DDR zurückzuführen sind. Außerdem wird ein Vergleich der Bil-
dungsinvestitionen der Systeme angestellt, da „(…) der Umfang der finanzi-
ellen Ressourcen, die ein Land bereit ist, in das Bildungssystem und dessen 
Entwicklung, zu investieren, als ein wichtiger Indikator für die Wertschät-
zung, die eine Gesellschaft der Bildung entgegenbringt [gilt]“, so Hepp.4 
Demnach lässt sich anhand der Höhe der Bildungsausgaben feststellen, wel-
chen Stellenwert die Bildung in einer Gesellschaft genießt. Dieser Aspekt 
soll ebenfalls in das Ergebnis dieser Analyse einfließen. Ferner wird die Stel-
lung des Religionsunterrichtes in der „Bonner Republik“, der DDR und im 
wiedervereinten Deutschland untersucht. Dieser besondere inhaltliche Aspekt 
findet sich exemplarisch am Ende der jeweiligen Kapitel (2., 3., 4.). 
Die Arbeit möchte dazu anregen, den von Oskar Anweiler angestellten 
„Vergleich von Bildung und Erziehung in der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik“ weiterzuführen. Die umfang- 
und aufschlussreiche Betrachtung der beiden deutschen Bildungssysteme 
wurde als Orientierungshilfe für Untersuchungsgegenstände und -methoden 
bei der Erstellung dieser Arbeit verwendet. Anweiler und die beteiligten Au-
toren vergleichen die bildungspolitischen Leitlinien beider Staaten und arbei-
ten dezidiert die Unterschiede und Gemeinsamkeiten bis zum Jahr 1990 her-
aus. Doch auch nach der Wiedervereinigung stellt sich die Frage, welche 
Strukturen und Institutionen aus der west- oder ostdeutschen Bildung über-
nommen wurden. In der bildungswissenschaftlichen Diskussion herrscht nach 
wie vor Uneinigkeit darüber, ob nach der Wiedervereinigung die Gestaltung 
                                           
3 „Bonner Republik“ bezeichnet die Bundesrepublik in den Jahren 1949 bis 1989. Die Be-
zeichnung stellt eine begriffliche Analogie zur Weimarer Republik dar, die ebenfalls nach 
dem Sitz des Parlaments und der Regierung benannt wurde. Vgl. dazu: Heribert Schwan/ 
Rolf Steininger, Die Bonner Republik: 1949 bis 1989, Berlin 2009. 
4 G. F. Hepp (Anm. 1), S. 56. 
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der Bildung hauptsächlich nach westlichem Vorbild weitergeführt wurde. Als 
Vertreter dieser Sichtweise sind exemplarisch Horst Weishaupt und Peter 
Zedler zu nennen.5 Umgekehrt wird die Ansicht vertreten, dass der aktuell 
stattfindende Trend zur Zweigliederung der allgemeinbildenden Sekundarstu-
fe, wie ihn Klaus Klemm feststellt, auf eine stärkere Gewichtung des ostdeut-
schen Bildungsmodells in der aktuellen Bildungspolitik hindeutet.6 Die Dis-
kussion soll am Ende des Beitrags aufgegriffen und das Ergebnis der Analyse 
anhand der jeweiligen Leitideen eingeordnet werden. Ein weiteres For-
schungsfeld der Bildungswissenschaft beschäftigt sich mit den Bildungsin-
vestitionen und wofür diese genutzt werden. „In der bildungspolitischen Dis-
kussion sind […] die Ausstattung des Bildungswesens mit Finanzmitteln, die 
Verteilung der Finanzmittel auf die einzelnen Bildungsbereiche […] zentrale 
Themen, die aus einer vergleichenden intranationalen und internationalen 
Perspektive diskutiert werden“ 7, so Gerd Hepp. 
Entsprechend wird eine strukturelle Untersuchung der Bildungssyste-
me ergänzt durch einen Vergleich der Bildungsinvestitionen. Es sollen die 
Kategorien Vorschulerziehung, allgemeinbildendes Schulwesen und Hoch-
schulwesen genauer beleuchtet werden. Es wird hier im Vorschulbereich auf 
die Kinderkrippe als Untersuchungsgegenstand verzichtet, da der Fokus die-
ser Einrichtungen eher auf Betreuung statt Erziehung liegt. Für die Betrach-
tung der Kindergärten in den jeweiligen Bildungssystemen ist der Versor-
gungsgrad von zentraler Relevanz. Dieser bringt zum Ausdruck, wieviel Pro-
zent einer Altersgruppe in einem Kindergarten untergebracht sind. Zunächst 
wird die Bildungsstruktur der DDR genauer betrachtet und herausgearbeitet, 
welche Merkmale zentral für das ostdeutsche Bildungsmodell sind. Es 
schließt sich analog eine Analyse des Bildungssystems der Bundesrepublik 
vor 1990 an. Darauf folgt ein Vergleich der beiden Bildungssysteme mit dem 
aktuellen der Bundesrepublik Deutschland. Die dabei gewonnenen Erkennt-
nisse werden abschließend zusammengefasst und zur Beantwortung der Leit-
frage nach dem Maß an Ost- und/oder Westeinfluss herangezogen. 
 
 
                                           
5  Vgl. Horst Weishaupt/Peter Zedler, Aspekte der aktuellen Schulentwicklung in den neuen 
Ländern, in: Hans-Günter Rolff u. a. (Hrsg.), Jahrbuch der Schulentwicklung, Bd. 8, Wein-
heim 1994, S. 395-429. 
6  Vgl. Klaus Klemm, Das Bildungssystem Deutschlands: Strukturen und Strukturreformen, 
in: Heinz Reinders u. a. (Hrsg.), Empirische Bildungsforschung, Strukturen und Methoden, 
2. Aufl., Wiesbaden 2015, S. 172 f. 
7  G. F. Hepp (Anm. 1), S. 56. 
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2 Bildung in der DDR 
 
Das Bildungssystem der DDR war in seinen Grundzügen unterteilt in Kin-
derkrippe, Kindergarten, allgemeinbildende polytechnische Oberschule und 
den hochschulischen Bereich bzw. die sich an den Schulabschluss anschlie-
ßende Berufsausbildung.8 Die Elementarstufe in der Deutschen Demokrati-
schen Republik unterteilte sich in Kinderkrippe und Kindergarten. Die Kin-
derkrippe besuchten die Ein- bis Dreijährigen, den Kindergarten die Drei- bis 
Sechsjährigen. Ludwig Liegle bestätigt, dass in der DDR „(…) zielstrebig 
und kontinuierlich eine Strategie der Maximalversorgung der Bevölkerung 
mit Einrichtungen der Vorschulerziehung verfolgt (…)“9 wurde. Wer den 
Anstieg des Versorgungsgrades der vorschulischen Einrichtungen zwischen 
den Jahren 1965 und 1985 betrachtet, wird den Erfolg bei der Verwirklichung 
dieses Zieles feststellen. 1965 wurde ein Versorgungsgrad von 52,8 Prozent 
verzeichnet, der über 84,6 Prozent im Jahr 1975 auf 94,0 Prozent im Jahr 
1985 anstieg.10 
Im Anschluss an die vorschulische Erziehung und Betreuung folgte das 
Kernstück des DDR-Bildungssystems, die allgemeinbildende polytechnische 
Oberschule. Dieses Schulmodell wurde ab 1950/51 zunächst unter dem Na-
men Zehnklassenschule bzw. ab 1956 unter der Bezeichnung Mittelschule 
eingeführt. Von 1959 an trug sie schließlich den Namen polytechnische 
Oberschule.11 Diese Schulform bildete eine Zusammenfassung der Grund-
schule sowie der Haupt- und Realschule. Sie umfasste die ersten zehn Jahr-
gangsstufen – im Regelfall besuchten diese Schule die Sieben- bis 16-
jährigen.12 Das Ziel dieses Zusammenschlusses der allgemeinbildenden 
Schulen war es, die in der DDR propagierte Gleichheit aller Bürger auch in 
der Bildung widerzuspiegeln.13 Nach Beendigung der zehnten Klasse in der 
polytechnischen Oberschule nahmen die Schüler entweder eine Berufsausbil-
dung auf oder besuchten die erweiterte Oberstufe, wobei Linientreue und 
Klassenstandpunkt neben schulischen Leistungen die Entscheidung determi-
nierten. 
                                           
8  Vgl. Oskar Anweiler, Schulpolitik und Schulsystem in der DDR, Opladen 1988, S. 125 ff. 
9  Ludwig Liegle, Vorschulerziehung, in: Oskar Anweiler u. a. (Hrsg.), Vergleich von Bildung 
und Erziehung in der Bundesrepublik Deutschland und in der Deutschen Demokratischen 
Republik, Köln 1990, S. 157-170, hier S. 161. 
10  Vgl. ebd., S. 162. 
11  Vgl. Oskar Anweiler, Grundzüge der Bildungspolitik und der Entwicklung des Bildungswe-
sens seit 1945, in: O. Anweiler u. a. (Anm. 9), S. 18. 
12  Vgl. O. Anweiler (Anm. 8), S. 125 ff. 
13  Vgl. O. Anweiler (Anm. 11), S. 15. 
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Die Oberstufe entsprach in etwa den letzten beiden Klassenstufen des 
Gymnasiums und endete mit der Hochschulreife.14 Der tertiäre Bildungsbe-
reich in der DDR teilte sich hauptsächlich in Universitäten, Hochschulen und 
diverse Fachschulen, beispielsweise die Ingenieurschule, auf. Sämtliche Ein-
richtungen dieses Bildungsbereichs lagen außerhalb der Schulpflicht und wa-
ren in der Regel die Alternative zur beruflichen Ausbildung.15 Die Regierung 
der DDR stellte für die Hochschulbildung wie für das restliche Schulsystem 
„nach zentralen Vorgaben genaue Studienpläne für alle Fächer (…)“16 auf, so 
Anweiler. Ferner sei „es eine zentrale Aufgabe staatlicher Bildungspolitik, 
(…) durch eine wissenschaftlich begründete Bildungsplanung, den Ausbau 
und eine qualitative Verbesserung des Bildungswesens seine Leistungsfähig-
keit insgesamt zu erhöhen.“17 Die Bildungspolitik in der DDR stellte keine 
Ausnahme dar, sondern wurde wie auch andere Politikfelder zentralistisch 
kontrolliert und vorgegeben. Dies manifestierte sich durch das am 25. Febru-
ar 1965 verabschiedete „Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungs-
system“18. 
Die Bildungsausgaben der Deutschen Demokratischen Republik ver-
ringerten sich über die Jahre hinweg stetig, was mit der sich insgesamt ver-
schlechternden finanziellen Situation des Staates zu begründen ist. Wurden 
im Jahr 1970 noch acht Prozent des Gesamthaushaltes in Bildung investiert, 
davon knapp die Hälfte (3,7 Prozent) in allgemeinbildende Schulen, waren es 
zehn Jahre später noch sechs Prozent und 1985 noch 5,6 Prozent des Ge-
samthaushalts. Die Ausgaben für allgemeinbildende Schulen sanken propor-
tional auf 3,1 Prozent im Jahr 1980 und 1985 auf 2,9 Prozent.19 
 
Tabelle 1: Bildungsausgaben der DDR (in Prozent des Gesamthaushalts) 





1970 8,0 1,1 3,7 1,3 
1980 6,0 1,1 3,1 0,8 
1985 5,6 1,1 2,9 0,7 
Quelle: Eigene Darstellung nach H. Köhler/G. Schreier (Anm. 19), S. 147. 
                                           
14  Vgl. O. Anweiler (Anm. 8), S. 125 ff. 
15  Vgl. ebd. 
16  O. Anweiler (Anm. 11), S. 20. 
17  Ebd. 
18  Ebd. 
19  Vgl. Helmut Köhler/Gerhard Schreier, Statistische Grunddaten zum Bildungswesen, in: O. 
Anweiler u. a. (Anm. 9), S. 112-155, hier S. 147. 
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Wird ein Blick auf die inhaltlichen Besonderheiten der Unterrichtsgestaltung 
in der DDR geworfen, fällt auf, dass keine religiöse Erziehung stattfand. „In 
der SBZ/DDR sind Staat und Kirche streng getrennt, und der Religionsunter-
richt ist aus den staatlichen Schulen verbannt (Privatschulen gibt es nur bis 
1949)“20, so Karin Opelt. Der insgesamt geringere Stellenwert der Religion 
im Staat spiegelt sich demzufolge auch im Bildungssystem der DDR wider. 
Abschließend lässt sich festhalten, dass sich das Bildungssystem der DDR 
vor allem durch zwei Aspekte hervorhob: einerseits den nahezu vollständig 
verwirklichten Anspruch auf eine Maximalversorgung mit vorschulischen 
Einrichtungen, andererseits die Umsetzung einer vereinheitlichten, allge-
meinbildenden Sekundarstufe. 
 
3 Bildung in der Bundesrepublik vor 1990 
 
Wer das Bildungssystem der „Bonner Republik“ betrachtet, der setzt sich 
auch mit der Bildung in der Weimarer Republik auseinander. Oder wie An-
weiler es bei einem Vergleich der bildungspolitischen Grundsätze der beiden 
deutschen Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg ausdrückt: „(…) war es die 
[Konzeption] einer stärker an den Schulstrukturen der Weimarer Republik 
orientierte, radikalen Experimenten abgeneigte (…) Strömung im Westen.“21 
Auch hier wird die (vor-)schulische Bildung des Elementarbereichs in Kin-
derkrippe und Kindergarten unterteilt. Im Jahr 1965 lag der Versorgungsgrad 
durch Kindergärten der Bundesrepublik bei 32,7 Prozent. Dieser stieg in den 
folgenden zehn Jahren auf 65,5 Prozent und erreichte im Jahr 1987 einen 
Wert von 79,0 Prozent.22 An dieser Stelle soll ein kurzer Vorgriff auf die Be-
trachtung der Bildungsausgaben erfolgen, um auf die unterschiedliche Priori-
tätensetzung der beiden deutschen Staaten hinzuweisen: Die DDR erreichte 
einen Versorgungsgrad von bis zu 94 Prozent. In der Bundesrepublik wurden 
in den Jahren 1970 bis 1985 zwischen 0,5 und 0,7 Prozent des Gesamthaus-
haltes für den Vorschulbereich ausgegeben. In der DDR waren es im selben 
Zeitraum durchschnittlich etwa 1,1 Prozent. Auf den ersten Blick erscheinen 
diese Werte nicht weit voneinander entfernt zu sein. Werden die Budgets mit 
den Gesamtausgaben des Staates für Bildung ins Verhältnis gesetzt (1970–
1985: in der DDR zwischen 5,6 und acht Prozent; in der Bundesrepublik zwi-
schen 14 und 15 Prozent), zeigt sich, welchen Stellenwert die vorschulische 
                                           
20  Karin Opelt, Volkshochschule in der SBZ/DDR – Historische Quellenanalyse zur Struktur-
bildung, Wiesbaden 2004, S. 32. 
21  O. Anweiler (Anm. 11), S. 15. 
22  Vgl. L. Liegle (Anm. 9), S. 162. 
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Bildung jeweils innehatte. In der DDR war etwa ein Achtel der Bildungsaus-
gaben für die Elementarstufe vorgesehen, in der Bundesrepublik weniger als 
ein Zwanzigstel.23 Die erhöhte Nachfrage der DDR nach Einrichtungen des 
Elementarbereichs ist vor allem durch den steigenden Bedarf an erwerbstäti-
gen Müttern zu erklären. Wie es Rainer Geißler formuliert, stellten die Frau-
en „ein dringend benötigtes Arbeitskräftepotenzial für die Wirtschaft dar.“24 
Um es den Frauen zu ermöglichen, einer Arbeit nachzugehen, sah sich die 
Führung der DDR gezwungen, stärker in die Betreuung der (Klein-)Kinder 
zu investieren. Daraus ergibt sich ebenfalls eine Erklärung für das stetige An-
steigen des Versorgungrades in den letzten beiden Jahrzehnten der DDR. 
An den Elementarbereich schloss sich der Primärbereich mit der vier 
Klassenstufen umfassenden Grundschule an. Auch diese war bereits 1920 in 
der Weimarer Republik eingeführt und seitdem nicht grundlegend verändert 
oder abgeschafft worden.25 Nach dem Zweiten Weltkrieg gab es zunächst 
Überlegungen von Seiten der Alliierten, ähnlich zur amerikanischen „com-
prehensive school“, eine integrierte Sekundarschule einzurichten. Dies setzte 
sich jedoch nicht durch: „Mit der Verabschiedung des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland 1949 ging die Kulturhoheit und damit die Zu-
ständigkeit für Bildungsfragen wieder an die Länder über, und es kam in der 
Folgezeit zu einer Wiedereinrichtung der Schularten sowie der Schulbe-
suchsdauer entsprechend den Strukturen der Weimarer Republik.“26 Die drei 
klassischen Schultypen Haupt- bzw. Volksschule, Realschule und Gymnasi-
um wurden wieder eingeführt. Oskar Anweiler verwendet in diesem Zusam-
menhang den Begriff der „schulorganisatorischen Restauration“, was die bil-
dungspolitischen Vorgänge in der Bundesrepublik nach dem Zweiten Welt-
krieg treffend beschreibt.27 Die Sekundarstufe II bestand, ebenfalls nach be-
kanntem Vorbild, aus gymnasialer Oberstufe oder einer beruflichen Ausbil-
dung. Und auch im tertiären Bereich wurde in der Bundesrepublik vor 1990 
wenig im Vergleich zur Weimarer Republik geändert. Hauptsächlich sind 
vier Formen hochschulischer Bildung zu nennen. Ein Studium war an Uni-
versitäten, Hochschulen, Berufs- und Fachakademien möglich. An dieser 
                                           
23  Vgl. H. Köhler/G. Schreier (Anm. 19), S. 146 f. 
24  Rainer Geißler, Die Sozialstruktur Deutschlands – Zur gesellschaftlichen Entwicklung mit 
einer Bilanz zur Vereinigung, 6. Aufl., Wiesbaden 2011, S. 301. 
25  Vgl. Hartmut Ditton/Heinz Reinders, Überblick Bildungssystem, in: Heinz Reinders u. a. 
(Hrsg.), Empirische Bildungsforschung – Strukturen und Methoden, 2. Aufl., Wiesbaden 
2015, S. 157-165, hier S. 158. 
26  Ebd. 
27  So O. Anweiler (Anm. 11), S. 17. 
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Stelle sei am Rande auf die immense Erweiterung der Kompetenzen des 
Bundes in der Hochschulpolitik aus dem Jahr 1969 hingewiesen. Bis zu die-
sem Zeitpunkt waren für die Angelegenheiten der Hochschulen ausschließ-
lich die Länder zuständig. Gerd Hepp schreibt zu diesem Sachverhalt: 
„Durch die Grundgesetzänderung erhielt der Bund nun ein Mitgestaltungs-
recht bei den Aufgaben der gesamtstaatlichen Bildungsplanung und des 
Hochschulbaus, die Zuständigkeit für die Rahmengesetzgebung im Hoch-
schulbereich […].“28 
Parallel zu den Bildungsinvestitionen in der DDR sind die Ausgaben 
der Bundesrepublik vor 1990 zu behandeln. Als Untersuchungszeitraum 
wurden wie unter Punkt 2 die Jahre 1970 bis 1985 betrachtet. Im Jahr 1970 
investierte der Staat 14,1 Prozent des Gesamthaushaltes in die Bildung. Im 
Jahr 1980 stieg dieser Wert auf 15,1 Prozent an, sank indes im Jahr 1985 
wieder auf 14,1 Prozent. Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die 
Ausgaben für Bildung in der Bundesrepublik im Zeitverlauf weitgehend 
stabil blieben. Mehr als die Hälfte dieser Investitionen, zwischen 7,7 und 8,6 
Prozent des Gesamthaushaltes, wurden für allgemeinbildende Schulen auf-
gewendet.29 
 
Tabelle 2: Bildungsausgaben der Bundesrepublik (in Prozent des Ge-
samthaushalts) 
Jahr Insgesamt Elementarbereich Allgemeinbildende 
Hochschulen 
Hochschulen 
1970 14,1 0,5 8,4 3,5 
1980 15,1 0,7 8,6 3,5 
1985 14,1 0,7 7,7 3,5 
Quelle: Eigene Darstellung nach H. Köhler/G. Schreier (Anm. 19), S. 146. 
 
Der Religionsunterricht besaß in der Bundesrepublik von ihrer Gründung an 
eine gewichtige Rolle unter den Unterrichtsfächern – einerseits aufgrund der 
langen Tradition des Faches in der deutschen Geschichte, andererseits durch 
seine Erwähnung im Grundgesetz. Dazu Friedrich Schweitzer: „In Art. 7.3 ist 
festgelegt, dass der Religionsunterricht ‚ordentliches Lehrfach‘ sei, d. h. an 
allen Schulen, also auch bzw. gerade an den staatlichen Schulen (…).“30 Seit 
                                           
28  G. F. Hepp (Anm. 1), S. 123. 
29  Vgl. H. Köhler/G. Schreier (Anm. 19), S. 146. 
30  Friedrich Schweizer, Der Religionsunterricht in Deutschland und anderswo, in: Michael 
Wermke (Hrsg.), Aus gutem Grund: Religionsunterricht, Göttingen 2002, S. 14-21, hier 
S. 15. 
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den 1970er Jahren wurde das bis dahin „klassische“ Angebot von katholi-
schem und evangelischem Religionsunterricht durch die Einführung des 
Ethikunterrichts in vielen westdeutschen Bundesländern ergänzt.31 
Die Bildungspolitik der „Bonner Republik“ zeichnete sich vorwiegend 
durch die Beibehaltung althergebrachter Leitlinien und Institutionen aus der 
Zeit der Weimarer Republik aus. Ferner lag, gemessen an der Höhe der In-
vestition in den jeweiligen Bereich, der Fokus eher auf der hoch- statt der 
vorschulischen Bildung. In den Tertiärbereich wurde über Jahre hinweg etwa 
das Siebenfache der Ausgaben für den Elementarbereich investiert.32 
 
4 Bildung in Deutschland seit der Wiedervereinigung 
 
Im aktuellen Bildungssystem der Bundesrepublik beginnt die vorschulische 
Laufbahn für die Ein- bis Dreijährigen wie bereits in der DDR und der „Bon-
ner Republik“ mit dem Besuch der Kinderkrippe. Für die Altersgruppe der 
Drei- bis Sechsjährigen ist danach das Besuchen eines Kindergartens vorge-
sehen.33 Der Versorgungsgrad der Kindergärten in Deutschland lag im Jahr 
2013 bei 94 Prozent.34 Somit ist eine deutliche Verbesserung der Verhältnisse 
der ‚alten‘ Bundesrepublik und eine Anpassung an ostdeutsche Ansprüche zu 
verzeichnen. Dennoch ist der starke Ausbau des Elementarbereichs nicht vor-
rangig der Wiedervereinigung geschuldet, sondern vor allem eine Reaktion 
auf das Verschwinden des klassischen Familienbildes. Besonders „seit Mitte 
der 1990er Jahre hat die Zahl allein erziehender Elternteile kontinuierlich zu-
genommen“35, so Rebecca Schuler. Diese seien gezwungen, einer Beschäfti-
gung nachzugehen und somit auf die angemessene Betreuung ihrer Kinder 
angewiesen. 
Die Grundschule als nächster Schritt in der schulischen Laufbahn eines 
Kindes wurde in Ostdeutschland wieder eingeführt und blieb in Westdeutsch-
land als Institution nach wie vor erhalten. Bis auf Berlin und Brandenburg 
mit einer sechsjährigen Grundschule umfasst der Primärbereich in allen Bun-
desländern vier Klassenstufen.36 Im Umkehrschluss bedeutet die Einführung 
                                           
31  Vgl. Ders., Religiöse Erziehung und Religionsunterricht im internationalen Vergleich, in: 
Loccumer Pelikan. Religionspädagogisches Magazin für Schule und Gemeinde 11 (2001) 1, 
S. 3-8, hier S. 4. 
32  Vgl. H. Köhler/G. Schreier (Anm. 19), S. 146. 
33  Vgl. H. Ditton/H. Reinders (Anm. 25), S. 160. 
34  Vgl. K. Klemm (Anm. 6), S. 166. 
35  Rebecca Schuler, Zur Lebenssituation von Einelternfamilien in Deutschland, München 
2010, S. 11. 
36  K. Klemm (Anm. 6), S. 168. 
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der Grundschule in Ostdeutschland eine Auflösung des Modells der poly-
technischen Oberschule. „Allerdings kam es (…) nicht zur Übernahme der 
für den Westen typischen Gliederung in Haupt-, Realschule und Gymnasi-
en.“37, wie Hartmut Ditton und Heinz Reinders es betonen. Stattdessen bildet 
„das Regelangebot im Osten (…) eine zweigliedrige Struktur, bei der neben 
dem Gymnasium als eigenständiger Schulform eine Sekundarschule mit län-
derspezifisch unterschiedlicher Bezeichnung (Mittelschule, Regelschule, Se-
kundarschule) geführt wird“38. Diese Zweigliedrigkeit findet sich aber nicht 
nur im Osten Deutschlands, sondern in insgesamt elf der 16 Bundesländer. 
Die „klassische“ Dreiteilung der Sekundarstufe in Hauptschule, Realschule 
und Gymnasium findet sich nur in Bayern, Baden-Württemberg und Nieder-
sachsen. Eine viergliedrige Sekundarstufe, also die Kombination aus Haupt-
schule, Realschule, Gymnasium und einer zusätzlichen Gesamtschule, exis-
tiert in Hessen und Nordrhein-Westfalen. Die übrigen Westländer sind mitt-
lerweile zu einer Zweigliedrigkeit übergangen, die aus Gymnasium und einer 
zusammengefassten Haupt- und Realschule besteht.39 Die Sekundarstufe II 
beinhaltet die Oberstufe der Gymnasien, eine duale Berufsausbildung oder 
weitere Angebote wie etwa das Fachgymnasium oder ein Berufsvorberei-
tungsjahr.40 Der Abschluss im tertiären Bildungsbereich ist in einem breit 
gefächerten Spektrum an Einrichtungen möglich. So gibt es beispielsweise 
Universitäten, Fachhochschulen, Pädagogische Hochschulen sowie Musik- 
und Kunsthochschulen.41 
Der Tertiärbereich bleibt auch im wiedervereinigten Deutschland der 
Bereich mit dem zweithöchsten Investitionsanteil an den gesamten Bildungs-
ausgaben. Im Jahr 2011 standen insgesamt 140,7 Milliarden Euro als Bil-
dungsbudget des öffentlichen Bereichs zur Verfügung. Von dieser Summe 
wurde über die Hälfte (72,2 Milliarden Euro) in den schulischen Bereich in-
vestiert, davon allein knapp 59 Milliarden in allgemeinbildende Schulen. Für 
die hochschulische Bildung gaben Bund und Länder 28,6 Milliarden Euro 
und für den Elementarbereich 12,3 Milliarden Euro aus.42 Der Aussage Gerd 
Hepps folgend, die Höhe der Investitionen lasse einen Rückschluss auf die 
                                           
37  So H. Ditton/H. Reinders (Anm. 25), S. 158. 
38  Ebd. 
39  Vgl. Die Tagesschau, Animation – Schulsysteme in Deutschland, 2010, unter: http://www 
tagesschau.de/multimedia/animation/animation192.html (Stand: 9.9.2015). 
40  Vgl. H. Ditton/H. Reinders (Anm. 25), S. 160. 
41  Vgl. K. Klemm (Anm. 6), S. 176. 
42  Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Statistisches Jahrbuch – Deutschland und Internatio-
nales, Wiesbaden 2014, S. 99. 
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Höhe der Wertschätzung zu, lässt sich eine unveränderte Dominanz des Ter-
tiärbereichs gegenüber dem Elementarbereich feststellen. 
Die Regierung der DDR verfolgte das Ziel, für jedes Kind einen Kin-
dergartenplatz zu schaffen. Diese Richtlinie findet sich bei einer Betrachtung 
des Sozialgesetzbuches auch in der aktuellen Bildungspolitik der Bundesre-
publik wieder. So heißt es: „Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet 
hat, hat bis zum Schuleintritt Anspruch auf Förderung in einer Tageseinrich-
tung.“43 
Für die Betrachtung und den Vergleich der bildungspolitischen Leitli-
nien verschiedener Staaten ist es auch stets von Interesse, welche Rolle die 
Religion im Schulsystem und somit auch im Staat spielt. An dieser Stelle bie-
tet sich zunächst eine Gegenüberstellung der Schulsysteme von „alter“ Bun-
desrepublik und DDR an, wie sie schon bei Anweiler zu finden ist: „Im Ge-
gensatz zur SBZ/DDR, wo schon gleich nach Kriegsende eine strikte Tren-
nung von Staat und Kirche im Schulwesen, d. h. der Ausschluß des Religi-
onsunterrichts sowie das Verbot privater, darunter auch kirchlicher Schulen, 
angeordnet wurde, ist der Religionsunterricht im öffentlichen Schulwesen der 
Bundesrepublik durch das Grundgesetz (Art. 7) gesichert.“44 Auch im aktuel-
len Bildungssystem ist der Religionsunterricht an Schulen nach wie vor ver-
pflichtend. Die Schüler müssen entweder den katholischen oder evangeli-
schen Religionsunterricht besuchen oder am Ethikunterricht teilnehmen. Be-
reits zu Beginn des 21. Jahrhunderts kamen allerdings Diskussionen über ei-
ne Erweiterung des bestehenden Angebots um einen islamischen Religions-
unterricht auf.45 Angesichts der Größe der muslimischen Bevölkerung in 




Welche Argumente sprechen für einen stärkeren Einfluss des Bildungssys-
tems der DDR, welche für eine stärkere Gewichtung aufseiten der Bildungs-
strukturen der Bundesrepublik vor 1990? Welches Bildungssystem hat einen 
                                           
43  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.), Kinder- und Jugend-
hilfe – Achtes Buch Sozialgesetzbuch, 5. Aufl., Berlin 2014, §24, Artikel 3, unter: 
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-Anlagen/Kinder-_20und_ 
20Jugendhilfegesetz_20-_20SGB_20VIII,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb= 
true.pdf (Stand: 14.9.2015). 
44  O. Anweiler (Anm. 11), S. 17. 
45  Vgl. F. Schweitzer (Anm. 30), S. 20. 
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stärkeren Einfluss auf die gesamtdeutsche Bundesrepublik ausgeübt und in-
wieweit sind solche Aussagen überhaupt verbindlich? 
Das Bildungssystem der Bundesrepublik ist das Ergebnis einer stetigen 
Entwicklung, die von einigen einschneidenden Ereignissen geprägt wurde. 
Sowohl die Teilung Deutschlands nach dem Zweiten Weltkrieg als auch die 
Wiedervereinigung im Jahre 1990 sind hierfür bedeutsam. In der „Bonner 
Republik“ war die Bildungspolitik zum Großteil von einer Rückbesinnung 
auf traditionelle Werte geprägt, während in der DDR vieles umstrukturiert 
wurde.  
Für einen starken Einfluss des DDR-Bildungssystems spricht vorrangig 
die aktuelle Tendenz vieler, auch westdeutscher Bundesländer, zu einer 
zweigliedrigen Sekundarstufe überzugehen. Es bleibt zwar das Gymnasium 
als eigenständige Schulform bestehen, doch die Einrichtung einer zusam-
mengefassten Haupt- und Realschule erinnert stark an eine Weiterentwick-
lung der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule. Auch der An-
spruch der Bundesregierung, für jedes Kind ab dem dritten Lebensjahr einen 
Kindergartenplatz zur Verfügung zu stellen, sollte als Argument für einen 
gewichtigen Einfluss der DDR-Bildungspolitik gewertet werden. Ein Versor-
gungsgrad von 94 Prozent spricht für einen grundlegenden Wandel der Be-
deutung der frühkindlichen Erziehung. 
Die Wiedereinführung der Grundschule als eigenständige Schulform in 
Ostdeutschland kann dagegen als ein Argument für die Beibehaltung des „al-
ten“ Bildungssystems der Bundesrepublik angesehen werden. Die vierjährige 
Grundschule wurde in allen ostdeutschen Bundesländern, mit Ausnahme von 
Brandenburg, übernommen. Bei Betrachtung der Bildungsausgaben findet 
sich ein weiteres Argument für den stärkeren Einfluss der Bildungspolitik der 
Bundesrepublik vor 1990. Zwar werden und wurden im Bereich der allge-
meinbildenden Schulen die höchsten Investitionen getätigt – sowohl in der 
DDR, der Bonner Republik als auch der gesamtdeutschen Bundesrepublik – 
doch im Gegensatz zur DDR stand der Tertiärbereich in der Bundesrepublik 
seit jeher an zweiter Stelle der Ausgaben bzw. Bildungsinvestitionen. Diese 
bildungspolitische Leitlinie wurde auch nach der Wiedervereinigung beibe-
halten und weitergeführt. 
Das aktuelle Bildungssystem der Bundesrepublik Deutschland kann 
weder eindeutig als westlich noch als östlich geprägt bezeichnet werden. 
Beide Seiten nahmen Einfluss auf das heutige System und die gegenwärtige 
Bildungspolitik. Auch die Rede von einem eher west- oder eher ostdeutschen 
Bildungssystem erscheint als nicht zutreffend. Stattdessen sollte von einem 
stark erweiterten Bildungssystem der Bundesrepublik die Rede sein. Die 
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grundlegende Struktur der Bildung in Deutschland blieb zwar weitgehend 
unverändert, doch es kamen einige Veränderungen (zusammengefasste 
Haupt- und Realschulen; für jedes Kind zugesicherter Kindergartenplatz) 
hinzu, die möglicherweise ohne die Wiedervereinigung keine Beachtung ge-
funden hätten.  
Im Zuge dieser Arbeit traten einige weiterführende Fragen auf. Beson-
ders interessant erscheint eine Untersuchung der Struktur der Sekundarstufe 
anhand der jeweils dominierenden Landesregierung. Hierbei wäre festzustel-
len, ob die politische Ausrichtung der Regierungen einen Einfluss auf die 
Zwei-, Drei- oder Viergliederung der allgemeinbildenden Schulen hat. Falls 
sich ein solcher Zusammenhang feststellen lässt, wäre es weiterhin auf-
schlussreich, ob beispielweise eine sozialdemokratische Regierung eher das 
ostdeutsche bzw. eine konservative Regierung eher das westdeutsche Modell 
der Sekundarstufe bevorzugt. Auch erscheint ein Blick auf die Lehrinhalte, 
beispielsweise auf die der allgemeinbildenden Schulen, als interessantes For-
schungsgebiet. Es wäre ferner denkbar, dass sich auch in diesem Bereich Un-
terschiede und Gemeinsamkeiten, vor allem aber gegenseitige Interdepen-
denzen feststellen lassen. Das Beispiel des Religionsunterrichts wurde in die-
ser Arbeit kurz umrissen, doch auch in Fächern wie Deutsch oder Geschichte 
könnten die jeweils gesetzten Schwerpunkte variieren. Ob sich die deutsche 
Teilung und Vereinigung auch 25 Jahre nach der Deutschen Einheit in den 
Lehrplänen und Unterrichtsschwerpunkten widerspiegelt, stellt ein weiteres 
spannendes Feld bei der Analyse des deutsch-deutschen Zusammenwachsens 
dar.
 
 Ein Volk – zwei Wählerschaften? Regionale Unterschiede des Wahlver-
haltens 
 




Jahrestage, vor allem diejenigen politischer Art, sind Momente akademischer 
Selbstvergewisserung. Das erklärt, warum die Politikwissenschaft anlässlich 
des silbernen Jubiläums der deutschen Wiedervereinigung im Jahr 2015 aus 
jenen politischen, ökonomischen und sozialen Transformationen Bilanz zieht, 
die die tektonischen Verschiebungen von 1990 mit sich brachten.1 Zu den 
unbestrittenen Schlussfolgerungen der Disziplin zählt die Einsicht, eine tiefe 
Kluft durchziehe die deutsche Wählerschaft aus Ost und West.2  
Zugleich bieten Jubiläen die Gelegenheit, sicher geglaubte Wahrheiten 
zu überprüfen. Dieser Beitrag fragt deshalb, ob sich Ost- und Westdeutsche 
in ihrem Wahlverhalten tatsächlich grundlegend unterscheiden, wie von der 
Wahlforschung landauf, landab behauptet. Auf der einen Seite mag die Frage 
nach 25 Jahren unermüdlicher Vermessungen der Wählerschaft anachronis-
tisch erscheinen; auf der anderen Seite lässt sich argumentieren, der Ver-
gleich zwischen Ost- und Westdeutschen sei gänzlich ungeeignet, um Hypo-
thesen über die (Un-)Ähnlichkeit beider Bevölkerungsgruppen zu prüfen, 
weil er deren innere Verfassung vernachlässigt. Der Beitrag beschreitet daher 
einen anderen Weg: Am Beispiel der jüngsten Bundestagswahlergebnisse 
fragt er, ob die zentralen regionalen Unterschiede tatsächlich zwischen Ost 
und West oder anderswo entlang verlaufen. Hierfür werden die Wahlbeteili-
gung und das Abschneiden von CDU/CSU, SPD, Die Linke, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP auf Länderebene ins Verhältnis zueinander gesetzt. 
 Nach einer Darstellung der gängigen Auffassungen über typisch ost- 
und westdeutsches Wahlverhalten weist der Beitrag auf drei charakteristische 
Fallstricke im sozialwissenschaftlichen Vergleich zwischen Ost und West 
hin. Da die Mehrzahl der Studien auf einem solchen Vergleich beruht, dient 
die Kritik der Evaluation des aktuellen Forschungsstandes. Auf Grundlage 
                                           
1  Vgl. David P. Conradt, The Civic Culture and Unified Germany: An Overview, in: German 
Politics 24 (2015) 3, S. 249-270; Everhard Holtmann u. a., Deutschland 2014. 25 Jahre 
Friedliche Revolution und Deutsche Einheit, Halle 2014; mehrere Beiträge in Aus Politik 
und Zeitgeschichte 65 (2015) 33-34. 
2  Vgl. Jeffrey Kopstein/Daniel Ziblatt, Honecker’s Revenge. The Enduring Legacy of Ger-
man Unification in the 2005 Election, in: German Politics and Society 24 (2006) 1, S. 139. 
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hierarchischer Clusteranalysen der genannten Wahlindikatoren werden so-
dann Länder mit einem hohen von Ländern mit einem niedrigen Wahlergeb-
nis getrennt. Dadurch entstehen jeweils zwei Ländercluster, deren Grenzen 
mit der früheren innerdeutschen Grenze verglichen werden. Der letzte Ab-
schnitt wagt einen vorsichtigen Blick auf mögliche Ursachen der zuvor be-
schriebenen regionalen Unterschiede, unter Berücksichtigung der Cleavage- 
und der Economic-Voting-Theorie. 
 
2 Ost-West-Unterschiede des Wahlverhaltens – der Forschungsstand im 
Überblick 
 
Die deutschen Wahlen in den vergangen 25 Jahren haben unter Beobachtern 
regelmäßig die Frage aufgeworfen, ob endlich zusammenwächst, was zu-
sammen gehört. Das erklärt, warum nach Wahlen sozialwissenschaftliche 
Vermessungen der „inneren Einheit“ von Ost- und West ebenso obligatorisch 
geworden sind wie Wahlpartys. Die Literatur zum Thema ist mittlerweile un-
überschaubar.3 Ungeachtet mannigfaltiger Ergebnis- und Interpretations-
unterschiede (beispielsweise mit Blick auf Trends und Ursachen), zeichnet 
sich heute ein breiter Konsens über vier Aspekte ab:  
 1) Die Stimmanteile extrem linker sowie rechter Parteien weisen „den“ 
ostdeutschen Wähler als wesentlich radikaler aus als „den“ westdeutschen.4 
Gleichwohl: Während die Ergebnisse der extremen Linken in Gestalt der Par-
tei Die Linke für sich sprechen, offenbart der zweite Blick – zumindest auf 
Bundesebene – eine relativ stärkere ostdeutsche Präferenz für rechte Parteien 
erst ab 1998. In den Jahren zuvor hatte die extreme Rechte, gemessen an den 
                                           
3 Vgl. statt vieler für das vergangene Jahrzehnt: Roland Abold/Markus Steinbrecher, „Wir 
wollen sein ein einzig Volk von Brüdern!“. Die innere Einheit und das politische Verhalten 
der Deutschen, in: Hans Rattinger/Oscar W. Gabriel/Jürgen W. Falter (Hrsg.), Der gesamt-
deutsche Wähler. Stabilität und Wandel des Wählerverhaltens im wiedervereinigten 
Deutschland, Baden-Baden 2007, S. 141-166; Russell J. Dalton/Willy Jou, Is There a Single 
German Party System?, in: German Politics and Society 28 (2010) 2, S. 34-52; Martin 
Elff/Sigrid Roßteutscher, Stability or Decline? Class, Religion and the Vote in Germany, in: 
German Politics 20 (2011) 1, S. 107-127; Harald Schoen/Christian Zettl, Alte Allianzen, 
neue Bündnisse oder alles im Fluss? Gesellschaftliche Konfliktlinien und Wahlverhalten im 
vereinten Deutschland, in: Eckhard Jesse/Roland Sturm (Hrsg.), Bilanz der Bundestagswahl 
2009. Voraussetzungen, Ergebnisse, Folgen, München 2010, S. 117-134. 
4 Vgl. Kai Arzheimer, Wahl extremer Parteien, in: H. Rattinger/O. W. Gabriel/J. W. Falter 
(Anm. 3), S. 67-86; Harald Schoen/Siegfried Bühler, Feinde im Inneren. Politischer Extre-
mismus im vereinigten Deutschland, in: ebd., S. 188-211, Eckhard Jesse, Abschneiden der 
PDS und der Rechtsparteien bei der Bundestagswahl 2002, in: Zeitschrift für Politik 50 
(2003) 1, S. 17-36. 
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Ergebnissen von NPD, REP und DVU, im Westen besser abgeschnitten als 
im Osten. Zudem ist die These eines dezidiert „rechten Ostens“ (und eines 
„demokratischen Westens“) nicht ohne weiteres auf andere Wahlen übertrag-
bar: Nach 1990 verzeichneten nationalistische Parteien fünf Einzüge in west-
deutsche und sieben Einzüge in ostdeutsche Landtage.5 Ein klarer Gegensatz 
sieht anders aus. 
2) Ein ostdeutsches Spezifikum und untrennbar mit der Wahl extremer 
Parteien verbunden ist die Neigung der Ostdeutschen zum linken Rand, wie 
die Wahlergebnisse der Partei Die Linke (früher PDS bzw. Linkspartei.PDS) 
belegen. Im Gegensatz zu den Sozialdemokraten schneiden die Postkommu-
nisten seit 1990 im Osten deutlich und konstant besser ab als im Westen,6 
was den „roten Osten“7 – ein Erbe der sozialistischen Herrschaft und der vor 
allem wirtschaftlich-sozialen Transformationsprobleme in den frühen 1990er 
Jahren – zum geflügelten Wort machte.  
3) Darüber hinaus gilt das Wahlverhalten in den neuen Ländern oft als 
wenig vorhersehbar: Mit Ausnahme des Jahres 2009 zeigten sich Ostdeutsche 
durchweg wechselwilliger als ihre westdeutschen Nachbarn – manchmal in 
höherem (1994), manchmal in geringerem Ausmaß (2013).8 Dennoch hält die 
These eines volatilen Ostens keiner Verallgemeinerung stand, wie die Wah-
len zum Europäischen Parlament verdeutlichen: 1999, 2009 und 2014 über-
traf die Volatilität des Westens die des Ostens. Darüber hinaus näherte sich 
der Westen in den vergangenen Jahren dem Osten langsam, aber sicher an – 
und zwar bei allen Wahlen. 
                                           
5  Vgl. Hendrik Träger, Ein Vierteljahrhundert Wahlen in Ost und West (1990 bis 2014): regi-
onale Unterschiede und Gemeinsamkeiten, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen 46 (2015) 1, 
S. 70. 
6  Vgl. Kai Arzheimer/Jürgen W. Falter, „Goodbye Lenin?“ Bundes- und Landtagswahlen seit 
1990. Eine Ost-West-Perspektive, in: Jürgen W. Falter/Oscar W. Gabriel/Bernhard Weßels 
(Hrsg.), Wahlen und Wähler. Analysen aus Anlass der Bundestagswahl 2002, Wiesbaden 
2005, S. 259; Eckhard Jesse, Bundestags-, Landtags- und Europawahlen in den neuen Bun-
desländern seit 1990, in: Deutschland Archiv 42 (2009) 6, S. 970. 
7  Vgl. Kai Arzheimer/Jürgen W. Falter, Ist der Osten wirklich rot? Das Wahlverhalten bei der 
Bundestagswahl 2002 in Ost-West-Perspektive, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 52 
(2002) 49-50, S. 27-35; Oscar W. Gabriel, Der rote Osten. Ist Ostdeutschland politisch ganz 
anders?, in: Evelyn Bytzek/Sigrid Roßteutscher (Hrsg.), Der unbekannte Wähler. Mythen 
und Fakten über das Wahlverhalten der Deutschen, Frankfurt a. M./New York 2011, S. 157-
176; Inka Jörs, East Germany: another party landscape, in: German Politics 12 (2003) 1, 
S. 137. 
8  Vgl. David P. Conradt, The Shrinking Elephants. The 2009 Election and the Changing Party 
System, in: German Politics and Society 28 (2010) 3, S. 31-32; H. Träger (Anm. 5), S. 71-
73. 
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 4) Schließlich fällt die Wahlenthaltung im Osten durchgehend höher 
aus als im Westen – bei Bundestagswahlen ebenso wie bei Kommunal-, 
Landtags- und Europawahlen. Sie wird vorrangig einer weitverbreiteten Un-
zufriedenheit mit den politischen Parteien zugeschrieben, die wiederum aus 
einer nur kurzen Erfahrung mit demokratischen Willensbildungsprozessen 
resultiert.9 Wie auch andere Befunde ist dieser mit Vorsicht zu genießen. Die 
Wahlen zum Europäischen Parlament 1994 und 1998, bei denen die West-
deutschen in deutlich geringem Ausmaß die Wahlkabinen aufsuchten als die 
Ostdeutschen, dienen als Beispiel.10  
 
Tabelle 1: Wahlverhalten in Ost und West: Bundestagswahlen seit 1990 
 1990 1994 1998 2002 2005 2009 2013 
Wahlergebnisse Die Linke und ihre Vorgänger (in %) 
Ost 11,1 19,8 21,6 16,9 25,3 28,5 22,7 
West 0,3 0,9 1,2 1,1 4,9 8,3 5,6 
Wahlergebnisse der extremen rechten Parteien (in %) 
Ost 1,6a 1,3b 5,0c 1,7a 4,2a 3,5c 2,9a 
West 2,6a 2,0b 2,8c 0,9a 1,7a 1,7c 1,2a 
Volatilität (Pedersen Index) 
Ost --- 15,9 11,6 10,7 12,3 12,4 15,7 
West --- 5,6 6,4 6,5 7,0 13,7 15,5 
Wahlbeteiligung (in %) 
Ost 74,5 72,6 80,0 72,8 74,3 64,7 67,6 
West 78,6 80,5 82,8 80,6 78,5 72,2 72,4 
Quelle: Offizielle Wahlstatistik. 
a REP, NPD; b REP; c REP, NPD, DVU. 
 
3 Fallstricke des Ost-West-Vergleichs 
 
Was wir über die ost- und westdeutschen Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede wissen oder zu wissen glauben, basiert Großteils auf Vergleichen 
zwischen beiden Teilen des Landes, den alten Bundesländern auf der einen 
                                           
9  Dazu K. Arzheimer/J. W. Falter (Anm. 6), S. 256; Rolf Becker, Political Efficacy and Voter 
Turnout in East and West Germany, in: German Politics 13 (2004) 2, S. 317-340; O. W. 
Gabriel (Anm. 7), S. 160; Kerstin Völkl, Reine Landtagswahlen oder regionale Bundes-
tagswahlen? Eine Untersuchung des Abstimmungsverhaltens bei Landtagswahlen 1990-
2006, Baden-Baden 2009, S. 124. 
10  H. Träger (Anm. 5), S. 60-62. 
Ein Volk – zwei Wählerschaften? 
181 
 
und den neuen auf der anderen Seite.11 Dieser Vergleich geht jedoch mit drei 
Schwächen einher:  
 Erstens: Der Vergleich beruht auf der stillschweigenden Annahme 
zweier, in Bezug auf das Wahlverhalten, homogener Regionen und erklärt 
beide Landesteile zu den zentralen Analyseeinheiten. Eine solche Prämisse 
ließe sich jedoch nur dann aufrechterhalten, wenn die Unterschiede im Wahl-
verhalten innerhalb des Ostens und innerhalb des Westens geringer ausfallen 
als zwischen Ost und West. Verliefe etwa zwischen Sachsen und Branden-
burgern eine tiefere Kluft als zwischen Ost- und Westdeutschen insgesamt, 
wie könnte dann die These zweier geschlossener Elektorate aufrechterhalten 
werden? 
 Zweitens: Wer von einem homogenen Osten und Westen ausgeht, kann 
regionale Unterschiede in beiden Teilen des Landes nicht erfassen. So be-
schränkt sich die Wahlforschung gewöhnlich auf die schlichten Ja-Nein-
Fragen, ob und warum ein Ost-West-Unterschied existiert, anstatt nach Qua-
lität und Quantität regionaler Friktionen im Wahlverhalten zu fragen. 
Dadurch werden potentielle Trends übersehen, die langfristig der Demokratie 
schaden könnten – etwa regional einbrechende Wahlbeteiligungen oder lokal 
konzentrierte Zuwächse extremistischer Parteien. Die Wahlforschung vergibt 
damit die Chance, als „Frühwarnsystem“ der Demokratie zu fungieren. Der 
Ländervergleich (anstatt eines Ost-West-Vergleichs) hätte zudem den Vor-
teil, dass er das wissenschaftliche Problem begrenzter empirischer Vielfalt 
entschärfte – statt zwei Analyseeinheiten werden 16 ins Visier genommen. 
So ließen sich in Deutschland auf Aggregatebene deutlich mehr Hypothesen 
prüfen als bisher. 
 Drittens: Es gibt kaum transparente oder objektive Bezugswerte, um 
die Relevanz von Ost-West-Unterschieden festzustellen. Die Wahlforschung 
überlässt Entscheidungen wie die folgende üblicherweise der Urteilskraft des 
Einzelnen: Sind Differenzen in der Wahlbeteiligung von rund vier Prozent-
punkten zwischen Ost und West (wie zur Bundestagswahl 2013) relevant o-
der nicht? Signalisiert ein Unterschied von zwei Prozent im Ergebnis der 
FDP von 2005 eine tiefe Kluft oder Einheit? Während es keinerlei Probleme 
bereitet, herauszufinden, ob Ost und West im Lauf der Zeit zusammenge-
wachsen sind, türmen sich durch den schlichten Ost-West-Vergleich ernst-
                                           
11  Beachtliche Ausnahmen finden sich bei Tilo Görl, Regionalisierung des Wählerverhaltens 
in den neuen Bundesländern, in: Potsdamer Beiträge zur Sozialforschung 8 (1999); I. Jörs 
(Anm. 7); Oskar Niedermayer, Regionalisierung des Wahlverhaltens und des Parteiensys-
tems auf der Bundesebene 1949 bis 2009, in: Rüdiger Schmitt-Beck (Hrsg.), Wählen in 
Deutschland, Baden-Baden 2012, S. 134-156; H. Träger (Anm. 5). 
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hafte Schwierigkeiten bei dem Versuch auf, zu einem bestimmten Zeitpunkt 
zu sagen, ob beide Teile des Landes ein einheitliches Ganzes bilden oder 
nicht.  
 Die Wahlforschung unternahm zahlreiche Versuche, die benannten De-
fizite zu überwinden. Dazu zählt etwa die Modifikation des Pedersen-Index 
durch Jürgen W. Falter und Kai Arzheimer.12 Das Maß, das die Ost-West-
Unterschiede aller Wahlergebnisse (inklusive der Stimmenthaltungen) einbe-
zieht, reicht von 0 (keine Ost-West-Unterschiede) bis 100 (exklusive Ost- 
und Westparteien). Zuweilen beruft sich die Wahlforschung auch auf die 
Abweichung von Wahlergebnissen in den Ländern vom Ergebnis auf der 
Bundesebene.13 Wenn beispielsweise die Ergebnisse der Christdemokraten in 
Sachsen und der Sozialdemokraten in Brandenburg vom Mittelwert im Osten 
um 15 und 25 Prozent abweichen, zeigt dies eine starke Regionalisierung 
beider Ergebnisse an, wobei die Wählerschaft der SPD stärker regionalisiert 
ist, als die der CDU. Der jüngste Versuch zur Messung von Regionalisierung 
stammt von Oskar Niedermayer, der den Variationskoeffizienten auf die sub-
nationale Analyse anwendet.14  
 Durch die Vernachlässigung der Umstände in beiden Landesteilen 
(nicht nur mit Blick auf das Wahlverhalten, sondern auch auf Einstellungen, 
Meinungen, Werte usw.) übersieht der konventionelle Ost-West-Vergleich 
Informationen, die zentral für eine Analyse der Ost-West-These sind. Die 
kürzlich von der Wahlforschung hervorgebrachten Maßzahlen sind insofern 
lobenswert, als sie den Grad der Regionalisierung angeben. Zugleich fallen 
sie jedoch entweder in das bekannte Muster (Vergleiche von Ost und West) 
zurück oder sie bieten kein objektives Kriterium an, das ein fundiertes Urteil 
über den Stand der Ost-West-Integration ermöglicht. Folglich können sie die 
Frage nach der „inneren Einheit“ nicht beantworten. 
 
4 Wahlverhalten im Ländervergleich – die Bundestagswahl 2013 
 
Ob Ost- und Westdeutsche tatsächlich zwei homogene und tief gespaltene 
Wählerschaften darstellen, wird nachfolgend mittels hierarchischer Cluster-
analysen15 der subnationalen Ergebnisse der Bundestagswahl 2013 geprüft. 
                                           
12  Vgl. zuletzt K. Arzheimer/J. W. Falter (Anm. 6), S. 119 f. 
13  Vgl. Tilo Görl, Regionalisierung der politischen Landschaft in den neuen Bundesländern am 
Beispiel der Landtagswahlen 1999 in Brandenburg, Thüringen und Sachsen, in: Zeitschrift 
für Parlamentsfragen 32 (2001) 1, S. 94-123. 
14  Vgl. O. Niedermayer (Anm. 11), S. 135. 
15  Ward-Verfahren (quadrierter euklidischer Abstand). 
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Die Wahlbeteiligung und die Ergebnisse der wichtigsten politischen Parteien 
dienen dabei als Anhaltspunkte. Für jeden dieser Aspekte wird eine separate 
Analyse durchgeführt. Dabei treten Länder mit hohen und Länder mit niedri-
gen Ergebnissen hervor. Wenn die Grenzen zwischen ihnen mit der früheren 
innerdeutschen Grenze zusammenfallen, lässt sich von zwei Wählerschaften 
sprechen; anderenfalls nicht. 
 






CDU/CSU SPD Linke B90/Grüne FDP
BW 74,3 45,7 20,6 4,8 11,0 6,2 
BY 70,0 49,3 20,0 3,8 8,4 5,1 
BE 72,5 28,5 24,6 18,5 12,3 3,6 
BB 68,4 34,8 23,1 22,4 4,7 2,5 
HB 68,8 29,3 35,6 10,1 12,1 3,4 
HH 70,3 32,1 32,4 8,8 12,7 4,8 
HE 73,2 39,2 28,8 6,0 9,9 5,6 
NI 73,4 41,1 33,1 5,0 8,8 4,2 
MV 65,3 42,5 17,8 21,5 4,3 2,2 
NW 72,5 39,8 31,9 6,1 8,0 5,2 
RP 72,8 43,3 27,5 5,4 7,6 5,5 
SL 72,5 37,8 31,0 10,0 5,7 3,8 
SN 69,5 42,6 14,6 20,0 4,9 3,1 
ST 62,1 41,2 18,2 23,9 4,0 2,6 
SH 73,1 39,2 31,5 5,2 9,4 5,6 
TH 68,2 38,8 16,2 23,4 4,9 2,6 
Quelle: Offizielle Wahlstatistik; jeweils grau unterlegt: Länder mit niedrigen Wahlergebnissen. 
 
Ein Blick auf die Wahlbeteiligung offenbart ein überschaubares Maß an Re-
gionalisierung. Die Unterschiede zwischen den Bundesländern lagen bei 
höchstens zwölf Prozentpunkten. Sachsen-Anhalt (62,1 Prozent) markiert das 
untere, Baden-Württemberg (74,3 Prozent) das obere Ende des Rankings. 
Beide Länder sind repräsentativ für einen eher zurückhaltenden Osten bzw. 
einen etwas aktiveren Westen. Dennoch liegt kein klarer Ost-West-Gegensatz 
vor, denn in Bremen beispielsweise fiel die Wahlbeteiligung niedriger aus als 
in Sachsen. Zudem verläuft ein kleiner Spalt durch Ostdeutschland: Die 
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Sachsen, die Thüringer und die Brandenburger machten von ihrem Wahlrecht 
häufiger Gebrauch als die übrigen Ostdeutschen. 
Die Aufteilung der Länder in solche mit geringer und solche mit hoher 
Wahlbeteiligung auf Basis einer Clusteranalyse offenbart keinen eindeutigen 
Ost-West-Unterschied. Stattdessen befinden sich alle ostdeutschen Länder 
(außer Berlin) sowie Bremen, Hamburg und Bayern im Cluster mit niedriger 
Wahlbeteiligung, die übrigen Länder im Cluster mit hoher Wahlbeteiligung. 
Dabei bildet die Zwei-Cluster-Lösung die tatsächliche Streuung der Daten 
recht gut ab, ist keineswegs künstlich erzeugt. Auch wenn die Unterschiede 
insgesamt moderat ausfallen mögen, liefert das Muster Argumente gegen den 
oft postulierten Ost-West-Unterschied. 
Beim Blick auf die regionalen Wahlergebnisse der Christdemokraten 
sticht zunächst die immense Regionalisierung ins Auge: Natürlich überrascht 
es nicht, dass die Union ihr bestes Ergebnis im konservativen Kernland Bay-
ern einfuhr, in dem beinah jeder Zweite für die CSU votierte (49,3 Prozent). 
Wiederum auffällig ist das Ergebnis in der Bundeshauptstadt: Die Ergebnis-
balken in Berlin waren kaum halb so hoch wie die bayrischen (28,5 Prozent). 
Obwohl der größte Gegensatz ausgerechnet zwischen einem westlichen und 
einem (teils) östlichen Bundesland aufgetreten ist, kann 2013 dennoch nicht 
von einem homogenen Ost- oder Westelektorat gesprochen werden: Neue 
wie alte Länder finden sich am oberen wie am unteren Ende des Rankings.  
Die hierarchische Clusteranalyse bestätigt die erste Vermutung: Nicht 
zwischen Ost und West verläuft die „natürliche Grenze“, sondern zwischen 
allen drei Stadtstaaten sowie Brandenburg einerseits und den restlichen Län-
dern, in denen die Union einige Erfolge verbuchen konnte, andererseits. 
Selbst eine Drei-Cluster-Lösung (angesichts der Datenverteilung nicht unan-
gemessen, doch auch nicht naheliegend) würde nicht den Beweis für eine 
Ost-West-Lücke erbringen: Sie unterscheidet sich von der Zwei-Cluster-
Lösung, indem sie zusätzlich Bayern und Baden-Württemberg mit ihren her-
ausragenden Stimmenanteilen von den anderen „überdurchschnittlichen Staa-
ten“ abgrenzt. So oder so lässt sich eine Ost-West-Kluft schwerlich feststel-
len. 
Dasselbe gilt für die Wahlergebnisse der Sozialdemokraten auf Län-
derebene: 2013 musste die SPD in Bayern (20,0 Prozent) und Baden-
Württemberg (20,6 Prozent) ähnlich enttäuschende Ergebnisse hinnehmen 
wie in Mecklenburg-Vorpommern (17,8 Prozent), Sachsen (14,6 Prozent), 
Sachsen-Anhalt (18,2 Prozent) und Thüringen (16,2 Prozent). Ein Ergebnis 
von 23,1 Prozent zeichnet Brandenburg als eine Art sozialdemokratische 
Hochburg in einem für die SPD sonst eher unwirtlichen Osten aus. Mit einer 
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maximalen Differenz von 20 Prozentpunkten gleicht die Spanne zwischen 
dem erfolgreichsten und erfolglosesten Land derjenigen der Union. Die tradi-
tionell sozialdemokratisch geprägte Freie Hansestadt Bremen (35,6 Prozent) 
und der Freistaat Sachsen (14,6 Prozent) bilden die beiden Extremfälle. 
Die Grenze zwischen dem typischen sozialdemokratischen Kern- und 
Ödland verläuft ausweislich der Clusteranalyse zwischen dem Osten (außer 
Brandenburg) einschließlich dem Süden Deutschlands (Bayern und Baden-
Württemberg) und dem Rest der Bundesrepublik. In beinahe allen alten Bun-
desländern und in Brandenburg waren die Sozialdemokraten deutlich erfolg-
reicher als in den übrigen Ländern. Selbst bei einer feineren Aggregation, die 
zwischen Ländern mit geringen, mittleren und hohen SPD-Anteilen unter-
scheidet, entstünde lediglich ein zusätzliches Cluster für Hamburg, Bremen, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Saarland sowie Nordrhein-Westfalen als 
SPD-Hochburgen. Die Charakterisierung des deutschen Südens und – zu-
mindest in weiten Teilen – des Ostens als „SPD-feindliches“ Terrain bleibt 
davon unbenommen. Die Regionalisierung der SPD-Wahlergebnisse bildet 
somit ein weiteres Indiz gegen den Ost-West-Unterschied. 
In gewisser Weise stellt Die Linke einen Sonderfall dar – nicht nur im 
Hinblick auf ihre kurze Geschichte im deutschen Parteiensystem und ihre 
Wurzeln in einem autoritären Regime, sondern auch in Bezug auf ihre regio-
nalen Wahlergebnisse: Sie ist die einzige politische Partei, deren Stimmenan-
teile einen deutlichen Ost-West-Unterschied erkennen lassen. Erstaunlich ge-
nug, dass die Ergebnisse der Postkommunisten in jedem einzelnen östlichen 
Bundesland (Ergebnisse nah oder über 20 Prozent) die in allen westlichen 
(zehn Prozent oder weniger) übertreffen. Sachsen-Anhalt (23,9 Prozent) und 
Bayern (3,8 Prozent) bilden den größten Kontrast. Die subnationale Analyse 
bestätigt die Erkenntnisse der Wahlforschung, die Postkommunisten verdank-
ten ihren Erfolg den Ostdeutschen (einschließlich Berlin), nicht den West-
deutschen. Aufgrund der Homogenität beider Gebiete ist es nicht sinnvoll, 
über zwei Cluster hinauszugehen. Kritiker mögen einwenden, der Befund 
eines „dunkelroten Ostens“ sei alles andere als neu; er bestätige, was wir be-
reits aus den Ost-West-Vergleichen wissen. Das stimmt. Doch ruht der Ver-
gleich der Länderergebnisse nicht auf der stillschweigenden – und bisher un-
hinterfragten – Annahme zweier homogener Wählerschaften. 
Ein erster Blick auf die Ergebnisse der Grünen lässt den Eindruck ent-
stehen, deren Wahl unterliege dem gleichen regionalen Muster wie das der 
Linken, denn sie waren im Westen erfolgreicher als im Osten. Doch zugleich 
unterschieden sich 2013 die regionalen Stimmenanteile mit Sachsen-Anhalt 
(4,0 Prozent) und Hamburg (12,7 Prozent) als Extremfälle nicht sonderlich 
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voneinander und folgt die Wahlkarte keinem rigorosen Ost-West-
Unterschied. Das Ergebnis im Saarland gleicht nämlich denen der östlichen 
Bundesländer. 
Die Clusteranalyse bestätigt den ersten Eindruck, insofern sie alle neu-
en Länder (außer Berlin) und das Saarland von den übrigen Ländern trennt, 
in denen die Grünen durchweg, jedoch nur geringfügig bessere Ergebnisse 
aufwiesen. Der unterdurchschnittliche Stimmenanteil der Grünen im kleins-
ten Flächenstaat ist es mithin, der einem klaren Ost-West-Unterschied wider-
spricht – das war es aber auch schon. Alternative Lösungen sind vernachläs-
sigbar; bei drei Clustern etwa würden sich lediglich die drei Stadtstaaten als 
politische Heimat der Grünen abheben. Angesichts der Homogenität beider 
Cluster liegt die Lösung jedoch nicht auf der Hand. Sie widerspräche – davon 
abgesehen – der Hypothese einer Ost-West-Spaltung.  
Die regionalen Ergebnisse der Liberalen, die 2013 einen historischen 
Rückschlag erlebten, weil sie erstmals die Fünfprozent-Hürde unterschritten, 
widersprechen ebenso einer Ost-West-Kluft. In der Tat befinden sich zwar 
alle ostdeutschen Länder am unteren Ende des Rankings, jedoch sollte dies 
nicht zur Annahme verleiten, die Grenze zwischen mehr und weniger libera-
len Wählerschaften verlaufe entlang der früheren innerdeutschen Grenze. Al-
les in allem scheint es, dass die 16 Bundesländer recht eng beieinander ste-
hen, mit Mecklenburg-Vorpommern (2,2 Prozent) und Baden-Württemberg 
(6,2 Prozent) als Extremfälle. Teilweise erklärt sich die bundesweite Homo-
genität aus der verheerenden Niederlage der Liberalen. Ein besseres Gesamt-
ergebnis hätte wahrscheinlich zu einer stärkeren regionalen Differenzierung 
geführt. Gleichwohl ist es nicht unmöglich, Graustufen auszumachen. Die 
Clusteranalyse weist auf einen Spalt zwischen Ostdeutschland, Bremen, Nie-
dersachsen sowie dem Saarland auf der einen Seite und den übrigen Bundes-
ländern auf der anderen Seite hin. Angesichts der geringen regionalen Unter-
schiede sollten diese Aspekte jedoch nicht überbewertet werden. Mit Blick 
auf die Homogenität beider Cluster sind alternative Lösungen zu vernachläs-
sigen.  
Welche Einsichten vermittelt ein subnationaler Vergleich der Wahler-
gebnisse von 2013? Erstens: Obwohl die Clusteranalysen im Grunde nur die 
Ost-West-These überprüfen sollten und somit instrumenteller Art waren, lie-
ferten sie den schlagenden Beweis gegen regionale Vielfalt beim Wahlver-
halten. Vielmehr spiegelt die Vorstellung eines subnationalen Gegensatzes – 
oder genauer: einer ganzen Reihe von Gegensätzen – das Wahlverhalten in 
Deutschland recht gut wider; im Hinblick auf die Wahlbeteiligung und die 
Wahlergebnisse der großen Parteien. Zweitens: Ungeachtet einer Reihe regi-
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onaler Unterschiede im Jahr 2013, war ein eindeutiger Ost-West-Unterschied 
ausschließlich bei der Wahl für Die Linke zu beobachten. Die Ergebnisse der 
übrigen Parteien und die Wahlbeteiligung offenbarten hingegen andere Mus-
ter – die Trennlinien verliefen 2013 quer durch Ost- und Westdeutschland. 
Dies ist jedoch – drittens – nur die halbe Wahrheit, denn die Mehrzahl der 
Analysen deutet darauf hin, dass die Ostdeutschen 2013 eine recht homogene 
Wählergemeinschaft bildeten: Stets waren die neuen Länder im selben Clus-
ter. Die Ausnahme von der Regel bildet Brandenburg, das – aufgrund seines 
unterdurchschnittlichen Ergebnisses für die CDU und dem überdurchschnitt-
lichen Ergebnis für die SPD – als „dunkelrotes Land“ in einem „roten Osten“ 
bezeichnet werden kann. Viertens: Während die Bürger der neuen Länder 
2013 insgesamt sehr ähnlich wählten, gilt dies nicht gleichermaßen für die 
alten Länder. Stattdessen war in einigen Fällen das typisch ostdeutsche 
Wahlverhalten ebenso in einigen westlichen Ländern zu beobachten.  
 
5 Ursachen der Regionalisierung 
 
Die Regionalisierung von Wahlverhalten vermögen ausschließlich solche 
Faktoren zu erklären, die – erstens – nachweislich das Wahlverhalten beein-
flussen und – zweitens – deren regionale Ausprägungen sich signifikant von-
einander unterscheiden. Diese Anforderungen erfüllen einige Variablen der 
mikro- und makrosoziologischen Erklärungsansätze, wie sie anfänglich von 
der Columbia School16 und der Cleavage-Theorie17 geprägt wurden. Zwei 
prominente Faktoren erscheinen besonders erfolgsversprechend: „the class 
cleavage, which tends to set the social democratic SPD apart from the 
CDU/CSU and FDP as bourgeois parties, and the religious cleavage setting 
the Christian democratic CDU/CSU apart from SPD and FDP as secular par-
ties“18. Dies gilt unabhängig vom Rückgang der Arbeiter- und früheren Mit-
telklasse in den letzten Dekaden.19 Daraus ergeben sich folgende Hypothe-
sen: Je höher der Anteil der Katholiken und Protestanten in einem Bundes-
land, desto höher sollte die Wahlbeteiligung und desto erfolgreicher sollten 
                                           
16  Vgl. Paul Lazarsfeld/Bernard Berelson/Hazel Gaudet, The People’s Choice. How the Voter 
Makes up his Mind in a Presidential Campagign, New York/London 1968. 
17  Vgl. Seymour M. Lipset/Stein Rokkan, Cleavage Structures, Party Systems, and Voter 
Alignments. An Introduction, in: dies. (Hrsg.), Party Systems and Voter Alignments: Cross-
National Perspectives, New York/London 1967, S. 1-64. 
18  Thomas Saalfeld, Party Identification in the Social Bases of Voting Behaviour in the 2002 
Bundestag Election, in: German Politics 13 (2004) 2, S. 170-200, hier S. 174. 
19  Vgl. Harald Schoen, Soziologische Ansätze in der empirischen Wahlforschung, in: Jürgen 
W. Falter/ders. (Hrsg.), Handbuch Wahlforschung, Wiesbaden 2005, S. 159 f. 
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die Christdemokraten sein, während linke Parteien – SPD, Die Linke, Bünd-
nis 90/Die Grünen – mutmaßlich höhere Popularität in überwiegend nicht-
religiösen Ländern genießen dürften.20 Hinsichtlich der klassenbedingten 
Wahl gilt: Je höher der gewerkschaftliche Organisationsgrad in einem Land 
und je höher der Anteil an (Fach-)Arbeitern ist, desto höher sollten die Wahl-
beteiligung und die Stimmenanteile für die SPD, Die Linke und die Union 
(eine deutsche Eigenart) und desto geringer sollten die Stimmanteile der typi-
schen Parteien der Mittelklasse und Selbstständigen – FDP und Bündnis 
90/Die Grünen – ausfallen.21 
 Ein sozio-struktureller Faktor, den die obengenannten Theorien nicht 
in den Brennpunkt rücken, der aber der Wahlforschung insgesamt mehr und 
mehr Aufmerksamkeit abnötigt, ist Arbeitslosigkeit. Die soziologischen Er-
klärungsansätze des Wahlverhaltens gehen von der Annahme aus, Individuen 
tendierten unter den gleichen sozialen Rahmenbedingungen dazu, ähnliche 
Bedürfnisse und Interessen zu entwickeln.22 Auf dieser Basis lässt sich ver-
muten, dass Arbeitslose – bedingt durch Unzufriedenheit mit der Demokratie 
und ihrer eigenen ökonomischen Situation, aufgrund geringeren politischen 
Interesses und einem mangelndem Verpflichtungsgefühl zur Wahl, verstärkt 
dazu neigen, der Wahlurne fernzubleiben.23 
Der Anstieg regionaler Arbeitslosigkeit führt daher gewöhnlich zu ei-
nem Rückgang der Wahlbeteiligung24 und zur Wahl linker Parteien: Im Ge-
                                           
20 Vgl. Claudio Caballero, Nichtwahl, in: J. W. Falter/H. Schoen (Anm. 19), S. 355 f.; R. Dal-
ton/W. Jou (Anm. 3), S. 41-44; M. Elff/S. Roßteutscher (Anm. 3), S. 115-118; H. Kaspar/J. 
W. Falter (Anm. 3), S. 216-220; T. Saalfeld (Anm. 18), S. 183 ff.; H. Schoen (Anm. 19), 
S. 173-181; H. Schoen/C. Zettl (Anm. 3), S. 124-128. 
21 C. Caballero (Anm. 20), S. 355 f.; R. Dalton/W. Jou (Anm. 3), S. 38-41; M. Elff/S. Roßteut-
scher (Anm. 3); P. Lamers/S. Roßteutscher (Anm. 9), S. 127; T. Saalfeld (Anm. 11), S. 115-
118; H. Schoen (Anm. 19), S. 159-173; Bernhard Weßels, Wahlverhalten sozialer Gruppen, 
in: Rüdiger Schmitt-Beck u. a. (Hrsg.), Zwischen Fragmentierung und Konzentration. Die 
Bundestagswahl 2013, Baden-Baden 2014, S. 193-194, hier S. 193 f. 
22 Vgl. P. Lazarsfeld/B.Berelson/H. Gaudet (Anm. 16), S. 148. 
23 Vgl. Klaus Armingeon, Gründe und Folgen geringer Wahlbeteiligung, in: Kölner Zeitschrift 
für Soziologie und Sozialpsychologie 46 (1994) 1, S. 43-64; Thorsten Faas, Arbeitslosigkeit 
und Wählerverhalten, in: H. Rattinger/O. W. Gabriel/J. W. Falter (Anm. 3), S. 222 f.; 
Thomas Kleinhenz, Die Nichtwähler. Ursachen der sinkenden Wahlbeteiligung in Deutsch-
land, Opladen 1995, S. 26. 
24 Vgl. Armin Schäfer, Der Nichtwähler als Durchschnittsbürger. Ist die sinkende Wahlbeteili-
gung eine Gefahr für die Demokratie?, in: E. Bytzek/S. Roßteutscher (Anm. 7), S. 140; Ar-
min Schäfer/Sigrid Roßteutscher, Räumliche Unterschiede der Wahlbeteiligung bei der 
Bundestagswahl 2013. Die soziale Topografie der Nichtwahl, in: Karl-Rudolf Korte (Hrsg.), 
Die Bundestagswahl 2013. Analysen der Wahl-, Parteien-, Kommunikations- und Regie-
rungsforschung, Wiesbaden 2015, S. 109. 
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gensatz zu rechten Parteien wird ihnen nämlich im Allgemeinen unterstellt, 
sie messen dem Problem der Arbeitslosigkeit eine größere Bedeutung bei. 
Das spricht für bessere Wahlergebnisse in strukturell schwächeren Ländern. 
Dass die Bürger gewöhnlich der Regierung die Schuld für die eigene Not in 
die Schuhe schieben, dürfte linken Parteien 2013 in soziostrukturell schwa-
chen Regionen einen zusätzlichen Wettbewerbsvorteil und rechten Parteien 
einen -nachteil verschafft haben, weil sich die erstgenannten zuvor in der 
Oppositions- und die letztgenannten in der Regierungsrolle befunden hatten 
(Anti-Incumbency-Effekt).25 In der Summe ist zu vermuten, dass 2013 in 
Gebieten mit hoher Arbeitslosenquote die Wahlbeteiligung niedrig, die Er-
gebnisse von SPD, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen hoch sowie die 
Ergebnisse von CDU/CSU und FDP niedrig ausfielen. 
 Vor der Analyse, die mit QCA durchgeführt wird,26 müssen alle Fakto-
ren in nominales oder ordinales Skalenniveau überführt werden. Da es bei 
den untersuchten Faktoren keine qualitativ begründbaren Schwellenwerte 
gibt und Tosmana eine automatische Clusterbildung anbietet, ist nur noch die 
Anzahl der Klassen festzulegen. In den meisten Fällen lässt die Verteilung 
der Daten eine Dichotomisierung sinnvoll erscheinen – Ausnahmen bilden 
die Größe der Arbeiterklasse und die Arbeitslosenquote. Aufgrund der breite-
ren Verteilung dieser Variablen erscheint eine feinere Gliederung (in drei 
Gruppen) angebracht. Tabelle 3 fasst die Ergebnisse dieser Überlegungen 
zusammen. 
 








0 2 (37.4) 0 (10.0) 0 (4.2) 0 (20.2) 2 (10.3) ST 
0 1 (25.6) 0 (8.5) 0 (3.7) 0 (23.1) 2 (10.4) MV 
0 2 (37.1) 0 (7.7/10.2) 0 (8.8/3.3) 0 (31.6/27.4) 1 (7.6/8.8) TH 
SN 
0 1 (32.4) 0 (10.1) 0 (3.7) 0 (25.3) 1 (9.2) BB 
1 1 (27.1) 0 (12.6) 0 (12.0) 1 (49.7) 2 (10.7) HB 
1 1 (31.6/27.1) 0 (10.8/9.8) 1 (63.6/40.8) 0 (23.6/38.6) 0 (3.6/4.0) BY 
                                           
25  Vgl. T. Faas (Anm. 23), S. 223-229; Michael S. Lewis-Beck/Martin Paldam, Economic 
Voting. An Introduction, in: Electoral Studies 19 (2000) 2-3, S. 113-121. 
26  Über den konkreten Einfluss soziostruktureller Variablen auf die verschiedenen Dimensio-
nen des Wahlverhaltens in Ost und West herrscht Uneinigkeit unter den Wissenschaftlern. 
Vgl. Robert Rohrschneider/Rüdiger Schmitt-Beck/Franziska Jung, Short-term factors versus 
long-term values. Explaining the 2009 election results, in: Electoral Studies 31 (2012) 1, 
S. 20-34. 
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BW 
1 0 (16.9) 0 (11.4) 0 (11.7) 0 (41.1) 1 (7.3) HH 
2 0 (22.5) 0 (8.6) 0 (7.1) 0 (31.0) 2 (11.3) BE 
1 1 (26.7/31.7) 0(12.3/14.0) 1 (45.8/48.8) 0 (31.7/34.2) 1 (8.2/5.2) NW 
RP 
1 0 (22.4) 1 (17.0) 1 (67.5) 0 (20.4) 1 (7.1) SL 
1 0 (19.8) 0 (11.8) 0 (3.9) 1 (64.6) 1 (6.5) SH 
1 0 (21.7) 0 (11.1) 1 (27.5) 1 (46.4) 1 (5.7) HE 
1 1 (27.8) 0 (13.3) 0 (16.5) 1 (57.1) 1 (6.3) NI 
Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der Bundesagentur für Arbeit (Arbeitslosenquote 2013; 
Schwellenwerte: 5 und 10 Prozent) und Politbarometer 2013 (Anteil der Arbeiter [‘Arbeiter’ und 
‘Facharbeiter’], Schwellenwerte: 25 und 35 Prozent; Anteil der Gewerkschaftsmitglieder, Schwel-
lenwert: 15 Prozent; Anteil der Katholiken, Schwellenwert: 20 Prozent; Anteil der Protestanten, 
Schwellenwert: 45 Prozent); OW: 0=Ost, 1=West, 2=Berlin. 
 
Notwendige Bedingungen bilden den Grundstock für die Analyse weiterer 
Kausalzusammenhänge: Es ist nicht sinnvoll, für einen bestimmten Fall nach 
hinreichenden Bedingungen für ein bestimmtes Ergebnis zu fahnden, wenn er 
bereits die notwendigen Voraussetzungen verfehlt. Aus anderer Perspektive: 
Eine für ein bestimmtes (Wahl-)Ergebnis hinreichende Bedingung wird in 
solchen Fällen ins Leere laufen, welche die Voraussetzungen für das genann-
te (Wahl-)Ergebnis nicht erfüllen. Aus diesem Grund werden für jedes der 
untersuchten Wahlergebnisse die notwendigen vor den hinreichenden Bedin-
gungen geprüft. 
 
Tabelle 4: Notwendige Bedingungen 
 Konsistenz Abdeckung Trivialität 
OW (1) ← Hohe Wahlbeteiligung 1.000 .727 .375 
- ← Hohes CDU/CSU-Ergebnis - - - 
























Gewerkschaft (0)  







Quelle: Eigene Berechnung; nicht-triviale Bedingungen (T≤.500) hervorgehoben. 
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Wie die Tabelle zeigt, ist die Nicht-Mitgliedschaft in der Gruppe der neuen 
Länder 2013 eine Conditio sine qua non für eine hohe Wahlbeteiligung. Ob-
wohl dieses Ergebnis unzweifelhaft frühere Befunde bestätigt, hohe Wahlbe-
teiligungsraten im Westen gingen auf eine stärkere Parteiidentifikation, Kan-
didatenpräferenzen und zugeschriebene Problemlösungskompetenzen zurück, 
die alle mit einer größeren Vertrautheit mit dem demokratischen Prozess kor-
relieren,27 erklärt das nicht, warum die Wahlbeteiligung 2013 nicht in allen 
alten Ländern hoch war. Ein Blick auf die hinreichenden Bedingungen ver-
schafft Klarheit:28 Förderlich für eine hohe Wahlbeteiligung in den westli-
chen Bundesländern ist entweder (I) eine katholische Prägung, (II) eine mar-
ginalisierte Arbeiterklasse oder (III) eine geringe Arbeitslosenquote in Kom-
bination mit Protestantismus. Alles in allem bestätigt dies weithin die Ergeb-
nisse der politischen Soziologie. Erstaunlicherweise ist der Zusammenhang 
von Protestantismus und hoher Wahlbeteiligung jedoch keineswegs robust: 
Wenn die Arbeitslosenquote in die Höhe schießt, sinkt auch in den protestan-
tischen Kernländern die Wahlbeteiligung. Selbst der Zusammenhang zwi-
schen Katholizismus bzw. schwacher Arbeiterklasse und hoher Wahlbeteili-
gung ist in Deutschland nicht perfekt. So weist Bayern eine hohe Enthal-
tungsquote trotz seines Charakters als katholisches Kernland auf, und in 
Hamburg spiegelt sich die faktische Nichtexistenz der Arbeiterklasse keines-
wegs in einer hohen Wahlbeteiligung wider. Während der Süden damit Pap-
pis und Shikanos „Bayern-ist-anders-Hypothese“29 bekräftigt, gibt die Hanse-





                                           
27  Rolf Becker, Voter Participation in the 1998 Bundestag Elections. A Theoretical 
Modification and Empirical Application of Downs’ Theory of Voter Participation, in: Ger-
man Politics 11 (2002 2), S. 39-87; Kerstin Völkl, Nichtwahl – die Alternative für parteilich 
Ungebundene am Wahltag?, in: H. Rattinger/O. W. Gabriel/J. W. Falter (Anm. 3), S. 26-28. 





29  Franz U. Pappi/Susumu Shikano, Personalisierung der Politik in Mehrparteiensystemen am 
Beispiel deutscher Bundestagswahlen seit 1989, in: Politische Vierteljahresschrift 
42 (2001) 3, S. 355-387; Bernhard Weßels/Aiko Wagner, Regionale Differenzierung des 
Wahlverhaltens, in: Hans Rattinger u. a. (Hrsg.), Zwischen Langeweile und Extremen. Die 
Bundestagswahl 2009, Baden-Baden 2011, S. 119-129. 
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1.000 .375 .125 SH, HE, 
NI 
Quelle: Eigene Berechnungen. 
 
In den nächsten Schritten steht der Einfluss sozio-struktureller Faktoren auf 
die Wahlergebnisse der Parteien im Vordergrund, beginnend mit den Christ-
demokraten. Einerseits gibt es keine notwendigen Voraussetzungen für hohe 
Unionsergebnisse; andererseits führen nicht weniger als vier hinreichende, 
alternative Pfade dahin: Die Union erreichte in denjenigen Ländern Wahlsie-
ge, die (I) überwiegend katholisch oder (II) eher von der Arbeiterklasse ge-
prägt sind, die (III) überwiegend protestantisch sind und eine niedrige Ar-
beitslosenquote aufweisen, oder die (IV) von einer eher mittelgroßen Arbei-
terklasse, mangelndem Protestantismus und hoher Arbeitslosigkeit gekenn-
zeichnet sind. Mehrere Aspekte dieser Erklärungen verdienen Beachtung: 
 Erstens, während das tadellose Abschneiden von Angela Merkels Par-
tei in den katholischen Landstrichen den Erwartungen voll und ganz ent-
spricht, trifft das auf die Wahlsiege in Bundesländern mit einer eher starken 
Arbeiterklasse (Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen) keineswegs zu. Dieses 
Ergebnis auf Aggregatebene steht in gewissem Widerspruch zur These der 
Wahlsoziologie, die (Fach-)Arbeiter im Osten würden etwa seit den späten 
1990er Jahren zunehmend wie jene im Westen wählen, d. h. vornehmlich so-
zialdemokratisch.30 Zuvor hatte die Union den größten Zuspruch aus dieser 
Gruppe erhalten.31 Dass sie 2013 in der Arbeiterklasse besser abschnitt als 
jede andere Partei (38 Prozent), verfängt nicht, denn das trifft auf alle Be-
                                           
30  Vgl. M. Elff/S. Roßteutscher (Anm. 3); R. Dalton/W. Jou (Anm. 3), S. 43; H. Schoen/C. 
Zettl (Anm. 3), S. 128; B. Weßels (Anm. 21), S. 194. 
31  Vgl. Russel J. Dalton/Wilhelm Bürklin, The Two German Electorates: The Social Bases of 
the Vote in 1990 and 1994, in: German Politics and Society 13 (1995) 1, S. 75-99; R. Dal-
ton/W. Jou (Anm. 3), S. 38-41. 
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rufsgruppen zu.32 Die Größe der Arbeiterklasse kann darum nicht ihren Er-
folg in den drei ostdeutschen Ländern erklären. 
 Zweitens, die Union schnitt in Schleswig-Holstein, Hessen und Nie-
dersachsen aufgrund derselben Faktoren so gut ab, die auch zu einer hohen 
Wahlbeteiligung in diesen Ländern führten (Protestantismus und niedrige bis 
mittlere Arbeitslosigkeit). Beides unterstreicht die Thesen der Cleavage- und 
der Economic-Voting-Theorie. 
 Drittens, ebenso wie der Kausalpfad der drei östlichen Bundesländer 
scheint der mecklenburg-vorpommersche ein methodisches Artefakt zu sein: 
Es gibt keinen Grund zur Annahme, eine moderate Anzahl an (Fach-) Arbei-
tern in Kombination mit einer hohen Arbeitslosenquote und dem Fehlen einer 
signifikanten protestantischen Wählergruppe bilde die Grundlage für einen 
Wahlerfolg der Union. All das führt zu der Schlussfolgerung, nur das konfes-
sionelle Cleavage besitze einige Wahlrelevanz für die CDU/CSU im Jahr 
2013. Dies beschränkt sich nur auf die alten Bundesländer, die hohen Ergeb-
nisse im Osten bleiben vorerst unerklärt (in Tabelle 6 grau unterlegt).  
 






Katholiken (1) 1.000 .500 .417 BY, BW, 
NW, RP, 
SL, HE 









1.000 .084 .084 MV 
Quelle: Eigene Berechnungen.  
 
Die von QCA angebotenen Erklärungen sind schlüssiger, wenn es um sozial-
demokratisches Wählen geht: Die Konfigurationstabelle gibt keine notwen-
digen Bedingungen für SPD-Hochburgen an. Jedoch gibt es zwei alternative 
                                           
32  Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Bundestagswahl. Eine Analyse der Wahl vom 22. Septem-
ber 2013, Mannheim 2013, S. 46 ff.; Eckhard Jesse, Wer wählte wie? Eine Analyse der 
Bundestagswahl 2013, in: Ders./Roland Sturm (Hrsg.), Bilanz der Bundestagswahl 2013. 
Voraussetzungen, Ergebnisse, Folgen, Baden-Baden 2014, S. 48 ff. 
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Pfade, die auf ein relativ gutes SPD-Ergebnis hinwirken: (I) eine zumindest 
leicht erhöhte Arbeitslosenquote im Westen oder (II) eine mittelgroße Arbei-
terklasse verbunden mit einer mäßig hohen Arbeitslosenquote. Der erste Pfad 
bestätigt die Vermutungen des Economic-Voting-Modells: Es spricht entwe-
der dafür, dass die West-Wähler der SPD als linker Partei eine erhöhte Auf-
merksamkeit gegenüber den Sorgen der Arbeitslosen attestieren, oder für die 
Abstrafung der Regierung. Da sich die Sozialdemokraten zwischen 2009 und 
2013 in der Opposition befanden, lässt sich nicht eindeutig feststellen, wel-
cher der beiden Effekte zum Tragen gekommen ist. Dass er ausschließlich im 
Westen auftrat, legt wiederum nahe, dass die Unzufriedenen dort nach wie 
vor eher zur Wahl der Opposition neigen, während man im Osten aus Frust 
entweder der Wahlurne fernbleibt oder für die Postkommunisten votiert, die 
den Sozialdemokraten somit das Wasser abgraben.33 
 Der zweite Erklärungsweg ist weniger überzeugend. Demzufolge lie-
gen die hohen Stimmenanteile in Brandenburg, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen in der moderaten Arbeitslosigkeit und Arbei-
terquote begründet. Dies wäre jedoch nur dann sinnvoll, wenn die SPD in 
Ländern mit grassierender Arbeitslosigkeit und/oder einer starken Arbeiter-
klasse erfolgreich wäre, was jedoch – wie alle anderen ostdeutschen Länder 
zeigen – nicht der Fall ist. In Anbetracht der theoretischen Fragwürdigkeit 
dieser Erklärung und des Umstandes, dass Brandenburg der einzige Fall ist, 
der sich ausschließlich dadurch erklären lässt (die SPD-Erfolge in Rheinland-
Pfalz, Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen sind auch auf andere Erklä-
rungen rückführbar), scheint sie nicht mehr als ein methodisches Artefakt zu 
sein (in Tabelle 7 grau unterlegt). Erneut haben sozialstrukturelle Ansätze 
Schwierigkeiten, die regional variierenden Wahlergebnisse einer Partei ein-











                                           
33  Vgl. R. Rohrschneider/R. Schmitt-Beck/F. Jung (Anm. 3), S. 371. 
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1.000 .400 .100 BB, RP, 
NW, NI 
Quelle: Eigene Berechnungen. 
 
Die Linke beansprucht aufgrund ihrer Wählerschaft eine Sonderrolle – weil 
sie die einzige große Partei ist, deren Abstimmungsverhalten einer klar ge-
trennten Ost-West-Logik folgt. Doch die Ausnahmeposition der Partei ist 
durch zwei weitere Merkmale gerechtfertigt: die Zahl der notwendigen Be-
dingungen und die theoretische Aussagekraft der Erklärungen. Laut Konfigu-
rationstabelle sind die Nicht-Mitgliedschaft in der Gruppe der alten Bundes-
länder sowie die Abwesenheit eines starken christlichen Hintergrundes für 
ein außergewöhnliches Wahlergebnis 2013 notwendig. Das bestätigt die An-
nahmen der politischen Soziologie, denn Gesellschaften ohne staatssozialisti-
sche Erfahrung sowie christliche Gesellschaften gelten bei der Wahl sozialis-
tischer Parteien als grundsätzlich zurückhaltend. Wären allerdings nichtreli-
giöse Wähler im Vergleich zur religiösen Gemeinschaft in ihrer Größe ver-
nachlässigbar, würden ihre Stimmen nicht über das regionale Wahlergebnis 
entscheiden. Deswegen ist die regionale Konzentration ausschlaggebend. 
Obwohl beide Faktoren – die kommunistische Vergangenheit und die 
schwachen christlichen Wurzeln – historisch eng miteinander verbunden 
sind, da die DDR-Nomenklatur die Bindungen zwischen Kirche und Gesell-
schaft über Jahre hinweg erfolgreich unterminiert hat, gibt es Grund zur An-
nahme, dass lediglich der Katholizismus „immunisierend“ und die staatssozi-
alistische Vergangenheit als Wegbereiter wirkt. Das Fehlen eines protestanti-
schen Hintergrundes ist zwar notwendig für einen Parteisieg, doch weil kaum 
ein Land überhaupt eine starke protestantische Färbung aufweist (nur vier 
von 16), kann der Faktor als inhaltlich trivial angesehen werden.  
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Die Linke bewährte sich 2013 vor allem in postkommunistischen und 
nicht-protestantischen Ländern mit vergleichsweise hoher Arbeitslosigkeit.34 
Das ist nicht selbstverständlich, wie die Debatte über ihre Erfolgsgeschichte 
in den neuen Ländern zeigt. Darin wurde entweder „Honeckers Hinterlassen-
schaft“ in der politischen Kultur oder ein Nebenprodukt der Transformati-
onsprobleme gesehen, die Teile der Gesellschaft als verheerend empfanden. 
Offenkundig trifft beides zu: Dem ersten Kausalpfad zufolge stützt sich die 
Partei auf die staatssozialistische Prägung: Sie profitiert noch immer von ei-
ner geringen Parteiidentifikation – was die Sensibilität der Wähler für aktuel-
le politische Trends erhöht – und der Verankerung sozialistischer und egalitä-
rer Werte.35 Die große Unterstützung durch eher linke Wähler verschafft ihr 
einen signifikanten Vorteil gegenüber der SPD.36 Der alternative Pfad legt in 
Einklang mit den Ergebnissen der Wahlforschung nahe, dass Die Linke in 
nicht-protestantischen Gegenden mit einer hervorstechenden Arbeitslosen-
quote die Oberhand hat.37 Angesichts der Notwendigkeit allgemein verbreite-
ter Areligiösität (nicht nur des Nicht-Protestantismus) für ein solides Wahler-
gebnis ist es keine zu starke Vereinfachung, den Erfolg der Postkommunisten 
in Berlin, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt ausschließlich der 
hohen Arbeitslosigkeit zuzuschreiben. Insgesamt belegt Die Linke, wie von 
der Wahlsoziologie, der Economic-Voting-Theorie und der Werteforschung 
vorgetragene Faktoren in der Summe regionale Wahlunterschiede erklären. 
Das Kirche-Staat-Cleavage und die DDR-Vergangenheit erwiesen sich als 
notwendig, Economic Voting und die sozialistischen Werte als hinreichend 







                                           
34  Zudem bietet die QCA eine weitere Erklärung, die sich von der ersten lediglich im zweiten 
Pfad unterscheidet: OW(0)+Arbeiter(0)Arbeitslosenquote(2). Aufgrund der theoretischen 
Unwahrscheinlichkeit und des geringen Umfangs dieses zweiten Pfades der Erklärung (er 
enthält lediglich Berlin), wurde diese ausgelassen. 
35  Vgl. Kai Arzheimer/Tatjana Rudi, Wertorientierungen und ideologische Einstellungen, in: 
H. Rattinger u. a. (Anm. 3), S. 167-187. 
36  Vgl. K. Arzheimer/J. W. Falter (Anm. 6), S. 143; B. Weßels (Anm. 21), S. 196-199. 
37  Vgl. ebd.; Thorsten Faas, Arbeitslosigkeit und Wählerverhalten. Direkte und indirekte Wir-
kungen auf Wahlbeteiligung und Parteipräferenzen in Ost- und Westdeutschland, Baden-
Baden 2010, S. 475. 
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1.000 .500 .167 BE, MV, 
ST 
Quelle: Eigene Berechnungen. 
 
Dem liberalen „Erfolg“ in den Bundesländern gingen zwei notwendige Be-
dingungen voraus: Die erste ist die Mitgliedschaft im Cluster der alten Län-
der, die auf die Relevanz von Parteiidentifikationen, gewachsenen Konfliktli-
nien und traditionellen Wählerschaften hinweist – Merkmale, die im Osten 
nicht im gleichen Ausmaß vorhanden sind. Diese erste Bedingung ist über-
zeugender als die zweite: das Fehlen starker Gewerkschaftsbindungen. Ob-
wohl theoretisch begründbar und notwendig, signalisiert das Trivialitätsmaß, 
dass ein niedriger gewerkschaftlicher Organisationsgrad de facto irrelevant 
für ein einigermaßen gutes FDP-Resultat, weil allgegenwärtig war. 
 Der QCA zufolge zogen die Liberalen aufgrund der ökonomischen 
Prosperität in Bayern und Baden-Württemberg Wähler an, was die Glaub-
würdigkeit des Economic-Voting-Modells unterstützt: Regionen, die nicht 
von massiver Arbeitslosigkeit geplagt sind, strafen ihre regierenden Parteien 
wahrscheinlich nicht bei Wahlen ab. In Hamburg, Hessen und Schleswig-
Holstein ist der moderate Erfolg der Liberalen indirekt auf die regionale Ar-
beitsmarktstruktur und die einigermaßen stabile Wirtschaft zurückzuführen. 
Das Fehlen einer lebendigen, gewerkschaftlich organisierten Arbeiterschicht 
in Verbindung mit einer moderaten Arbeitslosenquote führte zu vergleichs-
weise guten Ergebnissen der Liberalen.38  
 Dem dritten Lösungsterm zufolge wurde der Erfolg der FDP in einigen 
westlichen Ländern durch eine moderate Arbeitslosenquote und einen mäßig 
hohen (Fach)-Arbeiter-Anteil hervorgerufen. Dies ist ein plausibler theoreti-
scher Ansatz, da es keine Fälle gibt, in denen die Liberalen trotz einer niedri-
gen Arbeitslosenquote und dem Fehlen einer starken Arbeiterklasse scheiter-
ten. Die einigermaßen guten Resultate der Partei im Westen sind mithin 
                                           
38  Gemäß einer alternativen Erklärung begründen sich die Erfolge in den drei Ländern durch 
eine kleine Arbeiterklasse, schwache Gewerkschaftsbindungen und die Zugehörigkeit zum 
Westen: Arbeiter(0)OW(1)Gewerkschaften(0). Die vorgestellte Erklärung ist jedoch theore-
tisch plausibler. 
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durch eine niedrige oder mittlere Arbeitslosenquote in Kombination mit einer 
kleinen oder mittelgroßen Arbeiterklasse begründet – mit der prominenten 
Ausnahme Niedersachsens, wo die Liberalen einen Rückschlag erlitten, ob-
wohl die sozio-strukturellen und ökonomischen Parameter für sie sprachen. 
Das Ergebnis in diesem Land ist nicht erklärbar. 
 















.666 .286 .286 NW, RP 
(NI) 
Quelle: Eigene Berechnungen. 
 
Bündnis 90/Die Grünen bilden die zweitjüngste Parlamentspartei Deutsch-
lands. Im Gegensatz zu anderen Parteien sind sie weder aus den sozialen 
Konfliktlinien des 19. Jahrhunderts hervorgegangen noch aus der kommunis-
tischen Herrschaft, sondern aus der „stillen Revolution“39, die den Wandel 
von materialistischen hin zu post-materialistischen Werten in den westlichen 
Gesellschaften des 20. Jahrhunderts beschreibt. Als notwendig für grüne 
Wahlerfolge erwies sich – wie für die FDP – nur die Nicht-Mitgliedschaft in 
der Gruppe der neuen Bundesländer. Das verweist darauf, dass die Grünen 
einen schweren Stand im Osten haben, denn sie können dort weder auf eine 
breite post-materialistische Basis noch eine gewachsene Kernwählerschaft 
bauen. Der Osten wird nicht umsonst daher gelegentlich als liberale und grü-
ne „Diaspora“ bezeichnet.40 Dass ein geringer gewerkschaftlicher Organisati-
ongrad für gute Ergebnisse notwendig sein soll, lässt sich hingegen nicht 
nachvollziehen.41 Der hohe Trivialitätswert deutet auf eine unplausible Erklä-
rung. 
 
                                           
39  Vgl. Ronald Inglehart, The Silent Revolution. Changing Values and Political Styles Among 
Western Publics, Princeton 1977. 
40  Vgl. H. Träger (Anm. 5), S. 66. 
41  Vgl. B. Weßels (Anm. 21), S. 196 f. 
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Alter (0) 1.000 1.000 1.000 HB, NI, HH, 
BY, NW, RP, 
SH, HE, BW, 
BE 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Durchschnittsalter im „jüngeren Cluster“: BE: 42,8; BW: 43,2; 
BY: 43,4; HB: 44,0; HE: 43,7; HH: 42,4; NI: 44,2; NW: 43,9; RP: 44,4; SH: 44,8; Durchschnitts-
alter im „älteren Cluster“: BB: 46,6; MV: 46,3; SL: 46,0; SN: 46,6; ST: 47,3; TH: 46,7). 
 
Hinsichtlich hinreichender Bedingungen grüner Wahlerfolge verweist QCA 
auf die Sonderrolle Berlins (als weder eindeutig ost-, noch westdeutsche 
Stadt) und auf den niedrigen gewerkschaftlichen Organisationsgrad in den 
alten Bundesländern. Keine der beiden Erklärungen ist zufriedenstellend: Of-
fensichtlich ist der erste Term für Berlin maßgeschneidert (und damit weder 
generalisierbar noch inhaltlich aussagekräftig), der zweite ist theoretisch 
nicht stichhaltig. Wenn es um die Wahlergebnisse der Grünen geht, kommen 
die soziologischen Ansätze und die Economic-Voting-Theorie mithin an ihre 
Grenzen. Daher beruht der Lösungsterm in Tabelle 10 auf sozio-
demographischen Faktoren, die von der Wahlforschung als ausschlaggebend 
für grüne Wahlerfolge gesehen werden: Alter und Bildungsgrad.42 Überra-
schenderweise ergab sich eine beinahe perfekte Korrelation zwischen dem 
Altersschnitt der regionalen Wählerschaften und dem Wahlerfolg der Partei: 
2013 entsprachen die grünen Hochburgen vollständig den „jungen“ Staaten 
(im Bezug auf das Durchschnittsalter der Bevölkerung), was auf einen anhal-
tenden Alterseffekt schließen lässt – nicht nur auf individueller, sondern auch 




Regionale Wahlergebnisse in Deutschland erhielten – abgesehen von Ost-
West-Vergleichen – in den vergangenen 25 Jahren nur geringe wissenschaft-
liche Aufmerksamkeit. Dabei liefern sie deutlich validere Ansatzpunkte für 
die Prüfung der Ost-West-These als der Paarvergleich. Auf Basis der Bun-
destagswahlergebnisse 2013 wurde daher die Regionalisierung des Wahlver-
                                           
42  Vgl. ebd.; E. Jesse (Anm. 32), S. 46. 
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haltens (Beteiligungsquoten sowie Stimmenanteile von CDU/CSU, SPD, Die 
Linke, FDP und Bündnis 90/Die Grünen) unterhalb der konventionellen Ost-
West-Analyseebene beleuchtet. Ausgangspunkt war die Frage, ob die eigent-
lichen regionalen Gräben beim Abstimmungsverhalten mit der früheren in-
nerdeutschen Grenze übereinstimmen. 
 Die Befunde deuten weithin weder auf einen Ost-West-Unterschied 
noch auf eine „innere Einheit“ oder gar regionale Diversität. Vielmehr traten 
durchweg regionale Gegensätze zutage (gute Ergebnisse hier, schlechte Er-
gebnisse dort und eine tiefe Kluft dazwischen), die jedoch nur in einem ein-
zigen Fall mit der früheren innerdeutschen Grenze übereinstimmten – näm-
lich bei den Wahlergebnissen der Partei Die Linke, die Erfolge im Osten und 
Misserfolge im Westen zu verzeichnen hatte. Abgesehen hiervon verliefen 
die Trennlinien durch beide Teile Deutschlands hindurch – was für eine 
Überlagerung des historischen Erbes durch andere, aktuelle Faktoren spricht, 
die in der aktuellen Wahlforschung eine stärkere Rolle spielen sollten. 
 Wenn es um die Gründe der subnationalen Fragmentierung geht, 
scheint der Teil Deutschlands, zu dem ein Bundesland gehört – Ost oder 
West – immer noch einen starken Einfluss auszuüben, hauptsächlich durch 
die historische Determination weiterer Faktoren, wie Religiosität, Parteiiden-
tifikation und sozialer Werte, in denen 40 Jahre Sozialismus ihre Spuren hin-
terlassen haben. Der „Ost-West-Faktor“ erwies sich darum als notwendig 
(und relevant) für vier von sechs Wahlergebnissen und teilweise hinreichend 
für drei Fälle (von zwölf). In seiner Bedeutung wird er nur von der Arbeitslo-
senquote übertroffen, die in sieben von zwölf Erklärungen eine Rolle spielte.  
In ihrer Kombination deuten die Ergebnisse darauf hin, dass 25 Jahre 
nach der Einheit Ansätze, die sich allein auf sozio-strukturelle Faktoren stüt-
zen, kaum regionale Unterschiede im Wahlverhalten der Deutschen erklären 
können. In der Mehrzahl der Fälle begünstigte die Wechselwirkung sozialer 
und ökonomischer Faktoren Regionalisierung. Die bürgerlichen Parteien pro-
fitierten hier und da von der ökonomischen Prosperität und von vorherr-
schenden Klassenkonfliktlinien, die linken Parteien dagegen verdanken ihren 
Erfolg sowohl grassierender Arbeitslosigkeit als auch in einigen Regionen 
(zumindest Die Linke) dem sozialistischen Erbe und der konfessionellen 
Konfliktlinie. Die Grünen hingegen fallen aus der Reihe, da ihre Ergebnisse 
jeder sozial-strukturellen Erklärung trotzen. Dass ihr Siegeszug der letzten 
Jahrzehnte aus dem post-materialistischen Wertewandel hervorging, zeigt 
sich deutlich in den regionalen Wahlunterschieden, die gänzlich mit alters-
strukturellen Unterschieden der Länder übereinstimmen.  
Ein Volk – zwei Wählerschaften? 
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 Die Kombination der Faktoren stößt bei den Grünen und im Osten 
Deutschlands an ihre Grenzen: Eine ganze Reihe von Wahlergebnissen – 
hierunter die Wahlerfolge der Union in einigen Ländern sowie Brandenburgs 
Charakter als SPD-Hochburg – bleiben vorerst ein versiegeltes Buch. Das 
heißt nicht, Katholiken und Protestanten in Ostdeutschland favorisierten nicht 
die CDU (das tun sie) oder Arbeiter lehnten die SPD ab (das tun sie nicht), 
aber aufgrund ihrer Gruppengröße sind sie im Osten nicht maßgebend. Die 
Cleavage-Theorie war nicht in der Lage, die Ursachen für die Wahlgewinne 
beider Parteien im Osten zu beleuchten. 
Daher lautet die zentrale Einsicht des subnationalen Vergleichs: Ost 
und West sind ein Vierteljahrhundert nach friedlicher Revolution und Wie-
dervereinigung keineswegs mehr so einheitlich, wie das an vielen Stellen 
noch immer suggeriert wird und wie das zu Beginn der 1990er Jahre womög-
lich noch der Fall war. Die vielfältigen, sich mehrfach überlagernden politi-
schen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Prozesse der letzten beiden 
Jahrzehnte, die die deutschen Regionen in ganz unterschiedlichem Maße be-
einflussten, haben ihre Spuren im Wahlverhalten hinterlassen. Zugleich ten-
diert die Forschung dazu, tiefer liegende, historisch gewachsene Prägungen 
bei der Analyse von Ost und West zu vernachlässigen – etwa die Religion. 
Deutschland ist ein konfessionell zerrissenes Land. Dass sich diese Einflüsse 
in Deutschlands Regionen gegenseitig verstärken, teilweise abschwächen und 
überformen, verdeutlichen nicht zuletzt die unterschiedlichen Erklärungs-
muster und die vielen Sonderfälle beim Ländervergleich. Aus all diesen 
Gründen ist die These einer Ost-West-Kluft zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
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